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1 Einleitung 

 

Seit 2007 ist Rumänien Mitglied der Europäischen Union (EU). Bereits 2004 hat die 
EU-Kommission die rumänische Volkswirtschaft als funktionierende Marktwirtschaft 
eingestuft. Trotzdem existieren hohe wirtschaftliche Unterschiede zwischen Rumänien 
und den restlichen EU-Staaten. Das Land ist relativ groß und relativ arm im Vergleich 
zum Durchschnitt in der Union. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, gemessen in Kauf-
kraftstandards, betrug 2005 nur 35 Prozent des Durchschnitts der EU-Staaten (vgl. 
Eurostat 2006a). Zudem wäre Rumänien nach einem Beitritt zur EU das Land mit der 
zweitgrößten landwirtschaftlichen Nutzfläche und der zweithöchsten Anzahl Be-
schäftigter in der Landwirtschaft unter den Mitgliedsländern der ‚Kopenhagener 
Runde’. Dabei ist die Produktivität in diesem Sektor gering (vgl. Gabanyi 2003 sowie 
Knorr und Žigová). Die Ursachen für diese Diskrepanzen liegen nicht nur im Ablauf des 
Transformationsprozesses vom sozialistischen zum kapitalistischen System und in der 
Ineffizienz des sozialistischen Systems, sondern auch in der früheren wirtschaftlichen 
Entwicklung Rumäniens. Der Entwicklungsnachteil ist eng mit dem institutionellen 
Rahmen der Gesellschaft verbunden.  

Die vorliegende Arbeit ist eine positive Analyse des institutionellen Wandels in Rumä-
nien und dessen Auswirkung auf die wirtschaftliche Entwicklung des Landes von 1866 
bis 2005. Mit dem Instrumentarium der Neuen Institutionenökonomie (NIÖ) werden die 
wichtigsten gesellschaftlichen Regeln und der Mechanismus ihrer Veränderung im 
Zeitverlauf analysiert. Die Zielsetzung der Arbeit ist es, einen Beitrag zum Verständnis 
des heutigen wirtschaftlichen Entwicklungsstandes und des Transformationsprozesses 
in Rumänien zu leisten sowie die Neue Institutionenökonomie auf einen weiteren Fall 
anzuwenden.  

Zwei zentrale Fragestellungen werden verfolgt. Zum einen, inwiefern die institutionel-
len Arrangements Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung des Landes im Laufe der 
Zeit nahmen und zum anderen, inwiefern die Pfadabhängigkeit bei der Transformation 
vom sozialistischen zum kapitalistischen System von Bedeutung ist. Im Fokus der 
Analyse liegen dabei insbesondere die Entwicklung der Verfügungsrechte, die staat-
lichen Eingriffe in die Wirtschaft und die Veränderung der relevanten internen Instituti-
onen. Die Bedeutung der internen Institutionen wird allerdings nur dann hervorgehoben, 
wenn Tatsachen mit Hilfe des Wandels der externen Institutionen nicht erklärbar sind. 
Der Grund hierfür ist, dass sich die empirische Forschung hinsichtlich des Zusammen-
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hangs zwischen den internen Institutionen und der wirtschaftlichen Entwicklung noch 
im Anfangsstadium befindet.  

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit gehen wir von der These aus, dass Rumänien sich 
zu Beginn der Transformationszeit nicht in einem „institutionellen Vakuum“ (Bunce 
und Csanádi) befand, sondern auf einem Entwicklungspfad, der maßgeblich die Schaf-
fung der externen Regeln sowie die Veränderung der internen Regeln beeinflusste. 
Murrells (1995) Aussage „tabula non rasa“, die sich auf den institutionellen Rahmen in 
den Transformationsökonomien Mittel- und Osteuropas unmittelbar nach der Wende 
bezieht, wird im Rahmen dieser Untersuchung bekräftigt.  

Der angewandte Forschungsansatz ist qualitativ-explorativ. Eine qualitative Methode 
wird aus zwei Gründen gewählt. Zum einen führt die Aggregation der Daten über einen 
so langen Zeitraum aufgrund der Unvollständigkeit und der Verzerrungen zu ungenauen 
Werten. Zum anderen ist die genaue Wirkung der Institutionen und deren Veränderun-
gen auf die wirtschaftliche Entwicklung schwer messbar. Ein explorativer Forschungs-
ansatz wird deswegen gewählt, weil sich die institutionenökonomische Forschung am 
Beispiel von Rumänien im Anfangsstadium befindet. Nur wenige Ergebnisse sind für 
die vorliegende Arbeit relevant. Aus diesem Grund gehen wir im Rahmen dieser Unter-
suchung von einer einzigen These aus. Im Laufe der Analyse und nach ihrem Abschluss 
werden die Schlussfolgerungen zusammengetragen.  

Die analysierte Zeitspanne teilen wir in drei Abschnitten ein: in die kapitalistische Zeit 
von 1866 bis zur Einführung des sozialistischen Systems, die sozialistische Zeit und die 
Transformationszeit. Die Vorgehensweise ist für jeden der drei Abschnitte ähnlich. Zu-
nächst werden die relative Verhandlungsmacht und die Interessen der politischen, büro-
kratischen, rechtlichen und sozialen Akteure, welche an der Verhandlung von Institutio-
nen beteiligt sind, dargestellt. Mit den daraus gewonnenen Erkenntnissen kann die Ver-
änderung bedeutender externer Institutionen erklärt werden. Anschließend werden die 
Auswirkungen dieser Veränderungen auf das Anreizsystem und die Transaktionskosten 
in der Gesellschaft untersucht, d.h. auf die Einflussgrößen, die eine direkte Wirkung auf 
die Wirtschaftsleistung haben. Methodisch folgt die Untersuchung dem Ansatz von 
Douglass C. Norths ‚Neuer Wirtschaftsgeschichte’ und orientiert sich an Wallis’ insti-
tutionellem Modell der offenbarten Präferenzen. Situationsabhängig werden verschie-
dene institutionenökonomische Ansätze genutzt, weil ein erwiesenes Modell, welches 
alle Ansätze der NIÖ vereint, bislang fehlt. In diesem Zusammenhang spricht Richter 
(1998, S. 341) von der Kasuistik als Merkmal der Institutionenökonomie. Nach Alston 
(S. 30) kann man die Unvollkommenheit der Methoden und Modelle oft durch empiri-
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sche Studien überwinden. Der empirische Ansatz ist häufig die einzige Möglichkeit, das 
Wissen über den institutionellen Wandel zu erweitern. 

Die Anwendungen der Neuen Institutionenökonomie, insbesondere im Bereich der 
Neuen Wirtschaftsgeschichte und der Transformationsforschung, haben seit Anfang der 
1990er Jahre stark zugenommen.1 Die Transformationsforschung hat sich nach 1990 
rasant entwickelt, da Wissenschaftler versuchten, die Transformation zu erklären und 
Empfehlungen für eine effiziente2 Gestaltung der institutionellen Arrangements zu 
formulieren.3 Eine ausführliche institutionenökonomische Analyse am Beispiel von 
Rumänien existiert bislang nicht. Der Zerfall des sozialistischen Systems hat rumäni-
schen Wissenschaftlern die Möglichkeit geboten, sich frei von der kommunistischen 
Ideologie mit den wirtschaftlichen, politischen und sozialen Entwicklungen des letzten 
Jahrhunderts auseinanderzusetzen. Viele Wirtschaftswissenschaftler haben sich vor-
rangig auf den Transformationsprozess konzentriert. Dies ist anhand der hohen Anzahl 
der Beiträge zu diesem Thema zu erkennen. Bei der Fragestellung zur Pfadabhängigkeit 
der wirtschaftlichen Entwicklung spielt in den meisten Fällen nur das Fortbestehen der 
Institutionen aus der sozialistischen Zeit eine Rolle (z.B. Aligică und Dabu). Eine Ab-
hängigkeit von vorsozialistischen institutionellen Arrangements wurde bislang nur in 
soziologischen oder politikwissenschaftlichen Beiträgen angesprochen (z.B. Verdery, 
Mungiu-Pippidi und Preda). Die Gründe für die Vernachlässigung dieser Problematik 
sind zum einen, dass die Neue Institutionenökonomie eine geringe Verbreitung in der 
rumänischen Forschung hat und zum anderen, dass die internationale Forschung vor-
wiegend an den Entwicklungen in Westeuropa, Amerika oder an berühmten Ereignissen 
aus der Weltgeschichte interessiert war.4 Daraus ergibt sich die Besonderheit der vor-
liegenden Analyse.   

Die vorliegende Untersuchung erhebt aus mehreren Gründen keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit. Erstens ist hinsichtlich der Länge der untersuchten Zeitspanne – ca. 
hundertvierzig Jahre – die Eingrenzung der Untersuchung auf die wesentlichen Institu-

                                            
1  Zeitnahe Beiträge zur Neuen Wirtschaftsgeschichte stammen z.B. von Bortz und Haber, Butschek, 

Wischermann und Nieberding sowie Ellerbrock und Wischermann. Institutionenökonomische Analy-
sen zur Entwicklung anderer osteuropäischen Staaten stammen z.B. für die Tschechische Republik 
von Dyba und Svenjar oder für Kroatien von Kušić. 

2  In der vorliegenden Arbeit werden die Begriffe ‚effizient’ und ‚ineffizient’ im Sinne von North 
verwendet, d.h. sie dienen zum Vergleich zweier Gruppen von Nebenbedingungen: In einem Fall wird 
maximierendes Verhalten der Akteure eine Steigerung der Wirtschaftsleistung bewirken, im anderen 
Fall nicht (vgl. North 1988, S. 7).  

3  Für einen Überblick über die wichtigsten Richtungen und Vertreter der ökonomischen 
Transformationsforschung vgl. Kapitel 5.  

4  Vgl. hierzu beispielsweise North 1978, Libecap, Alston, Wallis, Rosenberg und Birdzell, Bortz und 
Haber, Butschek, Wischermann und Nieberding, North 2004, Ambrosius, Steiner, Schröter sowie 
Wischermann. 

 



 4

tionen unabdingbar. So werden z.B. im Laufe der gesamten Arbeit die Verfügungs-
rechte, die staatlichen Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen und die Entwicklung re-
levanter interner Institutionen als ausschlaggebend angesehen und folglich näher unter-
sucht. Viele wirtschaftliche und politische Institutionen, die keine langfristigen Konse-
quenzen auf die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft hatten und einem ständigen Verände-
rungsprozess unterlagen, werden nur am Rande behandelt. Dies wird durch die Be-
deutung der einzelnen Institutionen für die Wirtschaftsentwicklung gerechtfertigt. Im 
Fokus stehen deshalb nur diejenigen Institutionen, die einen nachhaltigen und nach dem 
Stand der heutigen Forschung nachweisbaren Einfluss auf die Wirtschaftsentwicklung 
hatten.  

Eine zweite Eingrenzung bezieht sich auf die Nutzung der existierenden Quellen. Die 
vorliegende Arbeit nutzt sowohl historische Quellen als auch institutionenökonomische 
Quellen, die für die Analyse von Bedeutung sind. Aus zwei Gründen konnten nicht alle 
Beiträge zur politischen und wirtschaftlichen Entwicklung Rumäniens in der analysier-
ten Zeit berücksichtigt werden. Zum einen ist es aufgrund des Fokus dieser Arbeit auf 
die wichtigsten Institutionen nicht zwingend notwendig, alle historischen Quellen in 
Betracht zu ziehen. Zum anderen wird durch die Auswahl der benutzten Beiträge ver-
sucht, die ideologisch geprägte Historiographie zu vermeiden, und somit ein realitäts-
nahes Bild der Interaktionen der Akteure zur Erschaffung und Veränderung des exter-
nen und internen Institutionenrahmens zu zeichnen. Beispielsweise existiert unter qua-
litativem wie quantitativem Gesichtspunkt eine klare Trennung zwischen den Unter-
suchungen rumänischer und westlicher Autoren in der Zwischenkriegszeit. Zudem un-
terlagen die Arbeiten zwischen 1945 und 1989 politisch-ideologischen Richtlinien, so 
dass es aus dieser Zeit wenige verlässliche Studien gibt. Die westliche Literatur be-
handelt Rumänien häufig nur im Rahmen von Balkan- oder Südosteuropaforschungen.5 
Trotzdem sind Studien wie z.B. die von Hitchins, Georgescu (1985, 1988 und 1991), 
Deletant (1995 und 1999), Roberts und Boia (2002a und 2002b) verlässliche Quellen 
für die Erforschung der wirtschaftlichen Entwicklung in der hier analysierten Zeit. Die 
Auswahl der Beiträge schränkt gleichzeitig auch die Auswahl der Beispiele ein, mit de-
nen die Folgen des institutionellen Wandels verdeutlicht werden.  

Eine dritte Abgrenzung der hier behandelten Thematik besteht in der weitgehenden 
Ausblendung des außenpolitischen Faktors. Angesichts der umfassenden Analyse wer-

                                            
5  Für eine ausführliche historiographische Skizze der Zwischenkriegszeit vgl. Maner, S. 15ff. Eine 

interessante Analyse zur politischen Instrumentalisierung der Geschichte im Laufe der Zeit präsentiert 
Boia (2002a). Er versucht die Geschichtsschreibung vom „Mythos“ zu befreien und übt Kritik an vie-
len ideologiegeprägten Historikern. In einer Folgepublikation (vgl. Boia 2002b) stellt er viele Schlüs-
selereignisse der rumänischen Geschichte objektiv dar.   
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den diese Aspekte nur dann erwähnt, wenn sie maßgeblich zur Änderung des institutio-
nellen Rahmens beitragen, wie z.B. Kriege oder die Abhängigkeit von der Sowjetunion 
zur Zeit des Kommunismus.  

Viertens stellt die vorliegende Arbeit keine normative Analyse zum weiteren Verlauf 
des Transformationsprozesses in Rumänien dar. Sie erklärt lediglich, wie Rumänien den 
heutigen Entwicklungsstand erreichte, ohne institutionelle Reformvorschläge zu formu-
lieren, weil im Hinblick auf die Erfüllung des gemeinsamen Besitzstandes der EU klare 
Reformvorgaben existieren. Stattdessen besteht die eigentliche Herausforderung darin, 
die Durchsetzungsmechanismen optimal zu gestalten. Rumäniens externer institutio-
neller Rahmen erfüllt größtenteils die Anforderungen eines kapitalistischen Wirtschafts-
systems und einer demokratischen Gesellschaftsordnung, die Durchsetzung der Institu-
tionen funktioniert jedoch nicht effizient. Beispiele hierfür sind vor allem die Korrup-
tion, die willkürliche Durchsetzung der Gesetze und die hohe Unsicherheit aufgrund 
ständiger Gesetzesänderungen. 

 

Die vorliegende Arbeit ist wie folgt aufgebaut. Nach dieser Einführung werden im 
zweiten Kapitel die wichtigsten Annahmen der Neuen Institutionenökonomie erläutert 
sowie die bedeutendsten Ansätze beschrieben: die Transaktionskostenökonomie, die 
Property-Rights-Theorie, die Vertragstheorie, die Neue Politische Ökonomie und die 
Verfassungsökonomie. Die Darstellung beschränkt sich auf die Definitionen und Erklä-
rungen, welche für die anschließende Fallstudie relevant sind. Danach wird ein Über-
blick über die Anwendungen im Bereich der NIÖ gegeben, wobei insbesondere auf die 
Wirtschaftsgeschichte und die Transformationsforschung eingegangen wird. Darüber 
hinaus wird das ‚institutionelle Theorem der offenbarten Präferenzen’ von Wallis be-
schrieben, an welchem sich die vorliegende Untersuchung orientiert. Dieser Ansatz ver-
sucht die Annahmen der Neuen Institutionenökonomie zu einem Modell zusammen-
zutragen und somit ihre Anwendungen und die empirische Forschung im Bereich der 
Wirtschaftsgeschichte zu erleichtern. Die Konstruktion eines allgemein anerkannten 
Gesamtmodells für empirische Forschungen in der NIÖ ist jedoch bis heute eine 
Herausforderung der Wissenschaft geblieben. Die Schwierigkeiten ergeben sich aus der 
Heterogenität der Ansätze, eine Tatsache, die jedoch keinen von ihnen für die Erklärung 
der wirtschaftlichen Entwicklung entbehrlich macht.  

Das dritte Kapitel beschreibt die wichtigsten institutionellen Entwicklungen in Rumä-
nien zwischen 1866 und 1944. Mit Ausnahme der Diktaturen von 1938 bis 1944 handelt 
es sich um eine Zeit, in der Rumänien erstmalig eine demokratische Gesellschafts-
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ordnung hatte und mit einer kapitalistischen Wirtschaftsordnung experimentierte. Ob-
wohl es sich nicht um eine ‚reine’ Demokratie und einen ‚reinen’ Kapitalismus han-
delte, löste sich die Gesellschaft vollständig von den feudalen Strukturen. Die Ver-
fügungsrechte in der Gesellschaft wurden umverteilt und es fanden wichtige Verände-
rungen der politischen Institutionen statt. Trotz einer voranschreitenden Modernisierung 
– insbesondere in der Zwischenkriegszeit – wurde in dieser Zeit keine grundlegende 
strukturelle Veränderung des Agrarstaates erreicht. Das Ausrufen der königlichen Dik-
tatur beendete 1938 den kapitalistischen und demokratischen Entwicklungspfad, jedoch 
war das politische Geschehen bis 1944 instabil und hatte keine langfristige Auswirkung 
auf die wirtschaftliche Leistung Rumäniens. Vor diesem Hintergrund beziehen sich die 
Fragestellungen des Kapitels zum einen auf die Funktionsmechanismen der demokrati-
schen und marktwirtschaftlichen Prozesse in Rumänien, welche Ende des 19. Jahr-
hunderts eingeführt wurden und fast achtzig Jahre dauerten. Zum anderen wird unter-
sucht, inwiefern diese Mechanismen effizient waren.  

Das vierte Kapitel beschäftigt sich mit den Institutionen des Sozialismus und den damit  
verbundenen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen. Der Beginn der 
kommunistischen Diktatur6 veränderte den institutionellen Rahmen langfristig. Die 
Industrialisierung wurde „forciert“ (Kornai 1995a), so dass Rumänien einen raschen 
Strukturwandel durchlief und die Volkswirtschaft in den ersten Jahren hohe Wachs-
tumsraten erzielte. Diese Entwicklung konnte jedoch aufgrund der Ineffizienz des sozi-
alistischen Systems nicht langfristig beibehalten werden. Das Ergebnis hiervon war eine 
zeitlich uneinheitliche makroökonomische Entwicklung mit einer durchschnittlich ne-
gativen Wachstumsrate in den 1980ern; das System brach nach dem Sturz des Diktators 
Nicolae Ceauşescu 1989 zusammen. Die zentrale Fragestellung dieses Kapitels bezieht 
sich auf die Ursachen der Ineffizienz des sozialistischen Systems. Zudem werden die 
wichtigsten Verhaltensmuster, Normen und Strukturen identifiziert, welche für die 
Transformationsentwicklung eine Rolle spielen, sowie die Akteure der gesetzgebenden 
Gruppe, die nach 1990 weiterhin eine große Verhandlungsmacht im Gesetzgebungs-
prozess behielten.  

Das fünfte Kapitel setzt die institutionelle Analyse in der Transformationszeit fort. Das 
Jahr 1989 markierte den Anfang einer erneuten diskontinuierlichen Entwicklung der 
Institutionen. Sie bewirkte eine tiefe Transformationsrezession, die mit einer sinkenden 
Industrieproduktion und einer Zunahme der Beschäftigung im Agrarsektor einherging. 

                                            
6  Der Begriff des Kommunismus bezieht sich in dieser Arbeit nicht auf die Ideologien von Marx und 

Engels und ihm wird in dieser Arbeit auch keine inhaltliche Bedeutung beigemessen. Er wird im 
Sinne der Konvention genutzt, infolge derer die osteuropäischen politischen Systeme vor 1989 als 
‚kommunistisch’ bezeichnet wurden.  
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Erst ab 2000 wurden kontinuierlich positive Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts 
erreicht. Die wichtigsten Fragestellungen des Kapitels beziehen sich auf die Entstehung 
der demokratischen Verfassung, auf den Ablauf des Privatisierungs- und des Liberali-
sierungsprozesses sowie auf die Herausforderungen der Anpassung des institutionellen 
Rahmens an die Vorgaben der EU-Kommission, deren Erfüllung eine Voraussetzung 
für den Beitritt zur Union ist. Zudem wird auf den Einfluss der externen Institutionen, 
der Normen, der Konventionen und der Verhaltensmustern der vorherigen Entwicklung 
auf die uneinheitliche politische und wirtschaftliche Entwicklung dieser Zeit hingewie-
sen. Die Rolle der bürokratischen und politischen Akteure, die sowohl in der sozialisti-
schen Zeit als auch in der Transformationszeit eine große Verhandlungsmacht im Ge-
setzgebungsprozess behielten, wird hervorgehoben. Als Folge der Transformation 
schlug Rumänien den Pfad der Demokratisierung und der kapitalistischen Wirtschafts-
ordnung ein.  

Das letzte Kapitel fasst die Ergebnisse der Analyse zusammen, wobei insbesondere die 
Pfadabhängigkeit berücksichtigt wird. Zudem beschreibt es den weiteren Forschungs-
bedarf hinsichtlich der institutionellen Fragestellungen am Beispiel von Rumänien und 
bietet einen Ausblick hinsichtlich dieser Thematik.  
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2 Grundlagen der Neuen Institutionenökonomie  

 

Die Ziele dieses Kapitels bestehen darin, die grundlegenden Annahmen der Neuen In-
stitutionenökonomie aufzuzeigen und anhand einer kurzen Vorstellung der Teilgebiete 
ihre Signifikanz für die ökonomische Analyse zu identifizieren. Der erste Abschnitt 
bietet einen Überblick über die Begriffe und Annahmen der Neuen Institutionenökono-
mie, wobei insbesondere auf die Rolle der Institutionen eingegangen wird. Erstens wird 
der institutionenökonomische Forschungsansatz in den Wirtschaftswissenschaften defi-
niert und auf die verschiedenen Aspekte des Begriffs der Institutionen eingegangen. 
Zweitens werden die Annahmen der Neuen Institutionenökonomie mit den Annahmen 
der neoklassischen Theorie verglichen. Das wird dadurch gerechtfertigt, dass die Neue 
Institutionenökonomie einige Annahmen der neoklassischen Wirtschaftstheorie über-
nimmt, aber auch einige der Annahmen verändert und neue hinzufügt. Drittens werden 
die grundlegenden Begriffe wie Institutionen, Transaktionskosten, begrenzte Rationali-
tät und Opportunismus definiert.  

Gegenstand des zweiten Abschnittes sind die fünf wichtigsten Ansätze der Neuen In-
stitutionenökonomie: die Transaktionskostentheorie, die Property-Rights-Theorie, die 
Ökonomische Vertragstheorie, die Neue Politische Ökonomie und die Verfassungsöko-
nomie. Aufgrund der Problematik und des Umfanges der vorliegenden Arbeit wird nur 
kurz auf die wichtigsten Hypothesen und Grundaussagen jedes Ansatzes eingegangen.  

Der dritte Abschnitt fokussiert auf zwei für die vorliegende Arbeit relevanten Anwen-
dungsbereiche der Neuen Institutionenökonomie: die Anwendungen in der Wirtschafts-
geschichte und in der Transformationsforschung. Eine zentrale Rolle spielen dabei der 
institutionelle Wandel und die Pfadabhängigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung. Das 
Kapitel schließt mit einer Zusammenfassung der bedeutsamsten Aussagen der Neuen 
Institutionenökonomie und deren Relevanz für die vorliegende Untersuchung. 

 

2.1 Begriffe  

 

Die Neue Institutionenökonomie (NIÖ) hat den institutionellen Rahmen einer Gesell-
schaft als Forschungsgegenstand. Beginnend mit den 1970er Jahren fand in den Sozial-
wissenschaften eine „Neuentdeckung der Institutionen“ (March und Olsen) statt. Die 
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lange Vernachlässigung dieser Einflussgrößen in der Analyse politischer, sozialer und 
wirtschaftlicher Prozesse wurde in den Sozialwissenschaften durch den Neuen Institu-
tionalismus aufgehoben. Es entwickelten sich die Ansätze des historischen Institutiona-
lismus, des soziologischen Institutionalismus und des ökonomischen Institutionalismus. 
Der Begriff der Neuen Institutionenökonomie wurde erstmals von Oliver Williamson 
(1975) eingeführt und hat sich seitdem als Bezeichnung für alle ökonomischen Institu-
tionenanalysen etabliert. Nach Blum et al. (S. 43) ist die NIÖ ein Gattungsbegriff für 
verschiedene, heterogene ökonomische Theorieansätze, die sich mit Institutionen (im 
Sinne von Gesellschaftsregeln) befassen. Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich die 
NIÖ als Forschungsprogramm und Teil der Ökonomie etabliert, obwohl ihre Ansätze 
nicht vollständig ausgebaut sind und noch nicht zu einem einzigen Modell vereint wer-
den konnten.  

 

Institutionen  

Die Institutionen sind der zentrale Untersuchungsgegenstand der Neuen Institutionen-
ökonomie. Bereits im Rahmen des Alten Institutionalismus7 wurde versucht, den 
Begriff der Institutionen zu definieren, doch existiert bis heute keine allgemein 
akzeptierte Definition. North (1992, S. 2) bezeichnet sie als jegliche Art von 
Beschränkung, die Menschen zur Gestaltung menschlicher Interaktionen ersinnen. Nach 
Schotter (S. 117) bezeichnen Institutionen eine Menge von Regeln, welche das 
individuelle Handeln beschränken und das soziale Ergebnis, das aus einer individuellen 
Handlung resultiert, definieren. Es handelt sich also um Beschränkungen oder Regeln, 
welche formgebunden (formal) oder formungebunden (informell) sein können. Sie 
umfassen auch die Vorkehrungen zur Durchsetzung dieser Regeln (vgl. Schmoller in 
Erlei et al.), die Meta-Institutionen. Die Menge aller zu einem Zeitpunkt existierenden 
Institutionen wird in der Literatur als institutionelles Arrangement bezeichnet (vgl. 
Blum et al., S. 28). Wenn wir uns nur auf die Menge der formalen Institutionen 
beziehen, wird in der Literatur von einem institutionellen Rahmen (engl.: institutional 
environment) gesprochen (William-son 2000, S. 597). 

                                            
7  Die bedeutendsten Theorieansätze zum Alten Institutionalismus stammen aus der Österreichischen 

Schule (z.B. Carl Menger, Eugen von Böhm-Bawerk, Ludwig von Mises, Friedrich August von 
Hayek, Israel M. Krizner), dem Amerikanischen Institutionalismus (z.B. Thorstein Veblen und John 
Roger Commons), der Freiburger Schule (z.B. Walter Eucken, Franz Böhm und Hans Grossmann-
Dörth) und der Deutschen Historischen Schule (z.B. Wilhelm Georg Friedrich Roscher, Bruno 
Hildebrand und Gustav von Schmoller). Vgl. dazu die detaillierte Darstellung von Erlei at al., S. 27ff. 
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Die formalen und informellen Institutionen unterscheiden sich voneinander dadurch, 
dass ihre Nicht-Beachtung in unterschiedlicher Weise sanktioniert wird. Wenn die 
Sanktionen dezentralisiert, d.h. durch ein spontanes gesellschaftliches Feedback erfol-
gen, handelt es sich um informelle Institutionen; wenn die Sanktionen durch einen for-
mal organisierten Mechanismus erfolgen, handelt es sich um formale Institutionen (vgl. 
Kaspar und Streit, S. 100). Zu den informellen Institutionen kann z.B. auch das Sozial-
kapital gezählt werden. Darunter verstehen Coleman sowie Putnam zum einen die Höhe 
des Vertrauens, welches die Bürger in die formalen Regeln haben, und zum anderen 
Kommunikationsnetze. Diese Netze bieten eine Plattform zum Informationsaustausch 
über öffentliche Belange, wodurch das Interesse an der Politik und die Bereitschaft in 
diesem Bereich mitzuwirken steigen. So interpretiert ist das Sozialkapital die Plattform, 
um eine mündige, verantwortungsvolle Bürgergesellschaft möglich zu machen (vgl. 
Leschke, S. 27). Im Gegensatz zu ‚Olson Gruppen’8 handelt es sich hier um ‚Putnam 
Gruppen’, was aber in der empirischen Forschung schwer zu unterscheiden ist. 

Nach ihrer Entstehung werden die Institutionen in interne und externe Institutionen auf-
geteilt (vgl. Kasper und Streit, S. 100ff.). Die internen Institutionen entstehen innerhalb 
einer Gruppe als Folge der Erfahrung, während die externen von außen geformt werden 
und innerhalb einer Gesellschaft durch politische Entscheidungen festgelegt werden. 
Interne Institutionen sind z.B. Konventionen, internalisierte Regeln (wie Moral) sowie 
Bräuche und gute Manieren; externe Institutionen sind z.B. die Gesetze. Die Unter-
scheidung zwischen formalen und informellen Institutionen bzw. zwischen internen und 
externen Institutionen ist nicht identisch. So kann es z.B. dazu kommen, dass interne 
Institutionen formalisiert werden, wenn sie innerhalb einer Gruppe überwacht und 
durchgesetzt werden. Die Regeln sind also durch Erfahrung entstanden, sie werden aber 
durch Dritte durchgesetzt. Beispiele hierfür sind die Fußballregeln, die durch die Fuß-
ballföderationen durchgesetzt werden, und die lex mercatoria (die Regeln bezüglich des 
internationalen Handels), welche durch Berufsvereinigungen und nicht durch eine 
transnationale Autorität durchgesetzt werden.  

Der Zweck der Institution ist, das individuelle Verhalten der Akteure in einer be-
stimmten Richtung zu steuern und somit die Ordnung zu unterstützen und die Unsicher-
heit zu verringern (vgl. North 1988, S. 208). Das individuelle Verhalten der Akteure 
wird dadurch beeinflusst, dass die Institutionen eine bestimmte Anreizstruktur für jedes 
Mitglied der Gesellschaft formen und diese auch verändern können. Dadurch wird die 
Unsicherheit der Gesellschaftsmitglieder über das Verhalten anderer reduziert, und je-
des Individuum kann seine persönlichen Ziele effektiver verfolgen. Beispielsweise wird 

                                            
8  Für die Definition der Gruppen nach Olson vgl. Abschnitt 2.2.4.  
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durch Institutionen die Wahrscheinlichkeit eines Diebstahls reduziert, weil dafür Sank-
tionen wie Freiheitsentzug vorgesehen sind.  

Nun wenden wir uns den Fragen zu, wie Institutionen und institutionelle Innovationen 
in einer Gesellschaft entstehen können und wie sich Institutionen wandeln. Nach Hayek 
entstehen institutionelle Ordnungen spontan, d.h. durch Versuch und Irrtum, so dass nur 
die effizienzfördernden Institutionen überleben (vgl. Hayek 1960, S. 63). Aber nach 
diesem experimentellen Modell können nur freiwillige Regeln entstehen, da sie flexibel 
sind und somit eine graduelle Entwicklung und ein spontanes Wachstum erlauben. Da-
durch werden weitere Experimente ermöglicht, die zu Veränderungen und Verbesseru-
ngen führen. So eine Entwicklung ist nur mit Regeln möglich, welche auch gebrochen 
werden können, wenn das Kosten-Nutzen-Kalkül den Individuen einen ausschlag-
gebenden Grund dafür liefert. Durch Versuch und Irrtum werden also die effizienten 
Regeln selektiert. Zu den nicht freiwilligen Regeln merkt Hayek an, dass sie nur dis-
kontinuierlich und für alle Gesellschaftsmitglieder gleichzeitig verändert werden kön-
nen. Das erfolgt durch Gruppenselektion.   

Ähnlich erklärt auch North den Wandel der Institutionen: Sie prägen das menschliche 
Handeln, sind aber zur gleichen Zeit veränderbar, da sie von den Menschen geschaffen 
wurden. Der institutionelle Wandel kann als Ursachen zum einen eine fortgesetzte mar-
ginale Anpassung im Falle des kontinuierlichen Wandels der institutionellen Rahmen-
bedingungen und zum anderen externe Faktoren wie Kriege, Revolutionen, Eroberun-
gen und Naturkatastrophen im Falle des diskontinuierlichen Wandels haben (vgl. North 
1992, S. 110). Die kontinuierliche (graduelle) Veränderung und die Beeinflussung von 
Institutionen können vom Individuum ausgehen oder über eine Organisation vermittelt 
werden. Organisationen werden hier verstanden als „Gebilde, die von ihren Gründern 
zum Zweck der Maximierung von Vermögen, Einkommen oder anderen Zielgrößen ge-
schaffen wurden, welche durch die Handlungsmöglichkeiten bestimmt werden, die in 
der Institutionenordnung der Gesellschaft vorgegeben sind“ (North 1992, S. 87). Sie 
verwenden ihre Ressourcen entweder um den Nutzen innerhalb des gegebenen instituti-
onellen Rahmens zu maximieren oder um die Institutionen so zu verändern, dass sie an-
schließend besser gestellt sind (vgl. North 1992, S. 94).  

Neuere evolutorische Forschungen zur Entstehung von Institutionen wenden behavio-
rale Ansätze zur Untersuchung der Entwicklung interner Institutionen an (vgl. z.B. 
Young, Vromen sowie Berninghaus). Dabei wird unter ‚Evolution’ die Entwicklung, 
Veränderung und Anpassung der Institutionen verstanden. Einige Autoren versuchen, 
diese Entwicklung experimentell zu beweisen.  
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Eine zweite Ansicht zur Entstehung von Regeln ist die konstruktivistische Perspektive, 
welche besagt, dass die Institutionen aufgrund eines gesellschaftlichen Grundkonsenses 
entstehen (vgl. z.B. Buchanan 1991 sowie Buchanan und Brennan). Dabei werden die 
Regeln über die Rechtssetzung exogen festgelegt oder durch die Handlungsweise der 
Akteure endogen bestimmt. Der Produktivitätsgewinn wird dadurch angestrebt, dass 
adäquate Institutionen im weitesten Sinn festgelegt werden, d.h. es wird nicht über ein-
zelne Fälle entschieden. Dabei wird lediglich das allgemeine Verfahren der Entschei-
dungsfindung geregelt (vgl. Frey und Kirchgässner, S. 28ff.). Die Anwendung der so 
determinierten Institutionen kann in einzelnen Fällen zwar zu suboptimalen Ergebnissen 
führen, aber die Effizienzgewinne können jeweils über ganze Klassen von Fällen positiv 
sein. Dabei beziehen sich Frey und Kirchgässner nicht nur auf den Verfassungsvertrag 
zwischen Individuen (vgl. Buchanan 1991), sondern auch auf die Festlegung informeller 
Einigungen zwischen Gruppen.  

 

Annahmen der Neuen Institutionenökonomie  

Die verschiedenen ökonomischen Institutionenanalysen gehen von unterschiedlichen 
Ansätzen aus, beruhen aber alle auf der grundlegenden Erkenntnis, dass „die Schaffung 
von Institutionen und Organisationen und deren tägliche Benutzung den Einsatz realer 
Ressourcen erfordert“ (Richter und Furubotn, S. 33). Damit wird der Begriff der 
Transaktionskosten eingeführt. Sie stellen die Kosten der Begründung und der Nutzung 
von Institutionen dar. Zusammen mit den Konzepten der begrenzten Rationalität und 
des Opportunismus stellen die Transaktionskosten eines der wichtigsten Elemente der 
institutionenökonomischen Analyse dar. Die NIÖ nutzt viele Annahmen der Neoklassik, 
wie z.B. den methodologischen Individualismus, ergänzt diese aber um die Annahmen, 
dass der Austausch am Markt positive Transaktionskosten verursacht, dass die Akteure 
nicht vollkommen rational handeln können und dass opportunistisches Verhalten exis-
tiert. Mit diesen Annahmen werden die Ursachen von Marktanomalien verdeutlicht. 
Außerdem werden die externen Effekte, die öffentlichen Güter und die unvollkommene 
Konkurrenz sowie die daraus resultierenden Probleme beschrieben (vgl. Martiensen, S. 
105). 

Um die Annahmen der NIÖ besser aufzeigen zu können, ist ein Vergleich mit den An-
nahmen der neoklassischen Wirtschaftstheorie hilfreich.9 Die Neoklassik ist die domi-
nante wirtschaftswissenschaftliche Strömung, deren Hauptproblematik die effiziente 
Allokation der knappen Ressourcen darstellt. Die Individuen agieren auf dem Markt mit 
                                            
9  Für eine ausführliche Darstellung der Annahmen vgl. Martiensen, S. 29ff.  
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dem Ziel der Nutzenmaximierung. Um diese Problematik zu analysieren, schufen die 
Hauptvertreter der Neoklassik eine Modellwelt, in der vollständige Informationen, voll-
ständige Konkurrenz und Vertragskostenfreiheit vorausgesetzt werden. Unter diesen 
Bedingungen kommt es infolge der Tauschakte auf dem Markt zu einem Gleich-
gewichtszustand, bei dem Angebot und Nachfrage sich gegenseitig ausgleichen und ein 
Pareto-optimaler Zustand erreicht wird. Eine weitere Annahme der Neoklassik ist der 
methodologische Individualismus, der davon ausgeht, dass sich makroökonomische 
Phänomene vollständig durch Analyse individueller Entscheidungen erklären lassen.  

In dieser Modellwelt sind Marktunvollkommenheiten, die in der Realität durch externe 
Effekte, öffentliche Güter, Informationsasymmetrien oder steigende Skalenerträge ver-
ursacht werden, ausgeschlossen. Die Konkurrenz ist perfekt, der Markt vollständig 
transparent und das Gleichgewicht wird durch die kostenlose Funktion des Preis-
mechanismus erreicht. Die Neoklassik bedient sich also aus Sicht der Institutionen-
ökonomen Modellen, die wesentliche Aspekte des wirtschaftlichen Handelns ausblen-
den. Die Institutionenökonomie hat durch die Erweiterung der Annahmen versucht, 
diese Lücken zu ergänzen und hat neue Modelle und Theorien formuliert. 

Die Neue Institutionenökonomie übernimmt einige der Annahmen der neoklassischen 
Theorie und ergänzt sie, um realitätsnähere Ergebnisse zu erreichen. Sie vertritt die 
Meinung, dass nicht nur die Rationalität der einzelnen Wirtschaftsakteure deren Hand-
lungen bestimmt, sondern auch ihre individuellen Ansichten. Die Annahme des metho-
dologischen Individualismus wird also mit der Ergänzung übernommen, dass die Nut-
zenmaximierung von Individuum zu Individuum verschieden ist, weil die Individuen 
unterschiedliche Ziele zu maximieren versuchen (vgl. North 1986, S. 232). North (1994, 
S. 362f.) meint sogar, dass die Ziele der Akteure nicht ausschließlich von der Nutzen-
maximierung bestimmt werden, sondern auch durch Institutionen und Weltansichten. 
Das neoklassische Homo-oeconomicus-Modell wird bei ihm zu einem mentalen Modell, 
welches von Ideen und Ideologien beeinflusst wird. Weiterhin wird die vollständige 
Markttransparenz infrage gestellt, die vollständige Information voraussetzt. Diese An-
nahme wurde von den Vertretern der Neuen Institutionenökonomie kritisiert, indem auf 
die Existenz der Informationsasymmetrien, die aufgrund von Informationskosten auf-
treten, hingewiesen wurde. Die Kosten – einschließlich der Zeitkosten – für vollständige 
Information auf dem Markt sind so hoch, dass kein Akteur es sich leisten kann, alle für 
eine Transaktion nötigen Informationen zu beschaffen. Die neoklassische Annahme der 
vollständigen Konkurrenz wurde ebenfalls kritisiert, da dabei die Existenz der externen 
Effekte und der öffentlichen Güter vernachlässigt wird. Nach Ansicht von North gibt es 
einen weiteren großen Mangel der Neoklassik: Sie kann nicht erklären, wie sich die 
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Ökonomien im Laufe der Zeit entwickeln. Mit diesem Argument werden wir uns im 
Abschnitt 2.3 beschäftigen.  

Die Kernannahmen der NIÖ sind die Existenz von Transaktionskosten, die begrenzte 
Rationalität und der Opportunismus. Die Neoklassik geht von der Annahme aus, dass 
die Tauschakte auf dem Markt kostenlos sind. Die Beteiligten müssen also ausschließ-
lich den Preis der getauschten Güter zahlen. Die Neue Institutionenökonomie verwirft 
diese Annahme und zeigt, welche Auswirkungen der Einbezug der positiven Trans-
aktionskosten mit sich bringt. Transaktionskosten sind die Kosten des Erschaffens und 
der Nutzung von Institutionen. Sie treten bei allen sozialen Transaktionen auf, sowohl 
bei wirtschaftlichen als auch bei politischen (vgl. Richter 1998, S. 326). North (1992, S. 
75) erklärt den Ursprung der Transaktionskosten und die Faktoren, die diese beeinflus-
sen, anhand eines Hauskaufes: „Institutionen bestimmen, wie kostspielig die Durchfüh-
rung des Tausches ist. Dessen Kosten setzen sich zusammen einerseits aus den Mitteln, 
die erforderlich sind, um die zu tauschenden rechtlichen und physischen Attribute zu 
messen, aus den Kosten der Überwachung und Durchsetzung der Vereinbarung und ei-
nem Unsicherheitsdiskont, in dem sich das Ausmaß der Unvollkommenheit der Mes-
sung und Durchsetzung der Vertragsvereinbarungen niederschlägt. Die Höhe des 
Unsicherheitsdiskonts wird abhängen von vertragsspezifischen Faktoren wie asym-
metrischer Information über den Zustand des Hauses (der dem Verkäufer bekannt ist) 
und der Bonität des Käufers (die dem Käufer bekannt ist), von ortsgemeinde-
spezifischen Faktoren wie der Wirksamkeit der Verbrechensbekämpfung und von bun-
desweit gültigen Faktoren wie der Preisniveaustabilität.“ Problematisch ist dabei der 
Unterschied zwischen Transaktionskosten im Sinne von technisch erforderlichem Res-
sourceneinsatz (z.B. bei der Informationsvermittlung) und von Wohlfahrtsverlusten (wie 
z.B. bei der Prinzipal-Agent-Theorie). Die Wohlfahrtsverluste hängen vom strategi-
schen Verhalten der Parteien ab und können nicht a priori bestimmt oder empirisch ge-
messen werden (vgl. Richter 1998, S. 326). 

Unter begrenzter Rationalität versteht Simon die Unmöglichkeit der Individuen und 
Unternehmen, alle Entscheidungsalternativen zu kennen und somit diejenige mit dem 
optimalen Zielerreichungsgrad auszuwählen. Die Gründe dafür sind die unvollständigen 
Informationen, die Schwierigkeit der Bewertung zukünftiger Ereignisse und die be-
grenzte Auswahl an Entscheidungsalternativen. Deswegen passen Individuen und Un-
ternehmen das Niveau ihrer Ziele an die Gegebenheiten an und verwenden die Erfah-
rungen aus der Vergangenheit im Optimierungsprozess. Der Prozess der Informations-
suche wird also dann unterbrochen, wenn das Ergebnis bereits das vom Individuum ge-
wünschte Anspruchsniveau erreicht hat. Das Individuum verhält sich rational ignorant, 
d.h. es beschafft sich nur eine begrenzte Informationsmenge, da die Kosten für eine 
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vollständige Informationsbeschaffung hoch sind und die Erträge daraus unsicher. Es 
wird deutlich, dass das Rationalitätsproblem in enger Verbindung mit dem Infor-
mationsproblem steht, denn inwieweit ein Individuum ein bestimmtes Verhältnis zwi-
schen Ziel und Mittel als befriedigend ansieht, hängt von seinem Informationsstand ab. 
Die Rationalität bezieht sich in diesem Zusammenhang nicht nur auf die Informations-
suche, sondern auch auf die Informationsverarbeitung durch die Wirtschaftssubjekte. 

Der Opportunismus ist eine weitere Annahme der Neuen Institutionenökonomie. Er be-
deutet, dass Individuen eine Nutzenmaximierung verfolgen, ohne Rücksicht auf die 
Auswirkungen des Verhaltens auf andere und auf die akzeptierten Verhaltensnormen in 
der Gesellschaft zu nehmen (vgl. Kasper und Streit, S. 64). Für Williamson (1990, S. 
54) ist der Opportunismus „die Verfolgung des Eigeninteresses unter Zuhilfenahme von 
List“. Für die institutionenökonomische Analyse ist Opportunismus bei längerfristigen 
Vertragsbeziehungen relevant. Es kann vorkommen, dass ein Vertragspartner in op-
portunistischer Weise zu Lasten des anderen Vertragspartners handelt. Ein einseitig ge-
bundener Vertragspartner kann in einer solchen Situation seinen Vertragspartner auf 
opportunistische Weise sogar ausbeuten (Hold-up-Problem). Dieses Verhalten kann da-
durch vermieden werden, dass im Vertrag alle existierenden Eventualitäten berück-
sichtigt werden. Da aber für einen solchen Vertrag die notwendigen Informationen feh-
len oder deren Beschaffung und Verarbeitung zu teuer ist, werden nur unvollständige 
Verträge abgeschlossen. Opportunistisches Verhalten ist möglich, weil die Vertrags-
partner bei Vertragsabschluss nur beschränkt rational handeln können. Vollständige 
Verträge würden nämlich die Gefahr des opportunistischen Verhaltens ausschließen.  

Dieses Verhalten führt zu einer langfristigen Informationsverzerrung oder zur Nicht-
einhaltung der Vertragsabstimmungen, was die allgemeine Unsicherheit auf dem Markt 
erhöht. Eine Folge kann beispielsweise sein, dass wirtschaftliche Akteure auf den Ab-
schluss bestimmter vorteilhafter Transaktionen verzichten, um eine opportunistische 
Ausbeutung durch den Vertragspartner zu vermeiden. Dabei haben Institutionen eine 
wichtige Rolle, durch selektive Anreize die Gefahr des Opportunismus einzudämmen. 
Die Verträge können z.B. so gestaltet werden, dass spezifische Investitionen über einen 
längeren Zeitraum durchgeführt werden. Zudem kann die Reputation für die Markt-
teilnehmer einen Grund darstellen, weshalb sich für sie opportunistisches Verhalten 
nicht lohnt. Schließlich kann der Staat durch eine klare Definition der Verfügungsrechte 
und der Ausbeutungsspielräume sowie eines Sanktionsmechanismus dazu beitragen, 
den Opportunismus einzudämmen.  
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Kernaussagen der Neuen Institutionenökonomie 

Wie bereits dargestellt, sind die Untersuchungsgegenstände der NIÖ die Institutionen 
und deren Einfluss auf die wirtschaftlichen und politischen Prozesse in einer Gesell-
schaft. Sie analysiert systematisch die Wirkungen – positive Analyse – und das Design 
– normative Analyse – von handlungskanalisierenden Institutionen menschlichen Ver-
haltens (vgl. Erlei et al., S. 28 und S. 42). Ausgehend von der Kritik der Institutionen-
ökonomen an der neoklassischen Wirtschaftstheorie – die Vernachlässigung der Trans-
aktionskosten, der Institutionen und der Unsicherheit (vgl. North 1988, S. 5) – erklärt 
die NIÖ, in welchem Maße diese Faktoren Einfluss auf das reale wirtschaftliche, politi-
sche und soziale Geschehen ausüben (vgl. Erlei et al., S. VII). Die Neue Institutionen-
ökonomie fragt nach den ökonomischen Gründen der institutionellen Rahmenbedingun-
gen des realen Wirtschaftslebens, die vom Ideal der vollständigen Konkurrenz ab-
weichen. Sie argumentiert, dass solche Abweichungen nicht notwendigerweise in-
effizient sind, sondern effiziente Antworten auf die Existenz von Transaktionskosten 
sein können. Folglich kann öffentliche Regulierung positiv sein, Ermessensfreiheit der 
Behörden kann strikter Regelbildung vorzuziehen sein, Märkte können unter Umstän-
den versagen und die ‚unsichtbare Hand’ kann zu ineffizienten Resultaten führen (vgl. 
Richter 1998, S. 324f.).  

Die Grundaussage der Transaktionskostenökonomie, die von Richter (1998) als Haupt-
satz der Neuen Institutionenökonomie abgesehen wird, ist folgende: Die institutionelle 
Struktur tendiert dazu, sich selbst so zu entwickeln, dass der Nettoertrag der Transaktio-
nen maximiert wird (vgl. Kreps, S. 744). Dadurch wird die Wichtigkeit des Ansatzes 
der Transaktionsökonomie deutlich: Er beschäftigt sich damit, wie der Nettoertrag der 
Transaktionen gesteigert werden kann und nicht wie die absoluten Transaktionskosten 
minimiert werden können. Die Begründung liegt zum einen in der Tatsache, dass die 
Minimierung der Kosten stets mit einer Zielvorgabe verbunden ist. So werden z.B. auch 
die Produktionskosten mit der Vorgabe einer bestimmten Ausbringungsmenge mini-
miert (vgl. Richter 1998, S. 326). Zum anderen nehmen die absoluten Transaktionskos-
ten mit der Zunahme der Tauschakte auf dem Markt zu, wie Wallis und North für den 
Fall der amerikanischen Wirtschaft gezeigt haben.  

Als Grundthemen der Neuen Institutionenökonomie werden von Richter und Furubotn 
(S. 34) die Transaktionskosten, die Verfügungsrechte und die Vertragsbeziehungen an-
gesehen. Daraus entwickelten sich in den Wirtschaftswissenschaften mehrere Denk-
ansätze: die Transaktionskostenökonomie, die Theorie der Verfügungsrechte, die Öko-
nomische Vertragstheorie, die Neue Politische Ökonomie und die Verfassungs-
ökonomie. Diese Ansätze werden im Folgenden näher untersucht. 
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2.2 Teilgebiete  

 

In der Literatur herrscht Uneinigkeit darüber, wie die verschiedenen Theorien und An-
sätze der Neuen Institutionenökonomie zu klassifizieren und zu strukturieren sind. Ei-
nigkeit besteht aber darüber, dass die wichtigsten Ansätze die Transaktionskosten-
ökonomie, die Property-Rights-Theorie und Teile der Prinzipal-Agent-Theorie sind. In 
diesem Abschnitt werden in Anlehnung an Martiensens Einteilung zuerst diese drei 
Theorien behandelt, wobei die Prinzipal-Agent-Theorie als Teil der Ökonomischen 
Vertragstheorie betrachtet wird. Zusätzlich wird auf die zentralen Annahmen der Neuen 
Politische Ökonomie und der Verfassungsökonomie eingegangen.  

 

2.2.1 Transaktionskostenökonomie 

 

Die Transaktionskostentheorie ist aufgrund ihrer vielseitigen Anwendungen eine der 
wichtigsten institutionenökonomischen Theorien. Ihre Annahmen bezüglich der Trans-
aktionskosten sind größtenteils auch für die anderen Ansätze der Neuen Institutionen-
ökonomie von Bedeutung. Der Untersuchungsgegenstand der Transaktionskosten-
ökonomie ist die Transaktion, welche jedem Tauschvertrag zugrunde liegt. Sie findet 
auf Märkten für private und öffentliche Güter sowie innerhalb von Organisationen statt.  

 

Transaktionskosten  

Die Neue Institutionenökonomie geht von der Annahme aus, dass der Abschluss eines 
Tauschvertrages Kosten verursacht, die Transaktionskosten. Eine allgemein akzeptierte 
Definition und eine allgemein akzeptierte Klassifizierung der Transaktionskosten exis-
tieren nicht. Nach Kasper und Streit (S. 197) entstehen Transaktionskosten dann, wenn 
Verfügungsrechte durch Verträge auf dem Markt getauscht werden. Sie sind die Kosten 
der Begründung und Nutzung der Institutionen (vgl. Richter 1998, S. 326). Um die 
Kosten der Transaktionen zu veranschaulichen, vergleicht Williamson sie mit den Ener-
gieverlusten, die durch die Reibungskräfte in mechanischen Systemen entstehen. Die 
Problematik der Transaktionskosten verstehen wir in dieser Arbeit im Sinne von Coase 
und Williamson, d.h. es geht um die Reduktion der Transaktionskosten pro Tausch.  
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Coase (1937) teilt die Transaktionskosten in Kosten vor einem Vertragsabschluss und 
Kosten nach einem Vertragsabschluss ein. Die Kosten vor einem Vertragsabschluss um-
fassen die Anbahnungskosten oder die Kosten für die Suche eines Transaktionspartners 
und die Vereinbarungskosten oder die Kosten für das Verfassen von Verträgen. Die 
Anbahnungskosten oder Informationskosten sind nach Streit und Wegner (zitiert in 
Kasper und Streit, S. 196) versunkene Kosten10, da der Wert einer Information vor ihrer 
Akquisition nicht voraussehbar ist. Die Kosten nach dem Vertragsabschluss können von 
unternehmensexterner oder -interner Art sein. Die unternehmensinternen Transaktions-
kosten umfassen die Kontrollkosten und die Anpassungskosten. Die Kontrollkosten oder 
Vertragsdurchsetzungskosten sind die Kosten für die Überprüfung des Vertragspartners 
im Hinblick auf die Vertragserfüllung und die Qualität der Leistung. Die Anpassungs-
kosten sind die Kosten die dann entstehen, wenn aufgrund der Nichterfüllung der Ver-
tragsbedingungen oder neuer Marktgegebenheiten ein neuer Transaktionspartner ge-
sucht oder ein neuer Vertrag abgeschlossen wird. Die unternehmensinternen Kosten 
werden durch die Organisation des Unternehmens und durch die Kontrolle der Prozess-
abläufe verursacht.  

Eine neuere Klassifizierung der Transaktionskosten bezieht sich auf die Sektoren, in 
denen sie auftreten. Nach Furubotn und Richter gibt es Transaktionskosten des Marktes, 
Transaktionskosten der Unternehmen und Transaktionskosten des politischen Sektors. 
Die Transaktionskosten des Marktes beziehen sich auf die Kosten der Anbahnung, des 
Abschlusses und der Durchsetzung von Verträgen im Sinne von Coase. Die Trans-
aktionskosten in Unternehmen beziehen sich auf die Gestaltung, Erhaltung und Ände-
rung der Überwachungs- und Durchsetzungsstruktur (engl.: governance structure) sowie 
auf die Betriebskosten der Organisation. Die politischen Transaktionskosten bestehen 
aus den Kosten der Einrichtung, Erhaltung und Veränderung der formalen und infor-
mellen politischen Ordnung eines Systems und den Betriebskosten des Gemeinwesens.  

Ein zentrales Problem bei den Transaktionskosten stellt deren Operationalisierung und 
Messung dar. Da verlässliche Erfassungs- und Messverfahren fehlen, konzentriert sich 
die Literatur auf die Bestimmungsgrößen der Transaktionskosten.11 So ist es z.B. 
schwierig die Transaktionskosten zu messen, die infolge asymmetrischer Information zu 
Wohlfahrtsverlusten führen. Einfacher ist es hingegen, diejenigen Kosten zu messen, 
die einen technischen Ressourceneinsatz erfordern wie z.B. die Kosten der Informati-
onsübertragung und die Kosten der Durchsetzung von Verträgen (vgl. Richter 1998). 

                                            
10  Versunkene Kosten (engl.: sunk costs) sind spezifische temporäre fixe Kosten eines dauerhaften 

Kapitalgutes, für das keine alternativen Verwendungsmöglichkeiten existiert.  
11  Einen Überblick über die wichtigsten Ansätze zur Operationalisierung und Messung von 

Transaktionskosten bieten Frambach und Eissrich, S. 50ff.  
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Die empirische Studie von Wallis und North basiert deswegen auf einer strikten Klassi-
fizierung der Kosten. Sie berücksichtigt dabei nur die gesamtwirtschaftlichen aggre-
gierten Transaktionskosten, die ein Bestandteil der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung sind (vgl. Frambach und Eissrich, S. 56). Folglich werden die Kosten, die 
nicht Bestandteil der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung sind, nicht erfasst. Eine 
genaue Messung der Transaktionskosten für den Fall der rumänischen Wirtschaft würde 
den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen. Aus diesem Grund werden im Rahmen 
dieser Analyse die empirisch bereits bewiesenen oder abgeleiteten Korrelationen zwi-
schen der Höhe der Transaktionskosten und der wirtschaftlichen Entwicklung genutzt. 

 

Transaktionskostenproblematik in Unternehmen und Märkten 

Die Problematik der Transaktionskostenökonomie ist, institutionelle Arrangements zu 
konstruieren, die es ermöglichen, auf betriebswirtschaftlicher, volkswirtschaftlicher 
und/oder politischer Ebene die Transaktionskosten pro Tausch zu senken. Die Wichtig-
keit der Transaktionskosten für die wirtschaftliche Analyse wurde von Coase (1937) bei 
seinem Versuch, die Existenz von Unternehmen zu erklären, erkannt. Weil die Tausch-
aktionen auf dem Markt zur Beschaffung von Inputs Kosten verursachen, würde ein 
Unternehmer durch das Zusammenschließen von Ressourcen zu Organisationen die 
Kosten der Nutzung des Preismechanismus senken. Ein Unternehmen ist folglich ein 
System von Beziehungen, welches dann auftritt, wenn die Nutzung der Ressourcen von 
einem Unternehmer abhängig ist. Die Gründung eines Unternehmens sowie die unter-
nehmerische Entscheidung, selbst zu produzieren oder auf dem Markt einzukaufen, 
werden also auf Transaktionskostendifferenzen zurückgeführt. Die Transaktionskosten 
werden durch die Gründung eines Unternehmens nicht vollständig eliminiert, sie wer-
den aber reduziert.  

Darauf basierend kristallisierten sich zwei Ansätze heraus, die sich mit der Senkung der 
Transaktionskosten in Unternehmen beschäftigen: zum einen der Messkostenansatz und 
zum anderen der Beherrschungs- und Kontrollansatz. Der Messkostenansatz geht auf 
Alchian und Demsetz (1972) zurück und untersucht die technischen Untrennbarkeiten 
innerhalb einer Produktionskette. Anhand der Teamproduktion beweisen sie die 
Schwierigkeit der Bestimmung des Beitrages eines jeden Mitglieds an der Produktion. 
Das führt dazu, dass sich Teammitglieder manchmal von der Arbeit drücken: sie agieren 
also als Trittbrettfahrer.  

Der Beherrschungs- und Kontrollansatz geht auf Williamson (1990) zurück. Er definiert 
die Transaktionskostenanalyse als Untersuchung der komparativen Kosten von Planung, 

 



 20

Anpassung und Überwachung der Aufgabenerfüllung in alternativen Durchsetzungs- 
und Überwachungssystemen (vgl. Williamson 1996b, S. 12).12 Das Problem der wirt-
schaftlichen Effizienz ökonomischer Organisationen wird hier unter dem Gesichtspunkt 
der Senkung von relativen Transaktionskosten behandelt. Die Gestaltung der Über-
wachungs- und Durchsetzungsstruktur (engl. governance structure) richtet sich nach der 
Höhe der transaktionsspezifischen Investitionen, der Häufigkeit der Transaktionen und 
dem Grad ihrer Unsicherheit. Williamsons Effizienzbegriff impliziert also die Verwal-
tung der Transaktionen mit derjenigen Überwachungs- und Durchsetzungsstruktur, 
welche ihr Nettoergebnis maximiert.  

Nach Williamson haben Transaktionen innerhalb von Unternehmen drei Hauptfaktoren, 
welche die Höhe ihrer Kosten beeinflussen: 

 Erstens die Häufigkeit, d.h. ob die Transaktionen einmalig, gelegentlich oder 
häufig vorgenommen werden. Je häufiger eine Transaktion stattfindet, umso ge-
ringer sind die relativen Transaktionskosten, da Anpassungsvorteile bei der 
Gestaltung der Verträge genutzt werden können.  

 Zweitens der Grad und die Art der Unsicherheit. Die Unsicherheit kann mehrere 
Ursachen haben, d.h. sie kann primär (zustandsbedingt), sekundär (aufgrund des 
Kommunikationsmangels) und verhaltensbedingt (durch das bewusste Ver-
schweigen und Verzerren von Informationen) sein. Je höher der Grad der Un-
sicherheit bei einem Vertragsabschluss ist, umso höher sind die jeweiligen 
Transaktionskosten, weil mehr Eventualitäten berücksichtigt werden müssen und 
die Kontroll- und Anpassungskosten hoch sind.  

 Drittens die Faktorspezifität. Darunter versteht Williamson den Grad der 
Wiederverwendbarkeit eines bestimmten Vermögensobjektes in alternativen 
Verwendungsrichtungen. Dabei werden fünf verschiedene Arten von Faktor-
spezifität erkannt, nämlich Standort, Sachkapital, Humankapital, kundenspezifi-
sche Vermögensgegenstände und Markennamenkapital. Je höher die Spezifität 
eines Produktionsfaktors ist, umso größer sind die Quasi-Renten, die sich aus 
dem Vertrag ergeben. Das erhöht auch die Gefahr des ex post Opportunismus. 
Die Gefahr des Opportunismus kann durch eine komplexe Vertragsgestaltung 
minimiert werden. Dies geht jedoch einher mit einer Zunahme der Transaktions-
kosten.   

                                            
12  Zu den folgenden Erläuterungen bezüglich der Aussagen der Transaktionskostenökonomie vgl. 

Williamson 1990 und Williamson 1996b.  
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Die vertikale Integration der Vertragsparteien ist nach Williamson eine institutionelle 
Möglichkeit ab einer gewissen Faktorspezifität in den Genuss von Transaktionskosten-
vorteilen zu kommen. Für Unternehmen handelt es sich dabei um die Entscheidung zwi-
schen Eigenproduktion oder Beschaffung auf dem Markt, die Make-or-buy-
Problematik. Ab einer gewissen Faktorspezifität werden die Gesamtproduktionskosten 
(d.h. Produktionskosten und Transaktionskosten) bei einer Beschaffung auf dem Markt 
höher als im Falle einer eigenen Produktion. Die institutionelle Lösung des Problems ist 
nach Ansicht von Williamson die vertikale Integration der Organisationen.  

Williamsons Analyse der Transaktionskosten auf Märkten und Unternehmen fokussiert 
primär auf langfristige wirtschaftliche Beziehungen, wo die Information limitiert ist, 
Opportunismus auftritt und die relativen Preise von Belang sind (Williamson 1996b). 
Wegen der Gefahr des Opportunismus werden nicht viele langfristige wirtschaftliche 
Beziehungen eingegangen. Die Folge sind Investitionseinbußen von physischem Kapital 
sowie von Humankapital. Das führt wiederum dazu, dass weniger produziert und aus-
getauscht wird. Solche Einbußen können nur durch institutionelle Innovationen beseitigt 
werden, die ex ante und ex post governance arrangements beinhalten, wie z.B. Regelun-
gen bezüglich des Franchising. Das Problem beim Abschluss von Verträgen ist  nach 
Williamson folgende fundamentale Transformation: Dabei entsteht aus einer Kon-
kurrenzsituation vor dem Abschluss des Vertrages eine bilaterale Monopolsituation 
nach dem Abschluss des Vertrags (vgl. Williamson 1990, S. 26f.). Unter der Annahme, 
dass aufgrund begrenzter Rationalität und Opportunismus auf dem Markt nur unvoll-
ständige Verträge existieren können, baut Williamson ein einfaches Vertragsschema 
auf. Er zeigt drei verschiede Vertragsergebnisse auf, die bei bestimmten Einsätzen von 
transaktionsspezifischem Kapital und bei bestimmten Risikoabsicherungen auftreten 
können. Dabei kommt er zum Schluss, dass der Rechtszwang alleine nicht ausreicht, um 
die Durchsetzung der Verträge zu sichern. Es muss zusätzlich durch einen privaten 
Zwang ergänzt werden: durch Zuhilfenahme privater Dritter, durch vertikale Integra-
tion, d.h. die Integration der Vertragsparteien, oder durch Drohung des Abbruchs der 
Beziehungen. 

Nach Williamson (1996b) gibt es mehrere betriebswirtschaftliche und volkswirtschaft-
liche Anwendungen der Senkung von Transaktionskosten. Auf betriebswirtschaftlicher 
Ebene nennt er z.B. die Nichtstandard-Handelsverträge, die Ökonomie der Familie und 
die Unternehmensfinanzierung. Aus volkswirtschaftlicher Sicht untersucht er die Regu-
lierung und Deregulierung, die Antitrustpolitik sowie die Stagflation. 

Die Nichtstandardverträge werden mit Hilfe zweier Modelle erklärt: das Unterpfand-
modell und das Modell der Übersuche. Das Unterpfandmodell erklärt die Effizienz von 
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Garantien bei der Abwicklung bestimmter Transaktionen, die den Zweck haben, die 
Verträge ex ante zu überprüfen und Verstöße zu verhindern. Formen solcher Unter-
pfänder können Franchising, Diskonts bei Massenproduktionen und die Reziprozität 
sein. Beim Modell der Übersuche, das Teil des Messkostenansatzes ist, bezieht sich 
Williamson auf Kenney und Klein (1983) hinsichtlich der ex ante negativen Risiko-
auslese: Einer der Vertragspartner selektiert vor Vertragsabschluss die angebotenen In-
formationen, so dass es zu einer ‚in-or-out’ Entscheidung kommt. Dafür nennt er als 
Beispiel den Diamantenmarkt, welcher in mehreren ‚sights’, d.h. Gruppen von Di-
amanten je nach Wert, aufgeteilt ist. Wer sich für einen ‚sight’ entscheidet, darf an kei-
ner anderen Transaktion teilnehmen. Die zweite Anwendung der Transaktionskosten-
ökonomie aus betriebswirtschaftlicher Sicht, die Ökonomie der Familie, untersucht die 
Überwachungs- und Kontrollbeziehungen in einem Familienunternehmen oder in einer 
Karriereehe. Unter einer Karriereehe wird jede Partnerschaft mit einem unternehmeri-
schen Zweck verstanden. Sie bezieht sich nicht nur auf die Institution der Ehe. Bei der 
Anwendung der Transaktionskostentheorie auf die Unternehmensfinanzierung werden 
die Überlegungen des Modigliani-Miller Theorems zur Unabhängigkeit der Kapital-
kosten eines Unternehmens von seiner Kapitalstruktur weiter geführt. Transaktionskos-
tentheoretisch sollten Projekte mit geringer bis mäßiger physischen Faktorspezifität 
problemlos fremdfinanziert werden, weil dadurch die Transaktionskosten minimiert 
werden. 

Die Anwendungen der Transaktionskostenökonomie auf mikro- und makroökonomi-
scher Ebene beziehen sich nach Williamson auf:  

 Die Regulierung und die Deregulierung: Williamson ist der Ansicht, dass die 
Auktionsverträge für Monopollizenzen sowohl vor dem Vertragsabschluss als 
auch nach dem Vertragsabschluss untersucht werden sollten. Bevor eine Mono-
pollizenz erteilt wird, müssen alle Bieter in einem Institutionenvergleich beur-
teilt werden. Die monopolistische Preisbildung würde somit vermieden werden. 

 Die Antitrustpolitik: Hier können aufgrund von Transaktionskostenüberlegungen 
Unternehmenszusammenschlüsse befürwortet werden, da eine vertikale Integra-
tion die Transaktionskosten vermindert und folglich eine Effizienzsteigerung 
darstellt – und nicht unbedingt die Wettbewerbsbeschränkung zum Hauptzweck 
hat.  

 Die Stagflation: Preis- und Lohninflexibilitäten können aufgrund von Trans-
aktionskostenüberlegungen eine effizienzsteigernde Wirkung haben, wenn spe-
zifische Investitionen vorliegen. Eine Flexibilisierung hingegen würde eine Dro-
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hung für diejenigen Verträge sein, „die durch dauerhafte Investitionen in unter-
nehmensspezifische Vermögenswerte unterstützt werden“ (Williamson 1996b, 
S. 74).  

 

Transaktionskostenproblematik des politischen Sektors  

Die politischen Transaktionskosten entstehen bei einem Tauschvorgang, der auf dem 
politischen Markt stattfindet. Eine wichtige Analyse dieser Problematik erfolgt bei 
North innerhalb seiner Staatstheorie. Die Einführung von mehr Demokratie, z.B. durch 
die Einführung einer repräsentativen Demokratie, senkt die Transaktionskosten des Ge-
setzgebers pro Tauschvorgang (Weingast und Marshall zitiert in North 1992, S. 61). Als 
Beispiel nennen Weingast und Marshall den Kongress der Vereinigten Staaten. Vor der 
Einführung einer repräsentativen Demokratie wurden im Kongress statt Stimmen sub-
jektive Rechte wie z.B. Einfluss in bestimmten politischen Sachbereichen getauscht. 
Die fehlende Institutionalisierung der Tauschvorgänge verursachte jedes Mal hohe 
Kosten. Der politische Tausch wird also in einer repräsentativen Demokratie kosten-
günstiger sein, weil „politische Institutionen Vereinbarungen ex ante über die Zusam-
menarbeit von Politikern darstellen. Sie vermindern die Unsicherheit durch Schaffung 
einer stabilen Tauschordnung“ (North 1992, S. 60). Aber da die Zahl der politischen 
Tauschvorgänge auch stark wächst, wird der Sektor der politischen Transaktionen all-
gemein größer. Trotz dieser Tatsache wird dadurch die politische Effizienz erhöht (vgl. 
North 1992, S. 61). Realisiert wird dies durch den Zugang eines großen Teils der Be-
völkerung zum politischen Entscheidungsprozess, die Ausschaltung der Macht des 
Herrschers zur Beschlagnahmung von Vermögen und durch die Sicherung der Vertrags-
erfüllung durch Dritte (eine unabhängige Justiz). 

Der negative Einfluss der Transaktionskosten auf das wirtschaftliche Wachstum einer 
Volkswirtschaft wurde erstmals von Wallis und North erkannt.13 Die Senkung der 
Transaktionskosten bedeutet eine effizientere Gestaltung der Institutionen und eine stär-
kere Spezialisierung, was zu einem Anstieg der Produktivität führt. Folglich ist die 
Wirtschaftsgeschichte die Geschichte der Reduzierung der Transaktionskosten pro 
Tausch, welche die Erhöhung der Erträge durch eine höhere Spezialisierung ermöglicht 
(vgl. Wallis und North, S. 121). Wallis und North beweisen, dass sich innerhalb von 
hundert Jahren in den USA die Transaktionskosten mehr als verdoppelt haben (vgl. 
Wallis und North, S. 121). Das Wachstum des Transaktionskostensektors hatte drei 

                                            
13  Eine detaillierte Beschreibung des Konzeptes von North und Wallis ist bei Blum et al., S. 53ff. zu 

finden.  
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Hauptgründe. Erstens erhöhten sich die Kosten für die Vertragsaushandlung und  
-durchsetzung aufgrund der Markt- und Städtevergrößerung sowie der Anonymisierung 
der Vertragspartner und der steigenden Spezialisierung. Zweitens wuchs die Notwen-
digkeit, mehr Verträge abzuschließen, da infolge des technologischen Fortschritts die 
Unternehmen immer komplexer und größer wurden. Drittens wurde das System der 
Verfügungsrechte verändert, da die Kosten der Nutzung des politischen Systems auch 
sanken.  

Eine weitere Anwendung der Transaktionskostenökonomie bezieht sich auf die gesell-
schaftliche Umverteilung durch politische Prozesse. Nach Williamson (1996a) können 
Umverteilungsmaßnahmen (die eigentlich als ineffizient erscheinen) dann effizient sein, 
wenn man die Transaktionskosten in der Analyse berücksichtigt. Die Argumentation 
geht von der Annahme aus, dass die Spezifizierung und Durchsetzung von Verfügungs-
rechten die von den Politikern versprochenen Einkommenstransfers erleichtern. Wenn 
die Bedingung der Spezifizierung und Durchsetzung von Verfügungsrechten nicht er-
füllt ist, dann entstehen Wohlfahrtseinbußen aufgrund der Transaktionskosten. Be-
gründet wird dies mit dem Argument, dass die anderen Optionen, die den Politikern zur 
Verfügung stehen, höhere Kosten verursachen würden. Wenn der institutionelle Rah-
men nach einer Zeit erneut bewertet wird, werden die anfänglich ineffizient erscheinen-
den Umverteilungsmaßnahmen für den damaligen Zeitpunkt als effizient im Vergleich 
zu anderen Umverteilungsoptionen. Das geschieht, weil die Politiker dazu tendieren, die 
hohen Verluste der Transfermechanismus zu minimieren (vgl. Becker 1996). Dies ist 
der Grund dafür, dass Politiker die Kompetenz für Umverteilungsmaßnahmen haben 
sollten.  

Aber nicht nur das institutionelle Arrangement an sich, sondern auch eine Veränderung 
des Systems kann Transaktionskosten verursachen. Nach Rao müssen ökonomische Re-
formen nicht nur hinsichtlich ihres potenziellen Nutzens geprüft werden, sondern auch 
unter dem Gesichtspunkt der Transaktionskosten der Transformation eines institutio-
nellen Arrangements (vgl. Rao, S. 103). Diese Erkenntnis ist wichtig für die Analyse 
der Transformation vom sozialistischen zum kapitalistischen System (vgl. Kapitel 5).  
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2.2.2 Property-Rights-Theorie 

 

Die Property-Rights-Theorie oder die Theorie der Verfügungsrechte14 ist neben der 
Transaktionskostenökonomie eine der wichtigsten Bausteine der Neuen Institutionen-
ökonomie. Ausgangspunkt zur Entwicklung dieser Theorie war der 1960 erschienene 
Aufsatz von Ronald Coase, „The Problem of Social Cost“, in dem er auf die Existenz 
von externen Effekte hinwies. Die Property-Rights-Theorie beschäftigt sich mit den 
unterschiedlichen Formen der Gestaltung und Verteilung von Verfügungsrechten und 
deren Einfluss auf das Verhalten ökonomischer Akteure. Dabei geht sie von der Hypo-
these aus, dass die Ausgestaltung der Verfügungsrechte die Allokation und Nutzung 
wirtschaftlicher Ressourcen in spezifischer und voraussehbarer Weise beeinflusst (vgl. 
Furubotn und Pejovich, S. 1139). Es gibt mehrere Analysegebiete der Theorie, die am 
häufigsten angesprochenen Themen sind aber die Entstehung der Verfügungsrechte, das 
Aushandeln dieser und die Mechanismen zur Überwachung und Kontrolle der Erfüllung 
der Rechte. 

Die Verfügungsrechte werden definiert als Rechte „die der Einzelne an seiner eigenen 
Arbeit und an den Sach- und Dienstleistungen in seinem Besitz erwirbt“ (North 1992, S. 
39). Das Individuum besitzt also nicht eine Ressource an sich, es besitzt gesellschaftlich 
anerkannte Rechte zur Verwendung dieser Ressource (vgl. Alchian und Demsetz 1973, 
S. 17). Die Verfügungsrechte können als Institutionen betrachtet werden, da sie Ver-
haltensnormen in Bezug auf die Ressourcennutzung festlegen. Sie schränken also das 
individuelle Verhalten ein, geben aber dem Individuum auch die Möglichkeit, Er-
wartungen über das Verhalten anderer zu bilden (vgl. Erlei et al., S. 271). 

Die Verfügungsrechte sind ein Bündel an Rechten, die sich auf die Nutzung des Ver-
fügungsgegenstandes (usus), die Nutzung der Früchte des Verfügungsgegenstandes 
(usus fructus), die Veränderung des Verfügungsgegenstandes (ab usus) und die Über-
tragung der Verfügungsrechtsmenge oder einer Teilmenge dieser Rechte auf eine andere 
Person (ius abutendi) beziehen (vgl. Martiensen, S. 225). Die Verfügungsrechte be-
ziehen sich also auf die Verwendungsmöglichkeiten von Gütern. Dieses Bündel an 
Rechten ist allerdings teilbar, so dass nicht zwingend dieselbe Person über alle Rechte 
an einer Ressource verfügen muss. Generell wird nach Umfang und Verteilung zwi-
schen privaten und öffentlichen Verfügungsrechten unterschieden. Private Verfügungs-

                                            
14  Die Theorie der Property Rights wird in der deutschen Literatur sowohl als Theorie der Eigentums-

rechte als auch als Theorie der Verfügungsrechte übersetzt. Juristisch gesehen, wird zwischen Eigen-
tum und Besitz unterschieden, deswegen wird hier in Anlehnung an Blum et al. die zweite Variante 
als Übersetzung gewählt.  
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rechte vereinen alle vier Verwendungsmöglichkeiten des Gutes, hingegen beziehen sich 
die öffentlichen Verfügungsrechte nur auf Teilmengen. Die wichtigsten Charakteristika 
der privaten Verfügungsrechte sind folglich die Ausschließbarkeit, die Transferier-
barkeit, die Teilbarkeit, die Dauer und die klar definierten Grenzen der Rechte sowie 
deren Durchsetzbarkeit (vgl. Rao, S. 115).  

Die Güter werden in privaten und in öffentlichen Gütern eingeteilt. Zwei wichtige Ei-
genschaften von Gütern, die eine Rolle bei der Abgrenzung von privaten und öffentli-
chen Gütern spielen, sind: 

 die Gültigkeit des Ausschlussprinzips, d.h. dass Individuen, die nicht berechtigt 
und/oder nicht bereit sind, den Preis für das Gut zu bezahlen, vom Konsum des 
Gutes ausgeschlossen werden können und 

 die Rivalität, d.h. es wird um den Konsum der Güter konkurriert. Wenn ein Gut 
von einem Individuum konsumiert wird, kann es nicht von einem anderen Indi-
viduum konsumiert werden (vgl. Frey und Kirchgässner, S. 49ff.). 

Die privaten Güter sind durch einen hohen Grad an Rivalität und Ausschließbarkeit ge-
kennzeichnet. Die öffentlichen Güter oder Kollektivgüter gehören allen Akteuren in 
gleichem Maße und kein Mitglied einer Gruppe kann von der Nutzung dieser Güter 
ausgeschlossen werden. Wenn bei öffentlichen Gütern die Bedingungen der Rivalität 
und Ausschließbarkeit nicht erfüllt sind, handelt es sich um rein öffentliche Güter. 
Wenn keine Rivalität besteht, aber Individuen von der Nutzung der Güter ausgeschlos-
sen werden können, spricht man von Clubgütern (vgl. Buchanan 1965). Im Falle einer 
existierenden Rivalität und einem fehlenden Ausschluss vom Konsum wird über 
Gemeindegüter gesprochen (vgl. Ostrom et al. sowie Alchian und Demsetz 1973).  

Die Struktur der Rechte innerhalb einer Gemeinschaft oder Gesellschaft und ihre Siche-
rung durch den Staat beeinflussen die Allokationseffizienz. Die Ursache hierfür ist, dass 
die Struktur der Rechte Auswirkungen auf das Anreizsystem der Individuen hat. Wenn 
es keine privaten Verfügungsrechte gibt, hat niemand einen Anreiz, sie effizient zu nut-
zen oder gegen Ausbeutung zu schützen. Beispielsweise führt das öffentliche Recht auf 
Jagd dazu, dass immer mehr Individuen immer mehr Wild erlegen, um private Ver-
fügungsrechte daran zu erlangen (vgl. Alchian und Demsetz 1973, S. 19). Im Extremfall 
kommt es dazu, dass der Wildbestand zurückgeht oder sogar verschwindet, d.h. dass die 
knappen Ressourcen nicht effizient aufgeteilt werden. Das Phänomen der Ressourcen-
zerstörung infolge unklar definierter Verfügungsrechte hat Hardin als ‚the tragedy of the 
commons’ bezeichnet. In den letzten Jahren entstand der gegenteilige Begriff, ‚the tra-
gedy of the anticommons’, der von Heller geprägt wurde: Wenn die Verfügungsrechte 
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an einer Ressource stark zersplittert sind, wird die Ressource wenig oder gar nicht ge-
nutzt, d.h. es werden Möglichkeiten der Wohlfahrtsteigerung nicht wahrgenommen. Die 
Begründung ist die, dass wenn zu viele Individuen über Nutz- und Ausschlussrechte 
verfügen, dann scheitern die Verhandlungen zwischen den Individuen aus Kosten-
gründen.  

Dieser Effekt der Verfügungsrechte auf die Allokationseffizienz hat auch Auswirkun-
gen auf das Wirtschaftswachstum einer Volkswirtschaft (vgl. Torstensson, S. 233f.). 
Dabei sind zwei Größen maßgeblich: das Humankapital und die Investitionen. Die Al-
lokation von Humankapital wird durch die Struktur der Verfügungsrechte beeinflusst. 
Wenn die privaten Verfügungsrechte in einer Gesellschaft gesichert sind, dann ist es für 
die Individuen lohnender, das Humankapital zu produktiven Zwecken als zu Umvertei-
lungszwecken zu nutzen. So impliziert z.B. eine Innovation, dass die Individuen eine 
Belohnung für das neue Produkt oder den neuen Produktionsprozess erwarten. Wenn 
die Verfügungsrechte nicht gesichert sind, werden die Individuen das Humankapital 
eher für Rent Seeking oder andere Umverteilungsaktivitäten nutzen. Unter der An-
nahme, dass alle anderen Einflussgrößen gleich bleiben, beeinflusst diese Tatsache 
folglich auch das Wirtschaftswachstum. 

Der zweite direkte Effekt auf das Wirtschaftswachstum resultiert aus der Effizienz der 
Investitionen. Nach Torstensson haben private Verfügungsrechte zur Folge, dass Inves-
titionen in Sektoren mit einer hohen privaten Kapitalrendite getätigt werden. In einer 
Volkswirtschaft mit Konkurrenzmärkten und gesicherten Verfügungsrechten sind diese 
Sektoren identisch mit den Sektoren, die eine hohe soziale Kapitalrendite bieten. Folg-
lich sind die Investitionen bei fehlenden Externalitäten und Marktunvollkommenheiten 
effizient aufgeteilt. Wenn die Verfügungsrechte staatlich sind, muss nicht die Kapital-
rendite über die Sektoren entscheiden. Im Falle von privaten und nicht gesicherten 
Rechten werden langfristige Investitionen nicht getätigt, obwohl sie eine hohe soziale 
Kapitalrendite bieten. Die Investoren ziehen es vor, kurzfristige Investitionen zu tätigen, 
weil sie eine höhere private Rendite erwarten. Das führt zu einer langfristig weniger ef-
fizienten Nutzung der Produktionsfaktoren und folglich werden die positiven Wachs-
tumseffekte der Investition teilweise aufgehoben.  

 

Entstehung von Property Rights 

Die Entstehung von Verfügungsrechten wird im Allgemeinen als das Resultat von Ef-
fizienzüberlegungen angesehen. Hierzu gibt es zwei Theorien. Zum einen gibt es die 
‚optimistische Theorie’ der spontanen (oder evolutorischen) Entstehung der Rechte als 
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Resultat der Veränderungen der Bedingungen des wirtschaftlichen Lebens. Diese The-
orie wird z.B. von Demsetz, North, Pejovich und Witt vertreten. Effiziente Rechte ent-
stehen demnach als Interaktion zwischen den verändernden wirtschaftlichen Bedingun-
gen und der Suche der Individuen nach einem höherem Nutzen (vgl. Pejovich 2001, S. 
xvii). Nach North drängten die Marktkräfte die Wirtschaftsordnung in die Richtung der 
Effizienz und dadurch kam es zur Entstehung von Verfügungsrechten. „Veränderungen 
der relativen Preise oder relativen Knappheiten irgendeiner Art bewirken die Begrün-
dung von Eigentumsrechten, sobald es lohnend wird, die Kosten der Begründung sol-
cher Rechte aufzuwenden“ (North, 1990, S. 62). North sieht die Entstehung von Ver-
fügungsrechten als Teil der Entstehung des politischen Staates an. Die Schaffung des 
Rechtstaates bedeutet eine höhere politische Effizienz, „doch wäre es falsch, zu be-
haupten, dass das Ergebnis effiziente politische Märkte seien – in demselben Sinn, wie 
wir von effizienten Märkten in der Wirtschaft sprechen“ (North 1990, S. 61). Der politi-
sche Staat hat dann die Aufgabe, die privaten Verfügungsrechte mittels Gesetze zu 
schützen und folglich werden die Individuen den Anreiz haben, die Ressourcen effizient 
zu nutzen (vgl. Posner, S. 36).  

Nach Demsetz entstehen private Verfügungsrechte dann, wenn die individuellen Ge-
winne aus der Durchsetzung der privaten Rechte höher sind als die Kosten der Durch-
setzung. Dabei geht Demsetz von der Annahme aus, dass institutionelle Ordnungen mit 
kommunalen Verfügungsrechten hohe Kosten der Verhandlung und Überwachung der 
Rechte verursachen und somit den institutionellen Ordnungen mit privaten Rechten un-
terlegen sind. Witt ergänzt die Aussage von Demsetz mit einer anderen Bedingung: Die 
individuellen Nettogewinne aus institutionellen Arrangements, welche private Ver-
fügungsrechte begünstigen, müssen höher sein als die individuellen Nettogewinne im 
Falle anderer institutionellen Arrangements, welche beispielsweise kommunale Rechte 
bevorzugen (vgl. Witt, S. 29). Witt weist auf die sozialen Kosten der Durchsetzung pri-
vater Verfügungsrechte hin. Diese sind den kommunalen Durchsetzungskosten ähnlich. 
Beide institutionellen Arrangements müssen sich mit dem Problem des Trittbrettfahrers 
auseinandersetzen und nach Witt gibt es keinen Grund anzunehmen, dass das eine oder 
das andere Regime komparative Vorteile in der Lösung des Problems bieten kann. Ent-
scheidend ist, ob die Individuen in einem kommunalen Regime die Rechte zur Verände-
rung der Ressource und zur Übertragung der Rechte positiv werten. In diesem Fall ent-
stehen private Verfügungsrechte. So kann auch die Entstehung der privaten Ver-
fügungsrechte in der Transformationszeit erklärt werden: Da die erwarteten individuel-
len Gewinne aus den privaten Rechten höher waren, entschieden sich die Individuen für 
eine Privatisierung der kollektiven landwirtschaftlichen Nutzflächen (vgl. Kapitel 5). 
Auch Posner deutet auf die Kosten der Durchsetzung privater Rechte hin und nennt da-
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bei die Kosten der Exklusivität und die Transferkosten, also die Transaktionskosten 
(vgl. Posner, S. 38). So kann z.B. unter Exklusivrechten die Effizienz der Nutzung des 
Rechtes geringer sein, wenn die Transferkosten prohibitiv sind.   

Zweitens gibt es den konstruktivistischen Ansatz zur Entstehung von Verfügungsrech-
ten. Er geht von der Existenz einer Autorität aus. Hier legt eine befugte Instanz (z.B. ein 
Parlament, ein Diktator oder ein Unternehmer) eine bestimmte, ihr angemessen er-
scheinende institutionelle Ordnung fest. Diesem Erklärungsansatz ist auch die norma-
tive Begründung von Institutionen zuzuordnen. Sie besagt, dass die zu wählenden In-
stitutionen optimal bezüglich einer Zielfunktion sein sollen und deshalb nach Plan um-
gesetzt werden müssen (vgl. Blum et al., S. 28). Nach Richter können Institutionen auch 
aus einem Mix beider Erklärungsansätze entstehen (vgl. Richter 1998). In der vor-
liegenden Arbeit werden wir uns an den evolutorischen Ansatz zur Erklärung der Ent-
stehung von Property Rights orientieren.  

 

Aushandeln von Property Rights 

In der Erklärung des Aushandelns von Verfügungsrechten stützt sich die Theorie auf 
zwei Grundannahmen: erstens, dass der Inhalt und die Struktur der Verfügungsrechte 
die Allokation und Nutzung von Ressourcen in spezifischer und vorhersehbarer Weise 
durch die Anreizstruktur beeinflusst und zweitens, dass die Übertragung von Ver-
fügungsrechten positive Transaktionskosten verursacht (vgl. Coase 1960),15 die 
Nutzungsbeschränkungen hervorrufen. Je höher die auftretenden Transaktionskosten, je 
ausgeprägter die Nutzungsbeschränkungen und je größer die Zahl der potenziellen Nut-
zer eines Gutes sind, desto stärker sind die Verfügungsrechte eingeschränkt. Somit ent-
stehen die Externalitäten, welche eine Abweichung vom Wohlfahrtsoptimum darstellen. 
Externalitäten treten nach Richter und Furubotn (S. 101) dann auf, wenn die wirtschaft-
liche Situation einer Person durch die Konsum- oder Produktionstätigkeit anderer Per-
sonen berührt wird. Die externen Effekte können für den Betroffenen entweder schäd-
lich – negative externe Effekte – oder vorteilhaft – positive externe Effekte – sein. In 
beiden Fällen stellt sich die Frage, wie man sie effizient aufheben kann.  

Ausgehend von der Idee der externen Effekte beweist Coase (1960), dass bei Transakti-
onskosten von null die Akteure Teile ihrer Verfügungsrechte tauschen werden, bis eine 
Pareto-effiziente Allokation der Ressourcen und somit eine Gleichgewichtsverteilung 

                                            
15  Coase ist der erste Wirtschaftswissenschaftler, der das Transaktionskostenkonzept mit dem Property-

Rights-Ansatz verknüpft.  
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erreicht ist. Diese Aussage ist in der Literatur als Coase-Theorem bekannt. Die Kritik an 
diesem Theorem ist die, dass Coase ein ideales Wirtschaftssystem vorausgesetzt hat, in 
dem alle Akteure vollständig informiert und die Transaktionskosten vernachlässigbar 
sind. Trotzdem lässt sich eine praktische Anwendung des Theorems finden: im Falle der 
privaten Internalisierung der externen Effekte (vgl. Sohmen, S. 257ff.). Die private In-
ternalisierung der Externalitäten kennzeichnet sich dadurch aus, dass keine staatliche 
Intervention notwendig ist.   

Für eine Welt mit Transaktionskosten, bietet Demsetz eine Lösung zu diesem Problem: 
Unerwünschte externe Effekte lassen sich mit Hilfe der Einrichtung von privaten Ver-
fügungsrechten effizient internalisieren. Die Internalisierung der externen Effekte be-
deutet also die Übertragung der in Frage stehenden Verfügungsrechte. Dafür müssen 
zwei notwendige Bedingungen erfüllt werden: Zum einen muss eine klare Spezifikation 
der Verfügungsrechte gegeben sein und zum anderen die Freiheit, sie zu tauschen. Es 
handelt sich dabei um die Einrichtung der Verfügungsrechte in Form einer Regulierung 
der Ressourcennutzung durch den Staat, die Emission von Nutzungszertifikaten, die 
Einrichtung von Clubs und die Einrichtung von Verfügungsrechten im Rahmen der 
Teamproduktion in einem Unternehmen.16 Die Änderung der Verfügungsrechte wird 
von Demsetz der Entstehung neuer Externalitäten zugeschrieben, die ihrerseits infolge 
des technischen Fortschrittes entstehen. D.h., dass sich die Verfügungsrechte einem 
ständigen Wandel im Zeitablauf unterziehen, wenn sich durch diese Änderung neu ent-
standene bzw. neue Externalitäten internalisieren lassen und wenn der Nutzen der Inter-
nalisierung der Externalitäten die Kosten der Rechtsänderung übersteigt. 

 

Überwachung von Property Rights 

Für die Sicherung der Verfügungsrechte, müssen diese überwacht werden. North 
schreibt diese Verantwortung dem Staat zu, der damit Einfluss auf das Funktionieren 
des Marktes hat. Je nach der Art der Verfügungsrechte, kann die Problematik unter-
schiedlich sein. Im Rahmen der Überwachung des Privateigentums, müssen die Regel-
brecher mit Sanktionen rechnen. Auf diese Weise werden bestimmte Handlungen mit 
zusätzlichen Kosten – Transaktionskosten – belastet, was dazu führt, dass mittels des 
Rechts ein implizierter Preis für bestimmte Handlungen festgesetzt wird (vgl. Erlei et 
al., S. 172f.). Das Handeln der Akteure, die sich diesen Sanktionen ausgesetzt sehen, 
kann mit Hilfe des Dilemmas der Bestrafung oder des Gefangenendilemmas analysiert 
werden. Unter der Annahme, dass das menschliche Handeln, inklusive der Kriminalität, 
                                            
16  Für eine detaillierte Erläuterung vgl. Martiensen, S. 221ff.  
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ökonomisches Kalkül sei, stellt auch die Theorie der optimalen Bestrafung von Becker 
(1993) eine revolutionäre Theorie in diesem Sinne dar. 

Ein Problem, welches bei der Überwachung der Verfügungsrechte im Falle öffentlicher 
Güter auftaucht, ist das Trittbrettfahrerproblem. Mit diesem Problem setzt sich erstmals 
Olson (1992, S. 26ff ) im Rahmen der Gruppentheorie auseinander. Später wird die 
Thematik in der Literatur unter mehreren Aspekten behandelt, beispielsweise bei North 
(1988, S. 46ff.) als politische, soziale oder wirtschaftliche Handlungsart von ideologie-
geprägten Individuen. Das Problem des Trittbrettfahrers taucht dann auf, wenn sich 
Mitglieder einer Gruppe von den Kosten der Teilnahme an der Gruppe und den notwen-
digen Kosten für die Produktion der kollektiven Güter drücken, trotzdem aber in den 
Genuss dieser Güter kommen. Die Individuen agieren dabei nach einem Kosten-Nut-
zen-Kalkül. Wenn das Individuum als Trittbrettfahrer agiert, zieht es kostenlos seinen 
Nutzen aus den von anderen Gesellschaftsmitgliedern bereitgestellten Kollektivgütern. 
Folglich wird er seine Präferenzen nicht offenbaren, weil er sonst auf eine niedrigere 
Indifferenzkurve gelangen würde, als wenn er ein Trittbrettfahrer gewesen wäre (vgl. 
Kirsch, S. 149). Das Verhalten der Trittbrettfahrer bedeutet einen Wohlfahrtsverlust für 
die gesamte Gesellschaft.17  

Zur Lösung des Trittbrettfahrerproblems sind allgemein mehrere Alternativen bekannt. 
Erstens ist das Zusammenschließen der Akteure zu Interessensgruppen von Vorteil, da 
man dann die Trittbrettfahrer schneller erkennt. Zweitens ist der Eingriff des Staates 
erforderlich, der die Aufgabe hat, die Kosten in Form von Steuern und Abgaben einzu-
treiben sowie eine effektive Bestrafung zu organisieren, um der Gruppe die rechtmäßige 
Nutzung des kollektiven Gutes zu sichern. Anhand des Problems des Trittbrettfahrers 
wird also die Bedeutung des Staates und der Rechtsstruktur für die Aufrechterhaltung 
und Änderung der Verfügungsrechte deutlich. North ergänzt die Lösungsmöglichkeiten, 
indem er die Rolle der Ideologie hervorhebt, die das Ziel haben soll, „Gruppen dazu an-
zuspornen, sich entgegen einem einfachen, hedonistischen, individuellen Kosten-Nut-
zen-Kalkül zu verhalten“ (North 1988, S. 54).  

Trotz dieser Überlegungen haben sich im Laufe der Zeit nicht immer effiziente Ver-
fügungsrechtsstrukturen durchgesetzt. Dies wird bei der Betrachtung vieler institutio-
neller Arrangements deutlich. Um das zu erklären baut North (1988) ein neoklassisches 
Staatsmodell auf, in dem der Herrscher diejenigen Entscheidungen trifft, die seinen per-
sönlichen Nutzen maximieren. Würde so ein Herrscher effiziente Verfügungsrechte wie 
z.B. das Privateigentum zulassen, dann würden seine Einnahmen sinken und er würde 

                                            
17  Zur Problematik des Trittbrettfahrers vgl. auch Kim und Walker sowie Isaac et al. 
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folglich Nutzen einbüßen. Deshalb wird der Herrscher keine effizienten Strukturen zu-
lassen. Dieses Modell funktioniert auch dann, wenn man statt einem Herrscher mehrere 
verhandlungsmächtige Interessensgruppen betrachtet. Diese Aussage wird in der vor-
liegenden Arbeit zu eine der wichtigsten Annahmen in der Erklärung der Entwicklung 
der Verfügungsrechte in Rumänien sein. Vor allem am Beispiel des Sozialismus ist 
diese Überlegung von hoher Wichtigkeit. Zur Schlussfolgerung, dass die Verhandlun-
gen nicht immer zu effizienten Lösungen führen, kommen auch Libecap sowie Binger 
und Hoffmann.  

 

2.2.3 Ökonomische Vertragstheorie  

 

Die Ökonomische Vertragstheorie betrachtet Verträge als Gegenstand ökonomischer 
Untersuchungen. Dabei wird unter Vertrag nicht nur der gesetzliche Vertrag, wie zum 
Beispiel der Miet-, der Kauf- oder der Arbeitsvertrag verstanden, sondern auch der öko-
nomische Vertrag, der eine allgemeine Bedeutung hat. Darunter werden auch Normen, 
unverbindliche Zusagen, unverbindliche Regelungen und andere Vorkehrungen zusam-
mengefasst. Dadurch wird die Vertragstheorie nach Martiensen (S. 353) „zu einem In-
strument der ökonomischen Analyse, welches sich auf alle hierarchischen Ebenen von 
Verträgen anwenden lässt, von der Ebene des Verfassungsvertrages (Grundgesetz) über 
die Organisationsregeln des Staates (Staatsrecht), die verschiedenen Formen privater 
Organisationen – vor allem der Unternehmen – bis hin zur Analyse bilateraler Aus-
tauschbeziehungen in einer Partnerschaft. Die ökonomische Vertragstheorie analysiert 
Transaktionen, d.h. Austauschbeziehungen, als ob eine Vertragsbeziehung vorläge.“  

Im Laufe der Zeit haben sich zwei Arten der ökonomischen Vertragstheorie entwickelt: 
die Prinzipal-Agent-Theorie, die sich unter Verwendung des neoklassischen Rationali-
tätskonzepts mit Informationsasymmetrien beschäftigt, und der institutionenökonomi-
sche Ansatz, der die Tauschvorgänge als unvollständige Verträge analysiert. Dabei wer-
den Wohlfahrtsverluste oder -gewinne als Effekte der institutionellen Arrangements, 
d.h. als Ergebnis mehr oder weniger geschickter Anreizgestaltung angesehen (vgl. 
Richter 1998, S. 327). Die komparative Analyse der Wohlfahrtsverluste, die verschie-
dene vertragliche Vereinbarungen hervorrufen, ist ein wichtiger Untersuchungs-
gegenstand der Neuen Institutionenökonomie.  
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Prinzipal-Agent-Theorie 

Die Prinzipal-Agent-Theorie wurde von Alchian und Demsetz (1972) mitbegründet und 
von Ross weiter entwickelt. Sie behandelt die Beziehungen zwischen dem Auftraggeber 
(Prinzipal) und dem Auftragnehmer (Agent), die infolge eines Vertrages entstehen. 
Hauptannahmen dabei sind die Existenz der asymmetrischen Information und der un-
vollkommenen Voraussicht (vgl. Richter und Furubotn, S. 195). Die wichtigsten Ziele 
des Ansatzes sind erstens die Darstellung der Agency-Probleme, d.h. das Verhalten des 
Agenten zu seinem eigenen Vorteil und/oder zum Nachteil des Prinzipals, zweitens die 
Darstellung der Ursachen und Charakteristika dieser Agency-Probleme und drittens die 
Erstellung und Bewertung von alternativen institutionellen Arrangements sowie die 
Entwicklung von alternativen Vertragsformen zur Senkung der Agency-Kosten. Unter 
Agency-Kosten  versteht man die Kosten der Verhinderung eines Schadens des Prinzi-
pals.18  

Unter asymmetrischer Information wird im Rahmen der Prinzipal-Agent-Theorie der 
Informationsvorsprung des Agenten im Vergleich zu seinem Prinzipal verstanden. Der 
Vorteil dieses Informationsvorsprungs führt dazu, dass der Agent Entscheidungen zu 
seinem eigenen Vorteil und dabei manchmal zum Nachteil des Prinzipals trifft. Es wird 
zwischen zwei Arten von Verträgen unter asymmetrischer Information unterschieden, je 
nachdem ob die Betroffenen vor oder nach Vertragsabschluss asymmetrisch informiert 
wurden. Bei der ersten Art handelt es sich um die adverse Selektion oder die asymmetri-
sche Information ex ante, z.B. wenn der Versicherer bei Vertragsabschluss das Risiko 
schlechter einschätzen kann als der Versicherte und dieser folglich einen für ihn vorteil-
haften Vertrag aussuchen kann. Bei der zweiten Art handelt es sich um das moralische 
Risiko oder die asymmetrische Information ex post, d.h. wenn die Informations-
asymmetrie erst nach Vertragsabschluss eintritt, so dass der Prinzipal bei Vertrags-
abschluss das Risiko eingeht, dass sein Agent die Vertragsvereinbarungen nicht einhält. 
Hier kann man zwischen versteckter Information und verstecktem Handeln differenzie-
ren. Versteckte Information bedeutet, dass der Agent über Informationen verfügt, die 
dem Prinzipal unbekannt sind. Verstecktes Handeln tritt dann auf, wenn der Agent han-
delt, ohne den Prinzipalen zu informieren. Das am häufigsten angewandte Modell in der 
ökonomischen Analyse ist das Prinzipal-Agent-Modell des Typus moralischen Risikos. 

Die zweite Annahme der Prinzipal-Agent-Theorie, die unvollkommene Voraussicht, 
macht es unmöglich, alle denkbaren Eventualitäten, welche die Zukunft bringen kann, 

                                            
18  Für die folgenden Ausführungen vgl. Richter und Furubotn, S. 190ff.  
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aufzuzählen und im Vertrag zu berücksichtigen. Folglich existiert immer das Risiko, 
dass ein Vertragspartner seine Verpflichtungen nicht einhält.  

Das Verhalten des Agenten zum eigenen Vorteil und/oder zum Nachteil des Prinzipals 
erzeugt Wohlfahrtsverluste und kann nur mit Kosten, den Agency Kosten, verhindert 
werden. Diese umfassen erstens die Kontrollkosten des Prinzipals mit dem Ziel, die In-
formationsasymmetrie zwischen ihm und seinen Agenten zu senken. North ergänzt 
diese Annahme, indem er darauf hinweist, dass auch der Agent Aufsichtsmaßnahmen 
ergreifen kann, um die Erfüllung seiner Seite der Vereinbarung durchzusetzen (vgl. 
North 1992, S. 39). Demzufolge entstehen auf beiden Seiten Überwachungskosten, die 
verringert werden müssen. Eine zweite Kategorie der Agency Kosten sind die Signali-
sierungskosten der Agenten. Unter Signal wird hier eine Handlung des Agenten ver-
standen, die vom Prinzipal beobachtet werden kann. Das Signal wird mit dem Ziel ge-
sendet, dem Prinzipal die Überprüfung der gelieferten Qualität zu ermöglichen, insbe-
sondere wenn zwischen den Agenten eine Konkurrenzsituation bezüglich der gelieferten 
Qualität existiert (vgl. Erlei et al., S. 157f.). Für den Agenten ist die das Senden des 
Signals jedoch kostspielig. Bei einer dritten Kategorie von Kosten handelt es sich um 
die residualen Wohlfahrtsverluste.  

Die Senkung der Agency Kosten geschieht einerseits durch Sanktionssysteme wie Ver-
geltungsakte, interne verbindliche Verhaltenskodices, gesellschaftliche Sanktionen oder 
durch eine Zwangsgewalt (Staat), andererseits durch die Gestaltung eines Anreiz-
systems. Die Gestaltung eines effizienten Anreizsystems bietet sowohl für die Probleme 
der adversen Selektion als auch für das moralische Risiko eine Lösung. Wenn man im 
Falle der adversen Selektion annimmt, dass die Agenten nur dann ihre vertraglichen 
Pflichten nicht einhalten, wenn sie sich ein Vorteil davon versprechen, kann der Prinzi-
pal dem Agenten Anreize bieten. Der nutzenmaximierende Agent wird sich bemühen, in 
den Genuss dieser Anreize zu kommen und gleichzeitig den Nutzen des Prinzipals zu 
maximieren. Im Falle des moralischen Risikos kann der Prinzipal nicht auf die Ehrlich-
keit oder die Aktionen des Agenten schließen, da die Ereignisse nach Vertragsabschluss 
auch zufallsbedingt eintreten können. Auch in diesem Fall ist die Lösung das Erstellen 
eines Anreizschemas, welches den Agenten dazu bringen soll, seinen eigenen Nutzen, 
wie den des Prinzipals zu maximieren.  

In der Literatur werden neben der Kontrolle noch weitere Mechanismen zur Senkung 
der Informationsasymmetrie genannt, die allerdings Agency-Kosten verursachen. Die 
wichtigsten davon sind:  
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 das Senden eines Signals, d.h. der Agent unterzieht die Qualität seiner angebote-
nen Güter oder Leistungen einer freiwilligen Überprüfung, 

 die Filterung, d.h. der Prinzipal startet selber einen Prozess der Informations-
beschaffung, um Qualitäts- und Qualifikationsunsicherheit zu reduzieren und  

 die Selbstselektion, d.h. der Prinzipal legt dem potenziellen Agenten ein Bündel 
von Verträgen vor; die Auswahl des Agenten erlaubt dem Prinzipal Rück-
schlüsse auf die von ihm erwünschten Eigenschaften des Agenten. 

Die hier wichtigste Anwendung des Prinzipal-Agent-Ansatzes ist das Abstimmungs-
verhalten in gesetzgebenden Körperschaften, wobei der Gesetzgeber als ein Agent und 
die Wählerschaft als ein Prinzipal handeln. Die Theorie liefert nach North „reichliches, 
wenn auch umstrittenes Material zu der Frage, in welchem Ausmaß der Gesetzgeber 
unabhängig von den Wählerinteressen handelt“ (North 1992, S. 130). Aus einem ande-
ren Blickpunkt betrachtet, können die Gesetzgeber als Prinzipale und die Bürokratie als 
Agenten der Überwachung, Bemessung und Erhebung der Steuern agieren. Nähere Er-
läuterungen zu dem Verhalten der Prinzipale und Agenten in diesem Fall bietet die 
Neue Politische Ökonomie, die im nächsten Kapitel erläutert wird.  

Der Prinzipal-Agent-Ansatz stimmt nur zum Teil mit den allgemeinen Annahmen der 
Neuen Institutionenökonomie überein. Nach Richter (1998) ist der Ansatz in der Lage, 
ökonomisch zu begründen, dass man bei asymmetrischer Information von den Standard-
Austauschverträgen aus Effizienzgründen abzuweichen kann und wie diese abweichen-
den Verträge zu gestalten sind. Aber Williamson (1985) und Furubotn kritisieren drei 
Annahmen der Vertragstheorie. Erstens, dass sie das Problem der Informationskosten 
umgeht, da sie voraussetzt, dass sich der Prinzipal perfekt informieren kann, um dem 
Agenten Anreizverträge vorzulegen. Zweitens wird die Annahme der perfekten Ratio-
nalität der Akteure kritisiert. Drittens weisen Williamson (1985) und Furubotn auf die 
Annahme der bindenden Verträge hin. Aus diesen Gründen kann der Prinzipal-Agent-
Ansatz nicht auf die Problematik der Transaktionskostenökonomie anwendet werden.  

 

Institutionenökonomischer Ansatz 

Der institutionenökonomische Ansatz der Vertragstheorie analysiert die Vertrags-
probleme mit Hilfe der Property-Rights- und der Transaktionskostentheorie, unter der 
Annahme, dass die Akteure beschränkt rational handeln. Nach Williamson (zitiert in 
Martiensen, S. 351ff.) liegen die Hauptunterschiede zwischen den beiden Theorien 
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darin, dass die Prinzipal-Agent-Theorie auf vollständigen und die institutionenökonomi-
sche auf unvollständigen Verträgen basiert, und dass die Grundannahme der letzteren 
Theorie nicht die Informationsasymmetrie, sondern der Opportunismus der Vertrags-
partner ist.19

In der Literatur wird ein Vertrag vollständig genannt, wenn alle für die Realisierung des 
beabsichtigten Tauschgewinns erforderlichen Aktionen der Vertragspartner ex ante 
festgelegt sind. Unvollständige Verträge treten dann auf, wenn zur Realisierung des ge-
planten Tauschgewinns Aktionen erforderlich sind, die nicht ex ante festgelegt werden 
können. Langfristige Verträge sind immer unvollständig, da zum einen nie alle Even-
tualitäten oder Handlungen des Vertragspartners vorhersehbar sind und zum anderen die 
Kosten des Vertragsabschlusses mit dem Grad der Vollständigkeit steigen. Dabei wird 
angenommen, dass die Akteure symmetrisch informiert sind und perfekt rational han-
deln (vgl. Grossmann und Hart). Die unvollständigen Verträge können in vollständige 
Verträge durch die Zuweisung von Residualrechten umgewandelt werden, d.h. durch 
die Zuweisung von Verfügungsrechten, um die Externalitäten zu internalisieren oder um 
den Opportunismus des Vertragspartners zu vermindern. 

Eine andere Möglichkeit, das opportunistische Verhalten eines Vertragspartners zu 
vermeiden, ist die Selbstdurchsetzung, verstanden als nicht-vertragliche Vorkehrungen, 
die bewirken, dass vertragskonformes Verhalten lohnender ist als opportunistisches. Ein 
Mittel zur Selbstdurchsetzung ist beispielsweise die Reputation, die bewirkt, dass die 
Akteure an einer kurzfristigen Gewinnerzielung durch Opportunismus verzichten, da sie 
so eine langfristige Gewinnerzielung erreichen können.  

Zum institutionenökonomischen Ansatz der Vertragstheorie gehört auch die Theorie der 
relationalen Verträge. Sie ist „eine Theorie unvollkommener Verträge, die sich des 
Begriffsapparates der NIÖ bedient“ (Richter und Furubotn, S. 173). Wegen der Un-
gewissheit der Zukunft werden relationale Verträge absichtlich lückenhaft abgeschlos-
sen. Die Parteien einigen sich dabei nur auf ein Verfahren, nach dem sie sich von Fall 
zu Fall neu arrangieren können. Dabei geht man nicht von einer perfekten Rationalität, 
sondern von einem eingeschränkt rationalen Verhalten aus (vgl. Richter 1998, S. 333). 
Die Merkmale relationaler Verträge oder Beziehungsverträge sind die gegenseitigen 
Verpflichtungen der Vertragspartner, der zeitliche Unterschied zwischen Vertrags-
abschluss und Vertragserfüllung, die Unvollständigkeit, die Tatsache, dass er die Ver-
träge teilweise justiziabel sind, die gegenseitige Abhängigkeit der Vertragspartner und 
die Normgebundenheit. Die Lösung dieser ex post Opportunitätsprobleme ist nach 

                                            
19  Die folgenden Erläuterungen zum institutionenökonomischen Ansatz der Vertragstheorie basieren auf 

Martiensen, S. 351ff. 
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Williamson (1990) die Errichtung von Beherrschungs- und Überwachungssystemen, 
was ex ante die Wahrscheinlichkeit eines Hold-ups minimiert.  

 

2.2.4 Neue Politische Ökonomie  

 

Die Neue Politische Ökonomie ist in der Literatur auch als Public Choice Theorie oder 
als Ökonomische Theorie der Politik bekannt (vgl. Kirchgässner, S. 103).20 Sie greift 
die Interdependenz zwischen Markt und Politik auf und wendet die ökonomischen 
Analysemethoden auf das Verhalten der politischen Akteure an. Somit wird die enge 
Beziehung zwischen Markt und Politik „unter dem Blickwinkel der Transaktionskosten 
und ihrer Auswirkungen auf Verfügungsrechte und vertragliche Arrangements gesehen“ 
(Richter 1997, S. 37). Die Modelle der Politischen Ökonomie werden auf Mikro-, 
Meso- und Makroebene angewendet. 

Die wichtigste Annahme der Politischen Ökonomie ist die Interdependenz zwischen 
Markt und Politik. Der wirtschaftliche und der politische Bereich funktionieren nicht 
unabhängig voneinander, sondern beeinflussen sich gegenseitig. Einerseits nimmt der 
politische Bereich durch Entscheidungen der Struktur-, Konjunktur- und Ordnungspoli-
tik Einfluss auf das Wirtschaftsleben, d.h. durch die Festlegung des externen Institutio-
nenrahmens. Andererseits führt der wirtschaftliche Bereich durch die konjunkturelle 
und strukturpolitische Lage politische Maßnahmen herbei (vgl. Behrends, S. 3). Eine 
Zusammenfassung der Hauptproblematik der Public Choice Theorie finden wir bei 
Buchanan und Tullock (S. 11ff.). Sie gehen von drei wichtigen Annahmen aus: die Nut-
zenmaximierung aller beteiligten Akteure, der methodologische Individualismus, und 
die Tatsache, dass einige Aspekte des Lebens inhärent kollektiver oder sozialer und 
nicht ausschließlich privater Natur sind. Daraus formulieren sie die Problematik der 
Public Choice Theorie: die Vereinbarkeit der individuellen Präferenzen miteinander und 
mit der Idee der Aufteilung der Ergebnisse in der Gemeinschaft. Bei der Beantwortung 
dieser Fragen ist es wichtig zu erkennen, dass es sich um eine Entscheidung zwischen 

                                            
20  Andere Autoren machen eine Unterscheidung zwischen den Begriffen ‚Neue Politische Ökonomie’ 

und ‚Ökonomische Theorie der Politik’. So weist Behrends (S. 2) darauf hin, dass die erweiterte 
Sichtweise der Neuen Politischen Ökonomie „nicht nur die wechselseitige Beziehung zwischen dem 
wirtschaftlichen System und dem politischen System, sondern auch anderen gesellschaftlichen Syste-
men, wie rechtliches, soziales, kulturelles und umweltschützendes System in der Analyse einbezogen 
worden ist“, wie z.B. die Ökonomische Theorie des Rechts und die Ökonomische Theorie der Verfas-
sung. Da wir uns in diesem Abschnitt aber größtenteils mit der Beziehung zwischen Wirtschaft und 
Politik beschäftigen, können die Begriffe hier als synonym betrachtet werden.  
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unterschiedlichen Präferenzstrukturen handelt. Jeder beteiligte Akteur hat unterschied-
liche Präferenzen und die Herausforderung ist, diese Präferenzen zu aggregieren und 
den institutionellen Rahmen so zu gestalten, dass Ziele des Individuums mit denen der 
Gesamtgruppe bestmöglich zu vereinbaren sind. Das kann durch Verhandeln, Kompro-
misse und gemeinsames Anpassen erfolgen.  

Im Rahmen dieser Theorie werden also diejenigen Institutionen behandelt, welche den 
Ausdruck der aggregierten Präferenzen der Gesellschaftsmitglieder ermöglichen. Dabei 
hat die Theorie folgende Themenbereiche: Wahlregeln und Wählerverhalten, Partei-
politik und Regierungsverhalten, Entstehung und Verhalten von Interessensverbänden 
und das Verhalten von Bürokratien und Bürokraten. Durch diese Auswahl von Frage-
stellungen wird eine Verbindung zur Ordnungstheorie und zur Ordnungspolitik aufge-
baut. Darüber hinaus ist auch die Fragestellung des Ablaufes kollektiver Entschei-
dungsprozesse wichtig, die von Arrow untersucht wurde. Seine Erkenntnis ist, dass es 
unmöglich ist unter Berücksichtigung der Prinzipien der Vergleichbarkeit, der Transiti-
vität und der Demokratie eine Hierarchie kollektiver Präferenzen aufgrund der individu-
ellen Präferenzen zu erstellen.  

Das wichtigste Konzept für die Public Choice Theorie ist der methodologische Indivi-
dualismus. Dieses Konzept betont die Verschiedenheit und Vielfalt der Präferenzen, 
Ziele, Zwecke und Ideen von Individuen. Deshalb muss die Theorie der sozialen Er-
scheinungen bei den Ansichten und Verhaltensformen der Einzelpersonen ansetzen (vgl. 
Richter und Furubotn, S. 3). Als Folge werden die Akteure auf dem Markt nicht nur in 
ihrer Rolle als Produzent oder Konsument ihre private Nutzenmaximierung verfolgen, 
sondern auch in politischen Rollen wie z.B. als Wähler, Politiker, Bürokraten oder Mit-
glieder von Interessensverbänden. Sie werden nach dem Eigennutz-Axiom zur Erfül-
lung von sozialen Zwecken nur dann beitragen, wenn sie auf diesem Wege ihren priva-
ten Nutzen maximieren können (vgl. Buchanan 1984, S. 114). Ein Aspekt der Nutzen-
maximierung aus Public Choice Perspektive ist das Rent Seeking,21 das aktive Streben 
der politischen, wirtschaftlichen und bürokratischen Akteure nach Transferzahlungen 
oder nach einer Diskriminierung der Wettbewerber durch Beeinflussung der regieren-
den Gruppe (vgl. Buchanan 1980 und Tullock 1980a). Der Begriff ‚Rente’ bedeutet in 
diesem Kontext die zusätzliche Summe zum Entgelt für die beste alternative Nutzungs-
möglichkeit, welche für ein durch Natur oder menschlicher Innovationskraft be-
schränktes Angebot gezahlt wird (vgl. Mauro 1997b). Beispiele für Ergebnisse des 
Rent-Seeking-Verhaltens sind Subventionen, Mengenbeschränkungen und Preisregulie-

                                            
21  Der Begriff des ‚Rent Seeking’ stammt von Krueger. Später wurde die Rent-Seeking-Theorie vor al-

lem von Tullock (1980) weiter entwickelt.  
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rungen. Die Renten können beispielsweise durch Lobbying und durch bürokratische und 
politische Ämter erreicht werden und führen allgemein zu einem Wohlfahrtsverlust, da 
sie alternativ für produktive Investitionen ausgegeben werden könnten.  

Die Public Choice Theorie hat einen positiven und einen normativen Ansatz. Der posi-
tive Zweig der Theorie untersucht reale Abläufe politischer und bürokratischer Pro-
zesse, den Einfluss der Institutionen auf diese Abläufe und die Entstehung und Verände-
rung von Institutionen. Der normative Zweig entwirft die Idee einer staatlichen Verfas-
sung unter Berücksichtigung einer rationalen Nutzenmaximierung der beteiligten Indi-
viduen. Er dient einerseits als Argumentationshilfe beim Legitimitätsnachweis be-
stimmter Verfahren (Ergebnisse) von Kollektiventscheidungen und andererseits als In-
strument der Gesellschaftskritik und der Gesellschaftsreform (vgl. Kirsch 1993, S. 10). 
Der normative Ansatz wurde vor allem durch Buchanan und Tullock geprägt. Für die 
vorliegende Arbeit ist nur der positive Ansatz relevant, da sie keinen alternativen insti-
tutionellen Rahmen für die rumänische Gesellschaft konstruiert.  

Die Literatur unterscheidet drei Unterkategorien der Neuen Politischen Ökonomie: die 
Ökonomische Theorie der Demokratie, die Ökonomische Theorie der Verbände (oder 
Interessensgruppen) und die Ökonomische Theorie der Bürokratie.22 Nach der Theorie 
der Demokratie versuchen Politiker, die Stimmen im nächsten Wahlgang zu maximie-
ren. Nach der Theorie der Bürokratie versuchen die Regierungsmitglieder ihre privaten 
Erträge zu maximieren und nach der Theorie der Interessensgruppen versuchen die Mit-
glieder ihren Zielerreichungsgrad gemäß ihrer gemeinsamen Interessen zu maximieren. 

 

Ökonomische Theorie der Demokratie 

Die Ökonomische Theorie der Demokratie geht auf Schumpeter zurück, der als erster 
die moderne Demokratiemethode theoretisch beschrieb. Nach Schumpeter sollten sich 
Politiker einer Konkurrenz um Stimmen aussetzen, um dadurch politische Ent-
scheidungsbefugnisse zu erlangen. Downs versucht in seinem später entwickelten De-
mokratiemodell zu verdeutlichen, wie sich die politischen Akteure im Falle einer De-
mokratie verhalten, um den eigenen Nutzen zu maximieren.23 Dabei werden ins-
besondere die Parteien als Anbieter und die Wähler als Nachfrager betrachtet. In Ana-
logie zu den ökonomischen Akteuren werden den Politikern definierte Ziele und Strate-

                                            
22  Zu den Erläuterungen der Teilgebiete der Neuen Politischen Ökonomie vgl. Erlei et al., S. 331ff. 
23  Ähnlich argumentiert auch Herder-Dorneich (1968), ein weiterer Mitbegründer der Neuen Politischen 

Ökonomie. Für ihn dient der demokratische Willenbildungsprozess dazu, eine Mehrheit zu finden, 
nicht den Volkswillen.  
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gien unterstellt wie z.B. der Wahlsieg. Die erbrachte Leistung ist in diesem Fall ein öf-
fentliches Gut oder ein Bündel öffentlicher Güter. 

Auf der Anbieterseite werden in Analogie zur perfekten Marktstruktur Modelle aufge-
baut, in denen zwei oder mehrere Parteien als Anbieter um die Stimmen der Wähler 
konkurrieren. Die Konkurrenten versuchen durch den Umfang der bereitgestellten 
Leistung, die Stimmen der Wähler unter Berücksichtigung der Budgetrestriktionen für 
sich zu gewinnen. Der Tauschakt auf dem Wählerstimmenmarkt umfasst also Wirt-
schafts- und sozialpolitische Maßnahmen – öffentliche Güter – gegen Wählerstimmen. 
Das Hauptziel der Anbieter ist der Wahlsieg. Durch die Anpassung der Partei-
programme an die Wünsche des Medianwählers, der letztlich die entscheidende Stimme 
abgibt, nähern sich die Parteiprogramme inhaltlich immer mehr. Aus einer anderen Per-
spektive heraus sind die politischen Akteure als Nachfrager und Anbieter auf dem 
Markt tätig: Die Interessensgruppen sind Nachfrager, während der Staat, gebildet aus 
Regierung und Verwaltung, den Anbieter darstellt. Die Interdependenzen zwischen den 
Anbietern und Nachfragern werden in der Literatur als Prinzipal-Agent Beziehungen 
analysiert.  

Wenn die Gesellschaftsmitglieder mit der vorherrschenden öffentlichen institutionellen 
Ordnung nicht einverstanden sind, haben sie zwei mögliche Reaktionen: Abwanderung 
oder Widerspruch (vgl. Hirschman 1970). Durch politischen Widerspruch, d.h. Wahlen, 
können die Individuen bewirken, dass Veränderungen in der institutionellen Ordnung 
vorgenommen werden. Die neuen Regelungen treten dann für alle Gesellschafts-
mitglieder in Kraft. Durch Abwanderung kann das System individuell sanktioniert wer-
den, d.h. die Veränderungen sind nur für das abwandernde Individuum spürbar. Die 
Kosten für ein Individuum sind in diesem Fall größer.  

 

Ökonomische Theorie der Bürokratie  

Im Rahmen der Theorie der Bürokratie (vgl. Niskanen) stehen sich die Regierung als 
nachfragender Prinzipal und die Bürokratie als anbietender Agent von öffentlichen Gü-
tern gegenüber. Das Verhalten der Bürokratie wird hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit 
für einen Staat untersucht. Unter Bürokratie wird die Menge der ‚Büros’ verstanden, die 
infolge ihrer Tätigkeit keinen Gewinn erzielen, und die sich teilweise durch periodische 
Aneignungen oder Zuschüsse finanzieren. Sie produzieren Güter oder Dienstleistungen, 
die von Individuen nicht als Einheiten konsumiert werden, z.B. Verteidigung. Der Bü-
rokrat verfügt über ein separat identifizierbares Budget und wird gewählt oder von der 
Exekutiven ernannt. 

 



 41

Im Rahmen dieser Theorie werden die Bürokraten als Nutzenmaximierer betrachtet, die 
ihre eigenen Ziele auf rationale Weise zu erreichen versuchen. Nach Niskanen korrelie-
ren individuelle Interessen positiv mit dem Gesamtbudget der betreffenden Bürokratie. 
Das Ziel der bürokratischen Entscheidungsträger zur indirekten Befriedigung ihrer Ei-
geninteressen ist folglich die Maximierung des Budgets. Das Kennzeichen des Tausch-
aktes auf diesem Markt ist, dass das Gesamtbudget und nicht einzelne Güter getauscht 
werden. Zwischen dem Amt und der Finanzierungsagentur bildet sich ein bilaterales 
Monopol, da nur ein einziges Amt eine bestimmte Leistung anbieten kann und nur eine 
einzige Finanzierungsagentur diese Leistung finanzieren kann. Das Amt hat gegenüber 
der Finanzierungsagentur einen Informationsvorsprung, da es die Produktionsprozesse 
genau kennt. Zur Realisierung einer Budgeterhöhung kommt es zu einer Über-
produktion. Der Hauptunterschied zu einem gewinnmaximierenden Monopolisten ist 
dabei, dass dieser eine geringere Menge an Gütern oder Dienstleistungen anbietet, um 
einen Preis oberhalb des Gleichgewichtspreises zu erzielen.  

Das zweite Modell für die Theorie der öffentlichen Verwaltung stammt von Williamson 
(1964). Bürokratische Organisationen müssen demnach besonders komplizierte Trans-
aktionen überwachen und durchsetzen. Somit ist es nach Williamson (1964) gerecht-
fertigt, dass ihre Anreizsysteme anders funktionieren, sie mehreren Regeln unterliegen 
und eine höhere Arbeitsplatzsicherheit als private Unternehmen bieten. Dabei spielen 
aber Kontrollmechanismen eine essentielle Rolle: Wenn eine Kontrolle von außen fehlt, 
dann hat die private und öffentliche Verwaltung einen großen Verhandlungsspielraum.  

 

Ökonomische Theorie der Interessensgruppen  

Die Theorie der Interessensgruppen, auch als Gruppentheorie in der Literatur bekannt, 
beschäftigt sich im Rahmen der politischen Prozesse mit der Rolle der Interessens-
verbänden. Es gibt zwei Richtungen dieser Theorie: Die eine stammt von Olson und die 
andere von Becker.  

Olson (1992, S. 7ff.) definiert die Interessensgruppen als Zusammenschlüsse von Indi-
viduen zu organisierten Gruppen, die als Zweck eine bessere Zielerreichung für jedes 
Individuum haben. Bei der Zielerreichung handelt es sich um die Bereitstellung eines 
Kollektivguts, da das gemeinsame Ziel unteilbar für alle Gruppenmitglieder ist. Das 
Handeln eines jeden Gruppenmitgliedes im Sinne des gemeinsamen Interesses ist aber 
allein dadurch nicht gesichert. Durch Trittbrettfahrer kann das gemeinsame Interesse 
einer Gruppe gefährdet werden. Um dieses Problem zu minimieren, sind positive oder 
negative selektive Anreize erforderlich.  
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Zudem spielt die Gruppengröße eine bedeutende Rolle (vgl. Olson 1992, S. 46f.). Bei 
einer kleinen Gruppe ist es leichter, die Trittbrettfahrer zu erkennen und zu sanktionie-
ren. Darüber hinaus ist der Gewinn aus dem kollektiven Handeln höher als die persönli-
chen Kosten, so dass es in kleinen Gruppen mit einer hohen Wahrscheinlichkeit zu einer 
Zielerreichung kommt. Es würde sich sogar für ein einziges Mitglied lohnen, die Ge-
samtkosten der Bereitstellung des Kollektivgutes auf sich zu nehmen. Bei einer mittel-
großen Gruppe ist die Überwachung der Trittbrettfahrer schwieriger und der Gewinn-
anteil eines jeden Gruppenmitgliedes im Vergleich zu den persönlichen Kosten nur ge-
ringfügig höher. Deswegen gestaltet sich die Bereitstellung eines Kollektivgutes mit 
zunehmender Gruppengröße schwieriger. Für eine große (latente) Gruppe gilt, dass das 
Überwachen der Trittbrettfahrer fast unmöglich ist. Zudem sind die Organisationskosten 
hoch und die Wahrscheinlichkeit der Bereitstellung des Kollektivgutes gering. Die 
Kosten eines Einzelnen als Beitrag zur Bereitstellung des Kollektivgutes sind viel grö-
ßer als der Nutzen. So kann nach Olson nur mittels positiver oder negativer selektiver 
Anreize (Belohnung oder Zwang) das Handeln der Gruppenmitglieder im Sinne des 
gemeinsamen Interessens gesichert werden. Das ist eines der Argumente in der Er-
klärung, warum große soziale Gruppen, wie z.B. die rumänischen Bauern in der Zeit vor 
dem Zweiten Weltkrieg, sich nicht zu einer Interessensgruppe zusammenschlossen und 
ihre potenzielle Sanktionsmacht nutzten, um vorteilhafte Institutionen auszuhandeln, 
während sich kleinere Gruppen wie z.B. Kartelle erfolgreich in der Aushandlung der 
Verlängerung protektionistischer Maßnahmen erwiesen. 

Eine Form von Interessensgruppen sind die Pressure Groups oder Lobbies, deren Ziel es 
ist, die Entscheidungen der politischen Akteure zu beeinflussen. Nach Olson (1992, S. 
130ff.) sind Pressure Groups auch für einen anderen Zweck organisiert und ihre Lobby-
aktivität ist lediglich ein Nebenprodukt. Sie müssen die Mitgliedschaft für die Indivi-
duen anders begründen. Eine Organisation, die nur als Lobby wirke, um ein Kollektiv-
gut für eine große Gruppe zu erlangen, könne potenziellen Mitgliedern keine Vergünsti-
gungen oder positive selektive Anreize bieten. Nur eine Organisation, die auch private 
oder nicht-kollektive Güter verkauft, beziehungsweise einzelne Mitglieder mit vorteil-
haften gesellschaftlichen oder freizeitgestaltenden Einrichtungen versorgt, würde über 
derartige positive Anreize verfügen. Alternativ müsste die Organisation die Zwangs-
mitgliedschaft einführen. 

Unter der Annahme der Theorie von Tullock (1980a), dass die Verbände ständig nach 
Renten streben (Rent-Seeking-Theorie), ist Olson der Ansicht, dass dieses Verhalten 
schließlich zu einem Untergang der Nationen führen kann (Olson 1982). Olson geht von 
den Beziehungen zwischen Gruppen und makroökonomischen Größen aus mit dem 
Schluss, dass das wirtschaftliche Handeln organisierter Gruppen in entwickelten Demo-
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kratien Auswirkungen auf die Höhe des Wirtschaftswachstums hat. Er analysiert demo-
kratische Systeme, bei denen Firmen und Koalitionen mit dem Zweck der Produktion 
schnell organisiert werden können. Seine Folgerung ist, dass Koalitionen, welche Allo-
kationsvorteile durch Kartellbildung und Lobbying suchen, eine längere Entstehungszeit 
benötigen, weil sie die Schwierigkeiten des kollektiven Handelns überwinden müssen. 
Mit der Zeit aber werden immer mehr Gruppen günstige Möglichkeiten finden, um ein 
effektives kollektives Handeln zu erreichen. Die Folge ist ein zahlenmäßiger Anstieg 
dieser Gruppen. Sie haben keinen Anreiz, ihre Gesellschaften produktiver zu gestalten, 
streben jedoch nach einem größeren Anteil des Nationaleinkommens. Hier tritt also fol-
gendes Paradoxon im Verhalten von Gruppen auf: Um einen größeren Anteil an der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion für ihre Mitglieder zu erhalten, können die Gruppen 
entweder den Output vergrößern oder um ein größeres Stück vom Gesamtoutput 
kämpfen. Da das Wirtschaftswachstum ein Kollektivgut ist und die gesellschaftlichen 
Akteure ständig nach Renten streben, wird die zweite Strategie gewählt. Dafür werden 
die Verteilungskoalitionen wie z.B. Verbände und Gewerkschaften Lobbyaktivitäten 
durchführen, die eine Regulierungsspirale in Gang setzen. Da immer mehr Gruppen 
versuchen werden, Verteilungskoalitionen zu bilden, führt dies zu weiteren Regulierun-
gen und zu einer Zunahme der Regulierer. Die Anreizstruktur sowie die Entwicklungs-
richtung der Gesellschaft werden verändert: Der Produktionsanreiz nimmt ab und der 
Anreiz, einen größeren Teil vom ‚Kuchen’ zu erlangen, nimmt zu. Die Zunahme der 
Regulierungsspirale und der Verteilungskoalitionen – „institutionelle Sklerose“ –, die 
das Wirtschaftswachstum einer Nation eingrenzen, führt im Extremfall zum Niedergang 
einer Nation (vgl. Olson 1990, S. 99ff.). Folglich kann ein hohes gesamtwirtschaftliches 
Wachstum nur dann erzielt werden, wenn sich wenige Gesellschaftsmitglieder zu Ver-
teilungskoalitionen zusammenschließen. 

Beckers Theorie (1996) hingegen hebt den positiven Einfluss, welchen Interessens-
gruppen auf das Wirtschaftswachstum haben, hervor. Die Argumentation von Becker 
übernimmt die Annahme des Rent Seeking der Gruppen und das Argument Olsons, dass 
kleinere Gruppen – da sie das Trittbrettfahrerproblem besser lösen können – das Orga-
nisationsproblem besser bewältigen. Aber Becker weist erstens darauf hin, dass auch 
große Gruppen die Möglichkeit haben, politischen Druck auszuüben. Sollte es großen 
Gruppen gelingen, viele Bürger auf das Rent Seeking Verhalten der kleinen Gruppen 
aufmerksam zu machen, dann wird ihre politische Verhandlungsmacht steigen. Folglich 
werden sie sich den kleinen Interessensgruppen widersetzen können. Zweitens geht 
Becker von der Annahme aus, dass Interessensgruppen untereinander konkurrieren und 
dass dieser Wettbewerb regulativ sein kann. Je mehr Interessensgruppen auf dem politi-
schen Markt agieren, desto intensiver ist der Wettbewerb. Nach Becker werden die In-
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teressensgruppen bestrebt sein, das Rent Seeking einzudämmen, weil so die Effizienz 
gesteigert wird. Folglich steigt das Bruttoinlandsprodukt und somit auch die Steuerein-
nahmen sowie die Gewinne der rivalisierenden Gruppen. Somit verneint er die Theorie 
des Niedergangs der Nationen. Becker ist also der Meinung, dass sich Gruppen in ihrer 
Rivalität für die Variante der Vergrößerung des Outputs entscheiden.  

Erlei et al. (S. 361) untersuchen beiden Theorien und kommen zum Schluss, dass keine 
der beiden Theorien vollständig ist. In der Praxis finden sich Beispiele, die teilweise die 
eine und teilweise die andere Theorie unterstützen.   

 

2.2.5 Neue Verfassungsökonomie 

 

Die Neue Verfassungsökonomie steht in enger Verbindung mit der Neuen Politischen 
Ökonomie und stellt in den Mittelpunkt ihrer Analyse die Auswirkungen der Demokra-
tieregeln auf die ökonomischen Prozesse. Die Neue Verfassungsökonomie wird auch als 
normative Konstitutionenökonomie bezeichnet, weil sie z.B. institutionelle oder kon-
stitutionelle Reformen ableitet.24 Ausgangspunkte der Analyse sind der methodologi-
sche Individualismus, die Annahme der Nutzenmaximierung und die ökonomische Ra-
tionalität der Akteure. Da die vorliegende Analyse keinen normativen Charakter hat, 
wird auf die Annahmen der Verfassungsökonomie hier nur kurz eingegangen.  

Als normative Theorie basiert die Verfassungsökonomie auf der positiven Theorie, weil 
sie beweisen muss, warum die vorgeschlagenen Erneuerungen der Institutionen zu hö-
heren Pareto-Zuständen führen. Somit wird mit der grundlegenden Analyse von Regeln 
und Prinzipien der Politik angefangen. Die Verfassungsökonomie unterscheidet zwi-
schen zwei Ebenen auf denen die Entscheidungen getroffen werden: die konstitutionelle 
Ebene der Wahl von Regeln und die sub-konstitutionelle Ebene der Wahl von Strategien 
innerhalb gegebener Regeln. Diese Unterscheidung kann in einem System mit mehreren 
Jurisdiktionen als relativ angesehen werden, d.h., dass die konstitutionelle Wahl auf ei-
ner Ebene gleichzeitig sub-konstitutionelle Wahl auf einer anderen Ebene ist. In Anleh-
nung an diese Unterscheidung, können sich auch die Interessen von Individuen in zwei 
Gruppen teilen: konstitutionelle Interessen hinsichtlich der Ausgestaltung der konstitu-
tionellen Ebene und sub-konstitutionelle Interessen. 

                                            
24  Für die allgemeinen Ausführungen zur Verfassungsökonomie vgl. Erlei et al., S. 419ff.  
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Die Kostenarten, die für die Verfassungsökonomie relevant sind, umfassen die indivi-
duellen Informationskosten, die Beteiligungskosten, die Transaktionskosten und die In-
terdependenzkosten. Buchanan und Tullock (S. 63ff.) haben mit dem Interdependenz-
kostenkalkül die Grundlage für die Ausrechnung der Kosten des demokratischen Ab-
stimmungsmechanismus gelegt. Mit Hilfe dieses Kalküls kann die Frage geklärt wer-
den, mit welcher Mehrheitsregel über Verfassungsregeln am besten abgestimmt wird. 
Dabei werden neue Kostenarten eingeführt: die Diskriminierungskosten oder Kosten 
des Überstimmtwerdens und die Entscheidungsfindungskosten oder die Kosten der 
Überzeugung anderer Gesellschaftsmitglieder. Die Aggregation der beiden Kostenarten 
ergibt die Interdependenzkosten, deren Minimum die optimale Mehrheitsregel darstellt. 
Die Effizienzfrage der Verfassungsökonomie lautet also, wie die grundlegenden Ver-
fassungsregeln formuliert werden müssen, um das Ziel der Senkung der Diskriminie-
rungskosten ohne den Anstieg der Entscheidungsfindungskosten zu erreichen. In der 
Literatur werden die grundlegenden Verfassungsregeln in drei Bereichen untergliedert: 
die Grundrechte, die Gemeinwohlprinzipen politischen Handelns und die Prinzipien der 
Trennung der Staatsgewalt.  

Die Grundrechte umfassen das Recht zum Verlassen der Gesellschaft (Abwanderung), 
das Recht zur freien Meinungsäußerung (Wahl) und Persönlichkeitsrechte. Sie sind be-
dingte Vetorechte, da aus Kostengründen in großen Gesellschaften eine Abweichung 
vom Konsens notwendig ist. Unter Gemeinwohlprinzipien politischen Handelns wird im 
Allgemeinen das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz, das Subsidiaritätsprinzip, der 
Gleichheitsgrundsatz, das Wirtschaftlichkeitsprinzip und das Prinzip der sozial-
verfassten Marktwirtschaft mit flankierenden konstitutionellen und regulierenden Prin-
zipien der Marktverfassung verstanden. Auch für die Gewährung der Gemeinwohl-
prinzipien ist eine Abweichung vom Konsens erforderlich. Die Individuen werden aber 
nur dann vom Konsens abweichen, wenn erstens die Gewährung grundlegender Rechte 
garantiert ist, zweitens Institutionen existieren, die eine Aufnahme und Verdichtung ih-
rer Präferenzen sicherstellen, und drittens sie für eine Beachtung der Gemeinwohlprin-
zipien bei politischen Entscheidungen eintreten. Diese drei Anforderungen werden mit 
Hilfe der horizontalen und vertikalen Gewaltenteilung erreicht. Im Allgemeinen wird 
unter horizontaler Gewalteneinteilung die Teilung in die drei staatlichen Gewalten, Le-
gislative, Exekutive und Judikative, verstanden. Die bekannteste Form ist die Trennung 
in einem legislativen Zweikammersystem, einer Exekutiven und einer Judikativen25 
(vgl. Hayek 1981). Gegenstand der vertikalen Gewalteneinteilung ist die Verteilung der 

                                            
25  Die Judikative gehört zu den kollektiven Durchsetzungsorganisationen (engl.: public enforcement 

organizations), deren Aufgabe es ist, die Vertragseinhaltung zu überwachen. Sie sollen das Vertrauen 
der Vertragspartner steigern sowie die Informations- und Verhandlungskosten senken (vgl. Kasper 
und Streit, S. 203). 
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Staatsgewalt auf unterschiedliche Jurisdiktionen. Die bekannteste Form davon ist der 
Föderalismus.  

Je nach Gestaltung der Verfassungsregeln definiert Buchanan (1984, S. 97ff.) zwei Ar-
ten von Staaten, den Rechtsschutzstaat und den Leistungsstaat. Der Rechtsschutzstaat 
(„protective state“) wird dadurch charakterisiert, dass die Individuen zu einer Regel 
freiwillig zustimmen, die die eigene Freiheit zu bestimmten Handlungen beschränkt, 
unter der Bedingung, dass auch alle anderen ihre Freiheit zu solchen Handlungen auf-
geben. Ein Beispiel dafür ist die wechselseitige Anerkennung von Eigentum. Damit 
diese Regeln von allen Gesellschaftsmitgliedern respektiert werden, ist die Existenz ei-
ner durchsetzenden Instanz notwendig, des Staates. Durch sein Gewaltmonopol, den 
Steuern als Zwangsabgaben und den Sanktionen sichert er die Einhaltung der Regeln. 
Die Konsequenzen sind eine erhöhte Sicherheit und die Verringerung der Verteidi-
gungskosten. Der Leistungsstaat („productive state“) ist dadurch charakterisiert, dass 
die Individuen freiwillig zur Etablierung einer Organisation zustimmen, die öffentliche 
Leistungen bereitstellt und Steuern für ihre Finanzierung erhebt. Sie stimmen also ei-
nem staatlichen System zu, das auch die Macht hat, die Einkommen umzuverteilen. Die 
Konsequenzen sind, dass öffentliche Güter bereitgestellt werden können und dass sich 
Individuen gegenseitig gegen Armut versichern. 

Ein Problem der existierenden Demokratien ist der Verstoß der Bürger gegen den 
Grundsatz der Gleichheit und gegen die Prinzipien der Subsidiarität, der Äquivalenz, 
der Wirtschaftlichkeit und der sozial verfassten Marktwirtschaft. In diesem Falle spricht 
man in der Literatur von Staatsversagen. „Staatsversagen tritt immer auf, wenn den 
Politikern zu wenige Anreize gegeben werden, eine prinzipiengeleitete Politik im Sinne 
des Gemeinwohls zu betreiben. Staatsversagen ist daher immer ein Verfassungs-
versagen!“ (Erlei et al., S. 448). 

 

2.3 Relevante Anwendungen und Vorgehensweise 

 

Obwohl die Ansätze der Neuen Institutionenökonomie nicht vollständig ausgebaut sind 
und noch nicht zu einem einzigen Modell vereint werden konnten, hat sie Bedeutung für 
die Analyse zahlreicher ökonomischer Teilgebiete erlangt. So können sich heutzutage 
beispielsweise die Ordnungsökonomik, die Organisationstheorie, die Wirtschafts-
geschichte oder die Transformationstheorie in großem Maße des Instrumentariums der 
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Neuen Institutionenökonomie bedienen.26 Nach Richter (1998, S. 341) ist die Neue 
Institutionenökonomie reich an Konzepten, aber schwach in der Entwicklung neuer 
Modelle. Vor allem konnte sie bislang kein allgemeines Modell hervorbringen, in wel-
chem alle Ansätze vereint werden. So findet z.B. in der Neuen Politischen Ökonomie 
der Ansatz der Verfügungsrechte keine Anwendung (vgl. Bernholz 1993, S. 30). Zudem 
ist der Prinzipal-Agent-Ansatz auf die Annahmen der Transaktionskostentheorie nicht 
anwendbar. Die Ansätze schließen einander nicht aus; sie arbeiten lediglich mit unter-
schiedlichen Annahmen. Folglich wird die Neue Institutionenökonomie durch eine 
Kasuistik charakterisiert (vgl. Richter 1998, S. 341). Richter versucht deshalb die gan-
zen Konzepte und Argumentationen zu einem „institutionenökonomischen Gebäude“ 
(S. 341) zusammen zu setzen, was aber nicht zu einem empirisch anwendbaren Modell 
führt. Aus diesem Grund wird die vorliegende Arbeit das Verhalten der Akteure von 
Fall zu Fall mit unterschiedlichen Ansätzen erklären. Für die vorliegende Arbeit sind 
vor allem die Anwendungen in der Wirtschaftsgeschichte und in der Systemtransforma-
tion von Belang.  

 

2.3.1 Neue Wirtschaftsgeschichte 

 

Die Verbindung zwischen der ökonomischen Theorie und der Geschichte ist insbeson-
dere in der Geschichtsforschung umstritten. Viele Historiker argumentieren mit der 
Einmaligkeit der historischen Ereignisse, die eine Anwendung allgemein gültiger Theo-
rien ausschließt. Bernholz (2005) beweist jedoch, dass die Anwendung der heutigen 
Wirtschaftstheorie auf vergangene wirtschaftliche und politische Ereignisse vertretbar 
ist. Oft lassen sich historische Entwicklungen nur mit Hilfe ökonomischer Gesetz-
mäßigkeiten erklären. Nach Bernholz (2005) behielten die ökonomischen Gesetzmäßig-
keiten durch die Jahrhunderte invariabel ihre Gültigkeit. So beweist er z.B., dass die 
heutige Erklärung des Inflationsmechanismus auf die Entwertung des Geldes bei hoher 
Inflation während der französischen Revolution und der Papiergeldinflation in Schwe-
den Mitte des achtzehnten Jahrhunderts anwendbar ist. Folglich ist es keinesfalls falsch 
die heutigen ökonomischen Denkansätze auf die Geschichte anzuwenden.  

                                            
26  Weitere Anwendungsbereiche der Neue Institutionenökonomie sind die Industrieökonomik, der 

Systemvergleich, das Marketing, die Corporate Strategy, die Corporate Governance, die Agrarökono-
mik, die Gesundheitsökonomik, die Entwicklungsökonomik, die Analyse internationaler Wirtschafts-
beziehungen, die Geld- und Währungstheorie sowie die Makroökonomik (vgl. Richter 2000). 
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Für die Anwendung der Neuen Institutionenökonomie auf die Wirtschaftsgeschichte gilt 
Douglass C. North als Pionier und Begründer der Neuen Wirtschaftsgeschichte oder 
Kliometrie – obwohl sein Ansatz sich später von der Kliometrie unterschied. Er bietet 
eine völlig neue Betrachtungsweise der Entwicklung der Wirtschaftsleistung über die 
Zeit hinweg (vgl. North 1978 sowie North und Thomas). Es haben sich zwei Ansätze in 
der Anwendung der Neuen Institutionenökonomie zur Erklärung der wirtschaftlichen 
Entwicklung herauskristallisiert. Zum einen das neoklassische Modell von North und 
zum anderen das sozioökonomische Modell von Williamson. Die vorliegende Analyse 
folgt dem Ansatz von North.  

 

Institutioneller Wandel nach North 

Nach North verlagern wir mit dem Einbau der Institutionenanalyse in die Wirtschafts-
geschichte das Schwergewicht in Richtung einer „Modifizierung unserer Rationalitäts-
vorstellung und deren Tragweite, indem wir Ideen und Ideologien in unsere Analyse 
einbeziehen, ausdrücklich die Transaktionskosten untersuchen (…) und die Bedeutung 
der Pfadabhängigkeit für die historische Entfaltung von Wirtschaften zu erfassen ver-
suchen“ (North 1992, S. 161). „Gleichzeitig bleiben das eigentliche Instrumentarium 
der neoklassischen Preistheorie und die von einer Generation von Kliometrikern ent-
wickelten anspruchsvollen quantitativen Verfahren weiterhin in unserem Werkzeug-
kasten“ (North 1992, S. 156). North verneint also nicht alle Annahmen der Neoklassik, 
sondern verwendet weiterhin die Preistheorie, um den Nutzen der jeweiligen Akteure zu 
erkennen. Er stellt aber auch die Mängel der neoklassischen Ökonomie fest: Sie kann in 
ihrer Anwendung auf die Wirtschaftsentwicklung oder Wirtschaftsgeschichte (Klio-
metrie)27 die Leistung einer Wirtschaft in einem gegebenen Zeitpunkt oder die Unter-
schiede in der Leistung einer Wirtschaft über die Zeit nicht erklären. Die Begründung 
liegt zum einen darin, dass sich die neoklassische Theorie mit der effizienten Allokation 
wirtschaftlicher Mittel zu einem einzelnen Zeitpunkt beschäftigt28, während die Ge-
schichte den Wandel im Zeitverlauf betrachtet. Zum anderen wurde die Rolle der Insti-
tutionen für die Wirtschaftsleistung vernachlässigt. „Mit diesen zwei Annahmen wird 
aber alles ausgeschlossen, worum es in der Geschichte eigentlich geht: um den Versuch, 
die verschiedenartigen Muster von Wachstum, Stillstand und Verfall von Gesellschaften 
über die Zeit zu erklären und zu erforschen, auf welcher Weise die aus menschlicher 

                                            
27  Die Kliometrie ist die quantitative Erforschung der Wirtschaftsgeschichte (vgl. Frambach 2001). 

Wichtige Vertreter sind Robert W. Fogel, Jonathan Hughes, Lance Davis, Edward Ames, Nathan 
Rosenberg, Robert Gallman, Dick Easterlin, John Nye, Alfred Conrad, Paul David, Albert Fishlow, 
John Meyer, Goran Ohlin, Henry Rosowsky, Peter Temin und Stanley Engerman. 

28  Zur neoklassischen Wachstumstheorie vgl. Solow.  
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Interaktion resultierende Reibungen zu weit voneinander abweichenden Ergebnissen 
führen“ (vgl. North 1992, S. 157). Folglich kann die Kliometrie die Dynamik des wirt-
schaftlichen Wandels nicht erklären.  

Die Hauptursache des langfristigen wirtschaftlichen Wandels ist nach North die Ver-
änderung von Parametern, die in der Neoklassik als konstant angenommen werden: die 
Technologie, die Bevölkerung, die Verfügungsrechte und die Zugriffe des Staates auf 
wirtschaftliche Mittel. In der Analyse des wirtschaftlichen Wandels in Rumänien wird 
auf diese Einflussgrößen eingegangen, wobei insbesondere die Verfügungsrechte im 
Mittelpunkt stehen. Es geht also nicht nur um die bloße Veränderung der relativen 
Preise wie in der Neoklassik, sondern darum, dass die Allokation der Ressourcen von 
rivalisierenden Gruppen beeinflusst wird. Die Gestaltung und Veränderung der Ver-
fügungsrechte entsteht also infolge eines Prozesses der politischen Verhandlung. Die 
einen Gruppen wenden Mittel auf, um eine Veränderung des institutionellen Rahmens 
herbeizuführen, während die anderen sie zu verhindern versuchen. Die Mittel, die jede 
Gruppe für die Veränderung bereitstellt, ergeben sich aus einem rationalen Kosten-Nut-
zen-Kalkül. Nach North verlangt die Gruppe der Verlierer eine Kompensation von den 
Gewinnern, die aber selten vollständig ausgezahlt wird. Der Vermögenstransfer ist ein 
Fall, den Olson in seiner Gruppentheorie außer Acht gelassen hat. Dabei handelt es sich 
um Gruppen, die ihren Gruppenmitgliedern weder positive noch negative selektive An-
reize anbieten, um an der Rivalität um Transfers teilzunehmen (vgl. North 1988, S. 59). 
Der langfristige wirtschaftliche Wandel ist also nach North (1992, S. 123) „die kumula-
tive Folge unzähliger kurzfristiger Entscheidungen politischer und wirtschaftlicher 
Unternehmer, die sowohl direkt wie indirekt (auf dem Wege über externe Effekte) das 
Leistungsergebnis beeinflussen.“ Es handelt sich also um eine ständige Verhandlung 
zwischen Akteuren der Wirtschaft und der Politik. Deswegen baut North die Analyse 
der Institutionen in die statische neoklassische Theorie ein. Dem Staat wird dabei eine 
Schlüsselrolle für die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft eingeräumt. Sie besteht 
erstens in der Sicherung der Verfügungsrechte, die im wesentlichen das Anreizsystem 
einer Wirtschaft prägen, und zweitens in dem Staatsanteil am Bruttonationalprodukt 
sowie in den Regulierungen, die in der modernen Zeit jeden Bereich erfassen und sich 
ständig ändern (vgl. North 1990, S. 133).  

Den Ansatz des Verhandelns um Verfügungsrechte treffen wir auch bei Libecap an: Es 
handelt sich um einen Vertragsabschluss infolge privater Verhandlungen innerhalb von 
Gruppen sowie Lobbyarbeit privater Individuen, Regierungsvertreter, Politiker und 
Richter. Ziel ist dabei die Entstehung oder die Veränderung von Gruppenregeln und 
Gewohnheiten, welche die Allokation und Nutzung der Verfügungsrechte betreffen. 
Wenn wir die Idee des Verhandelns um Verfügungsrechte durch die Einführung der 
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politischen, bürokratischen und rechtlichen Akteure in der Analyse ergänzen, dann wird 
eine Brücke zwischen der Property-Rights-Theorie und der Neuen Politischen Ökono-
mie geschaffen (vgl. Libecap und Richter 1998). Auch nach Libecap erfolgt eine Ver-
änderung der Rechte nur dann, wenn auch Kompensationszahlungen an verlierende 
Parteien gezahlt werden. Die Ressourcen müssen in einem gewissen Maße umverteilt 
werden, wenn ein Konsens zur Veränderung der Verfügungsrechte erfolgreich sein 
soll.29 Allerdings wird das nur auf eine Demokratie angewendet. Libecap kommt eben-
falls zum Schluss, dass die Verhandlungen um Verfügungsrechte nicht immer zu effi-
zienten Lösungen führen. Zu diesem Schluss kommen auch Binger und Hoffmann. Das 
kann auch im Falle Rumäniens beobachtet werden, vor allem nach der Veränderung der 
Struktur der Verfügungsrechte in der Transformationszeit, als die industriellen und 
landwirtschaftlichen Erträge stark sanken (vgl. Kapitel 5).  

Die Leistungsfähigkeit von Volkswirtschaften wird nach North (1994, S. 361) von zwei 
Faktoren beeinflusst: den Institutionen (unter anderem über die Transaktionskosten) und 
dem Wandel von Institutionen. Die institutionelle Entwicklung einer Wirtschaft wird 
von der Interaktion zwischen Institutionen und Organisationen geformt. Die Ursache für 
eine institutionelle Veränderung ist die Feststellung der Wirtschaftsakteure, dass eine 
neue institutionelle Anordnung ihre Position verbessern würde. Dabei spielen Änderun-
gen der relativen Preise sowie Lerneffekte der Individuen und Organisationen eine ent-
scheidende Rolle. Die Veränderung der relativen Preise führt zu marginalen Anpassun-
gen des Institutionenrahmens, weil die jeweils betroffenen Bereiche durch die relative 
Verhandlungsmacht der Beteiligten bestimmt werden (vgl. North 1992). Die Wichtig-
keit des Wissens in einer Organisation wird folgendermaßen verdeutlicht: „In den Arten 
von Wissen, Fertigkeiten und Bildung, die die Angehörigen einer Organisation sich an-
eignen, drücken sich die Gewinnaussichten – die Anreize – aus, die in den institutio-
nellen Beschränkungen eingebaut sind“ (North 1992, S. 89). Nach Leschke (2003, S. 
28) hängt der Wohlstand einer Nation von der Qualität der Institutionen ab, wobei er 
drei institutionelle Ebenen identifiziert: die Marktverfassung, die Verfassung im politi-
schen Sektor und die informellen Institutionen mit ihren jeweiligen Kommunikations-
netzen (Sozialkapital). Diese drei müssen eine Etablierung und eine stetige Ver-
besserung des Wettbewerbs fördern. In neuen Forschungsarbeiten wird der Einfluss der 
externen und internen Institutionen auf das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts em-
pirisch untersucht. Trotz umstrittener Ergebnisse besteht Einigkeit darüber, dass z.B. die 
Qualitätsindikatoren staatlicher Tätigkeit wie die Gesetzgebung, die bürokratische Qua-
lität, das Enteignungsrisiko und die Effektivität des Regierens einen positiven Einfluss 

                                            
29  Er macht die Unterscheidung zwischen Allokation oder Zuteilung und Distribution oder Verteilung 

der Ressourcen. 
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auf das Wachstum des Bruttoinlandsproduktes und die Lebensqualität haben. Die Kor-
ruption als interne Institution hat einen positiven Einfluss auf unproduktive öffentliche 
Investitionen und deswegen einen negativen Einfluss auf das Wirtschaftswachstum. 
Politische und institutionelle Instabilität sowie Unsicherheit haben einen negativen Ein-
fluss auf Investitionen und auf das Wirtschaftswachstum.30

In welcher Weise sich der Wandel der Institutionen auf die Leistungsfähigkeit auswirkt, 
kann sich nur im Laufe der Zeit zeigen. Dabei werden die Probleme der Effizienz nicht 
nur aus dem Blickwinkel der Allokationseffizienz, sondern auch der Anpassungs-
effizienz einer Wirtschaft betrachtet. Die Allokationseffizienz stellt die neoklassische 
Sichtweise des Optimierungsproblems dar und wird mit Hilfe der Pareto-Bedingungen 
untersucht. Bei einem konstanten institutionellen Rahmen wird durch Austausch von 
Gütern und Rechten dann eine effiziente Allokation erreicht, wenn keiner der Beteilig-
ten durch einen weiteren Tausch besser gestellt werden kann, ohne dass dabei ein ande-
res Individuum schlechter gestellt wird. Durch dieses Kriterium kann aber die Leis-
tungsfähigkeit eines einzelnen Marktes oder einer gesamten Volkswirtschaft nur zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt bestimmt werden. Der institutionelle Rahmen wird als un-
verändert angenommen.  

North definiert die Leistungsfähigkeit von Volkswirtschaften über die Zeit hinweg 
durch den Begriff der Anpassungseffizienz. Dabei geht es um die Art von Regeln, die 
den Entwicklungspfad einer Volkswirtschaft innerhalb eines Zeitrahmens bestimmen 
sowie um die Bereitschaft einer Gesellschaft, Wissen und Bildung zu erwerben, Inno-
vationen zu bewirken, Risiken zu übernehmen, kreativ tätig zu werden und Engpässe im 
Laufe der Zeit zu bewältigen (vgl. North 1992, S. 96f.). Es ist also wichtiger, dass eine 
Volkswirtschaft auf Dauer leistungsfähig ist, als dass sie zu einem bestimmten Zeit-
punkt eine effiziente Allokation erreicht. Dafür muss nicht zwingend zu jedem Zeit-
punkt eine effiziente Allokation stattfinden. Auch kurzfristige suboptimale Zustände 
können eine langfristige Steigerung der Leistungsfähigkeit unterstützen. Die Effizienz 
der Wirtschaft zu einem bestimmten Zeitpunkt sowie die existierenden Möglichkeiten 
zur Weiterentwicklung hängen also von vergangenen Entwicklungen ab, was in der Li-
teratur als Pfadabhängigkeit bezeichnet wird.  

Das Konzept der Pfadabhängigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung, so wie es von 
North (1992, S. 112ff.) verstanden wird, geht davon aus, dass der Verlauf des institutio-

                                            
30  Eine ausführliche Aufzählung der empirischen Studien hinsichtlich der Korrelationen zwischen Wirt-

schaftswachstum und verschiedenen institutionellen Variablen sind bei Leschke (S. 31f.) zu finden. 
Viele Ergebnisse sind widersprüchlich, wie z.B. der Einfluss des Offenheitsgrades einer Volkswirt-
schaft auf das Wachstum des Bruttoinlandprodukts.  
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nellen Wandels von zwei Faktoren bestimmt wird: von zunehmenden Erträgen und von 
unvollkommenen Märkten.31 Beim Auftreten von zunehmenden Erträgen kommen vier 
Selbstverstärkermechanismen vor, welche die institutionelle Entwicklung entlang des 
eingeschlagenen Pfades bewirken. Erstens handelt es sich um hohe Gründungskosten, 
wenn Institutionen völlig neu geschaffen werden müssen. Zweitens kommt es zu hohen 
Lerneffekten für Organisationen. Diese Tatsache bewirkt, dass Organisationen die 
Menge der institutionellen Möglichkeiten zu ihrem Vorteil nutzen, was aber nicht un-
bedingt zu einer erhöhten sozialen Effizienz führt. Drittens treten unmittelbare Koordi-
nationseffekte (durch Verträge mit anderen Organisationen) und mittelbare Koordinati-
onseffekte (indem der Staat Investitionen in komplementäre Tätigkeiten induziert) auf. 
Viertens kommt es zu einer Anpassung der Erwartungen der Akteure, da eine große An-
zahl von Transaktionen, die sich auf eine bestimmte Institution beziehen, die Unsicher-
heit über den Fortbestand der Regel vermindert. Wenn man zusätzlich von unvollkom-
menen Märkten ausgeht, d.h. die Informationsrückkoppelung ist unvollkommen und die 
Transaktionskosten positiv, dann werden die subjektiven Modelle der Akteure den Ent-
wicklungsverlauf bestimmen.32  

Nach North treten aber in der Geschichte vorwiegend Situationen auf, in denen in-
effiziente Entwicklungspfade beibehalten werden. Die Erklärung hierfür ist, dass zu-
nehmende Erträge einer gegebenen Menge von Institutionen, die eine produktive Tätig-
keit hemmen, zur Entstehung von Organisationen und Interessensgruppen führen, „die 
ein Interesse an den bestehenden Beschränkungen haben. Sie werden den Staat in ihrem 
Sinne gestalten. Solche Institutionen bieten Anreize, die eine militärische Beherrschung 
des Staates und der Wirtschaft, religiösen Fanatismus oder schlicht und einfach Um-
verteilungsorganisationen begünstigen können, aber eine Vermehrung und Verbreitung 
ökonomisch nützlichen Wissens vermögen sie kaum zu belohnen. Die subjektiven 
Denkmodelle der Beteiligten werden eine Ideologie entstehen lassen, die nicht nur die 
Gesellschaftsordnung rationalisiert, sondern auch deren schlechte Leistung erklärt“ 
(North 1992, S. 118). Aus diesem Grund ist es für die vorliegende Analyse wichtig, die 
Interessenslage der Akteure, die einen Einfluss auf die Gestaltung oder Beibehaltung 
des institutionellen Rahmens haben, zu analysieren.  

                                            
31  North baut sein Modell in Analogie zum systemischen Ansatz von Arthur auf. Arthur behauptet, dass 

kleine historische Ereignisse dazu führen können, dass sich eine Technologie gegenüber einer anderen 
durchsetzt.  

32  Der Pfadabhängigkeits-Ansatz wurde bisher nicht vollständig ausgebaut. Obwohl viele Forscher die 
Existenz der Pfadabhängigkeit bei institutionellen Entwicklungen akzeptieren, ist es nicht gelungen, 
die Wirkungsart der Rückkoppelungen klar zu definieren und in einem Modell zusammenzufassen. In 
dieser Hinsicht weisen manche Autoren auch auf die Schwächen des Konzeptes hin (vgl. Ackermann, 
Kiwit und Voigt 2002).  
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Theorie von Williamson 

Der zweite Ansatz zur Untersuchung wirtschaftshistorischer Zusammenhänge ist das 
sozioökonomische Modell von Williamson (2000). Er definiert vier Ebenen der institu-
tionellen Forschung. Auf der ersten Ebene befinden sich die informellen Regeln, welche 
einen bedeutenden Einfluss auf die langfristige wirtschaftliche Entwicklung haben, ob-
wohl bislang der Mechanismus dieser Abhängigkeit nicht entschlüsselt wurde.33 Des-
wegen werden sie von vielen Institutionenökonomen als gegeben angenommen. Nach 
Williamson entstehen informelle Institutionen spontan und verändern sich innerhalb von 
Jahrhunderten oder Jahrtausenden nur langsam. Sie bilden die ‚soziale Einbettung’ der 
Regeln einer Gesellschaft. Zu ihrer Untersuchung ist die Soziologie am besten geeignet. 
Die zweite institutionelle Ebene nach Williamson sind die formalen Institutionen, die 
den institutionellen Rahmen einer Gesellschaft bilden (engl.: institutional environment). 
Diese verändern sich häufig graduell. Lediglich in Fällen wie Krieg, Revolution oder 
Staatsstreich, d.h. wenn sich ein ‚window of opportunity’ öffnet, kann es zu einem radi-
kalen Wandel kommen. Zu ihrer Forschung sind die Ansätze der Property-Rights-Theo-
rie und der Politischen Ökonomie am besten geeignet. Die dritte institutionelle Ebene 
nach Williamson sind die vertraglichen Beziehungen. Da die Veränderung der formalen 
Institutionen – am häufigsten beschäftigt sich die Literatur mit Verfügungsrechten – 
kostspielig ist, entwickelten sich die Ansätze der Vertragstheorie und der Transaktions-
kostenökonomie. Damit können die Vertragsbeziehungen am effektivsten untersucht 
werden. Die vierte institutionelle Ebene bezieht sich auf die ständig ändernde Ressour-
cenallokation und Beschäftigung auf dem Markt. Die Optimierung auf dieser Ebene 
sollte mit Hilfe der neoklassischen Modelle und des Prinzipal-Agent-Ansatzes unter-
sucht werden. Für die Analyse der Politik baut North ein neoklassisches Modell des 
Staates auf. Williamson jedoch untersucht politische Prozesse in komparativer instituti-
oneller Art (Williamson 1999). 

 

In den letzten fünfzehn Jahren hat die Anzahl der wirtschaftshistorischen Beiträge, die 
sich des Instrumentariums der Neuen Institutionenökonomie bedienen, stark zugenom-
men.34 Die institutionalistischen Forschungen am Beispiel von Rumänien beziehen sich 
bislang nur auf einzelne Teilaspekte der Transformation und weniger auf die Pfad-
abhängigkeit (vgl. Miroiu sowie Solcan). Eine langfristige institutionelle Untersuchung 

                                            
33  Mit dem Einfluss der informellen Institutionen auf die wirtschaftliche Entwicklung beschäftigen sich 

beispielsweise Banfield, Putnam et al., Huntington, Nee und Mummert.  
34  Beispielsweise in den Vereinigten Staaten durch Beiträge von Libecap, Alston, Wallis, Rosenberg und 

Birdzell, Bortz und Haber; in Österreich durch Beiträge von Butschek; in Deutschland durch Beiträge 
von Wischermann und Nieberding, North 2004, Ambrosius, Steiner, Schröter und Wischermann. 
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der wirtschaftlichen Entwicklung gibt es bislang nicht. Das ist erstens mit der späten 
Entwicklung dieser Disziplin in Rumänien zu erklären, da bis 1989 die Politische Öko-
nomie in sozialistischer Tradition die Forschungsrichtung dominierte, zweitens mit dem 
geringen Interesse der westlichen Forscher an den Entwicklungen Rumäniens und drit-
tens mit der Tatsache, dass die meisten Ökonomen sich auf den Prozess der Transfor-
mation konzentrierten.  

 

2.3.2 Transformationsprozess 

 

Nach dem Zusammenbruch der Zentralplanwirtschaften in Osteuropa haben Wissen-
schaftler versucht, eine Theorie der Transformation aufzubauen. Der Ansatz der Neuen 
Institutionenökonomie wurde dabei in den ersten fünf Jahren nach 1990 vernachlässigt 
(vgl. Murrell 2003). So haben die meisten Handlungsempfehlungen für die Übergangs-
zeit die Wirkung des institutionellen Rahmens auf die Wirtschaftsentwicklung außer 
Acht gelassen und die Transformationsrezessionen der ersten Jahre nach der Wende 
wurden nicht mit institutionellen Problemen korreliert. Nur wenige Forscher haben auf 
Einflussgrößen, wie Transaktionskosten und Institutionen hingewiesen. Beispielsweise 
hat Kornai (1990) auf Überwachungs- und Durchsetzungsmechanismen in der Tradition 
von Hayek hingewiesen, Murrell (1995) nannte die Transaktionskosten als Grund für 
die Transformationsrezession und Stark wies auf die Wichtigkeit der Pfadabhängigkeit, 
allerdings aus einer soziologischen Perspektive, hin. Die Sichtweise veränderte sich 
schrittweise und die Wichtigkeit der Institutionen für den Transformationsprozess 
wurde erkannt. Die Begründung liegt darin, dass zum einen die Transformation länger 
als erwartet andauerte und zum anderen, weil mit der Zeit die Entwicklung des Wirt-
schaftswachstums, der Korruption, des Unternehmensmanagements sowie anderer Ef-
fekte der Transformation untersucht werden konnten (vgl. Murrell 2003).   

Feldmann (1999a und 1999b) zeigt, dass sich die Neue Institutionenökonomie gut eig-
net, um die Funktionsdefizite der sozialistischen Wirtschaftssysteme und den Verlauf 
des Transformationsprozesses zu veranschaulichen. Die Gründe hierfür sind erstens, 
dass die Systemtransformation eine Änderung von Institutionen ist, für deren Analyse 
sich das Instrumentarium der Neuen Institutionenökonomie gut eignet und zweitens hat 
sich die Institutionenökonomie zur Analyse der Probleme in privatwirtschaftlichen 
Marktwirtschaften bewährt. Dabei wird die Transformation als ein diskontinuierlicher 
institutioneller Wandel betrachtet. Dieser Ansatz führt zur Hypothese, dass jede institu-
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tionelle Änderung Einfluss auf den Transformationsprozess hat. Nach der Identifizie-
rung der Funktionsdefizite der Zentralplanwirtschaft und der Analyse des Transformati-
onsprozesses können nach Feldmann allgemeine Prinzipien und Handlungsempfehlun-
gen für die Transformation abgeleitet werden. Diese können auf volkswirtschaftlicher 
oder auf betriebswirtschaftlicher Ebene liegen (beispielsweise Privatisierung oder Un-
ternehmenskontrolle). 

Die Transaktionskosten sind von hoher Wichtigkeit für die Transformation: Durch die 
Ablösung der zentralen Planung durch Märkte entstehen hohe Transaktionskosten. 
Feldmann weist insbesondere auf die Kosten hin, die für die Unternehmen entstehen, 
z.B. die Kosten für die Analyse der Präferenzen der Nachfrager, die Kosten der Suche 
von neuen Absatzkanälen und Lieferanten sowie die Kosten der Verhandlung neuer 
Verträge. In der Anfangsphase sind diese Kosten besonders hoch, da die Manager der 
Unternehmen wenig Wissen in diesen Bereichen besitzen. Ein weiterer Transaktions-
kostenfaktor ist die Inflation, da die Wirtschaftssubjekte versuchen mussten, die Knapp-
heitssignale von den nominellen Effekten zu trennen. Zudem war auch die Stabilisie-
rungspolitik der Regierungen eine Ursache für die Entstehung von Transaktionskosten. 
Ein dritter Kostenfaktor ist der Aufbau eines marktwirtschaftlichen Finanzsystems, was 
für Unternehmen eine Umstrukturierung der Altschulden, den Aufbau von Bankverbin-
dungen und die Bemühungen für Neukredite beinhaltet. Die Banken müssen ihrerseits 
das Personal dafür ausbilden, um Kreditanträge beurteilen und die Kreditnehmer über-
wachen zu können. Ein vierter Kostenfaktor bezieht sich auf die Privatisierung, und 
zwar auf die Informationskosten für die Bewertung der zu privatisierenden Unterneh-
men und für die Suche und Auswahl geeigneter Neueigentümer. Mit dem Problem der 
Transaktionskosten in der Transformation beschäftigen sich auch Bohnet und Reichardt 
sowie Eissrich. Anwendungen auf Rumänien existieren bislang nur ansatzweise und 
beleuchten nur ausgewählte Fragestellungen.  

Auch die Privatisierung in den Transformationsländern lässt sich mit dem Ansatz der 
Property-Rights-Theorie erklären. Mit diesem Thema setzen sich Boycko et al. sowie 
Mathjis und Swinnen auseinander. Williamson (2000) hebt die Relevanz der Transakti-
onskostenökonomie für die Privatisierung hervor. Er übt Kritik an dem ausschließlichen 
Property-Rights-Ansatz im Bereich der Privatisierung, weil dabei die ex post Imple-
mentierungsprobleme nicht berücksichtigt werden. Die klare Aushandlung und Defini-
tion der Verfügungsrechte allein garantiert keine Effizienz. Es existieren auch ex post 
vertragliche Risiken, die beachtet werden müssen. Aspekte der Privatisierung in Rumä-
nien sind z.B. bei Brooks und Meurs, Aligică und Dabu, Thompson und Vălşan sowie 
Earle und Estrin zu finden. Auf die einzelnen Beiträge werden wir im Abschnitt 5.4.2 
eingehen. Auch für die Reformen der Unternehmenskontrolle ist das Instrumentarium 
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der Neuen Institutionenökonomie wichtig (vgl. Feldmann 1999b). Dabei stellt sich die 
Frage, wie wirksame Überwachungs- und Anreizmechanismen entwickelt werden kön-
nen. Insbesondere der Prinzipal-Agent-Ansatz kann im Rahmen dieser Analyse ange-
wendet werden. Zudem können auch normative Vorschläge zur Gestaltung von effi-
zienten Anreizsystemen gemacht werden.  

Ein weiterer Bereich der Transformation, der mit Hilfe der Neuen Institutionenökono-
mie analysiert werden kann, sind die kulturellen Aspekte, die internen Institutionen also. 
Müller (1995) zeigt z.B., dass sich das kulturelle Erbe Russlands aus der Zeit der Zaren 
und des Sozialismus im heutigen Bankensektor in Russland widerspiegelt.  Er identifi-
ziert Merkmale wie mangelndes Rechtsbewusstsein, fehlende Eigeninitiative, fehlendes 
Verantwortungsbewusstsein, das Fehlen einer Wirtschaftsethik sowie starke Ressenti-
ments der Bevölkerung gegenüber den Banken (vgl. Müller 1995 in Feldmann 1999b). 
Auch Mummert beweist, dass geerbte informelle Institutionen das Kreditverhalten in 
Ostdeutschland beeinflusst haben. Pejovich (2003) führt die hohen Transaktionskosten 
der Transformation auf die Nicht-Kompatibilität der externen Institutionen mit den in-
ternen geerbten Institutionen zurück. Ähnlich wie für Colombatto ist der Transformati-
onsprozess seiner Ansicht nach wesentlich von kulturellen Unterschieden zwischen 
mittel- und osteuropäischen Staaten beeinflusst.  

 

2.3.3 Modell von Wallis 

 

Wie am Anfang dieses Kapitels betont wurde, ist die Neue Institutionenökonomie von 
einer Kasuistik charakterisiert. Aus diesem Grund bedient sich die vorliegende Arbeit 
mehrerer institutionenökonomischer Ansätze, um die wirtschaftliche Entwicklung in 
Rumänien zu erklären. Die Untersuchung folgt in der neoklassischen Tradition von 
North, wobei die Analyse der Interessenslage der verhandelnden Akteure in Anlehnung 
an das institutionelle Theorem der offenbarten Präferenzen von Wallis (S. 102ff.) er-
folgt.   

Wallis versucht einen positiven Ansatz der Theorie des institutionellen Wandels zu kon-
struieren, mit dem Ziel, den Wert der institutionellen Arrangements für bestimmte Indi-
viduen oder Gruppen zu erkennen. Der Ansatz erlaubt, die Interessen der Individuen 
unter gewissen Bedingungen zu beobachten. Die institutionelle Struktur ist nach Wallis 
eine hierarchische Mischung aus institutionellen und vertraglichen Anordnungen, wobei 
die vertraglichen verhandelbar und die institutionellen nicht verhandelbar sind. Die 
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Aussage ‚nicht verhandelbar’ wird dadurch relativiert, dass die institutionellen Anord-
nungen für einige Agenten als institutionell betrachtet werden, während sie für andere 
Agenten als vertraglich und somit als verhandelbar gelten. So ist ein Gesetz für die 
meisten Bürger eine nicht verhandelbare Regel, während es für Politiker durch Ver-
handlungen mit anderen Gruppen möglich ist, das Gesetz zu ändern. Somit sind alle In-
stitutionen relativ. Die Position eines Akteurs in der Hierarchie entscheidet über die 
Veränderbarkeit der Institution. Dieses Konzept erklärt unter anderem die Organisation 
und Einordnung der Informationen im sozioökonomischen Umfeld.  

Die Anwendung der Neuen Institutionenökonomie in empirischen Studien hat nach 
Wallis zwei wichtige Voraussetzungen: erstens die Identifizierung der Akteure, die in 
der Lage sind, eine Wahl zwischen alternativen institutionellen Anordnungen zu treffen 
– also Akteure, für die Institutionen vertraglich und verhandelbar sind – und zweitens 
die Spezifizierung der Kosten und des Nutzens der Alternativen für die verschiedenen 
Akteure. Mit Hilfe der einfachen Preistheorie werden danach die Handlungen der Ak-
teure erklärt. Die Schwierigkeit der Feststellung der Kosten und Nutzen der einzelnen 
Individuen besteht darin, dass die Menge der gesamtinstitutionellen Optionen, zwischen 
denen die Akteure wählen können, schwer erkennbar ist. Eine Wahl zwischen mehreren 
gesamtinstitutionellen Varianten ist jedoch selten erforderlich, da am häufigsten ein 
gradueller Wandel der Institutionen stattfindet. Der Schlüssel zur Erklärung dieses 
Wandels ist die Identifizierung der wahren Interessen der Individuen oder Gruppen. Die 
Beobachtung dieser Interessen ist möglich, weil formale und informelle Regeln gleich-
zeitig existieren. Zudem muss eine Nicht-Übereinstimmung zwischen den informellen 
Regeln zur Implementierung der Formalitäten und den formalen Regeln existieren. Nur 
so können Schlüsse bezüglich des Nettonutzens der institutionellen Alternativen für 
unterschiedliche Gruppen gezogen werden.  

Dieser Ansatz zur Erklärung der Präferenzen wird in der vorliegenden Arbeit als 
methodische Stütze für die Analyse der Interessenslage bestimmter Akteure, die Ein-
fluss auf die Beibehaltung oder Veränderung des Entwicklungspfades haben, ver-
wendet. Es muss aber auch auf die Mängel der Anwendung des Theorems hingewiesen 
werden: erstens die Unmöglichkeit der Kenntnis aller Interessen der am Wandel be-
teiligten Akteure aufgrund der Tatsache, dass die informellen Regeln schwer nachweis-
bar und messbar sind, und zweitens die Schwierigkeit der exakten Messung der Netto-
kosten und des Nettonutzens der Individuen oder Gruppen im Falle der Änderung von 
formalen Regeln. Wallis erklärt den grundlegenden Unterschied zu neoklassischen The-
orien in der Analyse des ökonomischen Verhaltens der Akteure: Informationen, Preise 
und Opportunitätskosten zu institutionellem Verhalten stehen den Institutionen-
ökonomen selten zur Verfügung. So kann man nicht wissen, was genau die Interessen 
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der Gesetzgeber sind, wenn sie Gesetze verabschieden oder Firmen organisieren. Für 
die vorliegende Untersuchung kommt die Schwierigkeit hinzu, dass die oben genannten 
Einflussgrößen für den analysierten Zeitraum schwer zu messen sind. Deswegen werden 
wir einen deskriptiven Ansatz in der Analyse der Interessen der jeweiligen Akteure an-
wenden.  

 

2.4 Zusammenfassung 

 

Die Neue Institutionenökonomie ist eine der bedeutendsten Wirtschaftstheorien der 
letzten Jahrzehnte. Ausgangspunkt der Theorie ist die Coase’sche Annahme der Exis-
tenz der Transaktionskosten. Darauf aufbauend greift die Neue Institutionenökonomie 
drei wesentliche Merkmale des Marktes auf, die vom neoklassischen Marktmodell ver-
nachlässigt wurden: die Existenz der Transaktionskosten, die begrenzte Rationalität der 
Wirtschaftsakteure und die Gefahr opportunistischen Verhaltens in Vertragsbeziehun-
gen. Basierend auf diesen Annahmen werden ökonomische Analysemethoden für Insti-
tutionen aufgebaut. Dabei ist die Effizienzbedingung aus Sicht der Neuen Institutionen-
ökonomie die Maximierung des Nettoertrags der Transaktionen.  

In der Literatur haben sich fünf institutionenökonomische Ansätze entwickelt: die 
Transaktionskostenökonomie, die Property-Rights-Theorie, die Vertragstheorie, die 
Neue Politische Ökonomie und die Verfassungsökonomie. Bislang ist es jedoch nicht 
gelungen, diese Ansätze zu einem integrierten Modell, welches in der Wissenschaft all-
gemein anerkannt wird, zusammen zu führen. Aus diesem Grund zeichnet sich die Neue 
Institutionenökonomie durch eine Kasuistik aus. Diese Tatsache stellt ein Hindernis 
insbesondere für empirische Studien dar.  

Trotzdem hat die Neue Institutionenökonomie eine breite Anwendung in verschiedenen 
Bereichen gefunden. Relevant für die vorliegende Arbeit sind die Anwendungen auf die 
Wirtschaftsgeschichte, im Sinne der Neuen Wirtschaftsgeschichte von Douglass C. 
North, und auf die Transformationsforschung.  

Für die Analyse der Wirtschaftsgeschichte Rumäniens sind die Ansätze der Neuen In-
stitutionenökonomie deswegen wichtig, weil dadurch die Erklärung der langfristigen 
wirtschaftlichen Entwicklung möglich ist. Die Evolution der Institutionen kann in ihrer 
Pfadabhängigkeit untersucht werden und dabei gewinnen auch interne Institutionen eine 
Bedeutung für die Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft. Weiterer Forschungsbedarf 
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besteht jedoch in der Messung der Transaktionskosten und des Einflusses der Institutio-
nen auf die wirtschaftliche Leistung. Die zweite relevante Anwendung für die vorlie-
gende Arbeit ist die Nutzung institutionenökonomischer Ansätze in der Transformati-
onsforschung. Es wird davon ausgegangen, dass die Systemstransformation ein dis-
kontinuierlicher institutioneller Wandel ist.  

In diesem Kapitel wurde schließlich die Vorgehensweise für die vorliegende Arbeit 
dargestellt. In Anlehnung an Wallis’ Modell der offenbarten Präferenzen werden in den 
folgenden Kapiteln die Interessen der politischen, bürokratischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Akteure genauer betrachtet. Für jede analysierte Zeitspanne werden an-
schließend mithilfe des Kosten-Nutzen-Vergleichs ihre vorgezogenen Handlungs-
optionen identifiziert und somit der institutionelle Wandel erklärt.  
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3 Institutioneller Wandel in der kapitalistischen Zeit 1866-1944 

 

Das Ziel dieses Kapitels ist es, die wichtigsten Entwicklungen der externen und internen 
Institutionen in Rumänien von 1866 bis zum Zeitpunkt der Machtergreifung der kom-
munistischen Partei 1944 darzustellen. Das Kapitel beginnt mit einem Überblick der 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen in Rumänien in dieser Zeit. 
Um die Ursachen des institutionellen Wandels zu identifizieren und die Entwicklung 
des institutionellen Rahmens zu erklären, werden wir im zweiten Abschnitt nach dem 
Modell von Wallis (vgl. Abschnitt 2.3.3) vorgehen. Zunächst werden wir die Akteure 
identifizieren, die zwischen alternativen institutionellen Optionen in der Gesellschaft 
wählen konnten und deshalb einen hohen Einfluss auf die Bildung des institutionellen 
Rahmens hatten. Danach werden die wichtigsten Merkmale des institutionellen Arran-
gements in der rumänischen Gesellschaft nach 1866 dargestellt. Mit Hilfe der Preis-
theorie wird die weitere Entwicklung des institutionellen Rahmens bis zum Zweiten 
Weltkrieg erklärt, indem wir die Kosten mit dem Nutzen einer jeweiligen institutionel-
len Option für die betroffenen Akteure vergleichen. Anschließend werden die Effekte 
auf die Wirtschaftsleistung sowie die Anpassung der internen Institutionen untersucht. 
Der vierte Abschnitt des Kapitels verwendet die gleiche Methode bei der Untersuchung 
der Entwicklung nach dem Ersten Weltkrieg. Der letzte Abschnitt fasst die wichtigsten 
Aussagen zusammen.  

Wir beziehen uns nur auf die Institutionen innerhalb des rumänischen Staates, unabhän-
gig von seiner territorialen Ausdehnung in bestimmten Zeitspannen. Rumänien hat im 
Laufe der analysierten Zeit mehrmals territoriale Veränderungen durchlaufen. Zu Be-
ginn der Analyse bestand der rumänische Staat aus den Regionen Moldau und 
Wallachei und befand sich unter osmanischer Suzeränität.35 Mit der Erlangung der Un-
abhängigkeit vom Osmanischen Reich 1878 erweiterte sich das Staatsterritorium im 
Südosten um die Region Dobrudscha und nach dem Ersten Weltkrieg um die Regionen 
Transsilvanien und Banat im Nordwesten, Bessarabien im Osten und der nördliche Teil 
Bukowinas im Norden. Die Eingrenzung der Analyse auf den Staat Rumänien ist aus 
zwei Gründen berechtigt. Zum einen haben die Regionen, die später hinzukamen, die 

                                            
35  Beginnend mit dem Inkrafttreten der Verfassung 1866 änderte sich der Name der ‚Vereinigten Provin-

zen’ in ‚Rumänien’. Erst 1881, drei Jahre nach dem Erlangen der vollkommenen Unabhängigkeit vom 
Osmanischen Reich, wurde Rumänien zu einem Königreich. Die Region Transsilvanien, die 1867 von 
Ungarn annektiert wurde, der nördliche Teil Bukowinas, der seit 1774 zu Österreich gehörte, und die 
Provinz Bessarabien, die seit 1812 zu Russland gehörte, wurden erst nach dem Ersten Weltkrieg in 
den rumänischen Staat eingegliedert.  
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institutionellen Rahmenbedingungen Rumäniens vollständig übernommen und zum an-
deren war die wirtschaftliche und soziale Entwicklung dieser Regionen ähnlich der 
Entwicklung in Rumänien. Die institutionellen Unterschiede, wie z.B. die ethnische 
Komponente der Vermögensungleichheit in der Gesellschaft, sind aus Sicht dieser Ar-
beit wenig relevant und werden im Folgenden ausgeblendet. 

 

3.1 Wirtschaftliche und politische Entwicklung 

 

Wir beginnen die Analyse mit dem Jahr 1866, als in Rumänien die feudalen Strukturen 
rechtlich nicht mehr existierten. Bereits 1858 wurden die Bojarentitel formal außer 
Kraft gesetzt und 1864 folgte eine Agrarreform, welche die Aufhebung der ‚clacă’, die 
Arbeitsverpflichtung der Bauern gegenüber den Großgrundbesitzern, sowie eine Um-
verteilung der Verfügungsrechte am landwirtschaftlichen Boden von den Großgrund-
besitzern an die Bauern vorsah. Die Verfassung von 1866 führte das Prinzip der kon-
stitutionellen Monarchie ein, stellte eine zentralisierte Verwaltung auf und beschloss 
neue Wahlregeln, welche den politischen Wettbewerb nach demokratischen Prinzipien 
gestalten sollten. Nach einer langen Zeit der politischen Instabilität sollte der 1866 zum 
Staatsoberhaupt ernannte deutsche Prinz Carol I. von Hohenzollern-Sigmaringen die 
politische Stabilität sichern. Es war der Anfang eines graduellen Transformations-
prozesses von einer feudalen Gesellschaftsordnung zu demokratischen Strukturen. Für 
Hitchins (S. 1) gilt dieses Datum als Beginn der Entstehung des modernen Rumäniens. 
Die 1878 erlangte rechtliche Unabhängigkeit Rumäniens vom Osmanischen Reich36 be-
schleunigte den Prozess der Demokratisierung und ermöglichte die Ausrufung des Kö-
nigreichs Rumäniens 1881. Diese Staatsform hatte bis 1947 Bestand.  

Mit Ausnahme der kriegsbedingten Ereignisse erfolgte innerhalb dieser Zeitspanne eine 
graduelle Veränderung der Institutionen. Rumänien beteiligte sich am Ersten Weltkrieg 
erst ab 1916 und war mit der Entente verbündet. Trotz eines frühzeitigen Ausscheidens 
aus dem Krieg (im Mai 1918), wurde 1921 durch den Vertrag von Versailles die Er-
weiterung des rumänischen Territoriums um die Regionen Transsilvanien, Banat, 
Bessarabien und der nördlichen Bukowina festgelegt. Das nun doppelt so große Staats-
territorium benötigte neue Regelungen, um hohe Integrationskosten zu vermeiden. Die 

                                            
36  Nach dem russisch-osmanischen Krieg 1877-1878 (für Rumänien war es der ‚Unabhängigkeitskrieg’), 

wurde beim Berliner Kongress 1878 die Unabhängigkeit der rumänischen Provinzen international an-
erkannt.  
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Verfassung von 1923 erweiterte das zentralisierte Verwaltungssystem auch auf die 
neuen Regionen. Auf politischer Ebene bewirkte die Einführung des allgemeinen Wahl-
rechts eine Erhöhung der Konkurrenz zwischen den politischen Akteuren, die sich bis 
zum Zweiten Weltkrieg verschärfte. Eine weitere wichtige institutionelle Veränderung 
nach dem Ersten Weltkrieg war die Agrarreform von 1921, welche die Vermögens-
ungleichheit in der Gesellschaft stark reduzierte. Die vom Krieg bedingte Diskontinuität 
in der institutionellen Entwicklung hatte eine Erhöhung der politischen und wirtschaftli-
chen Effizienz zur Folge.  

Bis zum Zweiten Weltkrieg war der König durch seine verfassungsrechtlichen exekuti-
ven und legislativen Kompetenzen einer der verhandlungsmächtigsten Akteure auf dem 
politischen Markt, dessen Höhepunkt der Macht mit der Ausrufung der königlichen 
Diktatur von Carol II. 1938 erreicht wurde. Wie es zu dieser Konzentration der Kom-
petenzen kam, werden wir im Abschnitt 3.2 untersuchen. Nach zwei Jahren königlicher 
Diktatur folgte eine kurze Diktatur der rechtsextremen Legion ‚Erzengel Michael', ge-
folgt von einer Militärdiktatur von 1941 bis 1944. Die politische Konkurrenz für wähl-
bare Ämter fand in dieser Zeit jeweils zwischen zwei großen Parteien statt. Vor dem 
Ersten Weltkrieg konkurrierte die Liberale Partei mit der Konservativen Partei und nach 
dem Ersten Weltkrieg die Liberale Partei mit der Bäuerlichen Partei. Der politische 
Markt war ein Oligopol und als Folge waren die angebotenen Parteiprogramme für den 
Medianwähler, der angesichts der sozialen Struktur aus der ärmeren Schicht stammte, 
suboptimal.  

Da Rumänien bis nach dem Zweiten Weltkrieg eine Agrarwirtschaft war, ist die Struk-
tur der Verfügungsrechte in diesem Sektor ein zentraler Untersuchungsgegenstand die-
ses Kapitels. Die Bauern waren die größte soziale Gruppe und verfügten trotz der Auf-
hebung der feudalen Strukturen über geringe landwirtschaftliche Ressourcen im Ver-
gleich zu den Großgrundbesitzern. Das starke Bevölkerungswachstum – in der Zeit-
spanne bis zum Zweiten Weltkrieg stieg die Bevölkerung auf fast das 2,5fache des 
Wertes von 1859 an37 – und das Erbschaftsrecht, welches die Aufteilung des Besitzes 
unter allen Erben vorsah, vergrößerten noch mehr den Druck auf die landwirtschaftli-
chen Ressourcen. Das einkommensabhängige Wahlrecht bis 1923, die hohen Informati-
ons- und Organisationskosten sowie die geringen verfügbaren Ressourcen hinderten die 
Gruppe der Bauern daran, durch Wahl, Lobbying oder Proteste eine Verringerung der 
Ungleichheit in der Verteilung der Verfügungsrechte zu erreichen. Revolten, wie z.B. 

                                            
37  Vgl. Lampe, S. 166, S. 332 und S. 437 sowie eigene Berechnungen. Von 1859 bis 1912 stieg die Be-

völkerungsanzahl in Rumänien auf fast das Doppelte und zwischen 1910 und 1940 um ein weiteres 
Viertel. Dabei beziehen sich die Bevölkerungszahlen von 1910 und 1940 bereits auf das erweiterte 
Territorium Rumäniens.   
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der Aufstand von 1907, wurden von der regierenden Gruppe blutig niedergeschlagen. 
Erst nach dem ersten Weltkrieg erfolgten radikale Reformen: Die Ländereien der Groß-
grundbesitzer wurden auflöst, die Verfügungsrechte an Boden wurden gleichmäßiger 
verteilt und das allgemeine Wahlrecht wurde eingeführt.   

Was die wirtschaftliche Leistung betrifft, war die Zeit von 1866 bis zum Zweiten Welt-
krieg eine Zeit des Aufschwungs. Mit Ausnahme der Auswirkungen der beiden Welt-
kriege und der Weltwirtschaftskrise Ende der 1920er, gehen wir von einem kontinuierli-
chen Wachstum des realen Bruttoinlandsproduktes aus.38 Rumänien blieb bis nach dem 
Zweiten Weltkrieg ein Agrarland, trotz der schnellen Entwicklung der Industrie und ei-
ner steigenden Urbanisierung.39 Nach dem Ersten Weltkrieg waren ca. 80 Prozent der 
Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig. Bis 1930 sank die Anzahl auf ca. 72 Prozent 
(vgl. Georgescu 1991). Die Wirtschaftspolitik zeichnete sich durch staatliche Eingriffe 
aus, welche die Renten der regierenden Gruppe erhöhten.  

Die Nachfrage nach landwirtschaftlichen Produkten stieg bis zum Ersten Weltkrieg aus 
zwei Gründen kontinuierlich an. Die außerwirtschaftlichen Verflechtungen nahmen 
nach dem Fall des Außenhandelsmonopols des Osmanischen Reichs 182940 stark zu und 
es gab einen Bevölkerungszuwachs. Als Folge stiegen die relativen Preise für landwirt-
schaftliche Ressourcen stark an. Um die Erträge zu steigern, wurden neue Flächen er-
schlossen und zunehmend Getreide angebaut und exportiert. 1913 war Rumänien der 
viertgrößte Weizenexporteur der Welt (vgl. Georgescu 1991, S. 125) und konnte mit 
den Exporteinnahmen der Agrarprodukte fast die gesamten Importausgaben decken. Die 
Produktion war allerdings ineffizient. Vor der Agrarreform von 1921 wurden die Er-
tragssteigerungen hauptsächlich durch die Erweiterung des bebauten Bodens und durch 
die Erhöhung der Arbeitszeit der Bauern erzielt. Nach der Umverteilung der Ver-
fügungsrechte war die Produktivität weiterhin gering, weil die Kosten der Einführung 
neuer Anbaumethoden oder des Erwerbs von Maschinen hoch waren. Infolge des Krie-
ges und der Agrarreform von 1921 sank zunächst die landwirtschaftliche Produktion, 
um ab 1925 kontinuierlich bis zum Zweiten Weltkrieg zu steigen. Das geschah bei stark 

                                            
38  Vollständige Daten über das Wirtschaftswachstum in der gesamten Zeitspanne von 1866 bis nach dem 

Zweiten Weltkrieg sind nicht vorhanden. Die existierenden Daten unterstützen aber diese Annahme 
(vgl. Clark, S. 40 und S. 132 (zitiert in Roberts, S. 79ff.), Lampe, S. 163 und S. 339, Lethbridge, S. 
592 sowie Axenciuc, S. 419f.). 

39  Die Verstädterung betrug 1910 ca. 15 Prozent und stieg bis 1930 auf ca. 20 Prozent an (vgl. Lampe, S. 
333ff. und Roberts). 

40  Nach dem des russisch-osmanischen Krieges 1828-1829 erhielt Russland im Frieden von Adrianopel 
vom 14. September 1829 das Donaudelta mit den Inseln in der Donaumündung, die Ostküste des 
Schwarzen Meeres sowie das Protektorat über die Fürstentümer Moldau und Walachei. Zudem wurde 
das Außenhandelsmonopol des Osmanischen Reiches aufgehoben. Die Seewege über die Donau und 
das Schwarze Meer wurden eröffnet, was als Folge zunächst intensive Handelsbeziehungen zu Eng-
land und später zu vielen anderen westeuropäischen Staaten hatte.  
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sinkenden relativen Agrarpreisen in der gesamten Zwischenkriegszeit. Nach der Agrar-
reform sanken die relativen Preise zum Teil auf ein Drittel und nach der Welt-
wirtschaftskrise auf ein Viertel des jeweiligen Niveaus davor.41 Da das Angebot in der 
Landwirtschaft elastisch ist und der Grenzertrag des zusätzlichen Arbeitsaufwandes bei 
sinkenden Preisen niedrig ist (vgl. Plumpe, S. 207ff.), wird diese Entwicklung durch die 
staatlichen Subventionen ab 1929 erklärt. 

Die ab 1886 bis zum Zweiten Weltkrieg praktizierte protektionistische Handelspolitik 
sowie die staatlichen Interventionen in Form von Subventionen und Preisvorgaben be-
wirkten eine schnelle Entwicklung der Industrie. Der Anteil der industriellen Produktion 
am Nettoinlandsprodukt stieg bis 1929 auf ungefähr ein Viertel an (vgl. Georgescu 
1991, S. 201). Die Lohnarbeit entstand, die Bevölkerung der Städte wuchs schnell an 
und die Hauswirtschaft sowie die traditionellen Handwerke verringerten ihren Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt. Starke Zuwächse gab es insbesondere in der Ölindustrie, in der 
Metallindustrie und im Bergbau. Diese Sektoren wurden staatlich gefördert und hatten 
hohe Exportquoten. Sie entwickelten sich zu Oligopolmärkten. Die staatlichen Maß-
nahmen zur Förderung der Industrie erhöhten die relativen Preise der industriellen Pro-
dukte. Als Folge waren die relativen Preise der Industrieprodukte viel höher als die re-
lativen Preise der landwirtschaftlichen Produkte. Die Weltwirtschaftskrise vertiefte den 
Unterschied, obwohl die Exportsubventionen für landwirtschaftliche Produkte ab 1929 
diesen Effekt teilweise kompensierten. Zusammen mit der hohen Besteuerung der nied-
rigen Einkünfte der Bevölkerungsmehrheit, führte das zu einer ungleichen Verteilung 
des Einkommens in der Gesellschaft.  

Der Zweite Weltkrieg hatte zur Folge eine radikalere diskontinuierliche Veränderung 
der Institutionen. Außenpolitisch bedingt wurde 1945 die erste Regierung mit Beteili-
gung der Kommunistischen Partei gegründet. Mit der Einführung, den Merkmalen und 
den Auswirkungen des sozialistischen Systems werden wir uns im Kapitel 4 be-
schäftigen. 

 

3.2 Akteure 

 
Es gibt im Allgemeinen zwei Arten von Akteuren, welche die Veränderung der Regeln 
in einer Gesellschaft beeinflussen können. Zum einen sind es diejenigen, für welche die 

                                            
41  Für die folgenden Fakten zur Entwicklung der landwirtschaftlichen Produktion und der Preise vgl. 

Axenciuc, S. 253ff. 
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Regeln einen vertraglichen Charakter haben und folglich leicht zu ändern sind. Über 
diese Kompetenzen verfügten in Rumänien der König, das Parlament, die Regierung 
und die Justiz. Zum anderen gibt es Akteure, für welche die Regeln bindend sind und 
nur durch Wahl, Lobbying oder Proteste beeinflusst werden können. Das galt in Rumä-
nien z.B. für Interessensgruppen und unorganisierte soziale Gruppen. Nach North 
bestimmen die Opportunitätskosten eines jeden Einzelnen die Verhandlungsmacht einer 
Interessensgruppe. Eine ähnliche Bewertung der relativen Verhandlungsmacht der im 
Folgenden untersuchten Akteure ergibt, dass die unorganisierten sozialen Gruppen wie 
z.B. die Bauern aufgrund niedriger Opportunitätskosten eine verhältnismäßig geringe 
Verhandlungsmacht hatten. Die politischen Akteure und die Bürokraten hingegen ver-
fügten über eine hohe Verhandlungsmacht. Wir beginnen die Analyse mit der ersten Art 
von Akteuren. Die Kompetenzen auf dieser Ebene deuten auf eine Verzerrung des par-
lamentarischen Systems mit gleichmäßig verteiltem Zwangspotenzial und mit dem Me-
dianwähler als wahlentscheidendem Akteur hin.  

 

Akteure, für welche die Institutionen einen Vertragscharakter haben 

Ein mächtiger Akteur in der Verhandlung von institutionellen Optionen von 1866 bis 
1940 war der König.42 Eine der Hauptthesen dieser Arbeit ist, dass die wesentlichen 
institutionellen Änderungen in dieser Zeit mit der relativen Verhandlungsmacht des Kö-
nigs zu begründen sind. Nach der Verfassung von 1866 hatte der König das Recht der 
Einberufung, Vertagung und Auflösung des Parlaments, des Berufens und Entlassens 
der Minister, der Gesetzesinitiative, des Vetos bei der Verabschiedung von Gesetzen 
sowie das Recht, durch Reglements (rum.: regulamente) detaillierte Vorgaben bezüglich 
der Durchsetzung von Gesetzen zu machen. Infolge der Verfassung von 1923 wurde das 
Recht der Gesetzesinitiative aufgehoben, aber im Gegenzug mussten die vom König 
erlassenen Reglements nicht mehr zwingend an einem existierenden Gesetz gebunden 
sein, solange sie die individuelle Freiheit der Gesellschaftsmitglieder nicht beeinträch-
tigten oder eine neue Abgabe festlegten wie z.B. eine neue Steuer (vgl. Hitchins, S. 18f. 
und S. 378f.).  

Der König als Hauptvertreter des Staates stellte eine Machtkonstante dar, die durch die 
üblichen Vertreter des konstitutionellen Systems nicht sanktioniert werden konnte. 
Durch die Ernennung auf Lebenszeit war er unabhängig von Wahlergebnissen. Sankti-

                                            
42  In der vorliegenden Arbeit bezieht sich der Begriff ‚König’ einschließlich auf das Amt des Prinzen 

von 1866 bis zur Ausrufung des Königsreiches 1881 sowie auf den Regentschaftsrat zwischen 1927 
und 1930.  
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onsmöglichkeiten konnten nur ein Aufstand oder ein Staatsstreich sein: Vor der ersten 
Gefahr schützte er sich durch Institutionen und Meta-Institutionen, vor der zweiten 
durch das ‚Rotationssystem’ – den Auftrag der Regierungsbildung erteilte er abwech-
selnd den Vertretern der zwei großen Parteien. Der König ernannte zuerst den Premier-
minister und die Regierung. Danach wurde das Parlament aufgelöst und es wurden 
Neuwahlen organisiert. Bis zum Zweiten Weltkrieg geschah es ein einziges Mal, bei 
den Wahlen 1937, dass die designierte Partei nicht die Parlamentswahlen gewann. Der 
König ließ also die konkurrierenden Parteien an der Regierung rotieren. Somit wurde 
das Gleichgewicht zwischen den Parteien erhalten und die Macht des Königs stieg da-
durch, dass die Parteien um seine Gunst kämpften. Diese Tatsache beweist die Existenz 
einer starken Verflechtung von internen Institutionen wie z.B. Korruption und Be-
günstigung gewisser politischen Spieler. Dadurch erlangte der König eine hohe Macht-
stellung, die ihm Sicherheit und die Maximierung seiner Einkünfte brachte. Die formale 
Kompetenz zum Einberufen der Minister und das ineffiziente Wahlsystem führten folg-
lich zu einer informell konsolidierten Machtstellung des Königs. 

Ab 1930 wurden unter Carol II. auch undemokratische Mittel zur Durchsetzung von 
Gesetzen wie z.B. Ausrufung des Kriegsrechts und die teilweise brutale Unterdrückung 
von widersprechenden Akteuren genutzt. Zudem berief Carol II. eine organisierte 
Gruppe ein, die Kamarilla, die aus Vertrauten des Königs gebildet war und ihn in Regie-
rungsfragen beriet. Durch Bestechung – d.h. durch das Beschützen der Interessen der 
Mitglieder der Kamarilla – erreichte der König eine starke Konvergenz der Interessen 
mit ihnen. Es gab für sie also keinen Anreiz, den König zu stürzen. Die so gestärkte 
königliche Macht zusammen mit der mangelnden Kontrollmöglichkeit der Handlungen 
des Königs führte 1938 zu einer königlichen Diktatur.  

Die Verfassungen aus 1866, 1881 und 1923 garantierten die Trennung der Staatsgewalt 
in Rumänien. Die Legislative, die Exekutive und die Judikative funktionierten also de 
jure unabhängig voneinander. De facto gab es aber bestimmte Anomalien des Systems, 
die im Folgenden untersucht werden.  

Die Legislative bestand aus dem Senat und dem Abgeordnetenkammer. Aufgrund des 
Ablaufs der Wahlen tendierte das Parlament dazu, lediglich eine Ratifizierungsstelle für 
die Regierungsprogramme zu werden (vgl. Hitchins, S. 21). Das wird auch durch die 
Tatsache bekräftigt, dass die Regierungsparteien meistens die absolute Mehrheit der 
Stimmen im Parlament erhielten. Zudem hatte das demokratische System viele Mängel,  
z.B. hatte es ein „nicht sehr repräsentatives“ Wahlsystem (Georgescu 1991, S. 139). Bis 
1923 erlaubte das Wahlsystem nur einer geringen Anzahl Staatsbürger die direkte Be-
teiligung an parlamentarischen Wahlen. Die Wahlberechtigten mussten eine bestimmte 
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Einkommens- oder Steuergrenze überschreiten und/oder über einen gewissen Bildungs-
grad verfügen. Zudem wurden die Wahlkandidaten in mehreren Gruppen aufgeteilt, so 
dass die Anzahl der Abgeordneten, d.h. die Anzahl der Sitze im Parlament, die von ar-
men und wenig gebildeten Wählern gewählt werden konnten, geringer war als die An-
zahl der Abgeordneten, die von den reichen oder gebildeten gewählt werden konnten. 
Das führte dazu, dass bestimmte soziale Gruppen ihre Interessen nicht gemäß ihrem 
Anteil an der Bevölkerung vertreten konnten. Außerdem kam es zu Korruption und 
Wahlfälschung (vgl. Hitchins, S. 21). Mit der Verfassung 1923 erhielten alle männ-
lichen volljährigen Bürger das Wahlrecht und ab 1929 wurde das Wahlrecht auch auf 
Frauen ausgeweitet.  

Die Exekutive wurde vom König ernannt. Die formale Kompetenz zur Gesetzesinitiative 
der Exekutiven wurde durch die absolute Mehrheit der Regierungspartei im Parlament 
während dieser Zeit unterstützt, so dass selten eine Gesetzesinitiative vom Parlament 
abgelehnt wurde (vgl. Hitchins, S. 380). Mit Ausnahme einiger institutioneller Ände-
rungen unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg (wie z.B. die Agrarreform, vgl. hierzu 
Abschnitt 3.4.2), versagten die Exekutive und die Legislative in ihrer Aufgabe, als 
Agenten der Wähler zu agieren, aufgrund ihrer Diskontinuität sowie der persönlichen 
Präferenzstruktur ihrer Mitglieder und des Monarchen.  

Die effiziente Funktion der Judikativen wurde durch externe und interne Institutionen 
gehemmt, so dass die Justiz de facto der Exekutiven und der Legislativen untergeordnet 
war (vgl. Hitchins, S. 90f. und S. 380f.). Eine externe Beschränkung stellte die Tatsache 
dar, dass die Richter erst ab 1909 einen unkündbaren Status erhielten. Die Unparteilich-
keit war aber trotzdem nicht gewährt, weil deren Ernennung und der Aufstieg innerhalb 
der Hierarchie nur durch Regierungsbeschluss möglich waren. Diese externen Instituti-
onen führten dazu, dass die Mitglieder der Judikativen gleiche Interessen wie die Regie-
rungsmitglieder entwickelten und nicht als unabhängige dritte Agenten agierten. Ihre 
Anreizstruktur war dysfunktional.43 Die Judikative hatte jedoch eine bedeutende Macht 
in der Gestaltung des externen institutionellen Rahmens: Der Oberste Kassationshof (ab 
1923 die höchste juridische Instanz in Rumänien) konnte in Revisionsfällen die Ver-
fassungswidrigkeit der Gesetze überprüfen. Der Oberste Kassationshof nutzte aber diese 
Macht nur in seltenen Fällen, um ein Gesetz als verfassungswidrig zu erklären. In der 
analysierten Zeit stellte die Judikative folglich die schwächste der drei Staatsgewalten 
dar. Sie funktionierte als eine Organisationseinheit der Regierung, und wurde durch 
diese koordiniert (vgl. Hitchins, S. 380f.).  

                                            
43  Bizer führt für eine Situation der dysfunktionalen Anreizstruktur der Verfassungsrichter den Begriff 

des ‚Judikationsversagens’ ein. Allerdings bezieht er sich auf den Fall, in dem die Judikative die 
Kompetenz hat, Gesetze auf Verfassungswidrigkeit zu prüfen (vgl. Bizer, S. 98f.). 
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Sofern sie die Regierung stellten, waren auch politische Parteien wichtige Akteure in 
der Verhandlung neuer Regelungen. Die analysierte Zeit ist von der ständigen Konkur-
renz zweier großen Parteien44 gekennzeichnet, die sukzessiv regierten. Bis zum Ersten 
Weltkrieg waren es die Liberale Partei und die Konservative Partei, danach die Liberale 
Partei und die Bäuerliche Partei. Die Liberale Partei vertrat am Anfang kleine Grund-
besitzer, Händler und Intellektuelle, später auch industrielle Großunternehmer und Ban-
kiers. Ihre Zielsetzung war es, die Modernisierung des Landes durch Schutz der In-
dustrie zu fördern.45 Sie unterstützte die Erhöhung der privaten Erträge für ihre Mitglie-
der und vernachlässigte die Bildung eines effizienten Anreizsystems in der Land-
wirtschaft. Die Liberalen regierten insgesamt länger als andere konkurrierende Parteien 
und konnten somit eine nachhaltige Politik zur Entwicklung der Industrie bewirken. Ihre 
große Verhandlungsmacht in der Festlegung des institutionellen Rahmens hatte drei Ur-
sachen: Erstens regierte sie lange Zeit, zweitens verfügten ihre Mitglieder über große 
Anteile an industriellen Unternehmen und drittens gehörten die Kontrollaktien der Na-
tionalbank ab 1901 Mitgliedern der Liberalen Partei. Rumäniens Nationalbank wurde 
1880 gegründet. Sie war bis zu ihrer vollständigen Privatisierung 1901 zu einem Drittel 
staatlich und zu zwei Drittel privat. 

Die Konservative Partei wurde von den ehemaligen Bojaren nach der Aufhebung der 
feudalen Strukturen und der Einführung des parlamentarischen Systems gegründet. Die 
politische Macht der Bojaren sank infolge der Agrarreform von 1864, so dass sie nun 
eine demokratische Organisation benötigten, um unter den neuen Rahmenbedingungen 
die Gunst der Wähler und des Königs zu erlangen. Die Partei vertrat Großgrundbesitzer, 
Händler und freie Bauern und setzte sich für den Fortbestand des Großgrundbesitzes 
ein. Beispielsweise verabschiedete eine Konservative Regierung 1912 ein Gesetz zur 
Förderung derjenigen Industrien, die Rohstoffe aus der Landwirtschaft benötigten. Da-
durch erzielten die Großgrundbesitzer höhere Renditen (vgl. Axenciuc, S. 139). Nach 
der Agrarreform 1921, die den Großgrundbesitz endgültig aufhob, zerfiel jedoch die 
Konservative Partei.  

Die Einführung des allgemeinen Wahlrechtes durch die Verfassung von 1923 führte 
dazu, dass die Anzahl der Nachfrager auf dem politischen Markt stark anstieg. Somit 
erhöhte sich der Wettbewerb. Die Liberale Partei baute ihre führende Position gegen-
über anderen kleinen und wenig relevanten Parteien aus. Ende der 1920er stieg die Bäu-
erliche Partei zu einem starken Konkurrenten für die Liberale Partei auf. Mit kurzen 

                                            
44  Für eine detaillierte Übersicht der politischen Parteien und deren Entwicklung vgl. Georgescu 1991, S. 

152ff. und Hitchins, S. 22ff. und S. 386ff.  
45  Für eine detaillierte Beschreibung der wichtigsten ideologischen Richtungen und politischen Doktri-

nen in Rumänien vgl. Heinen.  
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Unterbrechungen regierte sie von 1928 bis 1933. Die Bäuerliche Partei strebte die Um-
verteilung von Verfügungsrechten am Boden und an Produktionsmitteln zugunsten der 
Bauern sowie die Förderung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe an. Der Name der 
Partei entsprach aber nicht ihrer tatsächlichen Mitgliederstruktur. Nach der Agrarreform 
1921 wurde der institutionelle Rahmen hinsichtlich der Verteilung der Verfügungs-
rechte von keiner der regierenden Parteien wesentlich verändert. Das Rotationsverfah-
ren der Vorkriegszeit funktionierte nicht mehr effizient, da die Manipulierungskosten 
bei einer großen Wähleranzahl stark anstiegen.  

Die kleinen Parteien waren für den politischen Verhandlungsprozess bis Ende der 
1930er wenig relevant. Es gab viele populistische oder radikale Bewegungen: Bei-
spielsweise befürworteten manche Parteien die Entstehung eines Bauernstaates. Die lin-
ken Parteien hatten aufgrund der geringen Mitgliederanzahl wenig Einfluss. Einige wa-
ren gesetzlich verboten wie z.B. die Kommunistische Partei. Aus diesem Grund agierte 
sie in den 1930er Jahren unter einem anderen Namen. Sie hatte nur einige wenige Tau-
send Anhänger und erreichte 1931 ein Maximum von fünf Parlamentssitzen. Um einen 
Machtverlust zu vermeiden, verhinderte die Regierung das Entstehen einer Massen-
bewegung durch ein Verbot der kommunistischen Bewegung 1933.46 Die bedeutendste 
rechte Bewegung, die Legion ‚Erzengel Michael’ und ihr Militärflügel, die Eiserne 
Garde, wurden als elitäre radikale Bewegungen gegründet. Sie stützten ihre Ideologien 
auf Ideen des Antisemitismus, des Faschismus und stellten den Bauern in den Mittel-
punkt. Zudem appellierte sie an religiöse Überzeugungen. Ihre Ideologieführer setzten 
den ‚nationalen Esprit’ gleich mit der Orthodoxie.47 Jede andere religiöse Orientierung 
könnte folglich nicht mit dem Begriff des fundamental ‚rumänischen’ identifiziert wer-
den.48 Die Legion wurde im Laufe der 1930er zu einer Massenbewegung und ihre zu-
nehmende Macht war einer der Gründe der Ausrufung der königlichen Diktatur. Darauf 
werden wir im Abschnitt 3.4 näher eingehen.  

 

Akteure, für welche die Institutionen bindend sind 

Zur zweiten Art von Akteuren, die nur durch Wahl, Lobbying oder Proteste eine Ver-
änderung des institutionellen Rahmens hervorrufen können, gehörten die unorganisier-
ten sozialen Gruppen. Von ihrer Anzahl her waren die Bauern die wichtigste soziale 
Gruppe. In der analysierten Zeit waren über drei Viertel der Gesamtbeschäftigten Ru-

                                            
46  Die Kommunistische Partei war bereits seit 1924 illegal.  
47  Zur Verbindung zwischen Religion und Ökonomie vgl. Brinitzer.  
48  Vgl. hierzu Ornea, S. 91ff.  
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mäniens in der Landwirtschaft tätig und fast drei Viertel der Gesamtbevölkerung davon 
abhängig (vgl. Sundhaussen, S. 331). Die soziale Struktur im ländlichen Raum war in-
folge der Umverteilung der Verfügungsrechte 1864 heterogen. Es gab mehrere soziale 
Schichten, angefangen mit den Großgrundbesitzern bis zu den Bauern ohne Landbesitz. 
Diese starke Differenzierung wurde durch die Reform 1921 gemildert, da der Groß-
grundbesitz aufgehoben wurde. Der Interessenshorizont der Bauern war nach Roberts 
(S. 90) auf das eigene Dorf limitiert: mehr Landbesitz, billiger Kredit und niedrige 
Steuern. Die Bauern hatten aber bis 1923 eine geringe Verhandlungsmacht bei der Wahl 
der optimalen Aufteilung des Einkommens und der Verfügungsrechte, da nur wenige 
Bauern wahlberechtigt waren. Nach der Einführung des allgemeinen Wahlrechts er-
höhte sich zwar der politische Einfluss der Bauern, wegen den hohen Informations-
kosten blieb er jedoch weiterhin beschränkt. Beispielsweise hatte die Vertretung der 
Bauern im Parlament in der Zwischenkriegszeit weniger als 5 Prozent der Sitze (vgl. 
Maner). Die Begründung liegt zum einen darin, dass die Informationen auf dem politi-
schen Markt asymmetrisch verteilt waren und es für die Bauern sehr kostspielig gewe-
sen wäre, sich gründlich über alle Parteiprogramme zu informieren. Zum anderen war 
der niedrige Bildungsstand – vor dem Ersten Weltkrieg hatte Rumänien eine Analpha-
betenquote von über drei Viertel49 – ein weiterer Faktor, der die Informationskosten er-
höhte. Die relativen Sanktions- und Kontrollkosten, die sie als Prinzipale der Legislati-
ven und Exekutiven hinsichtlich Gesetzgebung, Einhaltung der demokratischen Wahl-
regeln sowie Durchsetzung der Gesetze und Verträge hatten, waren hoch. Aus diesen 
Gründen konnten sie ihre Präferenzen langfristig nicht durchsetzen, obwohl sie die 
Mehrheit der Steuerzahler darstellten.  

Ein Bürgertum – oder Bourgeoisie –, in der Literatur verstanden als soziale Gruppe des 
gehobenen Mittelstandes, die über Besitz und Bildung verfügt (vgl. Weber), gab es in 
Rumänien nicht. Was in der rumänischen soziologischen und wirtschaftshistorischen 
Literatur gängig als Bürgertum bezeichnet wird (vgl. Zeletin und Manoilescu), war eine 
schmale soziale Schicht, die über den größten Anteil des Vermögens der Gesellschaft 
verfügte, Zugang zu höherer Bildung hatte und in der Wirtschaft und in der Politik tätig 
war. Es handelte sich nicht um einen gehobenen Mittelstand, da erstens die Anzahl der 
Mitglieder dieser Gruppe gering war, und zweitens gab es keine Schicht, die in der sozi-
alen Hierarchie höher stand, mit Ausnahme der kleinen, zugezogenen königlichen Fa-
milie. Diese Gruppe wird im Rahmen der vorliegenden Analyse in vier Untergruppen, 
Bürokraten, Großgrundbesitzer, Unternehmer und Pächter, aufgeteilt. Den in vielen 
westlichen Ländern existierenden Adel gab es in Rumänien nicht. Die unterste soziale 
Schicht bestand aus einer Vielzahl von Individuen mit bedeutend geringerem Anteil am 
                                            
49  Die Analphabetenquote betrug 78 Prozent (vgl. Berend und Ránki, S. 609). 
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Einkommen, am Vermögen und an Bildung. Dies war ein klassisches Problem der un-
gleichen Verteilung. Berend identifiziert das Fehlen eines Mittelstandes und einer Re-
gierungselite in mehreren Balkanländern, die über eine lange Zeit unter Osmanischer 
Herrschaft waren, und bezeichnet die Gesellschaften deshalb als „inkomplett“.  

Die Bürokraten der niedrigen Hierarchiestufen gewannen eine wichtige Rolle in der Ge-
sellschaft, weil die Verfassung von 1866 ein zentralisiertes Verwaltungssystem festlegte 
(vgl. Hitchins, S. 96f.). Die Kritik am Verwaltungssystem war, dass es nicht mit der 
Entstehung des industriellen Kapitalismus einherging, sondern ohne entsprechende 
wirtschaftliche Grundlage zustande kam. Es fehlte ein allgemeiner, umfassender Pro-
duktivitätsfortschritt, der die bürokratischen Mehrbelastungen tragen konnte (vgl. Janos, 
S. 93). Dies bedeutete eine zusätzliche Belastung des Staatshaushaltes. Zudem wurde 
die Korruption zur allgemein verbreiteten Form zusätzlicher Einkommenssicherung der 
schlecht bezahlten staatlichen Funktionäre (vgl. Heinen, S. 63 und Zeletin, S. 168ff.). 
Nach der territorialen Ausdehnung 1918 stieg die Anzahl der Verwaltungsangestellten 
wegen der Notwendigkeit eines Durchsetzungsmechanismus für die neuen Regeln und 
wegen der Harmonisierung der Verwaltung in den neuen Regionen. Durch gleiche 
Fluktuationsraten der Regierungen und der lokalen Regierungsvertreter sowie durch 
Nepotismus senkte die Bürokratie ihre Entscheidungskosten und die Opportunitäts-
kosten, die sich aus einem Wahlverlust ergaben. Dies verursachte aber zusätzliche 
staatliche Verwaltungskosten und Ineffizienz. Der instabile institutionelle Rahmen und 
die hohe Unsicherheit bezüglich der Amtszeit als Verwaltungsmitarbeiter führten zu 
einer willkürlichen Durchsetzung der Gesetze auf lokaler Ebene. Dadurch erhöhten die 
Bürokraten ihre privaten Erträge. Die Angestellten zentraler Verwaltungsposten erhöh-
ten ihre privaten Erträge, indem sie sich unternehmerisch betätigten und durch Korrup-
tion ihre Renten erhöhten. Folglich wurden Unternehmer und Bürokraten in der Zwi-
schenkriegszeit identisch (vgl. Roberts, S. 110). Beispielsweise wurden die wichtigsten 
Banken (die Nationalbank und die Banca Romanească) sowie wichtige Industrie-
unternehmen von Mitgliedern der Liberalen Partei kontrolliert. Je nach Wahlausgang 
besaßen dieselben Parteimitglieder auch hohe bürokratische Ämter. Ein anderes Bei-
spiel sind die Angestellten staatlicher Unternehmen. Weil staatliche Unternehmen 
hauptsächlich in der Industrie vertreten waren, verfolgten ihre Angestellten die Er-
zielung hoher Preise für industrielle Produkte, um ihre Renten zu maximieren.  

Die Gruppe der Großgrundbesitzer hatte in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg eine hohe 
Verhandlungsmacht. Ihre Interessen wurden durch die Mitglieder der Konservativen 
Partei vertreten. Wie im nächsten Abschnitt gezeigt wird, erreichte die Gruppe der 
Großgrundbesitzer die Durchsetzung von Regeln, die den feudalen Arrangements ähn-
lich waren. Nach der Agrarreform 1921 verwandelte sich die Gruppe der Großgrund-
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besitzer in die Gruppe der Grundbesitzer und Landwirte. Diese besaß nur noch ungefähr 
ein Drittel des landwirtschaftlichen Bodens. Sie war im Parlament mit ca. einem Fünftel 
der Sitze deutlich überrepräsentiert im Vergleich zu ihrer Anzahl an der Gesamtbevöl-
kerung. Die Grundbesitzer und Landwirte verloren jedoch ihre Vorkriegsmacht, die Ge-
setzgebung und -durchsetzung zu beeinflussen (vgl. Maner).  

Die Gruppe der Pächter entstand infolge der Auflösung der feudalen Strukturen und 
hatte bis zum Ersten Weltkrieg eine bedeutende Rolle in der wirtschaftlichen Entwick-
lung. In Rumänien wurden über die Hälfte der großen Ländereien entweder an Bauern 
oder an Zwischenpächtern verpachtet, die für das Doppelte oder das Dreifache das Land 
an die Bauern weiterverpachteten. Die Pächter kooperierten untereinander und gründe-
ten regionale Vereine, so dass sie eine große Verhandlungsmacht erreichten. Die Bauern 
mussten aus ökonomischem Zwang Vereinbarungen mit den Pächtern eingehen. Nach 
der Bodenreform 1921 verlor die Gruppe zunehmend an Bedeutung. 

Die Gruppe der Unternehmer bildete sich hauptsächlich aus Industriellen, Bankiers, 
Händlern und anderen mächtigen Wirtschaftsakteuren. Sie erfuhr einen starken Zu-
wachs der Vertretung im Parlament bis zu ca. 23 Prozent 1939 und stammte hauptsäch-
lich aus den Reihen der Liberalen Partei.50 Das Streben nach hohen Gewinnen führte zur 
Bildung von Kartellen, die nach dem Ersten Weltkrieg in verschiedenen Branchen sogar 
über die Hälfte des Kapitals kontrollierten (vgl. Lampe). Dadurch erzielten die Kartell-
mitglieder hohe Absatzpreise auf dem Binnenmarkt und konnten Dumping betreiben 
(vgl. Constantinescu, S. 88ff.). Der Zusammenschluss zu Fachvereinen sowie Industrie- 
und Handelskammern senkte die Kosten des Lobbyings pro Mitglied. Insbesondere 
nach dem Ersten Weltkrieg wurde Lobbying zunehmend wichtiger, um zusätzliche 
Renten zu erzielen. Die Interessen vieler Mitglieder der Liberalen Partei konvergierten 
mit den Interessen des Königs, der Kamarilla und der Mitglieder der wirtschaftlichen 
Verbände. Dies führte zu protektionistischen und interventionistischen Maßnahmen, wie 
z.B. Kartellbildungsgesetze, Preisvorgaben, Festlegung der Produktionsmenge, staatli-
che Garantierung der Monopole und Regulierung.  

Die Berufsvereinigungen, Gewerkschaften und andere Arbeiterbewegungen hatten nur 
eine geringe Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung in der analysierten Zeit. 
Diese Tatsache lässt sich auf drei Gründe zurückführen. Erstens hatten sie eine geringe 
Mitgliederanzahl, zweitens erlaubte zwar die Verfassung 1923 die Gründung von Ver-
einigungen, diese hatten jedoch keine juristischer Persönlichkeit und drittens erfolgte 
die Durchsetzung der Vertragsinteressen der Regierung undemokratisch durch Aus-

                                            
50  Für die folgenden Ausführungen vgl. Maner und Lampe. 

 



 73

rufung des Ausnahmezustandes und durch die gewaltsame Unterdrückung der Revolten. 
Die handwerklichen Zünfte wurden im Zuge der Zunahme der industriellen Entwick-
lung 1873 aufgelöst.51 Durch Proteste erreichten die Handwerker einige Veränderungen 
von Gesetzen sowie die Verabschiedung neuer Gesetze wie z.B. das Gesetz zur Organi-
sierung der Handwerker in soziale Korporationen (z.B. Sozialversicherungen). Dieses 
1912 verabschiedete Gesetz hatte jedoch keinen langfristigen wirtschaftlichen Effekt. 

Die königliche Kamarilla war die Gruppe der Vertrauenspersonen des Königs Carol II. 
Sie entstand in den 1930ern und wurde aus Repräsentanten der führenden Unternehmen 
und Banken mit Kontakten zu politischen Parteien sowie dem König im Privatleben 
nahe stehenden Personen gebildet.52 Sie nahm im Entscheidungsprozess des Monarchen 
eine wichtige Rolle ein und stellte ein „eigenes Machtzentrum im Staat“ dar (Beer, S. 
442). Während Hitchins (S. 385) die Rolle der Kamarilla als unterstützende Kraft für 
den König in der Zerstörung des parlamentarischen Systems ab 1937 sieht, ist sie für 
den Soziologen Gusti eine Art Partei mit nichtöffentlicher Vorgehensweise, die eine 
führende und einflussreiche Position im Staat einnahm (vgl. Gusti, S. 125). Der König 
und die Kamarilla waren gegenseitig bestechlich: Die Mitglieder der Kamarilla wurden 
vom König durch kleine Veränderungen des institutionellen Rahmens gemäß ihrer Inte-
ressen bestochen, während der König durch die sozialen Netzwerke der Mitglieder der 
Kamarilla mehr Macht im Staat und einen kostengünstigen Zugang zu wichtigen Infor-
mationen erlangte. 

Die Rolle der Kirche als Institutionssetzende Organisation wird im Vergleich zu ande-
ren europäischen Ländern zur selben Zeit als niedrig eingestuft. Die politischen Institu-
tionen wurden schon vor 1866 säkularisiert, eine Tatsache die durch die Verfassung 
1866 bekräftigt wurde. Zwar gab es keine formale Trennung von Kirche und Staat, die 
Kirche war jedoch dem Staat untergeordnet (vgl. Hitchins, S. 91). Die Kirche nahm eher 
Einfluss durch Erziehung, Kultur, Bildung, Kunst und Musik auf die Gesellschaft. 

 

                                            
51  Die Zünfte verloren bereits davor die Kontrolle über ihre Mitglieder dadurch, dass die Gesetze und 

Prinzipien der freien Marktwirtschaft die monopolistischen Regelungen dämpften. Die Auflösung der 
Zünfte hatte keine Proteste zur Folge, da sie nur einen Zustand anerkannte, den es faktisch schon frü-
her gab (vgl. Hitchins, S. 185). 

52  Mitglieder der königlichen Kamarilla waren z.B. Nicolae Malaxa, der Besitzer eines großen 
metallurgischen Unternehmens, Max Auschnitt, Vorstandsvorsitzender vieler industrieller Unterneh-
men und verschiedener Zusammenschlüsse von Industriellen sowie Aristide Blank, der Vorstands-
vorsitzender einer der größten Privatbanken.  
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3.3 Transformation zum Kapitalismus 

3.3.1 Institutionelle Grundlagen der Demokratie und des Kapitalismus  

 

Die wichtigsten institutionellen Veränderungen, die den Entwicklungspfad der rumäni-
schen wirtschaftlichen Leistung bis zum Zweiten Weltkrieg bestimmten, wurden in der 
Verfassung von 1866 zusammengefasst. Die Verfassung war eine an die rumänischen 
Rahmenbedingungen angepasste Form der damals gültigen belgischen Verfassung. Sie 
legte die Prinzipien der konstitutionellen Monarchie, der repräsentativen Regierung und 
der Trennung der drei Staatsgewalten fest, garantierte die Gleichheit vor dem Gesetz 
sowie das Privateigentum. Es wurden an die rumänische Realität angepasste Regelun-
gen bezüglich der Verfügungsrechte, der Bildung, der Wahlen und der lokalen Verwal-
tung getroffen (vgl. Tilman-Tomin, S. 323ff.). Die Verfassung räumte dem Prinzen – ab 
1881 König – die Rechte eines konstitutionellen Monarchen ein und legte die genauen 
Kompetenzen der staatlichen Organisation fest. Der Name des Landes wurde von ‚Ver-
einigte Provinzen’ in ‚Rumänien’ geändert. 1884 erfolgte eine Revision der Verfassung, 
welche die Steuergrenze für die Wahlberechtigung senkte und somit mehreren Akteuren 
die Wahlbeteiligung erlaubte (vgl. Hitchins, S. 103f.). 

Die Verfassung von 1866 markierte für Rumänien den Beginn der Transformation von 
einer feudalen Gesellschaft zu einer demokratischen Gesellschaft. Im Vergleich zu den 
feudalen institutionellen Strukturen, stellte die Verfassung eine Erhöhung der politi-
schen und wirtschaftlichen Effizienz dar. Innerhalb kürzester Zeit entstanden in dem 
von Bojaren oligarchisch geführten Agrarland demokratische politische Institutionen 
sowie wirtschaftliche Institutionen zur Förderung der Industrie. Die institutionellen 
Grundlagen des Kapitalismus wurden hiermit gelegt – obwohl sie nicht komplett waren 
und teilweise nicht durchgesetzt wurden. Die politökonomische Kritik an der Verfas-
sung bezieht sich erstens auf die Wahlregeln, zweitens auf die beschränkten Ver-
fügungsrechte und drittens auf die Nicht-Übereinstimmung mit den internen Institutio-
nen. Diese Kritikpunkte werden im Folgenden erläutert.  

Erstens sah das Wahlsystem eine beschränkte Teilnahme der Gesellschaftsmitglieder an 
der Wahl zwischen institutionellen Optionen vor. Wie oben aufgezeigt, erlaubte das 
Wahlsystem bis 1923 nur einer geringen Anzahl Staatsbürger die direkte Beteiligung an 
parlamentarischen Wahlen. Die Wahlberechtigten mussten eine bestimmte Einkom-
mens- oder Steuergrenze überschreiten oder über einen gewissen Bildungsgrad verfü-
gen. Von den beiden externen Begrenzungen war die Bildung das häufigste Ausschluss-
kriterium, da Rumänien eine hohe Analphabetenquote hatte – über drei Viertel der Be-
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völkerung zu Beginn der analysierten Zeitperiode. Ein Mitglied der Gesellschaft, wel-
ches vier Jahre die Grundschule besuchte, durfte unabhängig von der Höhe der Steuer-
abgaben direkt wählen. Dasselbe galt für Bürger, die geringe Steuern zahlten, jedoch 
lesen und schreiben konnten. Da wir von der Annahme ausgehen, dass jede Interessens-
gruppe die Maximierung ihrer Renten verfolgte, bedeutete diese Beschränkung der 
Wahlberechtigung eine Möglichkeit für die regierende Gruppe, ihre Macht und somit 
ihre Renten zu erhalten. Eine allgemeine Wahlberechtigung hätte die Präferenzen des 
Medianwählers in Richtung Umverteilung der Verfügungsrechte verschoben. Trotz die-
ser Tatsache wurde ab 1893 das Bildungssystem reformiert und die staatlichen Bil-
dungsausgaben stiegen an.53 Folglich galt die Veränderung der politischen Regeln for-
mal für die gesamte Bevölkerung, jedoch konnte nur eine dünne Bevölkerungsschicht 
von den Rechten Gebrauch machen. Die Hürden der Beteiligung am politischen Leben 
wurden für die damaligen sozialen Rahmenbedingungen so hoch gesetzt, dass die 
meisten Bürger davon ausgeschlossen waren. Als Folge wurde die Präferenz zur Um-
verteilung der Verfügungsrechte in der Gesellschaft weiterhin durch Proteste und Re-
volten ausgedrückt, das Bildungsniveau stieg nur langsam an und Rumänien blieb trotz 
der Förderung der Industrie bis nach dem Zweiten Weltkrieg ein Agrarland.  

Der zweite Kritikpunkt bezieht sich auf die Festlegung der Verfügungsrechte. Somit 
konnte der Staat Enteignungen vornehmen, wenn sie dem öffentlichen Nutzen dienten. 
Eine klare Definition des ‚öffentlichen Nutzens’ gab es jedoch nicht. Zudem waren nur 
rumänische Staatsbürger berechtigt, Verfügungsrechte am Land zu erwerben, während 
die Bürger, die nicht über eine rumänische Staatsbürgerschaft verfügten, es lediglich 
nutzen durften (vgl. Hitchins, S. 110). Dies betraf vor allem Angehörige der jüdischen 
Minderheit, die bis zum Ersten Weltkrieg nur unter schweren Bedingungen die rumäni-
sche Staatsbürgerschaft erhielten. Sie stellten 1912 ca. 3,3 Prozent der Bevölkerung dar 
(vgl. Buletinul statistic 1915). Hinzu kommt die Tatsache, dass den Bauern nicht das 
gesamte Bündel an Verfügungsrechten übertragen wurde. Es gab Einschränkungen wie 
z.B. die Tatsache, dass der Landbesitz nur dem Staat veräußert werden konnte. Zudem 
wurden die persönlichen Rechte dadurch eingeschränkt, dass die Mobilität der Arbeits-
kräfte in der Landwirtschaft beschränkt war. Somit wurde das Zustandekommen effi-
zienter Transaktionen verhindert. 

Die dritte Schwäche der Verfassung war die Tatsache, dass die institutionellen Verände-
rungen im Gegensatz zur sozialen Struktur und zu den rumänischen Traditionen stan-
den. Zeitgenössische Kritiker der Transformation (z.B. Maiorescu, Iorga und Stere) sa-

                                            
53  Die Alphabetisierungsquote der Dorfbevölkerung im Alter von über acht Jahren stieg von ca. 15 Pro-

zent 1899 auf ca. 33 Prozent 1912 an (vgl. Georgescu 1991). 
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hen den Wandel als unnatürlich an und forderten eine graduelle Veränderung. 
Maiorescu prägte den Begriff der ‚Formen ohne Grundlage’ mit dem gemeint ist, dass 
westliche politische, wirtschaftliche und kulturelle Institutionen imitiert wurden, ohne 
dass sie aus einer gesellschaftlichen Notwendigkeit entstanden. Mit der Imitation der 
Institutionen aus anderen Ländern hat sich in letzter Zeit auch Schröter befasst, der sich 
in seiner Fallstudie mit der Amerikanisierung der wirtschaftlichen Institutionen in 
Deutschland in der Nachkriegszeit beschäftigt. Dabei ist Schröter (S. 135f.) der Ansicht, 
dass institutionelle Veränderungen manchmal kurzfristiger erfolgen als von North ange-
nommen. Wenn die Handelnden eine besonders starke Knappheit der Ressourcen und 
gleichzeitig Veränderungsmöglichkeiten erkennen, wird der Prozess des Wandels be-
schleunigt. Dabei muss noch die Handlungsorientierung der Gruppe klar definiert sein, 
um schnellstmöglich den Wandel zu initiieren. Diese Orientierung kann schnell ent-
stehen, wenn attraktive Leitbilder gegeben sind, d.h. institutionelle Strukturen, die als 
Folge zu einem ökonomischen Erfolg führen. „Je höher die Attraktivität des Leitbildes 
ausfällt, desto größer wird das Handlungspotenzial, welches zur Implementierung von 
institutionellen Veränderungen in Richtung auf das Leitbild mobilisierbar ist“ (Schröter, 
S. 136). Das ist auch der Grund, weshalb die rumänischen Politiker Ende des 19. Jahr-
hunderts den schnellen Wandel der externen Institutionen verfolgten. Die westliche 
wirtschaftliche Entwicklung wirkte auf die rumänischen politischen und wirtschaftli-
chen Akteure attraktiv, d.h. es erhöhte den erwarteten Nutzen aus der Einführung ähnli-
cher externer Institutionen. Das Problem war aber, dass die imitierten Modelle in der 
Praxis nicht sofort funktionierten, weil die internen Institutionen sich zunächst anpassen 
mussten. Das verursachte wachstumshemmende Transaktionskosten in einigen Berei-
chen, jedoch ist anzunehmen, dass der Gesamtnutzen der Veränderung der Institutionen 
höher war.  

Parallel zur politischen Transformation erfolgte eine wirtschaftliche Transformation. 
Die wirtschaftliche Transformation begann bereits 1829 mit dem Abkommen von 
Adrianopel54, welches den institutionellen Grundbaustein für einen freien Handel in Ru-
mänien legte. Das Abkommen setzte das Außenhandelsmonopol des Osmanischen Rei-
ches außer Kraft. Die institutionellen Rahmenbedingungen zur Regulierung des Bin-
nenhandels55 wurden jedoch erst 1863 durch die Übernahme des Französischen 
Handelscodes und später durch den Rumänischen Handelscode von 1887 geschaffen. 
Dadurch wurde die Sicherheit am Markt erhöht. Zudem veränderten sich in dieser Zeit 
die Marktformen. Die unorganisierten, periodischen und instabilen Märkte entwickelten 
sich zu stabilen und permanenten Märkten, welche eine Senkung der Transaktions-

                                            
54  Siehe Fußnote 40 in diesem Text.  
55  Zu den folgenden Erläuterungen vgl. Axenciuc, S. 163ff. 
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kosten pro Tausch hervorriefen. Die Erhöhung der Sicherheit auf dem Markt und die 
Senkung der Transaktionskosten pro Tausch wurden durch weitere Faktoren bestimmt: 
die Einführung der ersten eigenen Währung in Rumänien 1867, die Gründung der 
Nationalbank 1880 und die Einführung des Goldstandards 1890. Die Zeitspanne zwi-
schen 1867 und 1916 war von einer hohen Stabilität des rumänischen Währungssystems 
gekennzeichnet, die sich durch eine erhöhte Sicherheit, durch Effizienz und durch die 
Konvertibilität des Geldes charakterisierte. Als Folge nahm die Anzahl der Tauschakte 
und implizit die Höhe der absoluten Transaktionskosten zu. Nach den anfänglichen An-
passungskosten an den neuen institutionellen Rahmen nahmen die Transaktionskosten 
pro Tausch wie oben beschrieben ab.  

Das Kreditsystem wurde bis zum Ersten Weltkrieg von der 1880 gegründeten National-
bank dominiert, welche landwirtschaftliche Kredite, Kredite für die Urbanisierung und 
Handelskredite vergab. Zudem wurden Versicherungsunternehmen, staatliche Spar-
kassen sowie die Kreditanstalt ‚Creditul agricol’, die Kredite für Großgrundbesitzer und 
Bauern anbot, gegründet. Die Wichtigkeit der Kredite ergab sich aus der späten Ent-
wicklung der Geldwirtschaft in Rumänien, der Notwendigkeit hoher Investitionen und 
der hohen Auslandsausgaben durch z.B. Reisen, Studium und Mode.   

Der Staat hatte eine entscheidende Rolle für die wirtschaftliche Entwicklung in der hier 
analysierten Zeit, insbesondere durch die Außenhandelspolitik sowie durch die Vergabe 
von Subventionen und Begünstigungen. Bis 1886 wurde eine von Großgrundbesitzern, 
Pächtern und von den importierenden und exportierenden Großhändlern durch 
Lobbying unterstützte Freihandelspolitik ausgeübt. Da aber die importierten Produkte 
billiger waren, ersetzten sie zum Teil die einheimischen. Die niedrigen Importpreise lie-
ßen die Erträge der einheimischen Industrie nur langsam wachsen. Um höhere Erträge 
zu erzielen, alliierten sich die Industriellen mit den Großgrundbesitzern und Pächtern, 
um mit Hilfe einer höheren Verhandlungsmacht Subventionen von den wechselnden 
Regierungsparteien zu erhalten (vgl. Hitchins, S. 198). Mit der Regierungsübernahme 
der Liberalen Partei 1886 begann jedoch die Epoche des Protektionismus, die bis zum 
Zweiten Weltkrieg andauerte. Der protektionistische Handel bedeutete eine Grundlage 
für eine diversifizierte Wirtschaft, da die einheimische Produktion im Vergleich zu den 
ausländischen Konkurrenten über komparative Vorteile verfügte. Der Protektionismus 
war das Ergebnis des Rent Seekings der Gruppe der Industriellen, deren hohe Ver-
handlungsmacht darauf basierte, dass einige ihrer Mitglieder gleichzeitig Regierungs- 
und Parlamentsmitglieder waren. Nach dem Ersten Weltkrieg wurde der Protektionis-
mus verstärkt durch bürokratisches Rent Seeking beeinflusst, da der Anteil der staatli-
chen Verfügungsrechte im industriellen Sektor anstieg.  
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Der Einfluss des Staates auf die Wirtschaftsentwicklung war entscheidend, da sich in-
folge der Interventionen die relativen Preise veränderten. Durch die hohen Exportanteile 
stiegen die relativen Preise für Landwirtschaftsgüter, Erdöl und folglich auch für den 
Boden. Die Landbesitzer versuchten nun durch Quantitätssteigerungen sowie durch die 
Senkung der Lohn- oder Pachtkosten ihre Gewinne zu maximieren. Die Industriellen 
versuchten im Inland hohe Preise zu erzielen, da sie vor der Konkurrenz durch Import-
produkte geschützt waren. Folglich verschoben sich die Gleichgewichte auf dem Bin-
nenmarkt, obwohl die Industrialisierung nur langsam voranschritt.  

 

3.3.2 Verfügungsrechte  

 

Die Landwirtschaft stellte in der analysierten Zeitspanne die Basis der rumänischen 
Wirtschaft dar. Rumänien blieb bis zum Zweiten Weltkrieg trotz der raschen industriel-
len Entwicklung ein Agrarland. Nach Lampe erfüllte es bis zum Ersten Weltkrieg nicht 
die Kriterien einer nachhaltigen Industrialisierung (vgl. Lampe, S. 59). 1900 stammte 
ca. zwei Drittel des Bruttosozialproduktes aus landwirtschaftlichen Aktivitäten und die 
landwirtschaftlichen Produkte trugen zu ca. drei Viertel zum gesamten Exportwert bei 
(vgl. Hitchins, S. 166). Folglich war ein Anteil von ca. 80 Prozent der Gesamtbevölke-
rung in der Landwirtschaft beschäftigt (vgl. Axenciuc, S. 79). Zwei gesetzliche Verän-
derungen waren bis zum Ersten Weltkrieg von hoher Wichtigkeit für die Entwicklung 
der Produktion und der Erträge in der Landwirtschaft: die Agrarreform von 1864 und 
die Agrarvereinbarungen von 1866. Obwohl wir die vorliegende Analyse im Jahre 1866 
beginnen, ist es wichtig die Agrarreform von 1864 zu analysieren, weil sie die formale 
Aufhebung der feudalen Strukturen bedeutete. Eine weitere Begründung liegt darin, 
dass sich die Durchsetzung der Reform über mehrere Jahre erstreckte.  

Die Agrarreform 1864 hob die feudalen Arbeitsverpflichtungen der Bauern gegenüber 
den Großgrundbesitzern (rum.: clacă) auf, legte die juridische Freiheit der Bauern fest 
und sah eine Umverteilung der Verfügungsrechte am landwirtschaftlichen Boden vor. 
Dafür wurden der kirchliche Besitz und Teile der großen privaten Ländereien enteignet. 
Infolge der Reform verfügten die Großgrundbesitzer zusammen mit dem Staat über 
mehr als zwei Drittel der landwirtschaftlichen Fläche. Die Bauern verfügten hingegen 
über den restlichen Boden, der eine schlechte Qualität aufwies. Trotzdem setzte diese 
Reform die Grundlagen zur Transformation der sozialen Struktur in Rumänien. Zwei 
Jahre später wurden die neuen Regelungen durch zusätzliche Agrarvereinbarungen er-
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gänzt. Diese erlaubten den Bauern unter folgender Bedingung Boden zu pachten: Sie 
mussten dem Besitzer Gegenleistungen wie Arbeit, Produkte oder Geld und zuzüglich 
gewisse ‚Geschenke’ in Form von Produkten (rum.: plocoane) erbringen. Bis 1882 tru-
gen die Bewohner eines Dorfes die kollektive Verantwortung über die Einhaltung der 
Vereinbarungen. Die Vertragseinhaltung wurde durch militärischen Zwang sicher-
gestellt.  

Die Umverteilung der Verfügungsrechte hatte aus mehreren Gründen nicht die erhoffte 
Armutsverringerung zur Folge:  

 Das Erbschaftsgesetz sah vor, dass der Besitz zwischen allen Erben aufgeteilt 
werden musste, was zu einer schnellen Fragmentierung des Landbesitzes führte 
(vgl. Axenciuc, S. 83).  

 Die Bauern verfügten nicht über das Recht, zusätzlichen Landbesitz zu er-
werben. Allein der Staat besaß dieses Recht.  

 Die privaten Rechte der Bauern waren dadurch eingeschränkt, dass sie Agrar-
vereinbarungen nur im eigenen Dorf eingehen durften. Als Folge gewann die In-
stitution der Pacht an Bedeutung. Über die Hälfte der landwirtschaftlichen Flä-
che wurde von den ‚abwesenden Großgrundbesitzern’ (d.h. mit Wohnsitz in 
Städten oder im Ausland) entweder an Bauern oder an Zwischenpächter ver-
pachtet, die für das Doppelte oder das Dreifache das Land an die Bauern weiter-
verpachteten. Die hohen Pachtpreise lassen sich dadurch erklären, dass zum ei-
nen für Nichteinhaltung der Vereinbarungen die Gesetzgebung bis 1882 den 
Zwang durch Ordnungskräfte vorsah und zum anderen, weil die Bauern Ver-
einbarungen nur in ihrem Heimatdorf treffen und den eigenen Boden nicht ver-
äußern durften (vgl. Constantinescu, S. 115). Sie hatten also eine eingeschränkte 
Mobilität und konnten den Preis auf dem Arbeitsmarkt durch Selektion der 
Großgrundbesitzer oder der Pächter nicht beeinflussen. Wenn sich die Pächter 
untereinander auf eine Flächenaufteilung einigten, konnten sie Monopolpreise 
festlegen. Die einzige Möglichkeit, die Pachtpreise zu beeinflussen, war der 
Umzug in die Stadt und die Aufnahme einer Lohnarbeit. Aufgrund der relativ 
geringen Nachfrage gelang dies nur wenigen Bauern. 1904 wurde durch das Ge-
setz über die dörflichen Pachtgenossenschaften (rum.: obşti săteşti) versucht, die 
Verhandlungsmacht der Bauern gegenüber den Pächtern zu stärken. Das Gesetz 
sah vor, dass ein Zusammenschluss von Pachtnehmer in den Genuss günstiger 
Kredite von den Volksbanken kommen konnte. Zudem durfte der Boden kollek-
tiv gepachtet werden (vgl. Müller 2001, S. 30). Durch die Gründung von Pacht-
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genossenschaften wurden Transaktionskosten gesenkt und eine bessere Ziel-
erreichung für jedes Individuum verfolgt. Vorteile hatten jedoch nur Bauern der 
Mittelschicht, während die untere Schicht zunehmend verarmte.  

 Eine weitere Ursache für die Verarmung der Bauern war das Bevölkerungs-
wachstum. Zwischen 1859 und 1899 verdoppelte sich fast die ländliche Bevöl-
kerung bei gleich bleibender Verteilung der Verfügungsrechte nach 1864 (vgl. 
Buletin statistic 1893, S. 150). Dies führte zu einer größeren Fragmentierung des 
Vermögens.  

 Das Einkommenssteuergesetz wurde willkürlich durchgesetzt, d.h. die Steuer-
beträge wurden informell von den Steuereintreibern erhöht. Diese hatten eine 
große Verhandlungsmacht gegenüber den Bauern, da ihnen gesetzliche Durch-
setzungsmechanismen zur Verfügung standen. Aus diesem Grund verlangten sie 
oft einen höheren Betrag als gesetzlich festgelegt (vgl. Hitchins, S. 169). 

 Schließlich spielte die Institution des Wuchers eine Rolle für die Verarmung der 
Bauern. Die starke Ausbreitung des Wuchers wurde durch die hohen Zinsen der 
Banken ermöglicht. Die Einhaltung der Wucherbedingungen konnte mit Hilfe 
des Militärs erzwungen werden. Das Bevölkerungswachstum und die Fragmen-
tierung des Besitzes hatten eine relative Verteuerung des landwirtschaftlichen 
Bodens zur Folge. 

Die Durchsetzung der Reformen erfolgte graduell, so dass allmähliche Veränderungen 
in der Aufteilung der Verfügungsrechte erfolgten. Es kam zu einer stärkeren Differen-
zierung der landwirtschaftlichen Besitzer sowie zu Veränderungen der betrieblichen 
Organisationsformen. Neben großen landwirtschaftlichen Betrieben der Großgrund-
besitzer entstanden kleine landwirtschaftliche Betriebe. Gleichzeitig verkleinerte sich 
der Besitz pro Kopf innerhalb der ärmsten Bauernschicht. Es war keine vollständige 
Auflösung der feudalen Strukturen, da durch die Institution der Pacht und durch die 
Agrarvereinbarungen faktisch die Abhängigkeit der Bauern von den Großgrundbesit-
zern und den Pächtern bis nach dem Ersten Weltkrieg fortbestand. Dobrogeanu-Gherea 
spricht in diesem Zusammenhang von einer Neoleibeigenschaft. Die Änderung des for-
malen Rahmens bewirkte also nicht sofort die Veränderung der sozialen Gegebenheiten.  

Nach der formalen Aufhebung der feudalen Strukturen entstand zunächst ein Ungleich-
gewicht. Beide Gruppen, die Bauern und die Großgrundbesitzer, veränderten ihre An-
reizstruktur und strebten im Laufe der Zeit danach, formal oder informell ein neues 
Gleichgewicht zu schaffen. Die Grundbesitzer versuchten ihre Erträge zu erhöhen, um 
das Einkommensniveau vor der Reform wieder zu erreichen und zu übertreffen. Die ho-
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hen relativen Agrarpreise infolge der hohen Exportnachfrage erhöhten den Anreiz viel 
zu produzieren. Deswegen stiegen die Pachtpreise an und es wurden neue Anbauflächen 
erschlossen. Es kam aber nur zu geringen Produktivitätszuwächsen pro Einheit Land, da 
die Großgrundbesitzer und die Pächter keinen Anreiz hatten, in effiziente Produktions-
methoden zu investieren. Sie konnten ihre Erträge durch die Erhöhung des Pachtpreises, 
d.h. durch eine arbeitsintensive Produktion, steigern. Für die Bauern waren die Kosten 
des Erwerbs produktivitätssteigernder Methoden hoch. Aus ähnlichen Gründen ver-
ursachte auch die Umverteilung des Vermögens 1921 lediglich einen geringen Produk-
tivitätszuwachs: Weil die neuen Besitzer kein Fachwissen und keine finanziellen Res-
sourcen für eine Investition in produktivitätssteigernden Methoden besaßen, konnten sie 
keine Gewinnsteigerung durch Produktivitätszuwachs erreichen.  

Die Mehrheit der Bauern besaß weiterhin nicht genügend Land für eine Subsistenzwirt-
schaft und war aus wirtschaftlichen Gründen gezwungen, Agrarvereinbarungen einzu-
gehen. Dies führte zu einer neuen Form des Abhängigkeitsverhältnisses der Bauern von 
den Besitzern großer Ländereien. Sie verfolgten durch Revolten eine neue Umvertei-
lung der Verfügungsrechte, da sie im politischen Prozess nur einen geringen Stimmen-
anteil hatten. Eine Revolte ist aber mit hohen privaten Kosten für die Teilnehmer ver-
bunden. Der größte Bauernaufstand fand im Jahre 1907 statt und wurde blutig nieder-
geschlagen. Trotzdem bewirkte die Revolte eine geringe Veränderung des Gesetzes-
rahmens: Es wurde eine Höchstgrenze des Pachtpreises festgelegt, die Kredite für die 
Dorfgenossenschaften wurden günstiger und eine Höchstgrenze für die Fläche des ge-
pachteten Bodens wurde festgesetzt. Das bewirkte eine Einschränkung der relativen 
Verhandlungsmacht der Pächter in der Festlegung des Pachtpreises.  

Eine weitere wichtige Regelung für die Umverteilung der Verfügungsrechte in der Ge-
sellschaft war das Gesetz der Minen (1895), welches das Privateigentum für Boden-
ressourcen festschrieb. Demnach gehörten die Bodenressourcen mit Ausnahme des Erd-
öls dem Staat. Die Lücke, die durch das Ausschließen des Erdöls entstand, bewirkte ein 
hohes Interesse der Industriellen und der ausländischen Investoren an dem Gewinn ver-
sprechenden Erdöl. Das geringe einheimische Kapital wurde vom externen Kapital ver-
drängt und die Erträge wurden hauptsächlich im Ausland ausgegeben. Rumänien stieg 
in dieser Zeit zum viertgrößten Erdöl fördernden Land weltweit. Vor dem Ersten Welt-
krieg war das Kapital in der Erdölindustrie sogar fast vollständig ausländisch und un-
gefähr die Hälfte der Produktion wurde exportiert. Im Inland war der Staat der größte 
Abnehmer. Dies führte zu einem raschen Anstieg der Produktion und der Investitionen. 
Nach dem Ersten Weltkrieg wurde dennoch auch das Erdöl verstaatlicht.  
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3.3.3 Veränderung der Transaktionskosten und des Anreizsystems  

 

Die institutionellen Veränderungen hatten sowohl positive als auch negative Einflüsse 
auf die Höhe der Transaktionskosten und die Nettoergiebigkeit der Transaktionen in der 
Gesellschaft. Die positiven Effekte beziehen sich erstens auf die Schaffung von Be-
schränkungen, die das Produktivitätswachstum begünstigten und eine höhere Markteffi-
zienz bewirkten. Somit wurden die privaten Verfügungsrechte an Gütern und Dienst-
leistungen durch die Verfassung klar definiert und durchgesetzt. Dies ermöglichte das 
Zustandekommen vieler Verträge – insbesondere in der Landwirtschaft. Zweitens wurde 
der Monopolstatus definiert und die Formulierung und Durchsetzung von Verträgen 
wurde durch demokratisch verabschiedete Gesetze und durch die Verfassung verbessert. 
Drittens wurden die Transaktionskosten pro Tauschakt durch die Einführung einer eige-
nen Währung und durch die Erhöhung der Sicherheit der Vertragsdurchsetzung gesenkt. 

Ein vierter positiver Effekt war die Beseitigung der Beschränkungen in der Frei-
zügigkeit von Arbeit durch die Aufhebung der feudalen Strukturen. Der Großteil der Ar-
beitnehmer, der aus dem ländlichen Bereich stammte, konnte zwischen Lohnarbeit in 
industriellen Produktionsstätten und Beschäftigung in der Landwirtschaft frei ent-
scheiden. Das Zustandekommen von Arbeitsverträgen konnte somit viel kostengünsti-
ger gestaltet werden, so dass die Lohnarbeit entstand. Die neue gesellschaftliche – in 
Rumänien noch dünne – Schicht der Arbeiter bestand ähnlich wie in den westlichen 
Staaten zur Zeit der Industrialisierung teilweise aus Bauern, die infolge des strukturellen 
Wandels einen vergüteten Arbeitsplatz suchten (vgl. North 1988, S. 172). Da sie auf 
dem Land über ein geringes und unsicheres Einkommen verfügten, das abhängig von 
der Witterung und den Preisen der Pächter war, stieg der Anreiz der Lohnarbeit. Als 
Folge nahm die Verstädterung zu. Vor dem Ersten Weltkrieg waren jedoch nur ca. 3 
Prozent der Gesamtbevölkerung in der Industrie beschäftigt (vgl. Axenciuc, S. 142). 
Der Prozess der Strukturverschiebung auf dem Arbeitsmarkt verlief langsam, weil die 
Agrarvereinbarungen die Freisetzung der Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft hemmten 
und die Nachfrage in dem Industriesektor noch gering war. Zudem wurden die Bauern 
bei einem Umzug in die Stadt mit hohen Mobilitätskosten konfrontiert.  

Der wichtigste Effekt des Sinkens der relativen Transaktionskosten in der Gesellschaft 
war der Beginn der Industrialisierung. Die Industrialisierung fing in Rumänien etwa ein 
Jahrhundert später als in Westeuropa an, etwa Mitte des 19. Jahrhunderts, und verlief 
nach einem unterschiedlichen Muster. Nach North bestand die industrielle Revolution 
im Westen in einer Beschleunigung der Innovationsrate (vgl. North 1988, S. 164). Es 
trat zuerst die Spezialisierung ein, die steigende Transaktionskosten der quantitativen 
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Erfassung der Einsätze und Ausstöße bedingte. Dies bewirkte eine erhöhte Aufsicht und 
zentrale Kontrolle von Einsätzen zur Verbesserung der Qualität, was unmittelbar zur 
Senkung der Kosten der Entwicklung neuer Techniken führte (vgl. North 1988, S. 172). 
Eine Folge des technischen Wandels war die Entstehung der Fabriken und der Lohn-
arbeit. Dafür musste eine Bedingung erfüllt sein: Die Produktivitätsgewinne sollten die 
zunehmenden Kosten zur Herstellung neuer Techniken überschreiten. Nur dann wurde 
die technisch hoch entwickelte Produktion effizient. 

In Analogie können wir in Rumänien die steigenden Organisationskosten in Relation zu 
den Importpreisen für neue Technologien setzen. Der Fall der Außenhandelsschranken 
führte im ersten Schritt zu einer relativen Verbilligung der Technologie aus dem Aus-
land, so dass auch für Rumänien die Kosten der Messung von Einsätzen und Ausstößen 
sowie die Kosten der Überwachung und Kontrolle der Qualitätsverbesserung im Ver-
gleich zur Beschaffung moderner Technologie stark anstiegen. Der Import technologi-
scher Produkte war die kostengünstigste Produktionsmethode, da die Kosten der Ent-
wicklung eigener Technologien im Vergleich zu den Technologiepreisen aus dem 
Westen hoch waren. Das bewirkte organisatorische Veränderungen, weg von der verti-
kalen Verflechtung, wie sie Heimarbeit und handwerkliche Erzeugung darstellten, hin 
zur Spezialisierung und Arbeitsteilung. Schrittweise gründeten Händler, Großgrund-
besitzer und Wucherer mechanisierte Betriebe (vgl. Axenciuc, S. 132). Einige indus-
trielle Sektoren wiesen hohe Wachstumsraten auf, die Infrastruktur wurde ausgebaut 
und Bukarest wurde zum wirtschaftlichen Zentrum des Landes. Es trat ein anhaltendes 
wirtschaftliches Wachstum ein, nicht nur aufgrund der hohen landwirtschaftlichen Er-
träge, sondern auch wegen der Nutzung vieler natürlicher Ressourcen, besserer Zugänge 
zu natürlichen Transportwegen, einem höheren Außenhandelsvolumen und einem gro-
ßen Binnenmarkt im Vergleich zu anderen Balkanstaaten (vgl. Spulber, zitiert in 
Lampe, S. 60).   

Die industrielle Produktion hatte große Auswirkungen auf die Hauswirtschaft und die 
Handwerksbetriebe. In der Hauswirtschaft erzielten die Bauern einen hohen Nutzen mit 
geringen Transaktionskosten bei einer vertikalen Verflechtung der Produktion (vgl. 
North 1988, S. 172). Dabei entfielen die Mess- und Kontrollkosten. Der Preis hierfür 
war aber der entgangene Produktivitätsgewinn aus einer (nicht vorgenommenen) Spezi-
alisierung. Die hohen Produktivitätsgewinne der Industrialisierung führten zu einem re-
lativen Anstieg der häuslichen Produktionskosten, so dass die Hausproduktion stark zu-
rückging. Reiche Bauern gründeten Betriebe zur Warenproduktion, die Durchschnitts-
bauern behielten ihre Hauswirtschaft für den eigenen Bedarf und versuchten die Über-
produktion zu verkaufen, während arme Bauern industrielle Produkte kauften, da die 
Anschaffung eigener Produktionsmittel teuer war (vgl. Hitchins, S. 184). Die Um-
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stellung von häuslicher Erzeugung zu industrieller Produktion bedeutete auch eine hö-
here Spezialisierung und Arbeitsteilung. Die Anzahl der Handwerksbetriebe verringerte 
sich aufgrund der staatlichen Förderung der Industrie und der offiziellen Auflösung der 
Zünfte 1873. Die Konkurrenz der industriellen Produkte, die zunehmende Spezialisie-
rung sowie die imitierte Mode aus dem Westen führten zu einem raschen Anstieg der 
notwendigen Anpassungskosten für die traditionellen Handwerksbetriebe. Trotz konse-
quentem Abbau dieser Betriebe, trugen sie 1914 etwa ein Viertel zur gesamten Indust-
rieproduktion bei (vgl. Axenciuc).   

Die negativen Effekte auf die Höhe der Transaktionskosten und die Nettoergiebigkeit 
der Transaktionen waren erstens der allgemeine Anstieg der Transaktionen, der zu einer 
Erhöhung der absoluten Transaktionskosten führte. Das beschleunigte wirtschaftliche 
Wachstum in der analysierten Zeitperiode deutet darauf hin, dass die Tauschakte ähn-
lich wie in der westlichen Welt zur Zeit der Industrialisierung exponentiell anstiegen, 
dadurch aber auch die absoluten Transaktionskosten in der Gesellschaft stark zu-
nahmen. Zweitens verursachten die Veränderungen Anpassungskosten an die kapitalis-
tischen Regeln. Wohlfahrtseinbußen waren nicht nur den erhöhten Transaktionskosten 
zu verdanken, sondern auch den Kosten, die durch die Umgehung von Beschränkungen 
und der willkürlichen Durchsetzung von Gesetzen zustande kamen. Dass Rumänien in 
dieser Zeit trotzdem ein anhaltendes wirtschaftliches Wachstum aufwies, zeugt davon, 
dass die positiven Effekte der institutionellen Veränderungen die negativen übertrafen.   

Die Veränderung der Anreizstruktur in der Gesellschaft wurde von der Veränderung der 
relativen Preise und von den staatlichen Interventionen bedingt. So bewirkten die nied-
rigen Technologiepreise den Anstieg der industriellen Produktion, so wie oben be-
schrieben. Dieser Effekt wurde durch die protektionistische Handelspolitik von 1880 bis 
zum Zweiten Weltkrieg sowie den staatlichen Subventionen verstärkt. Die Spezifizie-
rung der Verfügungsrechte für die natürlichen Ressourcen führte auch zu einer Verän-
derung der Produktionsanreize im industriellen Sektor. Die Folge war eine schnelle 
Entwicklung der privaten Erdölindustrie und die Entstehung von Staatsmonopolen in 
verschiedenen Industriebereichen. Ein weiterer Anreiz für den Aufschwung der indus-
triellen Produktion war die Entwicklung eines gut organisierten Verteidigungsapparates. 
Die Idee einer gut ausgestatteten Armee und anderer Organe zur innerstaatlichen Ord-
nung gewann stark an Bedeutung, korreliert mit der neuen Eigentumsrechtsstruktur, der 
Notwendigkeit der Verteidigung des Nationalstaates und der Ideologie der Unabhängig-
keit. Dadurch wurde die Industrieproduktion angeregt: Sie musste die speziellen Be-
dürfnisse der Armee berücksichtigen. Der Staat wurde somit zu einem wichtigen Auf-
traggeber der Industrie. 
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Trotzdem blieb die Landwirtschaft bis zum Zweiten Weltkrieg die Haupteinnahme-
quelle der Volkswirtschaft, mit der höchsten Anzahl an beschäftigten Arbeitskräften 
(vgl. Lampe und Jackson 1974). Die Gründe hierfür waren die geringen Produktivitäts-
zuwächse und die Betreibung einer extensiven Landwirtschaft. Eine strukturelle Ver-
schiebung fand lediglich in der Zunahme der Bebauung des Bodens zum Nachteil der 
Viehzucht statt. Die Ursache für die Betreibung einer extensiven Landwirtschaft ist die 
Veränderung der relativen Preise in der Landwirtschaft, die eine Veränderung der An-
reizstruktur bewirkte. Mehrere Faktoren haben diese Veränderungen herbeigeführt. 
Erstens der rasche Bevölkerungsanstieg und zweitens die Außenhandelsabkommen mit 
westlichen Staaten.56 Folglich stieg der Anreiz mehr zu produzieren und zu exportieren. 
Diese Ziele konnten kostengünstig entweder durch die Erschließung neuer landwirt-
schaftlicher Flächen oder durch die Erhöhung der Pachtpreise erreicht werden. Weil die 
Erlöse nicht investiert, sondern unproduktiv ausgegeben wurden,57 fanden nur geringe 
Produktivitätszuwächse aufgrund des technologischen Wandels statt. Die Produktivi-
tätszuwächse ließen sich kostengünstig aus dem Einsatz des Faktors Arbeit erzielen. 
Dadurch, dass die Pächter Monopolpreise festlegen konnten, erhöhten sie ihren Gewinn 
ohne zusätzliche Investitionen leisten zu müssen – durch den kostenlosen zusätzlichen 
Einsatz von Arbeit. Dies bedeutete eine Verarmung der Bauern, weil die Agrarexporte 
schneller als die Produktion stiegen (vgl. Zeletin, S. 63). Zunehmende Erträge erwirt-
schafteten in der Landwirtschaft also nur die Pächter und die Großgrundbesitzer.  

Eine andere Folge der institutionellen Veränderungen war, dass die Beschränkungen 
aufgehoben wurden, welche den Abstand zwischen privaten und gesellschaftlichen Er-
trägen erweiterten. So wurden z.B. durch die Agrarreform die Erträge der Grundbesitzer 
verringert, durch das Minengesetz die Rohstoffvorkommen verstaatlicht und durch die 
protektionistische Handelspolitik die Staatseinkünfte gesteigert. Dadurch veränderten 
sich auch die Interessen der Akteure, so dass diese nach neuen privaten Erträgen streb-
ten, wie z.B. durch unternehmerische Tätigkeiten in der Industrie.  

 

 

 

                                            
56  Bis zum Ersten Weltkrieg waren England, Österreich-Ungarn und Deutschland die wichtigsten 

Handelspartner Rumäniens.  
57  Unproduktive Ausgaben beziehen sich auf den Konsum in den Städten oder im Ausland, wo viele 

Großgrundbesitzer ihren Wohnsitz hatten oder wo ihre Kinder studierten.  
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3.3.4 Interne Institutionen  

 

Die unmittelbare Zeit nach institutionellen Veränderungen bedeutet nach North (1992, 
S. 167) eine Ungleichgewichtssituation. Die neue Ordnung ist mit hohen Transaktions-
kosten verbunden, die aus der Nicht-Übereinstimmung der externen mit den internen 
Institutionen hervorgehen, und die zu einem Bestreben nach neuen Normen und Kon-
ventionen, d.h. nach neuen informellen Regeln führen. Nach North bewirkt eine radi-
kale Veränderung formaler Regeln, so dass diese mit den informellen Beschränkungen 
unvereinbar werden, eine langfristige politische Instabilität. Der Übergang von den feu-
dalen Strukturen zu einem kapitalistischen System in Rumänien führte zu einer Span-
nung dieser Art. Die politische Instabilität wurde an den häufigen Regierungswechseln 
und Parlamentswahlen deutlich, sie war jedoch aufgrund der stabilisierenden Rolle des 
Königs nicht stark ausgeprägt. Bis 1940 war der König der einzig stabile politische 
Faktor, weil er lebenslänglich ernannt wurde und über hohe Kompetenzen verfügte.  

Trotz der Imitation der westlichen Institutionen folgte die rumänische Gesellschaft und 
Wirtschaft nicht wie erwartet dem Entwicklungsmodell der westlichen Staaten. Nach 
North (1992, S. 120) tritt eine ähnliche Situation dann ein, wenn die aufgenommenen 
Regeln zwar dieselben waren, jedoch die Durchsetzungsmechanismen, die Du-
rchsetzungsmodalitäten, die Verhaltensnormen und die subjektiven Modelle der Ak-
teure andere waren. Das heißt, dass die erzwungene Anpassung der externen Institutio-
nen zunächst die Anpassung der internen abwarten musste, um effiziente Effekte zu er-
reichen. Die Anpassungseffizienz an den neuen institutionellen Rahmen war also im 
ersten Schritt nicht hoch. 

Ein Beispiel für eine fortbestehende Institution ist der Ablauf der parlamentarischen 
Wahlen. Das Wahlergebnis wurde bis zum Zweiten Weltkrieg, insbesondere bis zur 
Verfassung 1923, indirekt vom König beeinflusst. Dadurch, dass der König zuerst die 
Regierung ernannte und anschließend parlamentarische Wahlen organisiert wurden, 
gewann die designierte Regierungspartei fast immer die Wahlen. Das ‚Rotationssystem’ 
der Regierungsernennung führte insbesondere bis zum Ersten Weltkrieg dazu, dass die 
Parteien um die Gunst des Königs rangen, weil sie sich davon die Wiederwahl erhoff-
ten. Dabei handelt es sich um das Fortbestehen einer politischen Tradition in Rumänien: 
Die Besetzung der höchsten staatlichen Ämter wurde immer von der dünnen Schicht der 
Bojaren oder von Vertretern des Osmanischen Reiches beschlossen. Die Tatsache, dass 
auch nach der Einführung eines demokratischen Systems der Wahlausgang von wenigen 
Individuen bestimmt wurde, kann nur durch Wahlbetrug und Korruption erklärt werden, 
da dieses Handeln im Gegensatz zu den vorherrschenden Regeln war. Die ineffiziente 
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Überwachung und Durchsetzung der Regeln hatte zur Folge, dass Akteure über Kom-
petenzen verfügten, die formal nicht vorgesehen waren. Der institutionelle Rahmen 
setzte dadurch falsche Anreize, dass gesetzeswidriges Verhalten nicht sanktioniert 
wurde, sondern den Akteuren erlaubte, ihre politischen und privaten Ziele zu erreichen. 
Die Voraussehbarkeit der Wahlen wurde zudem durch die hohen Informationskosten 
der Wähler verstärkt. Somit hatten die Wähler als Prinzipale keine Macht, die Politiker 
zu kontrollieren und sie bei der nächsten Wahl zu sanktionieren. Die meisten Wahlen 
blieben voraussehbar und abhängig von polarisierenden politischen Persönlichkeiten, 
wie z.B. von König Carol I., seinem Nachfolger Ferdinand und dessen Premierminister 
Brătianu und in den 1930ern von Carol II. (vgl. Hitchins, S. 97). Diese Nicht-Überein-
stimmung der Kompetenzen war auch auf lokaler Ebene anzutreffen. Die Behörden 
standen in den meisten Fällen unter dem Einfluss der Großpächter und der Großgrund-
besitzer und verfehlten ihre Rolle als Mediatoren zwischen Individuen. 

Eine wichtige Rolle für die wirtschaftliche Entwicklung spielten auch die Ideologien. 
Nach North (1988, S. 53) muss eine Ideologie erklären können, wie das bestehende Ge-
füge von Eigentumsrechten und Austauschbedingungen Teil einer größeren Ordnung 
ist. Nur so kann sie ihre Anhänger behalten und neue gewinnen. Bis zum Zweiten Welt-
krieg gab es zwei verbreitete rivalisierende Ideologien in Rumänien: die Traditionalisten 
und die Befürworter der Modernisierung. Beide versuchten die Anzahl der Anhänger zu 
erhöhen und durch Teilnahme am politischen Entscheidungsprozess die Institutionen 
mit dem höchsten Zielerreichungsgrad für ihre Anhänger einzuführen. Die Befürworter 
der Modernisierung sahen die Entwicklung der Industrie als eine Voraussetzung für die 
wirtschaftliche Entwicklung Rumäniens (vgl. Marţian und Xenopol) und die Imitation 
der internen und externen Institutionen aus dem Westen als Grundvoraussetzung für 
eine „Synchronisierung“ (Lovinescu) mit dem Westen (vgl. Lovinescu und Zeletin). Die 
westliche Orientierung wurde auf politischer und wirtschaftlicher Ebene bis nach dem 
Zweiten Weltkrieg verfolgt, indem westliche Modelle imitiert wurden.  

Die Imitation westlicher Modelle kann als eine interne Institution angesehen werden, 
die eine Änderung vieler Gewohnheiten, Präferenzen, Normen und Statussymbole in der 
rumänischen Gesellschaft herbeigeführt hat – allerdings nur bei der reichen Bevölke-
rungsschicht. Schon Jahrzehnte vor der faktischen Unabhängigkeit vom Osmanischen 
Reich erfolgte eine westliche Orientierung und eine Imitation westlicher interner Insti-
tutionen. Sogar die Kleidung wurde innerhalb kurzer Zeit durch westliche Mode ersetzt. 
Die Annahme der ideologischen und institutionellen Rahmenbedingungen des Westens 
kann nach Jowitt (1978, S. 21) als Versuch gelten, einen Anspruch gegenüber einer grö-
ßeren Macht zu haben, um als politische Einheit überlegen zu sein. Sie sollte als Unab-
hängigkeitsbeweis vom Osmanischen Reich gelten. Aus Sicht der Institutionenökono-
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mie erwarteten die Akteure eine ähnliche wirtschaftliche Entwicklung in Rumänien wie 
in den westlichen Staaten, eine Tatsache, die zu einem hohen erwarteten Nutzen aus der 
Imitation der Institutionen führte. Dem kulturellen Wandel folgte die westliche Orien-
tierung des Außenhandels, die eine Veränderung der relativen Preise der Produkte, des 
Bodens und der Bodenschätze bewirkte. Schließlich wurden durch die Verfassung von 
1866 politische und wirtschaftliche Regeln aus dem Westen fast unverändert übernom-
men, obwohl sie den rumänischen Traditionen nicht entsprachen (vgl. Tontsch, S. 282).  

Die wirtschaftliche und soziale Entwicklung Rumäniens blieb jedoch dem traditionalis-
tischen Muster nahe. Die Traditionalisten verurteilten Ende des 19. Jahrhunderts die 
Einführung westlicher formaler und informeller Modelle als Einführung von ‚Formen 
ohne Grundlage’ (Maiorescu, S. 40). Sie sahen den Verlauf des Modernisierungsprozes-
ses und die Einführung der Demokratie als nicht natürlich an, da sie nicht passend zu 
den rumänischen politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Gegebenheiten 
waren. Aus diesen Gründen befürworteten sie eine graduelle Transformation (vgl. 
Maiorescu, Iorga und Dobrogeanu-Gherea). Einen alternativen Vorschlag hatten z.B. 
die Anhänger des Agrarpopulismus (rum.: poporanism): Diese Ideologie sah den Bau-
ern und das Leben auf dem Lande als soziale Basis eines politischen Systems (vgl. 
Stere).  

Die beiden Ideologien rivalisierten auf wirtschaftlicher Ebene mit dem Ziel der Senkung 
der Transaktionskosten ihrer Vertreter. Die Pro-Europäer, die eine Industrialisierung 
nach westlichem Muster unterstützten, erzielten hohe Gewinne bei geringen Pro-Kopf-
Transaktionskosten durch die industriefördernden Regeln, die bis zum Zweiten Welt-
krieg galten. Die Rivalität erschwerte den politischen Entscheidungsfindungsprozess, 
führte zu einer Diskontinuität der Regierungen und minderte folglich die politische 
Verpflichtung der Akteure. Die Träger der Ideologien waren gleichzeitig Mitglieder 
politischer Parteien, die zum einen den Vorteil der geringen Transaktionskosten auf-
grund des Zusammenschlusses zu einer Gruppe hatten, und zum anderen einen hohen 
Nutzen aus der Durchsetzung ihrer vorgezogenen Regelungen erreichten. Beispiels-
weise profitierte die Mehrheit der Vertreter der Liberalen Partei von der protektionisti-
schen Handelspolitik, weil viele hochrangige Parteimitglieder industrielle Unternehmer 
waren.  

Die beiden wichtigen Ideologien unterstützten die Idee des Nationalismus. Vor 1918 
wurde sich die intellektuelle Elite zunehmend der Wichtigkeit bewusst, die politischen 
Grenzen mit den ethnischen zu vereinen (vgl. Hitchins, S. 1). Deshalb stand die Zeit im 
Zeichen eines stark ausgeprägten Nationalbewusstseins. Es war eine Zeit, in der sich die 
Idee des Nationalstaates langsam herauskristallisierte. Nach der Gründung des National-
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staats 1918 wurde die Idee der Behauptung des Staates im europäischen Kontext wich-
tig, so dass sich ein ökonomischer Nationalismus entwickelte. Dieser drückte sich in der 
Zwischenkriegszeit am Besten in dem Slogan der Liberalen Partei ‚prin noi înşine’ (dt.: 
durch eigene Kräfte) aus.  

Die Kluft zwischen den formalen und den informellen Regeln erhöhte die Transaktions-
kosten in der Gesellschaft und die Produktion von Reichtum wurde verlangsamt. Aus 
diesem Grund passten sich mit der Zeit einige interne Institutionen langsam an. Bei-
spielsweise entstanden neue Ideologien und die Bereitschaft westliche Modelle zu imi-
tieren sank, eine Tatsache, die zum ökonomischen Nationalismus führte, aber auch zu 
einem zunehmendem Konsum und einer steigender Bildungsnachfrage im Inland. Viele 
informelle Regeln blieben erhalten, was ein Grund für die langfristige politische Dis-
kontinuität war. Ein Wandel der Ideologien kann nach North (1988, S. 51) eine der fol-
genden Ursachen haben:   

 die Veränderung der Verfügungsrechte, 

 die Verschlechterung der Austauschbedingungen auf einem Markt, 

 die Verschlechterung der relativen Einkommenshöhe und  

 die Senkung der Informationskosten.  

Im Rumänien der Zwischenkriegszeit finden sich einige dieser Bedingungen wieder. 
Die Umverteilung der Verfügungsrechte über Land und Bodenressourcen 1921 verbot 
den Großgrundbesitzern den Zugang zu Ressourcen, die bis dahin für sie selbst-
verständlich waren. Aus den geringeren landwirtschaftlichen Ressourcen versuchten sie 
anschließend ihre Erträge zu steigern. Als Folge entstand eine gemäßigte Ideologie, die 
das Verlangen nach Modernisierung mit den Bedürfnissen der Landwirtschaft vereinte: 
die Ideologie der Bäuerlichen Partei. Im Mittelpunkt stand formal der Bauer als Aus-
gangspunkt einer ländlichen Demokratie und dessen Haushalt als wirtschaftliche Ein-
heit. Diese Ideologie sollte durch die Verfolgung offener Handelsbeziehungen einen 
Gegenpol zur liberalen Ideologie darstellen. Ihre Vertreter regierten zwischen 1928 und 
1933 und erreichten eine stärkere Subventionierung der landwirtschaftlichen Produkte, 
was aber zur Zeit der Weltwirtschaftskrise keine grundlegende Veränderung der wirt-
schaftlichen Lage der Bauern bedeutete.  

Die zweite und dritte Bedingung Norths waren auch erfüllt. Der vertiefte Unterschied 
zwischen den relativen Preisen der landwirtschaftlichen und der industriellen Produkte 
infolge der Wirtschaftskrise bedeutete eine Verschlechterung der Tauschbedingungen 
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für die Mehrheit der Bevölkerung sowie eine Verschlechterung der relativen Einkom-
menshöhe. Als Folge gewann die rechtsradikale Ideologie der Legion ‚Erzengel 
Michael’ immer mehr Anhänger. Von Vertretern der intellektuellen Elite gegründet, 
stellte sie die Interessen der Bauern und die soziale Gerechtigkeit in den Mittelpunkt, 
berief sich auf die christlich-orthodoxe Religion, den Kult des Primitiven und des Todes 
und war antisemitisch. In den 1930ern wurde die Ideologie zu einer Massenbewegung. 
Ihr militärischer Arm ‚Die Eiserne Garde’ (rum.: Garda de Fier) nutzte Mittel wie Ent-
führung, Mord und Attentate als undemokratische Verhandlungsstrategien. Aktive Mit-
glieder zu dieser Zeit waren soziale Einzelgänger, arbeitslose Intellektuelle, gekündigte 
Bürokraten sowie Mitglieder der ehemaligen Bojarenfamilien (Roberts, S. 231), d.h. 
soziale Akteure, die unter dem aktuellen Institutionenrahmen ein geringes Einkommen 
erzielten. Die Regierung bediente sich ihrer Durchsetzungskompetenz, um sich vor den 
Machtansprüchen der Legionären-Bewegung zu schützen: Es kam zum Verbot der Ei-
sernen Garde 1933, die danach unter dem Namen ‚Alles für das Land’ (rum.: Totul 
pentru Ţară) agierte. Infolge eines politischen Paktes mit der Bäuerlichen Partei, der ei-
nen Reputationszuwachs bewirkte, gewann sie 1937 ca. 16,5 Prozent der Sitze im Par-
lament. Der politische Einfluss der Bewegung dauerte jedoch nur bis 1938 an, als die 
königliche Diktatur ausgerufen wurde. Die Legion regierte erneut zwischen 1940 und 
1941, d.h. bis zur Ausrufung der Militärdiktatur. 

Die vierte Begründung Norths, die Senkung der Informationskosten in der Gesellschaft, 
war das Ergebnis von zwei Faktoren: Zum einen die intensiv geförderte Bildungspolitik 
und zum anderen das zunehmende Interesse der Politiker an allen Bevölkerungs-
schichten aufgrund des allgemeinen Stimmrechts.  

 

3.4 Institutionelle Folgen des Ersten Weltkriegs 

 

Rumänien beteiligte sich erst ab 1916 am Ersten Weltkrieg,58 weil die internen politi-
schen Meinungen gespalten waren. Als der externe Druck zunehmend größer wurde, 
trat Rumänien unter zwei Bedingungen auf der Seite der Entente in den Krieg ein. Zum 
einen sollte die Bevölkerung aus Transsilvanien bei Beendung des Krieges entscheiden 
dürfen, ob sie eine Vereinigung mit Rumänien wünschte und zum anderen die Zu-

                                            
58  Für folgende Erläuterungen bezüglich des Ersten Weltkrieges und der Rolle Rumäniens siehe 

Hitchins, S. 251ff.  
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sicherung von militärischer Unterstützung durch die anderen beteiligten Staaten.59 Wäh-
rend der Russischen Revolution 1917 sah sich die rumänische Regierung mit der Gefahr 
konfrontiert, dass sich die Revolution auch auf Rumänien ausbreiten könnte. Um das zu 
vermeiden, versprach der König eine Umverteilung von Verfügungsrechten an Land 
zugunsten der Bauern sowie die Ausweitung des Wahlrechts nach Kriegsende (vgl. 
Hitchins). Mit Unterstützung der beiden großen Parteien wurden das Gesetz über die 
Landenteignung sowie eine neue Verfassung verabschiedet. Sie traten erst nach dem 
Ende des Krieges in Kraft: die Agrarreform 1921 und die Verfassung 1923. Zu Um-
verteilungszwecken wurden die Ländereien der Krone, einiger öffentlicher und privater 
Organisationen, der Ausländer sowie der abwesenden und privaten Großgrundbesitzer 
enteignet. Das Wahlrecht wurde auf alle erwachsenen Bürger männlichen Geschlechts 
ausgeweitet. 1918, unmittelbar nach Kriegsende, bildete sich der rumänische National-
staat durch die Vereinigung Rumäniens mit den Regionen Transsilvanien, Banat, nörd-
liches Bukowina und Bessarabien.  

Die Ursache für diese diskontinuierlichen institutionellen Veränderungen war der Erste 
Weltkrieg. Das institutionelle Gleichgewicht vor dem Krieg benachteiligte viele Gesell-
schaftsmitglieder, die durch den Krieg in eine bessere Verhandlungsposition kamen und 
eine Umverteilung aushandelten. Die Veränderungen bewirkten eine Effizienzerhöhung 
des demokratischen und des kapitalistischen Systems. Obwohl sie exogen verursacht 
wurden, handelte es sich um eine pfadabhängige Entwicklung. Lediglich die Vereini-
gung der Provinzen war eine radikale Veränderung. Eine weitere Folge des Krieges war 
eine Minderung von Produktionsfaktoren und -kapazitäten, welche zu einer Minderung 
der Produktion und folglich auch der Anzahl der Tauschakte auf dem Binnenmarkt 
führte. Der Mangel an finanziellen Mitteln bedingte einen Konsumrückgang.  

Der veränderte institutionelle Rahmen hatte eine geringere Stabilität als vor dem Ersten 
Weltkrieg. Der erste Grund hierfür war die hohe politische Diskontinuität. Insgesamt 
wechselten sich neun Regierungen und folglich auch neun Parlamente in der Zeitspanne 
von 1919 bis 1937 ab. Davon beenden sieben ihre Amtszeit vorzeitig (vgl. Maner, S. 

                                            
59  Nachdem Russland 1917 den Waffenstillstand unterschrieb, blieb Rumänien ohne einen wichtigen 

Kriegsverbündeten und schloss 1918 einen separaten Friedensvertrag in Bukarest ab. Das führte zu ei-
ner politischen Instabilität; Deutschland übernahm kurzfristig die Kontrolle über die rumänische Wirt-
schaft. Rumänien trat 1918 kurz vor dem Ende des Konfliktes erneut in den Krieg ein (vgl. Hitchins, 
S. 273ff.). Als Folge des Krieges wurden ca. 60 Prozent der industriellen Ausstattung, Teile des tech-
nischen Inventars und 30 Prozent der Eisenbahnenstrecken zerstört, der Viehbestand halbiert und die 
Währung wurde auf ungefähr ein Sechstel abgewertet. Die Rechte der Minderheiten wurden aner-
kannt; dies war eine der Bedingungen der westlichen Mächten, um ‚Großrumänien’ anzuerkennen. 
Das Industriepotenzial des Landes stieg durch die neuen Gebiete auf ca. 235 Prozent des Wertes von 
1916 an, die Bevölkerung und das Staatsterritorium verdoppelten sich (vgl. Axenciuc, S. 220ff. und 
Hitchins, S. 290). 
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267).60 Nach North und Weingast (S. 134) ist die Folge der politischen Diskontinuität 
eine niedrige politische Verpflichtung bezüglich der Verteilung der Verfügungsrechte 
und der Regeln des Tausches, was sich hemmend auf das Wirtschaftswachstum aus-
wirkt. Diese Entwicklung konnte auch in Rumänien beobachtet werden. Der Gesetzes-
rahmen wurde häufig geändert. Diese Tatsache bewirkte Ressourcenverschwendung, 
das Fortbestehen von Verhaltensmustern sowie eine hohe Ineffizienz. Folglich hatten 
die meisten Gesetze keine langfristigen Folgen. Ein Beispiel hierfür ist das Gesetz zur 
Bildung von Bauerngenossenschaften mit dem Ziel der Senkung der Transaktionskosten 
bei der Aufnahme von Krediten und Hypotheken. Aufgrund fehlender Anreize und be-
stehender Verhaltensmustern hatte dieses Gesetz keine maßgeblichen wirtschaftlichen 
Auswirkungen: Die Mehrheit der Bauern konnte keine Garantien zur Kreditaufnahme 
vorweisen. Aus diesem Grund liehen die meisten Bauern Geld von privaten Anbietern 
zu hohen Zinsen aus. Die Institution des Wuchers blieb bis spät in das 20. Jahrhundert 
erhalten, so dass 1932 ca. 43 Prozent der Agrarschulden an private Gläubiger zu zahlen 
waren (vgl. Axenciuc, S. 319). Ein zweiter Grund der politischen Instabilität war der 
Tod des Königs Ferdinand I. und des Premierministers 1927, zweier polarisierender 
politischer Persönlichkeiten. Dies führte kurzfristig zu einer ungeklärten Thronfolge, da 
der rechtliche Nachfolger, Carol II., aufgrund einer Liebesaffäre schon 1925 gezwungen 
wurde, auf sein Nachfolgerecht zu verzichten. Also wurde 1927 ein Regentschaftsrat 
gebildet, der den minderjährigen Mihai I. vertreten sollte. 1930 gelang es Carol II. 
trotzdem, vom Parlament zum König proklamiert zu werden. Der Monarch wurde er-
neut zu einem stabilen Faktor in der Gesellschaft. Er baute seine relative Verhand-
lungsmacht konsequent aus und konzentrierte sie 1938 in einer königlichen Diktatur. 
Ein dritter Instabilitätsfaktor war trotz Reformen die ungleiche Verteilung von Vermö-
gen und Einkommen in der Gesellschaft. Das führte zu sozialen Unruhen, auf welche die 
Regierung mit einer Zunahme des Einsatzes von undemokratischer Methoden als 
Verhandlungs- oder Durchsetzungsmechanismen reagierte, z.B. blutige Auseinander-
setzungen mit streikenden Arbeitern, Festnahme von politischen Gegnern, Zensur und 
häufige Ausrufung des Ausnahmezustandes (vgl. Maxim). Die Angst der regierenden 
Gruppe vor Macht- und Vermögensverlust führte zum Interventionismus nicht nur auf 
wirtschaftlicher, sondern auch auf sozialer und politischer Ebene. Die Macht- und In-
formationsasymmetrie zwischen Prinzipalen und Agenten einer Demokratie wurden 
vertieft.  

Die Konstellation der politischen, bürokratischen und wirtschaftlichen Akteure blieb in 
der Zwischenkriegszeit ähnlich wie in der Zeit davor. Die verhandlungsmächtigsten 

                                            
60  Von 1922 bis 1928 regierte die Liberale Partei, von 1928 bis 1933 die National-Bäuerliche Partei und 

von 1933 bis 1937 erneut die Liberale Partei. 
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Akteure blieben in erster Linie die regierende Gruppe, insbesondere der König durch 
seine legislativen und exekutiven Kompetenzen. Der einzige relevante Unterschied war 
der Aufstieg der rechtextremen Legion ‚Erzengel Michael’ als polarisierende gesell-
schaftliche und politische Kraft. Die Gewinner des Wandels waren die Akteure mit ho-
hen Opportunitätskosten, die sich zu verhandlungsstarken Gruppen zusammenschlos-
sen, z.B. die industriellen Unternehmer. Der Staat bot ihnen selektive Anreize bezüglich 
des Unternehmertums.61  

Die wirtschaftliche Entwicklung war die Folge einer interventionistischen Wirtschafts-
politik nach dem Muster des ökonomischen Protektionismus von List62 und nur in gerin-
gem Maße der selbst regulierenden Kräfte des Marktes. Die relativen Preisunterschiede 
zwischen dem primären und dem sekundären Sektor spielten wie in der Zeit vor dem 
Ersten Weltkrieg eine große Rolle in der wirtschaftlichen Entwicklung. Die wichtigsten 
Veränderungen, die nach Kriegsende auftraten und große Auswirkungen auf das Wirt-
schafts- und Sozialleben hatten, bezogen sich auf die Gründung des Nationalstaats, die 
Verteilung der Verfügungsrechte in der Gesellschaft sowie auf das Wahlrecht. Sie wer-
den im Folgenden näher betrachtet. Diesen Veränderungen folgten weitere unregelmä-
ßige und gegensätzliche Gesetzesänderungen: Bis 1928 wurde hauptsächlich die indus-
trielle Produktion gefördert und ab 1929 zunehmend auch die Landwirtschaft. 

 

3.4.1 Gründung des Nationalstaats 

 

Das Ende des Ersten Weltkrieges und der damit verbundene diskontinuierliche Instituti-
onenwandel führten zu einer Verschiebung des Gewaltenpotenzials innerhalb der euro-
päischen Staaten. Das Ende des Krieges bedeutete, dass der militärisch überlegene 
Staatenbund über eine hohe Verhandlungsmacht bezüglich der Festlegung neuer Staats-
grenzen innerhalb Europas verfügte.63 Rumänien verfügte in dieser Konstellation zu-
nächst über wenig Verhandlungsmacht: Der rumänische Staat war klein, militärisch wie 
ökonomisch schwach und befand sich in der Gefahr, von den restlichen Verhandlungs-

                                            
61  Das Unternehmertum wird hier als Prozess der Entdeckung profitabler Opportunitäten in Situationen 

des Ungleichgewichts verstanden (vgl. Harper, S. 3). 
62  Trotz der in der Literatur gängigen Meinung, dass Rumänien in der Zwischenkriegszeit eine liberale 

oder ‚neoliberale’ Wirtschaftpolitik betrieben hat (vgl. Zeletin sowie Marino, S. 159), spielte der Staat 
durch Interventionen und protektionistische Regeln eine entscheidende Rolle für die Wirtschafts-
entwicklung. Siehe dazu 3.4.4.  

63  Die Verteilung des Gewaltenpotenzials zwischen Staaten wird vor allem von dem Stand und der 
Beschaffenheit der gegebenen Militärtechnik bestimmt (vgl. North 1988, S. 211f.). 
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partnern für die vorzeitige Kapitulation 1918 sanktioniert zu werden. Trotzdem wurde 
das Staatsterritorium Rumäniens um mehr als das Doppelte erweitert. Betrachten wir die 
Verhandlungen über die Territorialität als Tauschakte zwischen Partner mit unter-
schiedlicher Verhandlungsmacht, so lassen sich Tauschbedingungen für den Territori-
umszuwachs identifizieren, z.B. der Rückzug der rumänischen Truppen aus Ungarn und 
die Unterzeichnung eines Vertrages bezüglich Gleichstellung der ethnischen Minder-
heiten. Somit erlangte Rumänien mit der internationalen Anerkennung ‚Großrumäniens’ 
als unabhängiger Nationalstaat 1920/21 auf internationaler Ebene eine größere Ver-
handlungsmacht und ein höheres Gewaltpotenzial.  

Alle verhandelnden Staaten waren an einer Maximierung ihres Territoriums interessiert. 
Die Erklärung liegt zum einen darin, dass die Gründung eines konkurrenzfähigen Na-
tionalstaates im Einklang mit den Wertvorstellungen des 19. Jahrhunderts und der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts war. Zum anderen hatte für Rumänien das Streben nach ei-
ner Vereinigung mit den ethnisch vorwiegend rumänischen Regionen nicht nur ideolo-
gische oder politische Hintergründe, sondern auch wirtschaftliche Gründe: Ein größeres 
Territorium mit einer höheren Anzahl an Einwohnern bedeutet für einen Staat höhere 
Steuereinnahmen (vgl. Friedman). Nicht nur die Steuereinkünfte bestimmen den 
Wunsch nach einem großen Territorium. Nach Alesina und Spolaore (1997) bringt die 
Erweiterung des Territoriums eines Staates mehrere Vorteile. Erstens sinken die Pro-
Kopf-Kosten der nicht rivalisierenden öffentlichen Güter mit der Anzahl der Menschen, 
die diese finanzieren, und die Besteuerungsformen werden effizienter. Zweitens hat ein 
größeres Land auch einen größeren Binnenmarkt. Somit werden die steigenden Erträge, 
die auf die Größe des Marktes zurück zu führen sind, auch mit der Größe des Landes 
begründet. Drittens sinken die relativen Kosten nicht-versicherbarer Schocks wie z.B. 
die Kosten einer Flut. Je größer das Land ist, umso mehr Transfers kann die betroffene 
Region von anderen Regionen erhalten. Viertens wird durch die Erweiterung des Terri-
toriums die Sicherheit erhöht. Aber das Aushandeln neuer Grenzen impliziert nach 
North auch Kompensationszahlungen, um den Einkommensverlust der anderen Staaten 
auszugleichen. Rumänien hätte also die Nachbarstaaten ‚bestechen’ müssen, um deren 
Einkommensverluste zu kompensieren. Der Interessenskonflikt mit den Nachbarstaaten 
war daher vorprogrammiert und konkretisierte sich am Anfang des Zweiten Weltkrieges 
im Verlust eines Drittels des Staatsterritoriums.  

Die wichtigsten Folgen der Vereinigung waren eine Zunahme der natürlichen und hu-
manen Ressourcen, ein Zuwachs des Binnenmarktes und der Produktionsfaktoren, eine 
Diversifikation der Industriebranchen und die Steigerung der industriellen Kapazitäten. 
Durchschnittlich wuchsen alle Bereiche auf mehr als das Doppelte im Vergleich zum 
Potenzial vor dem Krieg (vgl. Axenciuc, S. 229). Dieser Zuwachs an Faktoren benötigte 
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eine hohe Koordination auf politischer, wirtschaftlicher und administrativer Ebene mit 
dem Ziel einer Integration. Innenpolitisch bedeutete also die territoriale Vergrößerung 
einen diskontinuierlichen institutionellen Wandel, insbesondere für die neuen Regionen. 
Dabei handelte es sich nicht um eine „integration from below“, die als Folge eines 
wachsenden Handels zwischen den Märkten auftritt, sondern um eine „integration from 
above“, bei der die externen Institutionen durch politische Prozesse geändert wurden 
(Kasper und Streit, S. 372). Die Harmonisierung der Institutionen und der Administra-
tion geschah in Rumänien primär durch die Verfassung. Durch Zentralisierung wurden 
die Transaktionskosten reduziert und eine direkte Kontrolle der Gesetzgeber ermöglicht, 
um die Erhebung der Staatseinnahmen zu kontrollieren und Autonomiewünsche zu un-
terbinden. Von den Nachbarstaaten, die zum Teil territoriale Verluste nicht anerkannten, 
gingen weiterhin Bedrohungen aus. Für die regierende Gruppe bestand eine Gefahr des 
Machtverlustes sowie der Minderung des militärischen Potenzials und der Steuer-
einnahmen.  

Die Entscheidungen auf Regierungsebene wurden durch richtunggebende Ideologien 
und Wertvorstellung der Zeit geprägt: die Stärkung des nationalen Bewusstseins und die 
Profilierung des Nationalstaats als Konkurrent anderer Staaten. Es kam zu einer Wirt-
schaftspolitik des ‚ökonomischen Nationalismus’ und zu ideologischen Neuorientierun-
gen, wie im Abschnitt 3.3.4 dargestellt. 

 

3.4.2 Verfügungsrechte  

 

Die Agrarreform von 1921 war die wichtigste Veränderung in der Struktur der Ver-
fügungsrechte in der rumänischen Gesellschaft der Zwischenkriegszeit. Durch diese Re-
form wurde der Großgrundbesitz aufgehoben und Rumänien wurde zu einer „Nation der 
kleinen Landbesitzer“ (Georgescu 1991, S. 191). Sechs für unsere Analyse wesentliche 
Veränderungen wurden durch die Agrarreform erzielt:64

 Die völlige Enteignung des anbaufähigen Landbesitzes der Krone sowie des 
Landbesitzes65 ausländischer oder abwesender Grundbesitzer; 

                                            
64  Das Gesetz zur Agrarreform basierte auf einem königlichen Erlass von 1918; hier wird die Endversion 

des Gesetzes dargestellt. Für detaillierte Angaben vgl. Roberts, S. 25ff. 
65  Die Verfassung von 1866 verbat die staatliche Enteignung privater Verfügungsrechte am Land.  
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 Die Enteignung der Personen, die über einen Besitz von über hundert bis zwei-
hundertfünfzig Hektar verfügten. Die maximale Höhe des Besitzes wurde unter 
Berücksichtigung regionaler Unterschiede und relativer Bodenknappheit festge-
legt;  

 Die Festlegung einer Kompensation für das enteignete Land, die zu 35 Prozent 
vom Staat getragen wurde; 

 Die Zuteilung von Boden erfolgte nur in den Fällen, in denen angemessene Rah-
menbedingungen zur Nutzung vorhanden waren, um unerwünschte Massenum-
züge zu vermeiden (vgl. Roberts, S. 25ff.);66 

 Die Veräußerung des Landes war innerhalb von fünf Jahren nach Erlangen der 
Verfügungsrechte verboten. Danach war ausschließlich der Staat erwerbsbe-
rechtigt; 

 Das Erbschaftsrecht wurde verändert, so dass die Verfügungsrechte über das 
Land ein einziger Erbe erhielt, während die restlichen Erben geldlich kompen-
siert wurden. 

In der Literatur werden generell zwei Gründe genannt, weshalb institutionelle Neuerun-
gen von der regierenden Gruppe angeboten werden: um das Abwandern der mobilen 
Faktoren und den politischen Widerspruch zu vermeiden (vgl. Ambrosius, S. 41). Im 
analysierten Fall war die Vermeidung des politischen Widerspruchs undemokratischer 
Art (Protest, Aufstand oder Revolution) ausschlaggebend für die Durchführung der Re-
form. Der Anlass zur Agrarreform war 1917 gegeben, als Rumänien mehr als die Hälfte 
des Territoriums im Krieg verloren hatte und ein Übergreifen der russisch-revolutionä-
ren Ideologie eng war. Unter diesen Bedingungen kündigte König Ferdinand I. die 
Agrarreform an. Die Staatsvertreter veränderten die Struktur der Verfügungsrechte, da 
eine Kampfverweigerung der Soldaten oder ein Aufstand einen hohen Verlust an Pro-
duktionsfaktoren und Macht für die regierende Gruppe bedeutet hätten. In dieser Rich-
tung stellte der Bauernaufstand von 1907 einen kostspieligen Erfahrungswert der Vor-
kriegszeit dar. Die Aussichten auf die Wiedergewinnung des verlorenen Territoriums 
und die Vereinigung mit den drei Provinzen außerhalb Rumäniens ließ die erwarteten 
Gewinne der regierenden Gruppe nach den institutionellen Veränderungen steigen. Zu-

                                            
66  Die Reform trat in dieser Form nur in den Gebieten des ‚alten’ Königreichs in Kraft; in den neu 

hinzugekommenen Provinzen wurden geographische Unterschiede, landwirtschaftliche Bedingungen 
und politische Gegebenheiten berücksichtigt. Aus Sicht der vorliegenden Arbeit waren diese Unter-
schiede jedoch nicht ausschlaggebend. Für eine detaillierte Darstellung der Reformen in den einzelnen 
Provinzen vgl. Roberts, S. 32ff.  
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dem wurde das Risiko eines totalen Verlustes der Gewinne stark gesenkt. Folglich er-
wartete die regierende Gruppe (die Liberalen) einen höheren Nutzen durch den Gewinn 
des Krieges, d.h. die potenzielle Erweiterung der Staatsgrenzen mit den im Abschnitt 
3.4.1 genannten Vorteilen, als durch die Verfügungsrechte über den Boden verloren gin-
gen. Der Gesamtoutput, der dem Rent Seeking unterliegt, würde sich nämlich durch 
eine Erweiterung des Staatsterritoriums vergrößern. Zur Begründung der Veränderung 
der Verfügungsrechte merkt Roberts an, dass sie infolge einer politischen und sozialen 
Notwendigkeit entstanden sind. Sie waren nicht konzipiert, um die Produktion und den 
Ertrag zu steigern (vgl. Roberts, S. 62).  

Weitere Gründe, die das Aushandeln der Verfügungsrechte beeinflussen, sind die An-
zahl und die Heterogenität der verhandelnden Parteien, die Proportionalität der ur-
sprünglichen und vorgeschlagenen anteiligen Verteilung der Rechte sowie die Informa-
tionsprobleme (vgl. Libecap, S. 11). Diese Faktoren treffen auch im Falle Rumäniens 
zu. Die Gruppe der Bauern befand sich in der Kriegszeit in einer vorteilhaften Ver-
handlungsposition: sie war groß, homogen und aufgrund des Krieges schon organisiert. 
Deshalb war sie im Vergleich zum Normalfall mit geringeren Informations- und Orga-
nisationskosten sowie Mobilitätsschranken konfrontiert. Aufgrund der niedrigen erziel-
ten Erträge infolge der Verteilung der Verfügungsrechte und der Veränderung der rela-
tiven Preise durch die Industrialisierung in Rumänien – die ‚Preisschere’ zwischen 
landwirtschaftlichen und industriellen Produkten – strebten die Bauern nach höheren 
Gewinnen und nach einer Umverteilung der Verfügungsrechte in der Gesellschaft. Die 
exogenen Faktoren – der Krieg und die kommunistische Ideologie – stellten eine Option 
dar, diese Besserstellung bei niedrigen Kosten zu erreichen.  

Die regierende Gruppe wählte in diesem Fall die für sie kostengünstige Variante eines 
mündlichen Vertrages, der erst in der Nachkriegszeit formalisiert wurde. Die Abstim-
mung über das Gesetz war erfolgreich, trotz politischer Interessenskonflikte und an-
fänglicher Interessensverschiedenheiten. Die Hauptgründe waren die hohen Kosten ei-
ner Nicht-Übereinstimmung mit dem Monarchen in der Vorkriegszeit: der Verlust der 
Ämter durch die Auflösung des Parlaments und die Ausrufung von Neuwahlen. Zudem 
bot die Veränderung den Anreiz neuer Ertragschancen in der Industrie durch die 
Schwächung der Macht der Großgrundbesitzer. 

Die Durchführung der Reform erstreckte sich aus drei Gründen über mehrere Jahre. 
Erstens war sie mit einer Reihe von hohen Kosten verbunden, wie z.B. die Kosten zur 
Messung des Bodens, Personalkosten für die Verwaltungsangestellten und die Kosten 
der Messung des verfügbaren Kapitals der Bauern. Zweitens erzielte der Staat höhere 
Renditen, wenn sich die Durchsetzung der Reform über einen längeren Zeithorizont er-
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streckte, weil die Bauern den Boden bis zum Zeitpunkt der Erhaltung völliger Verfü-
gungsrechte pachten mussten. Es entstand eine ‚gezwungene Pacht’. Daran wird das ex 
post Opportunismusverhalten der regierenden Gruppe deutlich: sie kam durch das 
Kriegsende und die Erweiterung des Staatsterritoriums bereits in den Genuss der ausge-
handelten Vorteile, während die Bauern weniger Verhandlungsmacht hatten. Drittens 
wurde die Durchsetzung der Reform von internen Institutionen gehemmt, wie z.B. Kor-
ruption und die willkürliche Durchsetzung von Gesetzen.  

Die Agrarreform verringerte die Ungleichheit in der Gesellschaft und reduzierte somit 
das Risiko von sozialen Protesten. Zwei Gruppen von Akteuren verloren nach der 
Agrarreform ihre Haupteinnahmequellen: die Gruppe der Grundbesitzer und Pächter 
sowie die Gruppe der Bürokraten. Trotz der Kompensationszahlungen verloren die 
Grundbesitzer und Pächter ihre Macht, so dass sich die Konservative Partei kurz nach 
dem Krieg auflöste. Die Einnahmen des Staates und der Krone wurden durch andere 
Einnahmequellen ersetzt, die im Abschnitt 3.4.4 dargestellt werden.  

Die Reform hatte auch negative Aspekte. Zum einen wurde sie nur mit der Bedingung 
der monetären Kompensation der Enteigneten durchgeführt, so dass die neuen Besitzer 
hoch verschuldet waren. 1934 wurden jedoch die Schulden zur Hälfte erlassen, da die 
wirtschaftliche Krise hohe Gewinneinbußen erfordert hatte. Zum anderen war die Re-
form wenig erfolgreich, da ungefähr ein Drittel der berechtigten Bauern gar keinen Bo-
den erhielten. Zudem hatten 1938 die Bauern über ein Drittel des verteilten Bodens be-
reits wieder verloren (vgl. Hitchins, S. 352). Als Folge blieb die Institution der Pacht 
weiter erhalten, ihre Wichtigkeit nahm aber stark ab. Gleichzeitig bildeten sich kleine 
Bauernbesitze, die aufgrund hoher Kosten von Produktionsfaktoren und Krediten sowie 
den niedrigen relativen Preisen für Landwirtschaftsprodukte eine geringe Effizienz und 
Rentabilität aufwiesen. Zudem bot der Staat den Bauern wenige Anreize zur effizienten 
Bearbeitung des Bodens und zu unternehmerischer Tätigkeit, da die lokale und natio-
nale Besteuerung sowie die Zinsen hoch waren. Die Besteuerung stützte sich haupt-
sächlich auf indirekte Steuern und belastete die einkommensärmere Schicht. Dadurch 
wurde die Struktur der Verfügungsrechte so verändert, dass der Anreiz zum effizienten 
Produzieren vermindert wurde und die Armut im überbevölkerten ländlichen Raum zu-
nahm. Es wurde extensiv produziert und bei niedrigen relativen Preisen abgesetzt.  

Eine weitere Veränderung der Verfügungsrechte war die Begrenzung des ausländischen 
und ethnisch fremden Kapitals in Unternehmen. Diese Maßnahme wird mit dem öko-
nomischen Nationalismus und dem Rent Seeking der regierenden Gruppe begründet. Da 
für diese Gruppe die Institutionen einen vertraglichen Charakter hatten, wurde eine Än-
derung in der Form der Nationalisierungsgesetze vorgenommen. Für industrielle Akti-
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vitäten und Staatsmonopole wurde der maximale Anteil des ethnisch fremden Kapitals 
am Gesamtkapital eines Unternehmens auf 40 Prozent festgelegt. Zudem mussten min-
destens drei Viertel des Personals und zwei Drittel der Unternehmensführung die rumä-
nische Staatsbürgerschaft besitzen. Folglich wurden Bürger diskriminiert, die kein 
Wahlrecht hatten oder eine Minderheit darstellten. Im Zuge der Wirtschaftspolitik des 
ökonomischen Nationalismus wurden alle Minen und Erdölquellen für fünfzig Jahre 
konzessioniert. Nach Ablauf dieser Frist verfügte der Staat über sie (vgl. Roberts, S. 
122f.).  

 

3.4.3 Verfassung 

 

Die Verfassung von 1923 bildete den institutionellen Grundstein ‚Großrumäniens’.67 Sie 
stellte eine Weiterentwicklung der demokratischen Vorschriften aus der Vorkriegszeit 
dar und hatte als Folge eine Erhöhung der politischen Effizienz. 

Die Verfassung sah erstens einheitliche Bestimmungen für das ganze Land vor. Durch 
eine administrative Zentralisierung der Provinzen wurden die Integrations- und Kon-
trollkosten für die neuen Gebiete gesenkt und dadurch die Abspaltungsgefahr minimiert. 
Um eine kostengünstige Kontrolle zu erreichen, wurden die Mitglieder der lokalen 
Verwaltungen in einer nicht festgelegten Quote teils gewählt und teils vom Parlament 
ernannt. Die willkürliche Festlegung der Quote bedeutete eine Möglichkeit der regie-
renden Gruppe Einfluss auf die lokalen Geschehnisse zu nehmen und den Einfluss des 
Medianwählers auf den Wahlausgang zu mindern. Es könnte auch eine Möglichkeit der 
Wahlmanipulation gewesen sein. Genaue Daten über Wahlen, Wahlverhalten und in-
wiefern die Wahlergebnisse die Folge interner Institutionen wie z.B. Korruption und 
Wahlbetrug waren, sind nicht überliefert (vgl. Beer, S. 19ff.). Historisch belegt ist die 
Tatsache, dass mit jedem Regierungswechsel auch die lokale Verwaltungsführung aus-
getauscht wurde und genaue Anweisungen zur Wahlvorbereitung an die Provinz ge-
sendet wurden (vgl. Glass, S. 175). 

Eine zweite Veränderung war das Einführen des Wahlrechts für die gesamte er-
wachsene männliche Bevölkerung. Die Wahl des Parlamentes erfolgte für jeweils vier 
Jahre und die Abgeordneten wurden durch die Stimmen aller Wahlberechtigten gewählt. 
Dadurch wurde die politische Effizienz erhöht und die Verhandlungsmacht der armen 

                                            
67  Zu den Bestimmungen der Verfassung vgl. Roberts, S. 98f. 
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und ungebildeten Schichten im politischen Prozess formal gestärkt. Obwohl die Wahlen 
in großem Maße voraussehbar blieben, hatte diese Regelung zur Folge, dass in der Zwi-
schenkriegszeit auch kleine politische Gruppen Einfluss erhielten. Das beste Beispiel 
hierfür ist der Wahlerfolg der rechtsextremen Legion ‚Erzengel Michael’ 1937.  

Das Wahlsystem hatte aber auch undemokratische Merkmale. So gab es im Senat neben 
den gewählten Mitgliedern noch Mitglieder ‚durch Recht’, wie z.B. kirchliche Vertreter, 
der königliche Erbe, Vertreter des Militärs, Vorsitzende der Nationalversammlungen 
der alten Provinzen sowie ehemalige Senatoren. Sie mussten nicht gewählt werden, 
sondern erhielten ihren Sitz zugeteilt. Das senkte den Einfluss des Medianwählers auf 
die Verteilung der Sitze im Senat, eine Tatsache, die auf politische Ineffizienz hindeu-
tet. Die begrenzte Rationalität der Wähler hatte als wichtige Ursachen einen niedrigen 
Bildungsstand – 1930 war ungefähr die Hälfte der ländlichen Bevölkerung Analphabe-
ten, was trotzdem eine deutliche Verbesserung zum Vorkriegsniveau von über zwei 
Drittel bedeutete – und hohe Informationskosten. Den formalen Wahlergebnissen nach 
stimmte der Medianwähler bei Parlamentswahlen stets für die regierenden Partei (vgl. 
Beer, S. 175ff.). Die Erklärung hierfür ist entweder die Beeinflussung der Wähler oder 
Wahlbetrug, da zuerst die Regierung vom Monarchen ernannt und danach die Legisla-
tive gewählt wurde. Ein 1924 verabschiedetes Wahlgesetz ergänzte die Regeln zur Bil-
dung des Parlaments durch eine weitere undemokratische Maßnahme. Das Gesetz war 
eine Imitation des Wahlgesetzes Italiens und sah die allgemeine, direkte, obligatorische 
und geheime Wahl der Legislativen vor. Der Partei, welche die meisten Stimmen und 
mindestens 40 Prozent der Gesamtstimmen erhielt, wurden 40 Prozent der Sitze in der 
Parlamentskammer und als zusätzliche Prämie die Hälfte der restlichen Sitze zugeteilt 
(vgl. Maner). Historiker sprechen in diesem Zusammenhang über eine ‚Regierungs-
mitgift’ oder ‚Wahlprämie’. Die mehrheitlich gewählte Gruppierung – zum Zeitpunkt 
der Gesetzesverabschiedung die Liberale Partei – konnte mit Hilfe dieser Regelung die 
Wahlen gewinnen und dadurch mehr Verhandlungsmacht durch weniger Kosten si-
chern.  

Auch weitere Bestimmungen der Verfassung stellten Abweichungen von einer reinen 
Demokratie dar. Somit blieben die Kompetenzen des Königs im exekutiven und im le-
gislativen Bereich unverändert umfassend. Mehrere Autoren weisen darauf hin, dass die 
konstitutionelle Monarchie die tatsächliche Ausübung aller formalen Kompetenzen dem 
König selber überließ (vgl. Hitchins, S. 379 und Roberts, S. 99). Dieser Selbstkontroll-
mechanismus funktionierte gut – mit Ausnahme des Wahlprozesses – bis zur Ausrufung 
der königlichen Diktatur von Carol II. Eine weitere Vorschrift, welche die politischen 
Entscheidungsfindungskosten senkte, aber die öffentliche Verhandlungsmacht minderte, 
war die Möglichkeit zur Ausrufung des partiellen oder generellen Ausnahmezustands im 
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Falle einer staatlichen Bedrohung. Diese Bestimmung wurde aber häufig als Mittel 
gegen politischen Widerspruch eingesetzt, so dass häufig mit Hilfe von Notverordnun-
gen regiert wurde.  

Der ökonomische Nationalismus, der in der gesamten Zeit bis zum Zweiten Weltkrieg 
praktiziert wurde, wurde auch in der Verfassung sichtbar, durch das Verbot für auslän-
dische Bürger, Verfügungsrechte am rumänischen Land zu erwerben. Es handelte sich 
um eine Diskriminierung der nicht wahlberechtigten Akteure, mit dem Ziel der Erhö-
hung der Erträge für die regierende Gruppe. Die Bodenressourcen, einschließlich des 
Erdöls, wurden verstaatlicht. Die Vorschriften bezüglich ziviler und politischer Frei-
heiten befanden sich in einer Grauzone: einerseits waren sie erlaubt, andererseits durch 
zusätzliche Gesetze nicht durchführbar. Beispiel dafür ist die oben erwähnte Schwierig-
keit, Gewerkschaften zu gründen.  

 

3.4.4 Veränderung der relativen Preise und staatliche Intervention  

 

Infolge der oben analysierten institutionellen Neuerungen kam es zu einer Störung des 
institutionellen Gleichgewichts der Vorkriegszeit. Es folgte ein Wandel der Ideologien, 
eine Veränderung der Austauschbedingungen auf dem internen und externen Markt, ein 
Wandel der Verhandlungsmacht und der Anreize der jeweiligen Akteure sowie eine so-
ziale Transformation. Institutionenökonomisch bedeutet eine Gleichgewichtsstörung, 
dass es noch vorteilhafte Transaktionen gibt, die nicht abgeschlossen wurden. Diese 
führen zu weiteren Veränderungen des institutionellen Rahmens. Der interne Institutio-
nenrahmen muss sich daran anpassen, um ein neues Gleichgewicht zu erreichen. Wir 
gehen hier von der Annahme aus, dass alle Beteiligten am ökonomischen und politi-
schen Leben das Eigeninteresse verfolgen, nach Gewinn oder Renten streben und dass 
die Nachfrage für Geldrenten elastisch ist (vgl. Buchanan 1984, S. 39). 

Demnach wurde für die enteigneten Akteure nach den Reformen der Boden knapp, der 
relative Preis stieg also an. Als Folge versuchten die Großgrundbesitzer neue Einnah-
mequellen zu erschließen und investierten in die industrielle Produktion, da dort auf-
grund der protektionistischen Maßnahmen die Renditen hoch waren. Die Umverteilung 
der Verfügungsrechte in der Gesellschaft verursachte also eine Anreizänderung für die 
ehemaligen Großgrundbesitzer. Für die Bauern war die relative Verteuerung des Bodens 
ein Vorteil, da sie den erhaltenen Boden durch geringe Zahlungen kompensierten. Nach 
der Wirtschaftskrise Ende der 1920er sank der relative Preis des Bodens als Folge der 
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niedrigen Produktpreise erneut. Für den Staat verursachten die Reformen hohe Aus-
gaben, was zu ständigen Haushaltsdefiziten, zu einer hohen Staatsverschuldung68 und zu 
Budgetrestriktionen führte. Dies hinderte die politischen Akteure und die Bürokraten an 
der Erzielung höherer Renten, so dass sich ihr Anreizsystem veränderte. Sie mussten 
alternative Möglichkeiten finden, die Kosten zu kompensieren und die staatlichen Er-
träge zu steigern, um folglich auch ihre privaten Erträge zu steigern. Deswegen wurde 
eine Reihe von institutionellen Maßnahmen eingeführt, die im Verlauf dieses Ab-
schnittes dargelegt werden. Die wichtigsten Kostenursachen für den Staat, die durch den 
Krieg, die Agrarreform und der Vereinigung entstanden sind, waren folgende:  

 Der Wiederaufbau nach dem Krieg und die Kriegsentschädigungen, die an an-
dere Staaten zu zahlen waren; 

 Die administrative Integration und Kontrolle der lokalen Einheiten durch die 
Zentralisierung der Verwaltung; 

 Der Verlust an Verfügungsrechten über den Boden und der damit 
zusammenhängende Verlust an Erträgen aus dem Handel mit landwirtschaftli-
chen Produkten; 

 Die Durchsetzung der Agrarreform mit den dazu gehörenden Kosten der Mes-
sung und Aufteilung des Bodens, der Evaluierung der bestehenden Vermögen 
sowie der Sicherung der Verfügungsrechte;  

 Der Anstieg der Geschäftsführungskosten zwischen Bürger und Gesetzgeber und 
zwischen Gesetzgeber und Beamten aufgrund der Einführung von mehr Demo-
kratie (vgl. North 1992, S. 61); 

 Das Ausgleichen der hohen Auslandsschulden; 

 Die hohen Militärausgaben, um den Verlust der neuen Territorien zu vermeiden; 

 Das Ansteigen der absoluten Transaktionskosten der politischen Tauschvor-
gänge, da sich durch das Wahlgesetz die Anzahl der Tauschvorgänge erhöhte.  

Um diese Kosten zu decken, führte die regierende Gruppe eine Reihe von institutionel-
len Veränderungen durch, welche die Staatseinnahmen erhöhten:  

                                            
68  Vgl. Lampe, S. 386. Die externe Staatsverschuldung betrug zwischen 1920 und 1930 ca. 90 Prozent 

der Gesamtverschuldung.  
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 Die Festlegung einer hohen direkten und indirekten Steuerlast, so dass über drei 
Viertel der Steuereinnahmen aus indirekten Steuern stammte. Dies bedeutete 
eine Belastung insbesondere für die Bauern (vgl. Maner, S. 346);69 

 Die Festlegung von hohen Exportzöllen und -restriktionen für landwirtschaftli-
che Produkte bis 1931;70 

 Die Verstaatlichung aller Bodenressourcen, um in den Genuss der Erträge aus 
der Erdölförderung zu kommen; 

 Das Betreiben einer protektionistischen Handelspolitik und die Vergabe von 
Subventionen für die Industrie. Dies verursachte die Erhöhung des privaten Nut-
zens der Bürokraten; 

 Die staatliche Festlegung der industriellen Preise; 

 Die staatlich geregelte Kartellbildung in der Industrie von 1918 bis 1924;  

 Eine geringe staatliche Investitionsquote, da eine kurzfristige Gewinnmaximie-
rung vorgezogen wurde; 

 Das staatliche Monopol zum Erwerb von Boden von privaten Besitzern, die in-
folge der Agrarreform Verfügungsrechte am Boden erhielten.  

Wie in der Zeit bis zum Ersten Weltkrieg blieb auch in der Zwischenkriegszeit der 
Protektionismus das wesentliche Merkmal der rumänischen Handelspolitik. Die Bereit-
schaft der Politiker, ausländische Anbieter und Investoren ohne Wahlrecht zu diskrimi-
nieren, kann nach Kaspar und Streit (S. 352) mehrere Gründe haben. Erstens spielen die 
geteilten Werte einer Gesellschaft, z.B. populäre Ansichten zu Kosmopolitismus vs. 
Nationalismus sowie Präferenzen bezüglich der Umverteilung von Sicherheit und 
Reichtum eine Rolle. Die rumänische Gesellschaft war zur analysierten Zeit nationalis-
tisch geprägt. Das starke nationale Bewusstsein Ende des 19. Jahrhunderts mit dem Ziel 
der Bildung eines Nationalstaats wurde nach dem Ersten Weltkrieg durch ein Streben 
nach internationaler Anerkennung als unabhängiger und souveräner Nationalstaat er-
setzt. Die Politik des ökonomischen Nationalismus der zwischen 1922 und 1928 regie-
renden Liberalen Partei richtete sich zu diesem Zweck nach der Devise ‚prin noi înşine’ 
(dt.: durch eigene Kräfte). Zweitens spielen bei einer protektionistischen Politik vor-

                                            
69  1927 betrug die direkte Steuerlast pro Kopf zwischen 25 und 30 Prozent. 75 bis 85 Prozent vom 

gesamten Steueraufkommen stammten aus indirekten Steuern. 
70  Als Folge stiegen die relativen Preise der industriellen Produkte ca. dreimal so stark als die der 

landwirtschaftlichen (vgl. Hitchins, S. 354). 
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herrschende institutionelle Ordnungen eine Rolle, z.B. ob die Beamten eine große Inter-
ventionsmacht haben oder ob sie aufgrund der Regelungen zur privaten Autonomie 
machtlos sind. Da in Rumänien eine hohe Zentralisierung der Verwaltung und eine 
staatliche Kontrolle vieler Industriebereiche vorlagen, waren die protektionistischen 
Regelungen kostengünstig durchzusetzen. Drittens haben die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen einen Einfluss auf die Handelspolitik eines Staates. In der Zeit nach dem 
Ersten Weltkrieg war der rumänische Staat hoch verschuldet und die Weltwirtschafts-
krise hatte negative Auswirkungen auf die rumänischen Rahmenbedingungen. Viertens 
können die Kosten der Änderung der Freihandelsregeln die Handelspolitik beeinflussen 
(z.B. heutzutage die WTO Sanktionen). Letzteres trifft in der analysierten Zeit auf Ru-
mänien nicht zu, da der globale Handel noch nicht strikt geregelt war.  

Durch Protektionismus und gleichzeitige Einführung von Exportzöllen für landwirt-
schaftliche Produkte änderten sich die relativen Preise auf dem Binnenmarkt: Die in-
dustriellen Preise stiegen an, während die landwirtschaftlichen sanken. Dieser Trend 
verschärfte sich zeitweise durch die Weltwirtschaftskrise. Die Folge war die Erhöhung 
der Staatseinnahmen, da die staatlichen Beteiligungen an Großunternehmen insgesamt 
höher waren als die privaten71 (über 20 Prozent des Staatseinkommens stammten aus 
Staatsmonopolen) sowie der privaten Erträge der Gruppe der Industriellen. Die Gruppe 
der Industriellen hatte eine hohe Verhandlungsmacht im Prozess der Gesetzgebung, da 
die Mehrheit der Vertreter der Großunternehmen und Banken der Liberalen Partei an-
gehörte. Oft waren sie Abgeordnete im Parlament oder hatten gute persönliche Kontakte 
zu Abgeordneten und Regierungsmitgliedern. Sie hatten also direkten Einfluss auf die 
Regierung und den Abstimmungsprozess im Parlament bei geringen Organisations-
kosten einer Lobby. Sie bemühten sich, ihre relativen Vorteile zu erhalten und zu 
steigern. 

Die Gruppe der Bauern hingegen bildete wegen des niedrigen Bildungsniveaus, der ho-
hen Organisations- und Informationskosten keine Lobby gegen den Protektionismus. 
Durch Proteste forderte sie neue Umverteilungen von Verfügungsrechten am Land so-
wie einen Schuldenerlass für die Kompensationszahlungen aus der Agrarreform. Die 
regierende Gruppe konnte aus mehreren Gründen durch die benachteiligte Gruppe nicht 
sanktioniert werden. Zum einen waren die paradoxen Wahlergebnisse Folgen der In-
formationsasymmetrie zwischen den ärmeren Wählern und den Politikern – aufgrund 
der Informationskosten und der schwachen Bildung. Zum anderen waren die benachtei-
ligten Akteure mit hohen Mobilitätsschranken und Organisationskosten konfrontiert.  

                                            
71  1939 war das in staatlichen Wirtschaftsbetrieben investierte Kapital deutlich höher als die Gesamtheit 

der Kapitalinvestitionen aller privaten, Handels- und Industriebetriebe (vgl. Madgearu, S. 360). 
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Die Folge des Protektionismus war eine Reduzierung des Wettbewerbs. Im Industrie-
sektor wurden Monopole unterstützt, Kartelle gegründet, ausländisches Kapital wurde 
beschränkt und die Leitung der Unternehmen wurde rumänischen Bürgern anvertraut. 
Im landwirtschaftlichen Sektor wurden Fremdinvestitionen durch das Eigentumsrecht 
verhindert. Dadurch sollte Kapitalflucht vermieden werden, die Erträge wurden lokal 
reinvestiert oder konsumiert. Trotzdem wurden höhere Wachstumsraten als in der Vor-
kriegszeit erzielt, weil der inländische Konsum stark anstieg: Es wurden vorwiegend 
rumänische Produkte gekauft und der Konsum im Ausland sank. 

Die fallende Nachfrage für landwirtschaftliche Produkte als Folge der Weltwirtschafts-
krise, der Überproduktion und der Konkurrenz aus Übersee hatte in allen Bereichen 
niedrige relative Preise zur Folge. In der Landwirtschaft waren die Bauern hoch ver-
schuldet aufgrund der sinkenden relativen Preise, der hohen Zinsen72 und der 
Ausgleichszahlungen für den erhaltenen Boden. Die Machtübernahme der National-
Bäuerlichen Regierung 1928 markierte aber eine Wende in der Strategie der staatlichen 
Interventionen. Die Ziele waren die Erhöhung der landwirtschaftlichen Erträge und die 
Minderung der Effekte sinkender Preise infolge der Wirtschaftskrise.73 Die Veränderun-
gen fielen aufgrund des ex post Opportunismusverhaltens nicht so radikal aus wie vor 
der Wahl angekündigt; sie hatten trotzdem eine bedeutende Wirkung auf die wirtschaft-
liche Entwicklung. Erstens wurden Exportsubventionen von 30 Prozent für landwirt-
schaftliche Produkte und die Gründung einer staatlichen Zentralkommission für Preis-
regelung, deren Aufgabe es war, Mindestpreise zu definieren, festgelegt. Zweitens 
wurde die Veräußerung der 1921 erhaltenen Verfügungsrechte am Boden erlaubt. Diese 
Maßnahmen minderten einen Teil der Gewinneinbußen aus der Weltwirtschaftskrise 
und bewirkten einen starken Produktionsanstieg trotz sinkendem Exportpreis (vgl. 
Lampe und Jackson 1982, S. 450f.). Weitere Maßnahmen waren die Halbierung der di-
rekten Steuern, die Erleichterung der Gründung von Genossenschaften für Kredite und 
Hypotheken, die Stabilisierung der Währung sowie die Eingrenzung der Macht der Na-
tionalbank.  

Eine weitere Maßnahme zur Entlastung der Bauern war der Schuldenerlass 1934. Hier-
durch wurde die Hälfte ihrer Schulden erlassen und für den Rest bot der Staat bedeu-
tende Vergünstigungen an. Trotz hoher Staatsverschuldung übernahm der Staat einen 
Teil der Schulden, da zum einen die Kosten eines Bauernaufstandes für die Regierung 
viel höher als die Kosten der Reform waren und zum anderen die Insolvenz einiger 

                                            
72  Die Zinsen waren zwischen 9 und 30 Prozent.  
73  Die Staatsinterventionen in der Landwirtschaft vor 1928 waren wenig effektiv und hatten keinen gro-

ßen Einfluss auf die Preisbildung, so z.B. der Versuch, die Distribution des Getreides gemäß einem 
Plan des Landwirtschaftsministeriums zu organisieren (vgl. Ránki und Tomaszewski, S. 20). 
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Banken den Verlust an privatem Einkommen für manche Politiker bedeutete. Trotzdem 
gingen viele Volksbanken Bankrott (welche insgesamt ein Viertel der gesamten Kredite 
vergeben hatten). Handelsbanken und private Kreditgeber wurden mit einer schweren 
Finanzkrise konfrontiert. Anschließend sank die landwirtschaftliche Kreditvergabe bis 
1937 kontinuierlich und die Nationalbank stellte die Förderung der Landwirtschaft ein. 
Um Proteste oder politischen Widerspruch zu vermeiden, schloss die Regierung der 
Bäuerlichen Partei Handelsabkommen mit westlichen Staaten ab, insbesondere mit 
Deutschland. Dadurch wurde der Absatzmarkt für landwirtschaftliche Produkte erwei-
tert. Zusätzlich wurde ein weiterer Teil der Produktion durch den Staat aufgekauft. 

1930 löste König Carol II. den Regentschaftsrat ab und stabilisierte für weitere zehn 
Jahre die Stellung des Monarchen im politischen Leben. Während im Rat die Interessen 
mehrerer Akteure zu Zielkonflikten führten, waren im Falle einer einzigen Person die 
Entscheidungsfindungskosten geringer. Die persönlichen Interessen des Königs und 
seiner neu gebildeten Kamarilla lagen wegen ihrer Anteile an Industriebetrieben in der 
Förderung und im Schutz der Industrie. Um die Investitionen, Einkommen und Skalen-
erträge der Industriellen und des Staates zu steigern, wurden im Laufe der 1930er meh-
rere Gesetzesänderungen vorgenommen (vgl. Roberts, S. 200). Die Schutzzölle wurden 
auf 12 Prozent erhoben, die staatlichen Subventionen erhöht, es wurden Einfuhrquoten 
festgelegt und eine zwingende Verwendung bestimmter industrieller Produkte ver-
anlasst. Die staatlichen Einnahmen wurden zusätzlich durch die Festlegung von Staats-
monopolen für Branchen von ‚nationalem Interesse’ sowie durch eine hohe Besteuerung 
ertragsreicher Branchen, wie z.B. die Bau- und Transportbranche, gesteigert.  

Aufgrund der Aufrüstung und der boomenden Konjunktur nach der Wirtschaftskrise, 
stieg die Nachfrage für industrielle Produkte. Die Oligopolstruktur der rumänischen 
Märkte für Industrieprodukte führte zur Bildung hoher relativer Preise. Es handelte sich 
dabei nicht um eine natürliche Oligopolbildung durch Kostensenkung und horizontale 
Integration, sondern vielmehr um eine durch Lobbying herbeigeführte, was zum einen 
Ressourcenverschwendung bedeutet und zum anderen eine ungleiche Verteilung des 
Vermögens auf die sozialen Akteure.  

 

3.4.5 Diktaturen von 1938 bis 1944   

 

1938 verließ Rumänien den demokratischen Entwicklungspfad und durchlief bis 1989 
mehrere Diktaturperioden: von 1938 bis 1940 eine königliche Diktatur, von 1940 bis 
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1941 eine Diktatur der Legion ‚Erzengel Michael’ (auch ‚legionäre Diktatur’ genannt), 
von 1941 bis 1944 eine Militärdiktatur und anschließend eine kommunistische Diktatur 
bis 1989. Die Ursachen für diese Änderung des Institutionenrahmens waren zum einen 
die wachsende Konkurrenz auf dem politischen Markt in Rumänien und zum anderen 
die außenpolitische Lage vor dem Zweiten Weltkrieg und der Krieg selber. Die wach-
sende politische Konkurrenz war eine kontinuierliche Änderung, die ihren Höhepunkt 
1937 erreichte, als bei der Parlamentswahl die Legion ‚Erzengel Michael’ ca. 16,5 Pro-
zent der Wählerstimmen erhielt. Zudem kam es öfters zu blutigen Auseinandersetzun-
gen zwischen den Anhängern der Legion und dem rumänischen Sicherheitsdienst, so 
dass die Machtstellung des Königs unsicher wurde. Sie wurde eine verhandlungsmäch-
tige politische Kraft, die Unterstützung von den Regierungen Italiens und Deutschlands 
genoss (vgl. Georgescu 1991, S. 198). Um einen Machtverlust und eine Verschlechte-
rung der relativen Verhandlungsmacht des Königs und der Kamarilla zu verhindern, rief 
der König 1938 eine Diktatur aus. Er nutzte seine Kompetenzen, um die Verfassung 
außer Kraft zu setzen und den Ausnahmezustand auszurufen. Er erweiterte seine Kom-
petenzen durch die Verringerung der Macht der Legislativen, die Auflösung der Par-
teien und die Aufhebung des allgemeinen Wahlrechts. Frontul Renaşterii Naţionale (dt.: 
Front der Nationalen Wiedergeburt) wurde als die einzig erlaubte Partei gegründet (vgl. 
Roberts, S. 206ff.). 

Die Ausrufung des autoritären Regimes hatte in hohem Maße Auswirkungen auf die 
Wirtschaftsordnung. Mit der Gründung des Obersten Wirtschaftsrates, der einen Fünf-
jahresplan ausarbeiten sollte, war die klare Tendenz zur Planwirtschaft und zum Zentra-
lismus zu erkennen. Alle privaten Banken wurden ab 1938 liquidiert. Die Verfassung 
verbat jede öffentliche Diskussion um eine Umverteilung der Verfügungsrechte am 
Land und ermöglichte ausschließlich dem Staat, den zur Veräußerung stehenden Boden 
zu kaufen. Der Markt für Landbesitz wurde zu einem Monopson, was eine relative 
Preissenkung bedeutete. In der Landwirtschaft wurden mittelgroße Landbesitze geför-
dert und der Industrie blieben die Fördermaßnahmen weiterhin erhalten.  

Der Verlauf des Krieges rief erneute Veränderungen hervor. Trotz der anfänglichen 
Neutralität, kam es 1940 zum Verlust von ungefähr einem Drittel des rumänischen 
Staatsterritoriums.74 Das entstandene Ungleichgewicht führte zu einer Umverteilung der 
Macht im Staat. Vertreter der 1938 formal aufgelösten Liberalen und Bäuerlichen Par-
teien organisierten zusammen mit Vertreter der Legion einen Staatsstreich. Der König 

                                            
74  1940 wurden Bessarabien und der Norden Bukowinas infolge des Hitler-Stalin Paktes an Russland 

abgetreten und als Folge des Wiener Schiedsspruchs im August 1940 wurden der südliche Teil 
Dobrudschas an Bulgarien und der Norden Transsilvaniens an Ungarn abgetreten. Rumänien trat dem 
Konflikt erst Ende 1941 auf Seiten Deutschlands bei.   
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wurde gezwungen, abzudanken und das Land zu verlassen. Die Legion stellte 1940 die 
Regierung, rief den ‚Legionären Nationalstaat’ aus und veranlasste den Eintritt Rumä-
niens in den Krieg auf deutscher Seite. Die Politik und die Wirtschaft wurden ab diesem 
Zeitpunkt bis 1944 unter direktem Einfluss Deutschlands betrieben. Nach weiteren in-
ternen politischen Machtkämpfen wurde die Legionäre Bewegung 1941 von der Regie-
rung ausgeschlossen und der damalige Premierminister Ion Antonescu rief eine Militär-
diktatur aus. Der für die Mittleren Mächte ungünstige Verlauf des Krieges veranlasste 
den neuen König Mihai I. zusammen mit der Kommunistischen Partei und anderer Par-
teien 1944 einen Staatsstreich zu organisieren und Antonescu zu entmachten. Es wurde 
ein Waffenstillstand ausgerufen und anschließend wurde auf Seiten der Alliierten ge-
kämpft. Ab 1945 wurde Rumänien von einer Koalitionsregierung regiert, der die 
Kommunistische Partei angehörte. Nach dem Krieg verlor Rumänien einen Teil des 
Staatsterritoriums im Vergleich zum Status quo vor dem Krieg: den südlichen Teil der 
Dobrudscha, Bessarabien und den nördlichen Teil Bukowinas.  

Die wichtigsten wirtschaftlichen Maßnahmen bezüglich der Umverteilung von Verfü-
gungsrechten während der Krieges waren ein Erlass zur Enteignung des Bodens der jü-
dischen Bevölkerung und ein Gesetz zur Organisierung landwirtschaftlicher Vereine 
zum Zwecke des An- und Verkaufs von Produkten und Produktionsfaktoren, der Kre-
ditaufnahme und der Pacht (vgl. Roberts, S. 237). Die Beeinflussung der Einkommen 
wurde durch Preiskontrollen, Exportkontrollen, Gesetze gegen landwirtschaftliche Sa-
botage und Spekulation, Lagerkontrollen, staatliche Requisition von Getreide und die 
Mobilisierung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte erreicht. Die Auswirkungen dieser 
Veränderungen auf die wirtschaftliche Entwicklung Rumäniens waren jedoch kurz-
fristig und nicht nachhaltig. Aus diesem Grund sind sie für die vorliegende Analyse 
nicht relevant.  

 

3.5 Zusammenfassung 

 

Obwohl die wirtschaftliche und politische Transformation Rumäniens zu einem kapita-
listischen Wirtschaftssystem und einer demokratischen Staatsform bereits vor 1866 be-
gann, fand in der Zeitspanne von 1866 bis zum Ersten Weltkrieg ein grundlegender 
Wandel der Institutionen statt. Die feudalen Verfügungsrechtsstrukturen in der Land-
wirtschaft wurden aufgehoben und demokratische Institutionen wurden in der Verfas-
sung von 1866 festgelegt.  
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Die Erweiterung des Wahlrechts, die Umverteilung des Vermögens und die administra-
tiven Reformen nach dem Ersten Weltkrieg bedeuteten eine weitere Erhöhung der poli-
tischen und wirtschaftlichen Effizienz. Trotzdem wiesen die Märkte in der gesamten 
Zeitspanne Anomalien auf. Auf politischer Ebene verfügte der König über eine große 
Verhandlungsmacht und die Verteilung der Parlamentssitze erfolgte undemokratisch, 
was zu einer ungleichen Verteilung des Zwangspotenzials im Staat führte. Die Überlap-
pung politischer und wirtschaftlicher Interessen, die Beibehaltung alter Verhaltens-
weisen und die internationalen wirtschaftlichen und politischen Institutionen ermög-
lichten sukzessive Transaktionen auf dem politischen Markt, welche die Machtverzer-
rung bis zum Untergang des konstitutionellen Systems 1938 vertieften. 

Die Effizienz der wirtschaftlichen Märkte erhöhte sich bedeutend im Vergleich zur Zeit 
der feudalistischen Strukturen, obwohl die Märkte weiterhin Unvollkommenheiten auf-
wiesen. In der Industrie kam es zur Bildung von Monopolen und Kartellen sowie zu 
Protektionismus. Die ineffiziente Anreizstruktur, bedingt durch die hohe Besteuerung, 
die Monopol- und Oligopolstruktur der industriellen Märkte sowie die geringe Förde-
rung der Bildung, des technischen Wandels und des Unternehmertums als Motoren der 
Entwicklung führten zu einem Entwicklungsnachteil (vgl. Harper, S. 3). Rumänien er-
reichte bis zum Zweiten Weltkrieg nicht das Ausmaß der Industrialisierung in westli-
chen Staaten und blieb ein Agrarstaat. Der Entwicklungsnachteil wurde auch durch die 
hohe Bevölkerungsanzahl im Verhältnis zu den Subsistenzmitteln – insbesondere in der 
Landwirtschaft – und durch die institutionelle Regelung zur Kapitalbindung – das Ver-
äußerungsverbot des Landbesitzes – bedingt. Zudem überlebten die feudalen Institutio-
nen informell, in Form von Pachtbeziehungen, bis nach dem Ersten Weltkrieg. Aus die-
sem Grund fand keine wesentliche Produktivitätssteigerung in der Landwirtschaft statt.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass trotz dieser Anomalien des institutionellen 
Rahmens das demokratische und kapitalistische System eine deutliche Erhöhung der 
politischen und wirtschaftlichen Effizienz im Vergleich zu den feudalen Strukturen dar-
stellte. Die Transformation erfolgte graduell, so dass die grundlegenden Reformen – 
diejenigen der Diktaturzeit 1938-1944 ausgeschlossen – weitere Schritte für das Errei-
chen eines effizienten Wirtschaftssystems darstellten.  
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4 Institutioneller Wandel in der sozialistischen Zeit 1944-1989 

 

In der Zeit von 1866 bis 1938 war Rumänien trotz der Unvollständigkeit oder der Nicht-
Einhaltung einiger demokratischer Prinzipien eine pluralistische Gesellschaft. Vier suk-
zessive Diktaturen führten ab 1938 zur Aufhebung des politischen Pluralismus und zu 
einer starken Einschränkung der Rechte des Einzelnen: zunächst die königliche Diktatur 
von Carol II. von 1938 bis 1940, die legionäre Diktatur von 1940 bis 1941, die Militär-
diktatur von Marschall Antonescu von 1941 bis 1944 und schließlich die kommunisti-
sche Diktatur von 1944 bis 1989. Das Besondere an der kommunistischen Diktatur war, 
dass sie nicht wie die anderen beiden Diktaturen infolge gradueller Veränderungen der 
relativen Verhandlungsmacht in der Gesellschaft entstand, sondern durch einen exoge-
nen Faktor, die außenpolitische Macht der Sowjetunion in Folge des Zweiten Welt-
krieges.  

Das Ziel dieses Kapitels ist es, die grundlegenden institutionellen Veränderungen in 
Rumänien und deren wirtschaftlichen Auswirkungen zwischen 1944 und 1989 darzu-
stellen und zu erklären. Im gesamten Kapitel werden sowohl bisherige Forschungen 
zum sozialistischen System75 aufgegriffen als auch spezifische Entwicklungen in Rumä-
nien hervorgehoben. Das vorliegende Kapitel besteht aus sechs Abschnitten. Nach die-
ser kurzen Einführung werden im ersten Abschnitt die wichtigsten wirtschaftlichen und 
politischen Ereignisse der Nachkriegszeit erörtert. Im zweiten Abschnitt erfolgt die Be-
schreibung der wichtigsten Akteure. Der dritte Abschnitt veranschaulicht die wichtigs-
ten institutionellen Veränderungen und anschließend fasst der vierte Abschnitt deren 
Effekte auf die Wirtschaftsleistung Rumäniens zusammen. Der fünfte Abschnitt be-
schäftigt sich mit den wichtigsten institutionellen Veränderungen zur Zeit der Diktatur 
Ceauşescus sowie mit dem Zusammenbruch des sozialistischen Systems 1989. Zuletzt 
werden die wichtigsten Aussagen zum institutionellen Wandel in der sozialistischen 
Zeit zusammengefasst. Die wirtschaftpolitischen Ereignisse sind in Rumänien zum ei-
nen das Ergebnis interner Verhandlungen zwischen Gruppen und Individuen und zum 
anderen das Ergebnis von Verhandlungen auf internationaler Ebene. Auch in diesem 
Kapitel werden externe Einflüsse als gegebene Rahmenbedingungen betrachtet, da eine 
Analyse der internationalen Beziehungen und internationalen institutionellen Verände-
rungen den Rahmen der Arbeit sprengen würde. 

                                            
75  In der gesamten Arbeit verstehen wir unter dem Begriff ‚sozialistisches System’ oder ‚Sozialismus’ 

den real existierenden Sozialismus. 
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Die Sozialismusforscher lassen sich in die Gruppe der Kritiker und die Gruppe der Be-
fürworter aufteilen. Die ersten beschäftigen sich mit der Funktionsweise des Systems 
und haben die Erklärung der Unmöglichkeit seines langfristigen Überlebens zum Ziel. 
Die zweiten sind die Vertreter des Marktsozialismus. Sie sind der Meinung, dass das 
System mit einigen Veränderungen, wie z.B. der Bildung von Marktpreisen für Kon-
sumgüter, funktionieren kann.76 Viele institutionenökonomische Ansätze zur Analyse 
des sozialistischen Systems beschränken sich auf die typischen Beispiele des sozialisti-
schen Systems in der Sowjetunion, China und Jugoslawien. Die Entwicklung in Rumä-
nien wird dabei nur am Rande erwähnt, da sie im weiteren Sinne der Entwicklung in 
den anderen europäischen sozialistischen Staaten ähnlich war. Dabei werden einige 
Problemstellungen aufgegriffen, wie z.B. die Revolution bei Kirsch und die Ineffizien-
zen in den staatlichen Unternehmen bei Autoren, die sich mit dem Transformations-
prozess auseinander gesetzt haben (z.B. Thompson und Vălşan, Earle und Telegdy). 
Eine umfassende Forschung der relevanten Institutionen im sozialistischen System am 
Beispiel von Rumänien gibt es nicht.  

Die umfassendste kritische Analyse der politischen Ökonomie des Sozialismus stammt 
von Kornai (1995a). Er beschreibt vier „Prototypen“ des sozialistischen Systems:  

 das revolutionäre Übergangssystem (oder der Übergang von Kapitalismus zum 
Sozialismus),  

 das klassische System (hier ist der klassische Sozialismus gemeint, so wie er in 
der Realität angetroffen wurde und nicht das ideale Modell),  

                                            
76  1936 stellte Lange ein Wirtschaftsmodell auf, in dem die Preise für Konsumgüter und die Löhne durch 

den Marktmechanismus entstehen. Die Festlegung der Investitions- und Sparquote sowie der Kapital-
zinsrate erfolgt durch die Planungskommission. Die Preise für die industriellen Güter wird durch eine 
„Tâtonnement“-Prozedur bestimmt: Im ersten Schritt werden die Preise durch die Planungskommis-
sion den Unternehmen kommuniziert, damit diese ihren maximalen Ertrag berechnen können und ihn 
der Planungskommission melden. Im zweiten Schritt kommuniziert die Planungskommission neue 
Preise und vergleicht die Ertragsberechnungen so lange mit den ersten, bis die optimalen Preise ge-
funden werden. Diese Theorie stand der Auffassung von Mises (S. 87ff.) gegenüber. Er behauptete 
schon 1920, dass in Abwesenheit der Marktpreise keine verlässlichen Wirtschaftsrechnungen gemacht 
werden können. Wenn die Basis der ökonomischen Wirtschaftsrechnung, d.h. der Preis, fehlt, dann 
kann nicht von einer rationalen Produktion ausgegangen werden. Auch Hayek (1940) kritisierte das 
Modell von Lange. Seine Argumente richteten sich gegen die „Tâtonnement“-Prozedur: Erstens sei es 
für die Planungskommission unmöglich die hohe Anzahl der Preise optimal zu bestimmen; zweitens 
würden sich die Marktbedingungen im Laufe einer „Tâtonnement“-Prozedur ständig verändern und 
der Optimierungsprozess würde unendlich werden; drittens könnten die Manager bei den vielen vor-
gegebenen Preisen nicht die optimalen Methoden für die kostenminimierende Produktion finden. 
Vertreter des heutigen Marktsozialismus sind z.B. Roemer, Vanek, Yunker und Schweickart. 

 

 



 112

 das Reformsystem (oder der Reformsozialismus, der in denjenigen Länden anzu-
treffen war/ist, die ohne einen Sturz des kommunistischen Regimes schrittweise 
Veränderungen des institutionellen Rahmens vornahmen/vornehmen) und 

 das postsozialistische System (vgl. Kornai 1995a, S. 21).  

Kornai versteht die Modelle nicht als Beschreibung eines idealen Sozialismus, sondern 
als abstrakte Verallgemeinerung der Formen der historischen Verwirklichung des Sozi-
alismus. In dieser Arbeit werden wir die Begriffe auch in diesem Sinne verwenden. Für 
Rumänien treffen allerdings nur die Beschreibungen des klassischen und des postsozia-
listischen Systems zu. Die Beschreibung des revolutionären Übergangsystems hat für 
die vorliegende Analyse keine Relevanz, da die Machtübernahme der Sozialismus-
anhänger durch das Einwirken äußerer Mächte stattgefunden hat und nicht durch eine 
Revolution. Ähnliches gilt auch für die Beschreibung des sozialistischen Reform-
systems, da bis 1989 keine Reformen durchgeführt wurden.  

 

4.1 Wirtschaftliche und politische Entwicklung 

 

Die innenpolitische Entwicklung ab 1944 wurde maßgeblich von den Folgen des Zwei-
ten Weltkrieges beeinflusst. Mit Hilfe der Überlegungen aus dem vorigen Kapitel, nach 
denen ein Staat an dem Gewinn eines Krieges interessiert ist, um eine große Verhand-
lungsmacht in der Festlegung neuer Staatsgrenzen zu erlangen, können wir das Verhal-
ten Rumäniens im Zweiten Weltkrieg erklären. 1944 gehörte Rumänien nicht zum mi-
litärisch überlegenen Staatenbund und hatte ein Drittel seines Territoriums an die Nach-
barstaaten abgetreten. Bei Kriegsende hätte Rumänien in dieser Situation nur eine ge-
ringe Verhandlungsmacht gehabt. Der so entstandene innenpolitische Druck fand seinen 
Höhepunkt im August 1944 in einem Staatsstreich, infolge dessen die Militärdiktatur 
von Marschall Antonescu gestürzt wurde. Ab diesem Datum beteiligte sich Rumänien 
auf Seiten der Alliierten Mächte am Konflikt. Der Staatsstreich wurde von Anhängern 
der per Gesetz verbotenen Parteien – Liberale, Bäuerliche und Kommunistische – sowie 
des Königs Mihai I. organisiert. Als Folge des ausgehandelten Waffenstillstands wurde 
Rumänien von sowjetischen Truppen besetzt, die eine Regierung vorfanden, in der es 
nur wenige Anhänger des Sozialismus gab, die aber bereit war, einen Waffenstillstand 
auszuhandeln und neue Wahlen zu organisieren (vgl. Deletant 1999, S. 35f.). Die Ver-
schiebung der Machtverhältnisse in Europa führte dazu, dass 1945 eine pro-sowjetische 
Regierung an die Macht kam. Unter der Drohung eines Bürgerkrieges dankte der König 
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Ende 1947 ab. Am selben Tag wurde die Rumänische Volksrepublik ausgerufen. Als 
Ergebnis der Friedensverhandlungen nach dem Krieg hatte aber Rumänien einen Groß-
teil des verlorenen Territoriums zurück erhalten. 

Die sozialistische Zeit zwischen 1944 und 1989 kann in zwei Zeitperioden aufgeteilt 
werden. Die erste ist die Übergangszeit von 1944 bis 1958, in der das sowjetische Wirt-
schafts- und Regierungsmodell eingeführt wurde. Nach Brus erfolgte die Bildung des 
sozialistischen Systems in allen ehemaligen Ostblockstaaten ähnlich, indem drei Phasen 
durchlaufen wurden. In der ersten Phase wurde eine Koalitionsregierung aus der kom-
munistischen Partei und anderen Parteien (z.B. Sozial-Demokratische, Liberale und 
Bäuerliche) gebildet. In der zweiten Phase wurden die nicht-sozialistischen Partner aus-
gegliedert und schließlich wurden in der dritten Phase die Sozial-Demokraten von der 
kommunistischen Partei ‚absorbiert’, die Mitglieder ‚gesäubert’ und die formale Ein-
Parteien-Regierung gebildet (vgl. Brus, S. 566ff.). Dieses Ziel konnte nur mit Hilfe von 
positiven und negativen selektiven Anreizen erreicht werden, d.h. Zwangsmechanismen 
– Entlassungen, Verhaftungen und Zwangsarbeit – und Privilegien für die lokalen Mit-
streiter. Das Funktionieren dieses Anreizmechanismus erlangte die neue regierende 
Gruppe im ersten Schritt durch die Unterstützung der Sowjetunion. Wegen den hohen 
Kriegsentschädigungen, die der Sowjetunion bezahlt werden mussten, und der Statio-
nierung sowjetischer Truppen, war Rumäniens Politik und Wirtschaft stark von der 
Sowjetunion abhängig. Diese Abhängigkeit war für die Systembildung entscheidend, da 
die sozialistischen Institutionen weder durch einen ideologischen Hintergrund mit 
Tradition in Rumänien unterstützt wurden noch Ausdruck des öffentlichen Willens 
waren. Die institutionelle Entwicklung zum sozialistischen System erfolgte also 
diskontinuierlich. Jowitt (1971, S. 7 und S. 100f.) beschreibt den Vorgang der Macht-
übernahme der kommunistischen Partei als „Durchbruch“. Das bedeutet die ent-
scheidende Zerstörung von Werten, Strukturen und Verhalten, die von der politischen 
Elite als Beitrag zur gegenwärtigen oder potenziellen Existenz von alternativen politi-
schen Mächten angesehen werden. Dabei bestanden die neuen politischen Eliten aus 
ehemaligen Systemgegnern, die unter den neuen Bedingungen ihren privaten Nutzen 
deutlich erhöhen konnten.77 Die zerstörten Traditionen wurden durch ein „rational 
geplantes Moralsystem“ ersetzt, was einer der Gründe des Scheiterns des Systems war 
(vgl. Hayek und Abschnitt 4.3.3). Die Veränderung des Systems war trotz des diskonti-
nuierlichen Ablaufes ein schwieriger Prozess: Zum Beispiel dauerte die Kollektivierung 
bis 1962 und sie konnte nur durch Zwang und Gewalt durchgesetzt werden. Dabei 

                                            
77  Nach dem Durchbruch folgt die politische Integration, die nach Jowitt die Herausbildung einer neuen 

politischen Formel, neue politische Institutionen und neue Modelle des politischen Handelns bedeutet. 
Die Prozesse des Durchbruchs und der politischen Integration sind für den Aufbau einer Nation not-
wendig (vgl. Jowitt 1971, S. 7).  
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wurden Freiheits- und Menschenrechte nicht beachtet und Gesetze häufig willkürlich 
durchgesetzt. 

Das sowjetische Modell wurde in der zweiten Zeitspanne ab ca. 1958 weiterhin ange-
wandt. Die rumänischen Regierungen distanzierten sich aber von der Sowjetunion und 
versuchten durch eine schnelle Industrialisierung und durch eine autonome Außen-
politik Unabhängigkeit und wirtschaftliche Stärke zu erlangen (vgl. Ciorănescu, S. 
44).78 Die spätere Entwicklung des Systems erfolgte durch eine ‚natürliche Selektion’,79 
d.h. die Institutionen, Regeln, Gewohnheiten sowie die moralischen und juristischen 
Normen, die leicht mit der Natur des Systems vereinbart werden konnten, überlebten 
und entwickelten sich weiter, die ihm fremden wurden abgelegt. Folgen dieser 
Entwicklung sind z.B. die Entstehung eines hoch zentralisierten autokratischen Systems 
sowie Ceau-şescus organisatorische Innovation, die hybriden parteilich-staatlichen 
Organisationen (siehe 4.2).  

Die wirtschaftliche Entwicklung folgte einer Typologie, die bei den meisten sozialisti-
schen Ländern bis zur Wende 1989 zu beobachten war: In den ersten Jahrzehnten nach 
der Einführung des sozialistischen Systems wurden hohe positive Wachstumsraten er-
zielt; danach folgten Stagnation und/oder stark negative Wachstumsraten. Kornai 
(1995a, S. 117) nennt die erste Phase ein „forciertes Wachstum“ und erklärt das Phä-
nomen durch eine hohe Investitionsquote, niedrige Verbrauchsquoten, ein konstantes 
und schnelles Wachstum der Beschäftigung, eine spezifische Kombination der Prioritä-
ten, eine beschleunigte Benutzung der offensichtlichen Potenziale für extensive Ent-
wicklung sowie einen Quantitätsantrieb auf Kosten der Qualität (vgl. Kornai 1995a, S. 
201ff.). Bis Mitte der 1950er Jahre wurden die Einführung des sozialistischen Systems 
und das forcierte Wachstum in Rumänien stark von der Sowjetunion vorangetrieben. 
Die wirtschaftlichen Entwicklungen sind nur schwer mit verlässlichen Daten nachzu-
weisen, da die Effizienzindikatoren gefälscht wurden. Um Sanktionen der Nicht-Plan-
erfüllung zu vermeiden, handelten die staatlichen Unternehmen Überkapazitäten aus, 
was zu einer Verzerrung der Indikatoren führte. Die Problematik der Definition der 
Kennzahlen erschwert zusätzlich den Vergleich mit Wachstumsraten, die in westlichen  
 

                                            
78  Die Sowjetunion warnte mit einer Unterstützung Ungarns bei einem eventuellen Anschluss 

Transsilvaniens. Die Folge war Rumäniens außenpolitische Distanzierung von der Sowjetunion. Der 
erste Beweis der relativen Autonomie erfolgte 1958 durch die erfolgreiche Verhandlung des Abzugs 
der sowjetischen Truppen. Ein weiterer Unabhängigkeitsbeweis war die Verweigerung der Unterstüt-
zung sowjetischer Truppen bei der Unterdrückung der Prager Revolution 1968 (vgl. Deletant 1995, S. 
49ff.) 

79  Im Sinne von Alchian (S. 211ff.). 
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Staaten gemessen wurden.80 Trotzdem geht man davon aus, dass in der sozialistischen 
Zeit kein kontinuierliches positives Wirtschaftswachstum mehr erzielt wurde wie in den 
Jahren vor dem Zweiten Weltkrieg. Es trat eine Fluktuation ein, die mit einem hohen 
Wirtschaftswachstum bis ca. 1953 begann. Nach einigen Jahren des langsamen Wachs-
tums folgten in den 1960ern und 1970ern durchschnittliche jährliche Wachstumsraten 
des Bruttosozialproduktes von über 5 Prozent. Ende der 1970 gab es in Rumänien je-
doch eine Wirtschaftskrise und bis zur Wende 1989 sank der Durchschnittswert des 
wirtschaftlichen Wachstums auf ca. –0,1 Prozent. Dabei war die Entwicklung nicht 
kontinuierlich, so dass hohe positive Wachstumsraten mit stark negativen Wachstums-
raten alternierten.81 Beispielsweise sank nach Heston et al. das Bruttoinlandsprodukt 
allein im Jahr 1980 um 41,5 Prozent und wuchs ein Jahr später um über 22 Prozent. Die 
Erklärung hierfür basiert zum einen auf den institutionellen Ineffizienzen des sozialisti-
schen Systems, die im Laufe dieses Kapitals erörtert werden, und zum anderen auf exo-
gene Faktoren wie z.B. das Erdbeben von 1977, die hohen Zinsen und hohen Erdöl-
preise auf dem Weltmarkt sowie die niedrige Nachfrage nach rumänischen Produkten.  

Die Investitionen erfolgten in Rumänien vorrangig im Industriesektor, insbesondere im 
Bereich der Schwerindustrie. Die Gruppe der Angestellten im staatlichen Industrie-
sektor nahm aufgrund der Wichtigkeit für das Erreichen der Industrialisierungsziele 
formal eine führende Position in der Gesellschaft ein. Sie erhielten materielle Anreize, 
wie z.B. höhere Gehälter und höhere Altersrenten als die Beschäftigten in der Landwirt-
schaft sowie günstige Wohnungen, um in die Städte zu ziehen und in Fabriken zu ar-
beiten. Die städtische Bevölkerung stieg auch infolge der Zwangsurbanisierung an. Um 
die starke Entwicklung in der Industrie und die Erschließung neuer Agrarflächen zu er-
möglichen, wurden insbesondere in der Amtszeit Ceauşescus viele Dörfer abgerissen 

                                            
80  Rumänien benutzte – so wie alle anderen sozialistischen Länder auch – ein anderes System der 

volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung als der Rest der Welt: das Materialproduktsystem (MPS) an-
stelle der Nationalen Rechnungsprüfung (engl.: System of National Accounts). Der Ausgangspunkt 
für das MPS war der Unterschied zwischen produktiver und unproduktiver Tätigkeit. Folglich ent-
hielten die Berechnungen für das Bruttosozialprodukt (BSP) und das Bruttoinlandsprodukt (BIP) nicht 
den Beitrag des Dienstleistungsbereichs. Daraus folgt, dass der Index der Gesamtproduktion nach 
oben verzerrt war (vgl. Kornai, S. 217f.). 

81  Zu den Schätzungen vgl. Brus, S. 45ff., CIA 1989 (zitiert in Kornai 1995) und Heston et al. Die Schät-
zungen der Central Intelligence Agency (CIA) für das Wachstum des Bruttosozialproduktes in Rumä-
nien zwischen 1960 und 1989 spiegeln nach Kornai (1995) und anderen Experten am besten das reale 
Wachstum der mittelosteuropäischen Länder in der sozialistischen Zeit wider. Nach Kornai (1995) 
stimmen diese korrigierten sozialistischen BSP-Daten mit den BIP-Daten in dieser Zeitperiode fast 
überein (vgl. Kornai 1995, S. 223).  
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und die Bevölkerung in Städte zwangsumgesiedelt.82 Der Agrarsektor wurde technisch 
modernisiert, verwandelte sich aber in einen ‚unterstützenden’ Sektor für die Industrie. 
Die Aufgabe der Landwirtschaft war die Bereitstellung von Agrargütern, um die indus-
trielle Entwicklung zu ermöglichen. Als Folge nahm der Anteil der Beschäftigten in der 
Landwirtschaft von ca. 74,7 Prozent 1950 auf 27,5 Prozent 1989 ab (vgl. Lazăr, S. 187).  

Die wirtschaftliche Entwicklung Rumäniens unterschied sich nicht wesentlich von der 
Entwicklung anderer sozialistischer Staaten. Das sozialistische Modell in Rumänien war 
dem sowjetischen sozialistischen Modell zur Zeit Stalins ähnlich. Es entwickelte sich zu 
einer Autokratie, insbesondere in den Jahren von 1965 bis 1989. Der Unterschied zur 
späteren Entwicklung in der Sowjetunion oder in anderen sozialistischen Ländern war 
die Tatsache, dass in Rumänien bis zur Revolution 1989 das klassische sozialistische 
System erhalten blieb und keine institutionellen Reformen eingeleitet wurden. Das 
sowjetische Modell wurde von Ceauşescu mit dem Ziel seiner Machtsstärkung weiter-
entwickelt, durch die Einführung hybrider parteilich-staatlicher Organisationen, eines 
Rotationssystems für Parteifunktionäre (die ‚Rotation der Kader’) und des Nepotismus 
(vgl. Abschnitt 4.5). Da die institutionellen Ähnlichkeiten zu den restlichen sozialisti-
schen Gesellschaften trotzdem groß waren, kann man bei der Analyse wirtschaftlichen 
Entwicklungen in Rumänien die bekannten institutionenökonomischen Ansätze 
anwenden.  

 

4.2 Akteure  

 

Als Akteure werden hier Individuen oder Gruppen verstanden, die an einem Verhand-
lungsprozess für die Festlegung oder Veränderung von Institutionen mit Auswirkung 
auf die wirtschaftliche Entwicklung beteiligt sind. Die genaue Betrachtung der politi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Geschehnisse in Rumänien in der analysierten Zeit 
ergibt, ähnlich wie im vorgehenden Kapitel, zwei Arten von Akteuren. Es handelt sich 
erstens um Akteure, für welche die Institutionen einen vertraglichen Charakter haben, 

                                            
82  Ceauşescus Raumordnungspolitik der 1970er (das ‚Systematisierungsprogramm’) hatte das Ziel der 

Erschließung neuer Agrarflächen und der Eliminierung der offiziell als ‚nicht-lebensfähig’ angesehe-
nen Dörfern. Der Plan sah vor, ungefähr die Hälfte der 13.000 in Rumänien existierenden Dörfern zu 
zerstören. Dafür wurde das Privateigentum zwangsweise vom Staat erworben oder ohne Kompensie-
rung verstaatlicht. Zudem waren auch viele Stadtteile von diesem Projekt des „Social Engineering“ 
(Deletant 1995, S. 294) betroffen. Eine detaillierte Beschreibung der Systematisierung ist bei Deletant 
1995, S. 294ff. zu finden. 
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und zweitens um Akteure, für welche die Gestaltung der Institutionen nur durch Wahl, 
Proteste oder Lobbying beeinflussbar sind.   

 

Akteure, für welche die Institutionen einen Vertragscharakter haben 

Zur Kategorie der Akteure, für welche die Institutionen verhandelbar sind, gehören zum 
einen die hochrangigen politischen und zum anderen die bürokratischen Akteure. Wie in 
anderen sozialistischen Ländern, kann auch in Rumänien keine klare Trennung zwi-
schen politischen und bürokratischen Akteuren vorgenommenen werden. Dafür gibt es 
zwei Gründe: Zum einen war die Mitgliedschaft in bürokratischen Organisationen häu-
fig von einer Parteimitgliedschaft abhängig und zum anderen hoben die parteilich-staat-
lichen Organisationen diese Trennung bewusst auf. Mit der Zeit kam es also zu einer 
Verschmelzung von bürokratischen und von parteilichen Kompetenzen. Folglich ist die 
synonyme Nutzung der Begriffe ‚Parteiapparat’ und ‚Bürokratie’ für die Mitglieder der 
Partei, der Staatsverwaltung, der Interessensgruppen sowie die Manager der staatseige-
nen Firmen berechtigt (vgl. Kornai 1995a). Das stellt eine Abweichung von der klassi-
schen Definition der Bürokratie im Sinne von Niskanen dar. Die folgenden Ausführun-
gen zu den politischen und den bürokratischen Akteuren bestätigen diese Annahme.   

 

a) Parteistrukturen 

Mit der Auflösung der Liberalen und der Bäuerlichen Partei, galt das Einparteiensystem 
faktisch ab 1947, formell aber erst mit der Verfassung von 1965. Bis 1965 nannte sich 
die einzige Partei ‚Rumänische Arbeitspartei’, ab 1965 ‚Rumänische Kommunistische 
Partei’. Da es sich aber nur um einen Namenswechsel handelte, ist im Folgenden mit 
dem Begriff ‚Kommunistische Partei’ die von 1947 bis 1989 einzige regierende Partei 
Rumäniens gemeint.83 Die Kommunistische Partei wurde in Rumänien 1921 gegründet, 
jedoch nach dreijährigem Bestehen verboten, so dass sie 1944 nur ungefähr Tausend 
Anhänger hatte. Nach dem Staatsstreich von 1944, an dem auch Mitglieder der kommu-
nistischen Bewegung beteiligt waren, wurden Maßnahmen zur Mitgliederrekrutierung 
eingeführt, die insbesondere Individuen aus bislang diskriminierten sozialen Gruppen 
erreichten, wie z.B. Angehörige der jüdischen oder ungarischen Minderheit. Diese 
Gruppen, die bis 1944 aus dem politischen Prozess ausgeschlossen waren, hatten gerin-
gere Identifizierungskosten mit der kommunistischen Ideologie als mit anderen Ideolo-

                                            
83  Für die Ausführungen über die Organisation und die Kompetenzen der Partei im klassischen 

sozialistischen System vgl. Kornai 1995, S. 37ff.  
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gien, wie z.B. die der rechtsradikalen ‚Eisernen Garde’ (vgl. Jowitt 1971, S. 87). Mit 
zunehmender Stärkung der Parteimacht in den folgenden Jahren wurde die Nicht-Mit-
gliedschaft sanktioniert, so dass Ende der 1980er Jahre die Partei fast vier Millionen 
Mitglieder hatte (vgl. Staar, S. 45f.).   

Die kommunistische Partei wurde von einem Generalsekretär geleitet. Die wichtigsten 
Organisationen der Partei waren der Parteikongress, das Zentralkomitee und das Polit-
büro. Der Generalsekretär wurde vom Parteikongress gewählt und hatte formal nur in-
nerhalb der Partei leitende Kompetenzen, informell aber war er die mächtigste84 Person 
im Staat. Er nutzte die Kontroll- und Durchsetzungsmechanismen des sozialistischen 
Systems, um über die Allokation der humanen und nicht-humanen Ressourcen zu ver-
fügen. Von 1944 bis 1989 hatte die kommunistische Partei Rumäniens drei General-
sekretäre: Petru Groza (1945), Gheorghe Gheorghiu-Dej (1945-1964) und Nicolae 
Ceauşescu (1965-1989). Letztere bekleidete in Personalunion ab 1969 das Amt des 
Oberbefehlshabers der Armee und ab 1974 das neu eingeführte Amt des Präsidenten der 
Republik (vgl. Georgescu 1991 und Deletant 1995). 

Der aus ungefähr dreitausend Delegierten aus dem ganzen Land gebildete Partei-
kongress war formal das Führungsorgan der Partei und zuständig für die Wahl des Ge-
neralsekretärs und anderer Gremien. Er tagte jedoch selten und unregelmäßig, manch-
mal nur jedes fünfte Jahr. Die Führungsfunktion zwischen den Tagungen übernahm 
offiziell das Zentralkomitee, welches für die Implementierung der Kongressbeschlüsse 
zuständig war. Die Wahl seiner zwei- bis dreihundert Mitglieder erfolgte alle fünf Jahre 
durch den Parteikongress. De facto aber wählte das Politbüro die Mitglieder des Zent-
ralkomitees aus. Diese wiederum kontrollieren die Listen der Kongressdelegierten, so 
dass die Kandidaten für das Zentralkomitee immer einstimmig gewählt wurden. Ab 
1974 schränkte Ceauşescu die Macht des Komitees zugunsten des Politbüros ein. 

Das Politbüro85 war das Präsidium des Zentralkomitees ab 1974 und damit das höchste 
exekutive Organ der Partei. Sein ständiges Büro hatte zwischen fünf und fünfzehn Mit-
glieder, die von und aus den Mitgliedern des Zentralkomitees gewählt wurden. Der Vor-
sitzende war der Generalsekretär der Partei. In den meisten sozialistischen Ländern war 
es das mächtigste Parteiorgan. Dabei umfassten die informellen Verfügungsrechte des 
Politbüros:  

                                            
84  Hier wird der Begriff ‚mächtig’ nicht nur im Sinne von Macht als Fähigkeit, zwangsweise Zu-

stimmung zu bewirken, sondern auch als Verhandlungsmacht verwendet.  
85  Es handelte sich um das Ständige Büro des Politischen Exekutiven Komitees (rum.: Biroul Permanent 

al Comitetului Politic Executiv). Der Begriff Politbüro ist in der Forschung des sozialistischen Sys-
tems weit verbreitet. Zu den Verfügungsrechten des Politbüros vgl. Pejovich 1990, S. 97ff. 
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 das Recht, den Anteil jedes Produktes am Gesamtertrag zu wählen,  

 das Recht zur Bestimmung der Allokation des Gesamteinkommens,  

 das Recht das Ein- und Austretens aus der Hierarchie zu kontrollieren.  

Das Politbüro wurde aus einer Selbsterhaltungselite gebildet, die durch persönliche Be-
ziehungen ernannt wurde und nur durch Tod oder politische Ungnade die Ämter verlor. 
Die geringe Mitgliederanzahl des Politbüros ist mit den geringen Entscheidungskosten 
innerhalb der Organisation und mit den geringen Überwachungskosten durch den Auto-
kraten zu erklären. Allerdings war die Macht des Politbüros eingegrenzt durch seine 
Wahrnehmung des maximalen Preises, welchen die Gemeinschaft bereit war zu zahlen, 
damit der Autokrat und die regierende Gruppe ihre politischen und wirtschaftlichen 
Ziele erreichen konnten.  

Im weiteren Sinn hatte der gesamte Parteiapparat bis zur Gründung der parteilich-
staatlichen Organisationen 1969 (s.u.) folgende Entscheidungsbefugnisse:  

 Entscheidungen über alle wichtigen Staatsgeschäfte; 

 Kommunikation mit den Akteuren der Exekutiven und deren Überwachung. 
Hierdurch kam es zu einer Verdoppelung der Kompetenzen: Jeder wichtige 
Wirtschafts- und Sozialbereich hatte Verantwortliche sowohl in der Exekutiven 
als auch im Parteiapparat. Der Parteiapparat hatte größere Entscheidungsmacht 
als die Exekutive, obwohl die letztere verfassungsrechtlich nicht an die An-
weisungen der Partei gebunden war.  

 Entscheidungen darüber, welche rechtliche Form die Beschlüsse hatten. Sie 
konnten Regierungs- oder ministerielle Anordnungen sein, persönliche Ent-
scheidungen oder Gesetze, die offiziell vom Parlament verabschiedet wurden, 
faktisch aber im Vorhinein vom Parteiapparat festgelegt wurden. 

 Das Politbüro stand über dem Rechtssystem und konnte jederzeit seinen 
Handlungen den notwendigen formalen Rahmen verleihen. 

 

b) Staatliche Strukturen 

Die Kompetenzen der Parteimitglieder waren eng mit den Kompetenzen der staatlichen 
Organisationen verflochten. Die Macht der Legislativen, der Exekutiven und der Judi-
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kativen waren nicht getrennt, sondern formal dem ‚Willen des Volkes’ untergeordnet, 
der sich in den Beschlüssen der Großen Nationalversammlung wieder fand. Die Mit-
glieder dieser einzigen Parlamentskammer wurden von der Bevölkerung gewählt, doch 
es gab häufig nur einen einzigen Kandidaten pro Sitz in der Nationalversammlung. Da 
die Nationalversammlung nur ca. zweimal im Jahr tagte, wurde sie in der restlichen Zeit 
vom Staatsrat vertreten, der dieselben Kompetenzen hatte.  

Die ungefähr zwanzig Mitglieder des Staatsrats wurden von der Großen National-
versammlung gewählt. Der Vorsitzende des Staatsrates war in Personalunion auch Ge-
neralsekretär der Partei, so dass sich die Parteiinteressen mit geringen Entscheidungs-
kosten legislativ abbilden konnten. Durch die Existenz des Staatsrates konnte also er-
reicht werden, dass die Wahlen bestimmter Gremien, die Verabschiedung von Gesetzen, 
die Verabschiedung der Wirtschaftspläne oder des Staatshaushaltes durch Abstimmung 
zwischen einer geringen Anzahl von Bürokraten erfolgte. Da die Mitglieder des Staats-
rates vorwiegend auch Mitglieder des Zentralkomitees und Vertraute des Autokraten 
waren, war die Abstimmung gemäß den autokratischen Interessen praktisch gesichert. 
Eine geringe Anzahl an wahlberechtigten Personen in der Legislativen bedeutete für den 
Autokraten geringe Überwachungskosten, was ihm einen effizienten Abstimmungs-
prozess ermöglichte.   

Die Große Nationalversammlung ernannte die Regierung, Rat der Minister genannt 
(vgl. Deletant 1999, S. 86), die die höchste exekutive Organisation im Staat war. Da die 
Mitglieder des Rats zum größten Teil auch Mitglieder des Zentralkomitees waren, kam 
es zu einer Verschmelzung der Parteiinteressen mit den bürokratischen Interessen.  

Um die Tätigkeit der Exekutiven besser kontrollieren zu können und seine Autorität zu 
stärken, gründete Ceauşescu ab 1969 neun parteilich-staatliche Organisationen, auch 
Räte (rum.: consilii) genannt. Sie waren eine politische Innovation und ihre Mitglieder 
waren Minister und hochrangige Parteimitglieder. Die Räte waren für alle relevanten 
Entscheidungen in allen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereichen zuständig: 
Verteidigung, wirtschaftliche und soziale Entwicklung, Kultur und Bildung, Wissen-
schaft und Technologie, Beschäftigung usw. Da die meisten Räte von Ceauşescu oder 
seiner Ehefrau geleitet wurden, hatten sie eine klare Stärkung der Autorität Ceauşescus 
zur Folge.  

Eine weitere wichtige bürokratische Organisation war die Staatliche Planungskommis-
sion (rum.: Comisia de Stat a Planificării). Sie wurde 1948 gegründet und war eine aus-
schließlich exekutive Organisation. Formal gesehen, hatte sie eine Beraterfunktion für 
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die Regierung.86 Tatsächlich aber setzte sie die Vorgaben des Politbüros zur Struktur 
des gesamtwirtschaftlichen Ertrags in wirtschaftlichen und technischen Lösungen um. 
Ihre Befugnisse waren erstens die technische Beratung für die Implementierung der 
Pläne des Politbüros, zweitens die Vorbereitung jährlicher und langfristiger Pläne, 
drittens die Überwachung der Umsetzung dieser Pläne und viertens die Allokation der 
Ressourcen, der Zwischen- und Endprodukte. 1950 wurde ein Ausschuss für 
Preisregulierung (rum.: Comitetul de Stat pentru Preţuri) gegründet, der formal 
ebenfalls eine Beraterfunktion für die Regierung ausübte. Die Kompetenzen lagen im 
Bereich der Preisfestlegung, -genehmigung und -überwachung. De facto musste die 
Behörde aber ebenfalls die Vorgaben des Politbüros umsetzen.  

Eine weitere wichtige bürokratische Organisation war der rumänische Sicherheitsdienst, 
die Securitate.87 Es handelte sich um eine 1948 gegründete Organisation des 
Innenministeriums, welche die Sicherheit des Individuums bereitstellen sollte. Faktisch 
war es eine Organisation, welche die Institutionen mit Hilfe nicht-demokratischer Me-
chanismen wie Überwachung, Verfolgung von Dissidenten, Verurteilung zu Zwangs-
arbeit sowie interne und externe Einschränkung der Mobilität durchsetzte. 

 

Akteure, für welche die Institutionen bindend sind 

Zu dieser Kategorie von Akteuren gehören die organisierten und die nichtorganisierten 
Gruppen.88 Zur Kategorie der organisierten formalen Gruppen gehörten Verbände, Ge-
werkschaften, Genossenschaften, Berufsvereinigungen und andere Interessensgruppen. 
Im sozialistischen System hatten sie das organisatorische Monopol auf ihrem Gebiet 
und funktionierten somit parallel auch als Behörde. Rechtlich waren sie autonom und 
ihre Amtsträger wurden von den Mitgliedern direkt oder indirekt gewählt, faktisch aber 
wurden die Kandidaten von der Partei nominiert. Die organisierten Gruppen dienten zur 
Verbreitung der Parteipolitik. Dadurch, dass sie von der Partei abhängig waren, konnten 
sie Druck auf ihre Mitglieder ausüben. So war z.B. die Mitgliedschaft in einer be-
stimmten Vereinigung eine Voraussetzung für die Ausübung eines Berufs. Die Interes-
sensgruppen konnten ihre Lobbyaktivität nur auf informellem Wege ausüben, d.h. durch 

                                            
86  Für die informellen Kompetenzen der bürokratischen Akteure vgl. Kornai 1995. 
87  Der komplette Name der Behörde lautet Departamentul Securităţii Statului (dt.: Ressort der 

Staatssicherheit). Da die Behörde im In- und Ausland unter dem Namen ‚Securitate’ bekannt war, 
werden wir in dieser Arbeit diese Kurzform verwenden. Zu den Ausführungen vgl. Deletant 1995, S. 
13ff. 

88  Für die generellen Ausführungen bzgl. der organisierten Gruppen im sozialistischen System vgl. 
Kornai 1995, S. 42ff.  
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Vertreter bestimmter Vereinigungen, die gleichzeitig Inhaber von hohen Posten in der 
Parteihierarchie waren.  

Eine größere Verhandlungsmacht hatten organisierte informelle Gruppen, z.B. opposi-
tionelle Schriftsteller, die durch ihren internationalen Bekanntheitsgrad Erpressung als 
Verhandlungsinstrument einsetzen konnten. Aus demselben Grund waren auch organi-
sierte formale Gruppen im Ausland erfolgreicher als Gruppen aus dem Inland, wie z.B. 
der Radiosender Radio Free Europe,89 welcher mit seinen regimekritischen Berichten 
Verstöße gegen Menschen- und Minderheitenrechte in Rumänien weltweit bekannt 
machte und dadurch Erfolge z.B. die Freilassung von politischen Gefangenen hatte. 

Zur Kategorie der nichtorganisierten Gruppen gehörten erstens informelle Gruppen. 
Diese agierten selbständig oder innerhalb einer formalen Gruppe, wie z.B. eine Gruppe 
Schriftsteller, die innerhalb der Schriftstellerunion von der offiziell vorgegebenen Mei-
nung abweichte. Ein anderes Beispiel sind die Managementmitglieder eines Unterneh-
mens, die falsche Produktionszahlen meldeten, um die Lagerbestände zu steigern. Die 
nichtorganisierten Gruppen spielten im sozialistischen System nach Skilling (S. 19ff.) 
eine größere Rolle als die organisierten. So war z.B. das Paradoxe an den Interessens-
gruppen in der Sowjetunion, dass unorganisierte Gruppen die größeren Chancen hatten, 
Exponenten gängiger Meinungen zu werden und Forderungen an die Regierung oder an 
die Partei zu stellen. Solche Gruppen wurden gebildet, eben weil die organisierten 
Gruppen ihre Funktionen nicht angemessen erfüllten. Da im sozialistischen System die 
Verhandlungskosten formaler Verhandlungen hoch waren – bis zu Freiheitsentzug und 
Todesstrafe – waren die informellen Verhandlungsprozesse erfolgreicher. Dies ist das 
Hauptargument in Skillings Theorie. Unorganisierte Gruppen nutzten also informelle 
Verhandlungsprozesse, wie z.B. Gewalt und persönliche Kontakte, um höhere Renten 
zu erzielen. Hier widerspricht Skilling Olsons Gruppentheorie, die besagt, dass die 
Gruppen sich deswegen organisieren, weil ihre Mitglieder in unorganisierter Weise ihre 
Ziele nicht erreichen. Murrell (1983) bewies in diesem Zusammenhang, dass der Pro-
zess der „institutionellen Sklerose“ auch dort existiert, wo das Wachstum neuer Bran-
chen trotz stabiler Rahmenbedingungen scheinbar nicht von Koalitionen aufgehalten 
wird, wie im Falle des sozialistischen Systems. Später kamen Murrell und Olson zur 
Erkenntnis, dass die informellen Organisationen tatsächlich eine große Rolle für die 

                                            
89  Radio Free Europe wurde 1949 vom US-Kongress mit dem Ziel gegründet, Nachrichten und Beiträge 

über aktuelle Angelegenheiten in den Ländern hinter dem ‚Eisernen Vorhang’ zu senden. Zur Ge-
schichte dieses Radiosenders vgl. Radio Free Europe/Radio Liberty. Eine ähnliche Bedeutung hatte 
auch Voice of America, ein 1942 gegründeter Radiosender, der von der US-Regierung finanziert 
wurde.  
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wirtschaftliche Entwicklung in sozialistischen Systemen gespielt haben (vgl. Abschnitt 
4.4.2).  

Zweitens gehörten zur Kategorie der nichtorganisierten Gruppen soziale Gruppen, wie 
z.B. Bauern, Arbeiter, Manager und Konsumenten, die im Allgemeinen keine Ver-
handlungsmacht im sozialistischen System hatten. Die stellvertretenden organisierten 
Gruppen, wie Gewerkschaften und Vereinigungen, waren ineffizient. Streiks oder an-
dere Protestmaßnahmen waren verboten und wurden gewaltsam unterdrückt, d.h. sie 
waren für Individuen mit hohen privaten Kosten verbunden. Die beiden Sanktions-
möglichkeiten der Regierung in einem demokratischen System – Widerspruch oder 
Abwanderung – funktionierten im sozialistischen System ebenfalls nicht (vgl. Kornai 
1995a, S. 109ff.). Alle Wahlkandidaten wurden von der einzig existierenden Partei no-
miniert und erhielten immer fast 100 Prozent der Stimmen, was auf Wahlmanipulation 
hindeutet. Über politische Entlassungen entschied allein der Parteiapparat. Die Abwan-
derung war formal ebenfalls unmöglich, da die Sanktionen für das Verlassen des Landes 
prohibitiv waren. Die Kosten des Wechsels von Arbeitsplatz, Wohnsitz oder Berufsver-
einigung waren ebenfalls hoch.  

 

4.3 Institutionen des sozialistischen Systems 

 

Das sozialistische System in Rumänien war dem sowjetischen Modell zur Zeit Stalins 
ähnlich. Es wurden dieselben Mechanismen genutzt, um die Staatseinkünfte – über die 
letztendlich der Autokrat verfügte – zu maximieren. Die Innovation Stalins90 war die 
Beschlagnahmung aller natürlichen und nicht-natürlichen Ressourcen des Landes und 
die Produktion eines kapitalintensiven Ertrags (vgl. Olson 2000, S. 113ff.). Die Produk-
tion der Konsumgüter wurde im Gegenzug stark zurückgefahren. Die Staatseinnahmen 
setzten sich aus Steuern, Renten, Zinsen und Gewinnen zusammen und erreichten eine 
bis dahin beispiellose Höhe. Im Gegenzug bot der Staat eine hohe soziale und wirt-

                                            
90  Diese Erklärung geht von einer Räubertheorie des Staates aus, welche besagt, dass die Verfügungs-

rechte von den Machthabern so festgelegt werden, dass sie deren Einkünfte maximieren. Eine zweite 
Theorie des Staates, die Vertragstheorie, besagt, dass die Entwicklung effizienter Eigentumsrechte als 
Folge von Verhandlungen zwischen den Akteuren entstanden ist. Diese Theorie nimmt aber eine 
gleichmäßige Verteilung des Zwangsgewaltpotenzials an, was in einem autokratischen System nicht 
der Fall ist. Daher schließen sich die beiden Theorien nicht aus (vgl. North 1988, S. 22ff.). Man 
könnte also behaupten, dass der Autokrat den restlichen Akteuren die Verhandlungsmacht ‚geraubt’ 
hat.  

 



 124

schaftliche Sicherheit durch Vollbeschäftigung, Bereitstellung von Wohnungen, kos-
tenlose medizinische Versorgung und anderen Sozialleistungen.  

In Rumänien erfolgten die wichtigsten institutionellen Veränderungen durch die Verfas-
sung von 1948, die nach dem Modell der sowjetischen Verfassung von 1936 entstand. 
Sie umfassten die Einführung der kollektiven und staatlichen Verfügungsrechte und der 
zentralen wirtschaftlichen Planung. Die dritte grundlegende Veränderung, die politische 
Monopolstellung der kommunistischen Partei, wurde erst 1965 verfassungsrechtlich 
bestätigt, obwohl sie faktisch seit 1947 galt. Diese Veränderungen führten zu einer 
Veränderung der Anreize und der Transaktionskosten, welche gewisse Effekte auf das 
Verhalten der Entscheidungsträger, die Allokation der Ressourcen und den Innovations-
fluss hatten (vgl. Pejovich 1990, S. 97). Nach ihrer Analyse wird es im Abschnitt 4.4 
möglich sein, die Gründe für den Verfall des Systems zu identifizieren.  

 

4.3.1 Eigentum und Vermögen 

 

Eine der ersten Maßnahmen des sozialistischen Regimes war die Umverteilung des Ein-
kommens und des Vermögens mit dem offiziellen Ziel der Verringerung der Ungleich-
heit in der Gesellschaft. Das wurde durch mehrere Maßnahmen erreicht: zwei Wäh-
rungsreformen, Enteignung und Verstaatlichung des nahezu gesamten Privateigentums 
und Veränderung des Steuersystems.  

1947 erfolgte die erste Währungsreform, durch welche die privaten Ersparnisse aufge-
hoben wurden. Die Unternehmen und jeder Einzelne durften nur eine festgelegte Geld-
summe in neue Währung umtauschen, die in der Summe viel geringer als die Gesamt-
ersparnisse war.91 Grund der zweiten Währungsreform 1952 war die hohe Inflation. Der 
Währungsbestand wurde je nach Vermögenshöhe zu einer Rate umgetauscht, die zwi-
schen 20 zu 1 und 400 zu 1 lag, während die tatsächliche Aufwertung der Währung (ge-
genüber Gold) nur 12 zu 1 betrug (vgl. Stroe, S. 351ff.). Um die Transaktionskosten 
möglich gering zu halten, wurde diese Reform willkürlich durchgeführt. Es gibt keine 
Dokumentation darüber, wie diese Umtauschverhältnisse ausgerechnet wurden. Der 
Umtausch privater Ersparnisse zu unterschiedlichen Raten bedeutete eine Verringerung 
der Ungleichheit in der Gesellschaft, aber gleichzeitig bewirkte es ein Absinken der 

                                            
91  Nur 56 Prozent des Geldes im Umlauf wurden umgetauscht (vgl. Constantinescu, S. 111). 
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Nachfrage nach Konsumgütern. Durch die Verstaatlichung des Großteils des restlichen 
Vermögens, waren private Investitionen in vielen Bereichen unmöglich.  

Das Steuersystem wird im Folgenden parallel zur Beschreibung der Eigentumsrechts-
formen behandelt. Durch Steuern wurde die Erhöhung der Staatseinkünfte verfolgt. Zu 
diesem Zweck wurde nach einer Steuerformel gesucht, welche die Staatseinnahmen 
maximierte. Diese wurde durch die niedrigen Löhne im Vergleich zum hohen Preis-
niveau – insbesondere in den 1980ern – ergänzt. Aus diesem Grund nahm die Mehrheit 
der Frauen Vollzeitbeschäftigungen an. Zur Vereinfachung der Steuererhebung gab es 
keine indirekten Steuern.  

Die erste Reform der Verfügungsrechte in der Landwirtschaft erfolgte 1945, als jeder 
private Grundbesitz, der fünfzig Hektar überschritt, ohne Kompensation enteignet 
wurde. Das beschlagnahmte Land wurde auf Bauern aufgeteilt, die über wenig oder gar 
keinen Landbesitz verfügten. Die Verteilung erfolgte in Parzellen von fünf oder weniger 
Hektar, so dass eine homogene Verteilung des Landbesitzes erreicht wurde. Obwohl 
diese Regelungen nur bis zum Beginn der Kollektivierung dauerten, sind sie für diese 
Analyse wichtig, weil das Privatisierungsgesetz von 1991 sich auf diese Verteilung 
bezog.  

Die ausschlaggebende Reform des Eigentumsrechts erfolgte ab 1948/49, als nahezu das 
gesamte Privateigentum ohne Kompensation enteignet und verstaatlicht oder in kollek-
tives Eigentum umgewandelt wurde. 1948 erfolgte die Verstaatlichung des Privat-
eigentums in den Bereichen Industrie, Banken, Minen und Transport und 1949 in der 
Landwirtschaft. Das staatliche Eigentum erhielt vorwiegend die Form einer staatseige-
nen Firma oder einer haushaltsfinanzierten Organisation. Das kollektive Eigentum 
wurde zur wichtigsten Verfügungsrechtsstruktur in der Landwirtschaft und wurde in 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (rum.: Cooperative Agricole de 
Producţie, CAP) organisiert. Das Privateigentum blieb nur in kleinem Maße in den 
Bereichen Handwerk, Handel und Landwirtschaft sowie in der informellen Privat-
wirtschaft erhalten.  

 

Kollektives Eigentum 

Die Organisationsform des kollektiven Eigentums waren die Genossenschaften, von de-
nen die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften die wichtigsten waren. Ab 
1948 wurden die kleinen Landbesitzer einer zwanghaften Massenkollektivierung unter-
zogen, ein Prozess der bis zu seiner Vollendung vierzehn Jahre dauerte. Danach waren 
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61 Prozent des Bodens in Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (CAP) 
organisiert, 30 Prozent in staatlichen Firmen; nur noch 9 Prozent waren Privateigen-
tum.92 Die Genossenschaften in der Industrie und im Handel waren aufgrund ihres 
geringen Anteils an der Produktionsmenge unbedeutend. Deswegen werden wir im Fol-
genden nur den landwirtschaftlichen Sektor betrachten.  

Formell war die CAP ein freier Zusammenschluss ihrer Mitglieder, die ihren Landbesitz 
der Genossenschaft spendeten. Alle Produktionsmittel befanden sich im gemeinsamen 
Eigentum der Genossenschaft und ihre Mitglieder hatten das Recht, einen Vorstand zu 
wählen.93 Informell aber wurde die Kollektivierung mit Hilfe von Zwangsmechanismen 
durchgesetzt. Die Mitglieder der CAP hatten keine Wahl über den Zu- und Austritt aus 
der Genossenschaft, da die Mitgliedschaft in einer Genossenschaft zur Voraussetzung 
für das Ausüben einer landwirtschaftlichen Tätigkeit wurde. Der Widerstand gegen die 
Kollektivierungsmaßnahmen war für die Landbesitzer mit hohen Kosten wie Freiheits-
entzug, Folter oder Todesstrafe verbunden. Die Managemententscheidungen, wie z.B. 
Veräußerung der Produktionsmittel, die Einstellung von Arbeitskräften, die Festlegung 
der Preise oder die Produktionsstruktur wurden ausschließlich vom Parteiapparat oder 
der Planungskommission getroffen und nicht vom Vorstand der CAP. Faktisch waren 
also auch die CAP staatlich geleitet und boten den Angestellten keine Anreize, um eine 
hohe Produktivität oder hohe Gewinne zu erzielen. 

Zur Begründung der Kollektivierungsmaßnahmen gibt es mehrere Erklärungen. Kornai 
(1995a, S. 88) ist der Meinung, dass es eine Übergangslösung war, um die Akzeptanz 
der Beteiligten für das eigentliche Ziel im Sinne der kommunistischen Ideologie zu er-
langen: die Verstaatlichung. Olson (2000, S. 128) hingegen vertritt die Meinung, dass 
die Kollektivfarmen in der Sowjetunion ein Instrument zur Erhöhung des Steuer- und 
Abgabenvolumens und nicht eine ideologische Notwendigkeit waren. Die Organisation 
in staatlichen Unternehmen hätte dem Staat weniger Einnahmen gebracht und zusätzlich 
die Vergütung der Bauern gekostet. Um diese Aussage am Beispiel von Rumänien zu 
prüfen, betrachten wir die Agrarsteuern in Rumänien.94 Es ist auffallend, dass es in der 
Zeitspanne von 1947 bis 1989 mehrere Veränderungen der Bemessungsgrundlage und 
der Steuersätze gab.95 Das deutet darauf hin, dass es sich um einen Maximierungs-

                                            
92  Die Kollektivierung begann 1948 mit der Gründung von Vereinigungen (rum.: întovărăşiri) und ver-

lief bis 1957 sehr langsam. Danach wurde der Prozess beschleunigt und 1962 vollendet (vgl. Verdery, 
S. 260). 

93  Vgl. zu dieser Beschreibung Kornai 1995, S. 82ff. 
94  Zu den Steuer- und Abgabensätze in diesem Abschnitt vgl. Văcărel, S. 389ff. 
95  Von 1948 bis 1955 wurde eine progressive Einkommenssteuer erhoben, die von 1955 bis 1968 von 

einer Einheitssteuer pro Hektar Land ersetzt wurde. Von 1969 bis 1977 wurde erneut eine progressive 
Einkommenssteuer eingeführt; zusätzlich wurden die Einnahmen aus dem Verkauf von Produkten mit 
Sätzen zwischen 10 und 40 Prozent besteuert (vgl. Văcărel, S. 396f.). 
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prozess handelte: Es wurde nach der ‚Steuerformel’ gesucht, welche die Staatseinkünfte 
maximierte und deshalb die Macht des Autokraten und des Parteiapparats stärkte. Die 
letzte Version wurde ab 1977 eingeführt: Es wurden Steuern pro Hektar Land und 
Lohnsteuern erhoben. Bei den letzteren war die Bemessungsgrundlage das Gesamt-
einkommen der CAP-Mitglieder. Der Steuersatz hing vom durchschnittlichen Einkom-
men pro Mitglied ab. Ein großer Teil der Steuereinnahmen aus dem landwirtschaftli-
chen Sektor, die Steuern pro Hektar Land, waren unabhängig von der Produktion und 
den Einnahmen, welche stark von den festgelegten Preisen und den Wetterbedingungen 
abhängig waren. Wäre die Landwirtschaft in staatseigenen Firmen organisiert gewesen, 
hätten die Staatseinkommen aus Lohnsteuer und Gewinnabgaben bestanden. Diese wä-
ren geringer ausfallen, weil die Anreize, Profite zu erzielen, gering waren. Damit ist 
Olsons Aussage auch für Rumänien gültig: Das Ziel der Kollektivierung war die Erhö-
hung des Steuer- und Abgabenvolumens. Das bedeutete einen höheren Staatshaushalt, 
folglich höhere Budgets für hochrangige Bürokraten und Parteimitglieder und einen hö-
heren Erreichungsgrad ihrer persönlichen Ziele.   

Die Bekanntmachung und Durchsetzung der Kollektivierungsmaßnahmen führte zu ei-
ner Veränderung des Anreizsystems in der Landwirtschaft. Ein Beispiel dafür ist die 
„Elastizität des Landbesitzes“ (Verdery, S. 132).96 Als 1948 progressive Produktab-
gaben pro Landbesitz festgelegt wurden, versuchten viele Bauen das Risiko zu um-
gehen, die Abgaben nicht erfüllen zu können, indem sie weniger Boden meldeten, als 
sie tatsächlich besaßen. Weil in den meisten Regionen Rumäniens ein Katastersystem 
fehlte, war es kostspielig, die Aussagen der Bauern genau zu überprüfen. Diesen „ver-
steckten“ Boden nutzten die Mitglieder der CAP später um die planmäßige Produkti-
onsmenge problemlos erreichen oder hohe Produktivitätssteigerungen melden zu kön-
nen. Verderys Interviews beweisen, dass viele lokale Bürokraten über die falschen An-
gaben informiert waren. Das beweist, dass es sich hier um ein Prinzipal-Agent Problem 
handelt, in dem der Prinzipal – hier der Planer – über unvollständige Informationen ver-
fügte, während die Agenten – hier die ehemaligen Landbesitzer, die lokalen Bürokraten 
und die Manager der CAP – die vollständige Information über die tatsächliche nutzbare 
landwirtschaftliche Fläche besaßen. Sie verhielten sich folglich nach dem Muster des 
Trittbrettfahrers und arbeiteten mit genau der Produktivität, die die Erfüllung des Planes 
ermöglichte. Diese Produktivität war aber suboptimal und bedeutete ein Wohlfahrts-
verlust für die gesamte Gesellschaft. Diese Komprimierung des Landbesitzes rief nach 
1989 hohe Kosten der Definition und Sicherung der Verfügungsrechte hervor, so dass 
es erneut zu Effizienzverlusten aus ungeklärten Verfügungsrechten kam (vgl. Kapitel 5).  

                                            
96  Für die folgende Ausführung vgl. Verdery, S. 43 und S. 142ff.  
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Staatliches Eigentum 

Der staatliche Sektor in der Landwirtschaft umfasste ca. 30 Prozent des gesamten land-
wirtschaftlichen Bodens und bestand größtenteils aus dem Landbesitz der ehemaligen 
Großgrundbesitzer. Die Organisationsform war die staatliche Farm (rum.: Întreprindere 
Agricolă de Stat, IAS). In der Industrie stammten ca. 95 Prozent der Produktion aus 
staatlichen Betrieben (vgl. Desmireanu, S. 140). Da die Koordinations- und Anreiz-
mechanismen in staatlichen Betrieben aus der Landwirtschaft und der Industrie ähnlich 
waren, werden sie im Folgenden zusammen analysiert.  

Die Unternehmensführung der staatlichen Betriebe wurde weniger von ihren Vorstän-
den als von bürokratischen Akteuren übernommen. Die gesamten Management-
entscheidungen, wie z.B. Entscheidungen über Löhne, Verkaufspreise, Preise der Pro-
duktionsmittel, Personalentscheidungen und Gewinnanteile, die an den Staatshaushalt 
abzuführen waren, wurden vom Parteiapparat oder dem Planungsbüro getroffen. Es 
kann also nicht von einer unternehmerischen Tätigkeit gesprochen werden, die als 
Hauptziel die Gewinnmaximierung hatte, sondern von einer Tätigkeit, deren oberstes 
Ziel die Planerfüllung war. Zudem verfügten die Manager der Unternehmen nicht über 
die Gewinne, weil diese in festgelegten Quoten gemäß der Vorgaben des Planungsbüros 
zu verwenden waren. Ein Teil davon musste dem Staat abgegeben werden – die Abga-
bequote betrug z.B. 1951 10 Prozent des Gewinns und wurde schrittweise bis 1978 auf 
35 Prozent erhöht. Der Rest wurde für Investitionen, Finanzierung verschiedener Unter-
nehmensfonds mit sozialem Charakter und für Auszahlungen an die Mitarbeiter genutzt, 
wobei ein großer Teil den Investitionen zukam. Bei einer staatlich festgelegten Gewinn-
rate war die Gewinnausschüttung aber kein realer Anreiz. Zudem waren die Verfü-
gungsrechte über die Unternehmen entpersonalisiert: Das Recht zum Kauf oder zur 
Veräußerung der Staatsunternehmen besaß niemand, nicht einmal der Staat. Der Markt-
austritt war ebenfalls eine Entscheidung des Parteiapparates, da die Institution des 
Bankrotts nicht existierte. Nicht-profitable Unternehmen hatten die Möglichkeit, ihre 
Budgets ex post neu zu verhandeln (vgl. Abschnitt 4.3.2) und erhielten zudem staatliche 
Subventionen.  

Aus diesen Gründen war die Anreizstruktur sowohl für Manager als auch für die rest-
lichen Angestellten nicht effizient. Die Manager hatten lediglich den Anreiz, den Unter-
nehmensplan zu erfüllen, um nicht sanktioniert zu werden. Effizienz, Innovation oder 
Gewinnsteigerung wurden nicht belohnt. Die Angestellten hatten keinen Anreiz effi-
zient zu arbeiten, weil es keine positiven selektiven Anreize gab. In der Lohnbesteue-
rung lässt sich erneut das staatliche Ziel der Maximierung der Steuereinnahmen er-
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kennen. So wurde 1977 die progressive Einkommenssteuer97 abgeschafft und es 
existierten ab diesem Zeitpunkt lediglich Nettolöhne. Die Steuerbemessungsgrundlage 
war der gesamte Lohnfonds des Unternehmens, auf den ein bestimmter Steuersatz zwi-
schen 14,5 Prozent und 17,5 Prozent angewendet wurde. So wurden die staatlichen 
Kosten der Steuererhebung deutlich gesenkt.  

 

Privateigentum 

Das Privateigentum blieb in einigen wenigen Wirtschaftsbereichen erhalten. In der In-
dustrie war der Anteil der privaten Produktion mit ca. 0,5 Prozent 1989 verschwindend 
gering (vgl. Desmireanu, S. 141). In der Landwirtschaft waren ca. 9 Prozent des Bodens 
in privatem Besitz. Der Landbesitz, den die Bauern behalten durften, war hauptsächlich 
in den Bergen, da dort eine Kollektivierung nicht möglich gewesen wäre. Allen rest-
lichen Landwirten standen je eine Haus-Parzelle, d.h. das Stück Land auf dem das Haus 
und der Garten standen, und eine kleine Haushaltsparzelle zum Anbau für die Selbst-
versorgung zur Verfügung. Sie hatten das Recht sie zu nutzen und die erwirtschafteten 
Produkte abzüglich der Abgaben an den Staat zu behalten oder zu verkaufen. Trotzdem 
waren die privaten Verfügungsrechte stark eingeschränkt. Das Nicht-Erreichen der Ab-
gabequote führte zur Beschlagnahmung der Haushaltsparzelle, was zur Entstehung von 
informellen Institutionen führte: Man meldete weniger an, als man tatsächlich produ-
zierte oder besaß. Es handelt sich dabei wieder um ein Problem der asymmetrischen In-
formation. Die Veräußerung und die Zweckentfremdung der Parzellen waren verboten, 
so dass auch die privaten Verfügungsrechte eingeschränkt waren.  

Der private Sektor war zudem benachteiligt durch die deutlich höheren Steuersätze im 
Vergleich zu den Staats- oder kollektiven Betrieben. Ein Vorteil für die privaten Produ-
zenten war aber die Bildung tatsächlicher Marktpreise, die höher als die staatlich regu-
lierten waren. Der Grund hierfür war, dass es für die privat produzierten Produkte eine 
extrem hohe Nachfrage auf dem Markt gab, da die staatliche Versorgung unzureichend 
war. Und weil die private Produktion von der nicht erweiterbaren Landwirtschaftsfläche 
abhing – es durfte kein zusätzliches Land erworben werden –, funktionierten die Markt-
preise als Anreiz für eine effiziente Produktion. 

 

                                            
97  Der Einkommenssteuersatz lag zwischen 2 und 35 Prozent. 
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4.3.2 Zentralplanwirtschaft 

 

Die Summe der gesamten Anordnungen der Zentralen Planungskommission, die sich 
auf alle staatlich kontrollierten Wirtschaftsbereiche erstreckten, bildete den Wirtschaft-
plan. Die Wirtschaftspläne konnten kurzfristig (Jahrespläne) oder mittelfristig (Fünfjah-
respläne) sein und enthielten Ziele bezüglich Produktionsvolumen, Produktionsziel-
vorgaben, Nutzung der Produkte, Arbeitskräfte (Lohn- und Beschäftigungszahlen), In-
vestitionen, technische Entwicklung, Außenhandel, internationale Wirtschaftsbeziehun-
gen und Finanzen. Die Ziele wurden mit Hilfe der gemeldeten Informationen aus den 
verschiedenen Wirtschaftsbereichen festgelegt und waren für alle Akteure verbindlich.98 
Der Tausch von Gütern erfolgte zu stabilen Preisen, die vom Preisausschuss festgelegt 
wurden; die Gewinnraten der Unternehmen waren einheitlich bestimmt. In der 
Abstimmung über den Wirtschaftsplan gab es in sozialistischen Systemen selten Gegen-
stimmen, weil das Politbüro das Vetorecht über das Ein- und Austreten aus der Hierar-
chie besaß. Ein Mitglied, das die Wirtschaftspolitik in Frage stellte, riskierte einen Min-
derung des sozialen Status, des Einkommensflusses sowie den Verlust anderer Vorteile. 
In Rumänien wurde das Zentralplansystem von 1949 bis 1989 ohne Unterbrechung an-
gewendet.99

Das Optimierungsproblem der Planungskommission war, den Gesamtertrag so zu 
bestimmen, dass er genau auf der Transformationskurve lag (vgl. Pejovich 1990, S. 
105). Ökonomisch gesehen kann nur in diesem Fall die optimale Allokation der Pro-
duktionsmittel erreicht werden. Um diesen Punkt zu erreichen, benötigten die Planer 
vollständige Informationen aus allen Wirtschaftsbereichen. Die Wirtschaftsplanung 
setzte aber Prinzipal-Agent Beziehungen zwischen den Managern und den Planern vor-
aus, in denen die Bedingungen der vertraglichen Abkommen ex post verhandelbar wa-
ren: Die Manager waren mit einer „weichen Budgetrestriktion“ konfrontiert (Kornai 
1980). Das bedeutete z.B., dass nachdem ein Budget aufgebraucht war, erfolgreiche 
Neuverhandlungen zur Weiterfinanzierung des Projektes durchgeführt wurden. Als Ur-
sache für die weiche Budgetrestriktion im Sozialismus nennt Kornai die paternalistische 
Rolle der Regierung in der Wirtschaft. Ein zweiter Standpunkt betrachtet die Ursachen 
der weichen Budgetrestriktion als institutionell: Es handelt sich um ein Problem bei der 
Einhaltung finanzieller Verträge. So zeigen Dewatripont und Maskin, dass in einem 
zentralisierten Finanzsystem mit einer einzigen Bank, einer sozialistischen Volks-
wirtschaft also, es für die Bank lohnender ist, ein langsam voranschreitendes und folg-

                                            
98  Für die Ausführungen zum Wirtschaftsplan vgl. Kornai 1995, S. 121ff. 
99  Der erste Fünfjahresplan wurde erst 1951 eingeführt. 
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lich unprofitables Projekt weiter zu finanzieren, als die Finanzierung abzubrechen. Ein 
Abbruch des Projektes bedeutet für die Bank hohe versunkene Kosten. Deswegen haben 
die Projektleiter auch keinen Anreiz, die Projekte innerhalb der ursprünglich festgeleg-
ten Zeit zu beenden. Sie wissen, dass eine Neuverhandlung möglich ist.  

Die wichtigsten Gründe für das Scheitern der Prinzipal-Agent Beziehung zwischen Ma-
nagern und Planern waren also die Informationsasymmetrie und die unvollständigen 
Verträge. Auch Roemer (1992, S. 261ff.) weist auf die Beziehung zwischen Planer und 
Manager hin. Die Planer waren vom Einkommen der Unternehmen in ihrer Region ab-
hängig. Es existierte eine Informationsasymmetrie, die eine optimale Allokation der 
Ressourcen verhinderte, weil sich die Anordnungen der Zentralen Planungskommission 
auf die unvollständigen Informationen, die sie von den Managern erhielt, stützten. Die 
Manager hatten aber die Macht, die Verhandlungen ex post zu beeinflussen: Sie melde-
ten nicht den maximalen Ertrag, der mit der vorhandenen Materialquote zu erreichen 
war. Es wurde also um Budgets und um weniger straffe Pläne „gefeilscht“, so dass die 
Manager, wie vorhin bewiesen, eine weiche Budgetrestriktion hatten. Zudem konnten 
die Manager beim Verfehlen des Planziels auch falsche Berichte erstellen. In der Ter-
minologie dieser Arbeit ausgedrückt, stiegen durch die Zentralisierung der Entschei-
dungen die Kosten der Beschaffung vollständiger Informationen stark an (siehe 4.4). 
Diese eigennützige Verhaltensweise des Managers ist dadurch zu erklären, dass das 
Nicht-Erreichen des Planzieles zu Sanktionen führte. Selbst innerhalb einer Behörde 
kam es zu Informationsasymmetrie, weil einige Informationen nur bestimmten Personen 
zur Verfügung standen. In einem Gremium z.B. war das Wissen ungleich verteilt und es 
kam zu einem Tauschhandel im Laufe einer Sitzung. Dieser Handel war aber hoch inef-
fizient, weil es keine Konkurrenz gab und die Verantwortung eingeschränkt war (vgl. 
Hayek 1996, S. 91ff.). 

Ein zweites Prinzipal-Agent-Problem der Zentralplanwirtschaft war die Beziehung zwi-
schen Managern und Angestellten (vgl. Roemer 1992). Diese scheiterte daran, dass die 
Arbeiter erstens nur eine geringe Motivation hatten hart zu arbeiten, weil es unmöglich 
war, sie zu entlassen. Zweitens gab es keinen Anreiz dafür, eine leistungsabhängige 
Vergütung anzustreben, weil das Angebot an Gütern beschränkt war.100 Die dritte 
problematische Prinzipal-Agent Beziehung war zwischen der Öffentlichkeit und den 
Planern. Sie scheiterte daran, dass es auf politischer Ebene keine Konkurrenz gab und 

                                            
100  In einer späteren Arbeit distanzierte sich Roemer (1994) von der Aussage, dass Arbeiter und Manager 

nicht hart gearbeitet hätten, weil sie keinen Anreiz dazu hatten. Er betrachtet seine Erklärung mit 
Skepsis, weil die sozialistischen Länder eine hohe Wachstumsrate in den ersten Nachkriegsjahren 
aufwiesen. Jedoch ist die Argumentation von Olson und Murrell an dieser Stelle plausibler.  
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die Agenten – hier die Planer – folglich keinen Anreiz hatten, die optimale Allokation 
der Ressourcen zu erreichen. 

Die staatliche Festlegung der Preise bedeutete eine Allokation der Ressourcen, welche 
nicht die relative Wichtigkeit der Güter auf dem Markt widerspiegelte. Sie führte zum 
einen zur Entstehung einer „Mangelwirtschaft“ (Kornai 1980) und zum anderen zur 
Entstehung informeller ökonomischer Verhaltensweisen. Mangelwirtschaft bedeutet, 
dass die Nachfrage nach Investitions- und Konsumgütern auf dem Markt ständig viel 
höher ist als das Angebot. Kornai (1980) erklärt den Mangel im sozialistischen System 
einerseits durch die Existenz der weichen Budgetrestriktion, die eine ständig höhere 
Nachfrage im Vergleich zum Angebot generierte und andererseits durch die weichen 
Plankennziffern für Investitionen, die zu einer hohen Nachfrage an Investitionsgütern 
führten. Auf dem Konsummarkt führte die Subventionierung von Verbraucherpreisen zu 
einer hohen Nachfrage nach Konsumgütern. In Rumänien kam aber ein weiterer Grund 
hinzu. Weil Ceauşescu in den 1980ern es sich zum Ziel setzte, die Auslandschulden vor 
der Frist zu bezahlen, erhöhte er die Exportquote. Die hohen Investitions- und Export-
quoten bewirkten einen konstanten Mangel an Konsumgütern und -dienstleistungen auf 
dem Binnenmarkt.  

Die Mangelwirtschaft führte dazu, dass das wichtigste Ziel die Beschaffung von Vor-
räten und nicht das Erzielen eines Gewinns wurde (vgl. Verdery, S. 22f.). Die Konkur-
renz zwischen den sozialistischen Firmen fand nur statt, um ihre Verhandlungsmacht 
gegenüber den Höheren in der Parteihierarchie zu maximieren, was durch die Beschaf-
fung von Gütern und Produktionsfaktoren sichergestellt werden konnte. Die Konkurrenz 
am Markt fand also unter den Käufern statt; es handelte sich um einen Verkäufermarkt 
(vgl. Kornai 1990). Um Engpässe zu vermeiden und den Plan rechtzeitig zu erfüllen, 
stellten die Unternehmen mehr Arbeitskraft und kauften mehr Produktionsmittel als 
notwendig ein.101 Für die Endkonsumenten hatte die Mangelwirtschaft die erzwungene 
Substitution, das Zwangssparen und die Entstehung der Warteschlangen zur Folge (vgl. 
Kornai 1995a, S. 260). Die Warteschlangen bedeuteten hohe Transaktionskosten für die 
Individuen: Suche und Information über das Angebot, Bestechen der Verkäufer und 
hohe Wartezeiten. Der Staat verfügte also auch über die Freizeit der Menschen (vgl. 
Verdery, S. 47). Zeitraubend waren z.B. auch Stromausfälle oder das Fehlen eines 
Fahrplanes für öffentliche Verkehrsmittel. Hier spricht Verdery von einer Verstaatli-
chung der Zeit, insbesondere unter Ceauşescu.  

                                            
101  Die Bestellungen trafen in der Regel gegen Ende des Monats ein. Um den Plan rechtzeitig zu erfüllen, 

wurde ab dem Zeitpunkt die Arbeitsauslastung gesteigert. Dies ist ein Grund dafür, dass in Unterneh-
men Überkapazitäten existierten, eine Tatsache, die mit den Zielen der Vollbeschäftigung überein-
stimmte. 
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Die staatlich festgelegten Preise führten zum anderen zu informellen ökonomischen 
Verhaltensweisen. Folglich achteten die Wirtschaftssubjekte weniger auf die Preis-Sig-
nale und mehr auf Nicht-Preis-Signale, wie z.B. die Plankommunikationen, die büro-
kratische Information, die operative horizontale Information, die Mangel- und Über-
schusssignale, die Katastrophensignale und die Proteste (vgl. Kornai 1995a, S. 174f.). 
Das ist auch einer der Gründe für das Entstehen einer informellen Wirtschaft (vgl. Ab-
schnitt 4.4.2). 

 

4.3.3 Ideologie 

 

Im sozialistischen System gab es keinen offenen Wettbewerb zwischen konkurrierenden 
Ideologien. Der Parteiapparat hatte das ideologische Monopol und sanktionierte Ver-
treter anderer Ideologien. Die privaten Kosten der Verbreitung einer anderen Ideologie 
waren also hoch. Das Überlegenheitsgefühl gegenüber dem kapitalistischen System war 
damit begründet, dass die Planung die Ressourcenfehlallokation aufheben konnte, die 
infolge von Marktanarchie und Schwankungen von Angebot und Nachfrage entstanden. 
Es sollten geringere Aufsichtskosten aufgrund der ‚Befreiung’ der Arbeiter, ihrer Integ-
ration in die Partei und folglich ihrem Enthusiasmus anfallen. Die Bereitstellung von 
Arbeit hatte nach der Verfassung von 1965 das Ziel der Vollbeschäftigung und der Be-
friedigung der Grundbedürfnisse durch freien Zugang zu verschiedenen Gütern und 
Dienstleistungen. Ab 1958 und insbesondere in der Ära Ceauşescu nahm die Ideologie 
stark nationalistische Züge an, um sich von der Sowjetunion abzugrenzen und eine un-
abhängige Außenpolitik zu legitimieren (vgl. Boia 2002a, S. 125ff.). 

Eine Folge des Ideologiemonopols war das Ersetzen der von der Gesellschaft entwi-
ckelten Traditionen durch ein rational geplantes Moralsystem. Das ist der wichtigste 
Grund für das Auftreten des Informationsproblems, Hayeks Hauptargument in der Er-
klärung des Scheiterns des sozialistischen Systems (vgl. Hayek 1996, S. 3). Nach Hayek 
haben sich die Anhänger des Sozialismus in der Tatsache geirrt, wie das Wissen über 
kollektive Produktionsmittel erlangt und genutzt werden kann. Hayek beweist, dass das 
Befolgen der spontan entstandenen Moraltraditionen, die der Wettbewerbsordnung 
zugrunde liegen, mehr Wissen und Wohlstand schafft und anhäuft, als sie je in einer 
zentral gelenkten Wirtschaft erreichbar oder nutzbar wären. In einer Zentralplanwirt-
schaft hingegen ist es unmöglich die Gesamtheit der Mittel zur Planerstellung zu ken-
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nen. Dieses rational geplante Moralsystem war also der Grund warum sozialistische 
Programme unlogisch und faktisch unmöglich zu erreichen waren. 

 

4.4 Effekte der institutionellen Veränderungen  

 

Die institutionellen Veränderungen wirkten sich auf die Anreizstruktur und die Trans-
aktionskosten in der Gesellschaft aus. Somit hatten sie Auswirkungen erstens auf die 
Allokation der Ressourcen – mit der Folge der Entstehung einer informellen Wirtschaft; 
zweitens auf den Informationsfluss (siehe 4.3.3) und drittens auf das Verhalten der Ak-
teure – mit den Folgen der Vernachlässigung des technologischen Fortschritts und der 
Veränderung interner Institutionen.  

 

4.4.1 Veränderung des Anreizsystems und der Transaktionskosten 

 

Die Folgen der Veränderung der Verfügungsrechtsstruktur und der Einführung der 
Zentralplanwirtschaft waren nach Pejovich (1990, S. 98 und S. 109ff.) die Veränderung 
des Anreizsystems und die Veränderung der Transaktionskosten. Nach der Preistheorie 
besteht der Gesamteffekt der Veränderung des Preises eines Gutes aus dem Einkom-
mens- und dem Substitutionseffekt. In Analogie dazu besteht nach Pejovich der gesamte 
Effekt der Veränderung der Verfügungsrechte aus dem Allokationseffekt und dem Effi-
zienzeffekt. Der Allokationseffekt bewirkt die Wahl innerhalb der zulässigen Produkti-
onsmöglichkeiten auf der Transformationskurve und wird mit Veränderungen der An-
reizstruktur assoziiert. Der Effizienzeffekt bewirkt die Veränderung der Menge der Pro-
duktionsmöglichkeiten und wird mit Veränderungen der Transaktionskosten verbunden.  
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Veränderung der Anreizstruktur 

Wie oben dargestellt, hatte die Veränderung der Verfügungsrechtsstruktur eine ineffi-
ziente Anreizstruktur in der Gesellschaft zur Folge, deren Mechanismus unter Zuhilfe-
nahme der Prinzipal-Agent-Theorie beschrieben werden kann.102

Das Informationsproblem bei Prinzipal-Agent Beziehungen ist Stiglitz’ Hauptargument 
in der Erklärung ineffizienter Anreizstrukturen. Stiglitz (1994) geht vom Coase-Theo-
rem aus, welches besagt, dass Individuen den Anreiz haben, effiziente wirtschaftliche 
Anordnungen zu erarbeiten, wenn die Verfügungsrechte klar zugeordnet sind (vgl. 
Coase 1960). Daraus folgerte man, dass das sozialistische System deswegen ineffizient 
war, weil die Verfügungsrechte unklar definiert waren. Aber Coase zog zwei Dinge 
nicht in Betracht: die Informations- und die Transaktionskosten, welche unter Umstän-
den den Prozess des Verhandelns beeinträchtigen. Es muss also nicht zwingend zu einer 
effizienten Lösung kommen. Stiglitz bringt zwei Beispiele hierzu. Erstens die Unter-
nehmen des kapitalistischen Systems, für welche die Aktionäre die Verfügungsrechte 
haben, die aber von Managern geleitet werden. Trotz der unterschiedlichen Interessen 
beider Gruppen sind die Unternehmen funktionsfähig, wenn die richtige Anreizstruktur 
zur Minimierung der Prinzipal-Agent Probleme geschaffen wird (vgl. Stiglitz 1994, S. 
174). Das zweite Beispiel ist das starke Wachstum Chinas trotz unklar definierter Ver-
fügungsrechte (vgl. Stiglitz 1994, S. 11f.). 

Daraus folgert Stiglitz, dass die im Sozialismus gebotenen Anreize nicht die richtigen 
waren. Auf Unternehmensebene beispielsweise favorisierte die Anreizstruktur eine 
niedrige Produktqualität, weil die Manager der Unternehmen keinen Anreiz hatten, den 
marginalen Kosten-Nutzen-Vergleich zu machen. Ihr Anreiz war, die Planungsmenge 
zur niedrigsten akzeptierten Qualität zu erreichen. Ein anderes Beispiel ist der man-
gelnde Anreiz der Manager, den Gewinn ihres Unternehmens zu steigern. Da über die 
Existenz eines Unternehmens der Parteiapparat entschied, mussten sie nicht miteinander 
konkurrieren, außer um weniger straffe Pläne auszuhandeln. Die Ursache der Ineffizienz 
der Anreize waren die Informationsprobleme. Im Rahmen eines Arbeitsvertrages z.B. 
tauchten Informationsprobleme auf, weil man erstens die Input-Bemühungen nicht er-
kennen konnte und zweitens die Erträge nicht zu erkennen waren oder sie spiegelten 
nicht das Niveau des Inputs wider. Drittens herrschte nicht perfekte Information dar-
über, was ein Individuum zu tun hatte, also war es schwer zu sagen, ob es das Richtige 
getan hatte (vgl. Stiglitz 1994, S. 197ff.). 

                                            
102  Vgl. hierzu Abschnitt 4.3.2. 
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Die Motivation der Bürokraten und Parteimitglieder basierte nicht auf finanziellen An-
reizen, da die Einkommens- und Vermögensungleichheit in Rumänien nicht ausschlag-
gebend war. Wichtiger war der Zugang zu Mangelwaren und zu besonderen Leistungen. 
Deshalb spricht Pejovich (1990, S. 119f.) von drei Einkommensquellen der Bürokraten 
und Parteimitglieder: erstens die Gehälter, zweitens der „genehmigte Nutzen“ wie z.B. 
spezielle Länden (sie wurden ‚Shops’ genannt), in denen qualitativ hochwertige Ware 
angeboten wurde, spezielle Krankenhäuser und Restaurants und drittens der „tolerierte 
Nutzen“, wie z.B. Einfluss und gute Arbeitsplätze für Familienmitglieder. Das Maß des 
Erfolgs war größtenteils der erreichte Rang in der Bürokratie, was auch die Entstehung 
des Personenkults um Ceauşescu und seine Frau erklärt. Im Gegenzug galt ein strenges 
Sanktionssystem: verschiedene Grade des Tadels, Versetzung auf einen niedrigeren 
Posten sowie Ausschluss aus der Partei. Eine Verletzung der staatlichen Disziplin hatte 
rechtliche Konsequenzen wie Entzug von Bonuszahlungen, Entlassung, Verbannung in 
Straflager, Gefängnis oder sogar Hinrichtung zur Folge (vgl. Kornai 1995a, S. 43ff. und 
S. 130ff.).  

 

Veränderung der Transaktionskosten 

Die Auswirkung der zentralen wirtschaftlichen Planung war die Veränderung der 
Transaktionskosten103 in der Gesellschaft und dadurch veränderte sich die Menge der 
Produktionsmöglichkeiten. Die Änderung der Transaktionskosten wurde von der Sub-
stitution der von der Gesellschaft vorgezogenen Gütermenge durch der vom Politbüro 
bevorzugten Gütermenge verursacht. Folglich entstanden zusätzliche Kosten. Erstens 
die Kosten der ökonomischen Planung, die spezifische Transaktionskosten auf formaler 
und auf informeller Ebene verursachten wie z.B. das Volumen an Ressourcen, um die 
Wirtschaftspläne zu erstellen, ihre Durchführung zu überwachen, die Spielregeln beizu-
behalten und zu schützen sowie die Kosten des Lügens und Betrügens der bürokrati-
schen Vorgesetzten (z.B. die Kosten der Erstellung von falschen Berichten). Zweitens 
entstehen Transaktionskosten, weil die Bewertung der Ressourcen nicht gemäß der Prä-
ferenzen der Gesellschaftsmitglieder erfolgte. Dieses Argument geht vom Fehlen des 
Marktpreises aus, also dem Index, der die relative Wichtigkeit der Güter widerspiegelt. 
Mises (S. 87ff.) behauptete schon 1920, dass man ohne Marktpreise keine verlässlichen 
Wirtschaftsrechnungen machen kann. Wenn die Basis der ökonomischen Wirtschafts-
rechnung fehlt, der Preis also, dann kann man von keiner rationalen Produktion aus-
gehen. Für die Planungskommission bedeutete dies, dass sie die knappen Ressourcen 

                                            
103  Zu den Ausführungen bezüglich der Veränderung der Transaktionskosten vgl. Pejovich 1990, S. 97ff. 

und 109ff.  
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nicht effizient aufteilen konnte. Besonderes bei sich verändernden wirtschaftlichen Be-
dingungen stellte dies eine Herausforderung dar (vgl. Harper, S. 77). 

Den Einfluss der Transaktionskostenergiebigkeit auf das Wirtschaftswachstum in einem 
sozialistischen System veranschaulicht Pejovich (1990, S. 110ff.) in Analogie zum Mo-
dell von Wallis und North. Dieses Modell geht von der Annahme aus, dass die Gesamt-
kosten einer ökonomischen Tätigkeit aus der Summe der Produktionskosten und der 
Transaktionskosten bestehen und dass die Senkung der Transaktionskostenergiebigkeit 
eine Effizienzsteigerung bedeutet. Pejovich untersucht ein ehemaliges sowjetisches 
Unternehmen, das zu einem gewissen Zeitpunkt mit einer Produktivitätssteigerung auf-
grund einer Innovation konfrontiert wird. Er konstruiert die Nachfrage- und Angebots-
kurve für Transaktionen des Unternehmens in Abhängigkeit von dem Input und dem 
Output des Unternehmens. Im Falle des Auftretens einer Innovation, verschob sich die 
Nachfragekurve für Transaktionen so, dass zu jedem Preis eine höhere Transaktions-
menge nachgefragt wurde. Die Aussage von Pejovich ist, dass die neue Nachfragekurve 
in einem sozialistischen System sich zum einen auf einem niedrigern Niveau befindet 
und zum anderen unelastischer ist als die Nachfragekurve in einer Marktwirtschaft. Die 
Begründung liegt darin, dass der Manager eines sozialistischen Unternehmens den An-
reiz hatte, die Effekte der Innovation zu unterschätzen und der Planer diese Effekte 
nicht mit Hilfe von Marktsignalen feststellen konnte. Auch wenn der Manager den An-
reiz gehabt hätte, neue Technologien einzuführen, würde er alternative Produktions-
methoden nicht marktgerecht bewerten können, so dass auch das Angebot von Transak-
tionen in diesem Fall unelastischer war als in einer Marktwirtschaft. Durch Nicht-
Wahrnehmung dieser Produktivitätssteigerungen entstanden soziale Opportunitäts-
kosten und somit Wohlfahrtsverluste.  

Eine wichtige Folge der ineffizienten Anreize und der hohen Transaktionskosten pro 
Tausch war der geringe technologische Fortschritt im sozialistischen System. Mehrere 
Autoren sind der Meinung, dass die geringe Innovation und Anpassungsfähigkeit einer 
der Gründe des Scheiterns des sozialistischen Systems war. Roemer sieht das sogar als 
Hauptursache für die sozialistische Ineffizienz. Nach dem Zweiten Weltkrieg konnten 
die sozialistischen Länder eine hohe Wachstumsrate erreichen, weil die Volkswirtschaf-
ten ohnehin zerstört waren und Wachstum ohne sonderliche Innovationen möglich war. 
In den 1980er begann aber das Wirtschaftswachstum mehr von der Innovationsfähigkeit 
einer Volkswirtschaft abzuhängen. Ohne nationale und internationale Marktkonkurrenz 
sah sich kein Unternehmen gezwungen, Innovationen zu fördern (vgl. Roemer 1994, S. 
37ff.).  
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Nach Rosenberg (S. 191ff.) hatte der Mangel an technologischem Wandel zwei Facet-
ten. Es war nicht nur das Problem des Entwickelns neuer Technologien, weil man diese 
unter Umständen auch importieren konnte, sondern die Herausforderung lag vielmehr 
darin, dass man diese Technologie modifizieren, anpassen, instand halten und reparieren 
musste. Dies implizierte die Existenz einer kompetenten Infrastruktur von Fertigkeiten, 
Organisationen und Einrichtungen. Das sozialistische System bot aber keine Anreize, 
um diese Infrastruktur aufzubauen. Dadurch, dass die Erfüllung der Pläne das oberste 
wirtschaftliche Ziel war, wurden langfristige Ziele vernachlässigt. Wenn eine neue 
Technologie kurzfristig Verluste und somit zur Nicht-Einhaltung des Jahresplanes zur 
Folge hatte, aber langfristig Gewinne einbrachte, wurde sie nicht eingeführt. Der Grund 
war, dass diejenigen Individuen, die den Plan nicht erfüllten, sanktioniert wurden, wäh-
rend eine bessere Leistung nicht belohnt wurde. Rosenberg nennt als weiteren Grund für 
die geringe technische Innovation den Gigantismus der staatlichen Unternehmen. Ihre 
Größe wurde vom Parteiapparat festgelegt und war nicht das Resultat historisch ge-
wachsener wirtschaftlicher Entwicklung. Der Grund, weswegen man sich für diese 
Größe entschied, war nicht wirtschaftlicher Natur, d.h. es war nicht das Ergebnis einer 
vertikalen Integration mit dem unternehmerischen Ziel der Senkung von Transaktions-
kosten, sondern es ging nur um die Senkung von Kontrollkosten der Planungs-
kommission. 

Die Argument von Pejovich (1990, S. 99) in der Erklärung des geringen technischen 
Fortschritts basiert auf dem Entscheidungsprozess für eine Innovation. Die Entschei-
dungen zur Einführung von produktiveren Maßnahmen konnten nicht vom Manager des 
Unternehmens individuell getroffen werden. Er musste seine Parteivorgesetzten von der 
Idee überzeugen, diese wiederum mussten ihre Vorgesetzten überzeugen usw. In diesem 
Fall waren die Kosten, um neue Ideen durch den Parteiapparat durchzusetzen, hoch. 

 

4.4.2 Wandel der internen Institutionen 

 

Der radikale Wandel der externen Institutionen nach dem Zweiten Weltkrieg führte zu 
einer Nicht-Übereinstimmung des institutionellen Rahmens mit den existierenden inter-
nen Institutionen. Aus diesem Grund nahm die Durchsetzung der neuen gesetzlichen 
Regelungen viel Zeit in Anspruch, beispielsweise die Kollektivierung in der Landwirt-
schaft. Aber die strikten Kontroll- und Sanktionsmechanismen des sozialistischen Sys-
tems hatten trotzdem eine beschleunigende Wirkung auf den Wandel der internen In-
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stitutionen, so dass er viel schneller erfolgte als im Falle eines graduellen Wandels. Zu-
dem wären die alten Verhaltensweisen unter den neuen Bedingungen nicht mehr effi-
zient. Deswegen entwickelten sich mit der Zeit neue interne Institutionen auf politischer 
und bürokratischer Ebene sowie auf der Ebene der individuellen Transaktionen.  

Eine erste interne Institution ist das Verhalten der verhandlungsmächtigen Akteure, z.B. 
der Mitglieder des Parlaments, der Regierung und des Parteiapparats: Es existierte ein 
Unterschied zwischen ihren verfassungsrechtlichen und ihren tatsächlichen Kompeten-
zen. Bei der Betrachtung der Verfügungsrechte, muss zwischen den formalen und den 
informellen Regelungen unterschieden werden. Formal gesehen, hatten die meisten In-
dividuen keine Verfügungsansprüche an Ressourcen, Produktion oder Einnahmen. Wie 
bei der Analyse der Kompetenzen der Akteure festgehalten wurde, hat das wirtschaftli-
che System trotzdem informell begrenzte Verfügungsansprüche möglich gemacht. Auch 
Boettke und Leeson (S. 7ff.) weisen darauf hin, heben aber die Ineffizienz dieser Rechte 
hervor. So war z.B. die informelle Verfügungsrechtsstruktur unterschiedlich von der 
formalen, weil die Politiker fast alle Kontrollrechte hatten, jedoch keine Rechte über 
den Cash-Flow. Die Manager hatten einige Kontrollrechte, aber auch keine Rechte über 
den Cash-Flow. Zudem war das Interesse der Politiker weit entfernt vom öffentlichen 
Interesse.104 Dieser Unterschied zwischen den formalen und den informellen Kompeten-
zen der Akteure ist auch die Erklärung für die willkürliche Durchsetzung von Gesetzen, 
z.B. bei der Fälschung der Wahlen.  

Eine zweite interne Institution, welche einen entscheidenden Einfluss auf die wirt-
schaftliche Entwicklung hatte, war die informelle oder zweite Wirtschaft.105 Der Begriff 
beinhaltet alle Gebiete der wirtschaftlichen Aktivität, die offiziell als inkonsistent mit 
der ideologisch dominanten Art der wirtschaftlichen Organisation sind, d.h. illegale, 
semi-legale aber auch legale Aktivitäten, die ideologisch „suspekt“ sind (Łoś, S. 2). Die 
informellen Wirtschaftssektoren entstanden als Folge der Mangelwirtschaft und waren 
im sozialistischen System die einzigen Sektoren in denen sich reale Marktpreise, in Ab-
hängigkeit von Angebot und Nachfrage, bildeten. Brezinski und Petersen (S. 69ff.) 
identifizieren anhand dieser Definition drei Kategorien der Zweiten Wirtschaft in Ru-
mänien:106  

                                            
104  Daraus folgern Boycko et al., dass eine Transformation in ersten Linie eine Entpolitisierung der 

Eigentumsrechte und im zweiten Schritt eine effektive Unternehmenssteuerung voraussetzt (vgl. 
Boycko et al., S. 36 und S. 65). 

105  Vgl. Sampson, Grossmann sowie Łoś. In dieser Arbeit werden die Begriffe ‚informelle Wirtschaft’, 
‚zweite Wirtschaft’ und ‚Schattenwirtschaft’ als synonym verwendet.  

106  Außerdem spricht Brezinski über die legale zweite Wirtschaft innerhalb der ersten, wie z.B. private 
Unternehmen oder Tochtergesellschaften, die innerhalb der staatlichen Unternehmen funktionierten. 
Diese Form der informellen Wirtschaft existierte aber in Rumänien nicht.  
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 Die legale zweite Wirtschaft, welche parallel zur ersten Wirtschaft funktionierte. 
Damit sind beispielsweise private Landwirtschaftsbetriebe, private Anbieter von 
Dienstleistungen, private Bau- und Handwerksbetriebe und andere tolerierte 
Aktivitäten wie z.B. Nachhilfeunterricht gemeint. 

 Die illegale zweite Wirtschaft, welche innerhalb der ersten Wirtschaft funktio-
nierte. Hier beziehen sich Brezinski und Petersen insbesondere auf die Schwarz-
produktion innerhalb staatlicher Unternehmen, auf Diebstahl, Verkauf zu höhe-
ren Preisen, als die staatlich festgelegten, und Korruption. 

 Die illegale zweite Wirtschaft, welche parallel zur ersten Wirtschaft existierte. 
Unter dieser Kategorie fallen die nicht gemeldeten Erträge aus der Landwirt-
schaft, der Handel mit konvertierbaren Devisen sowie der Tauschhandel.107 

Die Marktteilnehmer im informellen Sektor waren auf der Anbieterseite die Verkäufer 
aus dem informellen Privatsektor und auf der Nachfragerseite private Haushalte, Unter-
nehmen aus dem formalen oder aus dem informellen Privatsektor. Der Vorteil der in-
formellen Wirtschaft gegenüber der Planwirtschaft war die Tatsache, dass sich auf den 
informellen Märkten Marktpreise in Abhängigkeit von Angebot und Nachfrage bilden 
konnten. Diese Preise waren höher als die administrativen Verbraucherpreise aufgrund 
der unzureichenden Versorgung durch den öffentlichen Sektor und das niedrige Niveau 
der staatlich festgelegten Preise (vgl. Kornai 1995a, S. 173f.). Die höheren Preise waren 
auch der Grund für die Entstehung einer unterdrückten Inflation in der Wirtschaft. So 
führte ein Einkommenszuwachs nicht zu einem Anstieg des staatlich regulierten Preises 
für das nachgefragte Gut, sondern zu Warteschlangen. Der Preis für das Gut stieg aber 
auf dem informellen Markt, weil die Konsumenten bereit waren, Bestechungsgeld zu 
zahlen, um das Gut zu erhalten (vgl. Pejovich 1990, S. 105).  

Eine dritte interne Institution ist die Entwicklung einer lockeren Arbeitsdisziplin in allen 
staatlich kontrollierten Bereichen aufgrund des ineffizienten Anreizsystems. Das Fehlen 
einer klaren Definition der Verfügungsrechte sowie die geringen Sanktionen gegen Ver-
spätung, Abwesenheit und Trittbrettfahrerverhalten sind die Ursachen hierzu. Insbeson-
dere die weiche Budgetrestriktion für die Manager hatte zur Folge, dass sie einen gerin-
gen Anreiz hatten, effiziente Überwachungsmechanismen in den Unternehmen ein-
zuführen.  

                                            
107  Zu Existenz des Tauschhandels in Rumänien vgl. România Liberă, 13. Oktober 1983, zitiert in 

Deletant 1995, S. 19. 
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Das Verhalten der Akteure im Rahmen informeller Organisationen stellt eine vierte in-
terne Institution dar. Diese Organisationen erklären nach Olson und Murrell das Auf-
treten der „institutionelle Sklerose“ in autokratischen Zentralplanwirtschaften. In diesen 
Gesellschaften gab es meistens eine Person, die den Anreiz hatte, die Volkswirtschaft 
schnell auf einen hohen Entwicklungsstand zu bringen. Das war der diktatorische An-
führer, welcher Verfügungsrechte über die Wirtschaft und Gesellschaft hatte und völlig 
über den Gesamtertrag der Gesellschaft verfügen konnte, wie ein Eigentümer über sein 
Unternehmen. So wie der Eigentümer den Anreiz hat, sein Unternehmen wertvoll und 
hoch produktiv zu machen, hatte der Diktator (Olson und Murrell beziehen sich auf 
Stalin) diesen Anreiz für sein Land. Sein Gewinn daraus war Prestige, Macht und inter-
nationaler Einfluss. Der Grund, warum die Anführer der Zentralplanungswirtschaften 
hohe Investitionen tätigten, war, dass auch erwartetes zukünftiges Wachstum der Macht 
eines Landes einen gegenwärtigen Wert im internationalen Wettbewerb hat, insbeson-
dere wenn die Gesellschaft oder ihr Anführer glaubten, dass andere gesellschaftliche 
Formen keine Überlebenschancen hatten. Folglich erzielten die sozialistischen Systeme 
höhere Wachstumsraten in den ersten Jahrzehnten mit dem Preis der Konsumeinschrän-
kung. Die Verlangsamung des Wachstums erfolgte, weil bei stabilen Rahmenbedingun-
gen Kollusion und andere Arten von kollektivem Handeln auftraten. Es kam zu 
informellen Organisationen zwischen hochgestellten und mittleren Verwaltern sowie 
zwischen Managern von Unternehmen, die den Informationsfluss nach oben beein-
trächtigten. Beispielsweise konnten der Anführer und seine Planungskommission nicht 
jederzeit wissen, welche technologischen Neuerungen für jeden Bereich zu erhalten wa-
ren. Sie hingen von den Experten und den Managern ab, die das kollektive Interesse 
hatten, das produktive Potenzial zu unterschätzen. Es entstand ein Wettbewerb unter 
den Bürokraten. Sie hatten Anreize, ihr Versagen nicht öffentlich zu machen und des-
halb ein niedriges Potenzial ihrer zugeteilten Ressourcen zu melden. Sie gewannen also, 
wenn ihre Kollegen Fehler machten. Der höhergestellte Bürokrat konnte daraus Nutzen 
ziehen und mehr Informationen gewinnen. 

Murrell und Olson wagen die Vermutung, dass die Diktatur des Anführers und des 
Politbüros irgendwann verschwindet und von einer größeren Gruppe von höheren Büro-
kraten und Mitglieder des Parteiapparates ersetzt wird. Wenn diese Gruppe zu groß 
wird, gehört die Gesellschaft niemandem mehr und niemand hat den Anreiz, sie pro-
duktiv zu machen. Es folgen der Kollaps oder die Transformation. Der Erklärungsansatz 
der „institutionellen Sklerose“ trifft also auch auf sozialistische Systeme zu, wobei hier 
nicht die Interessensgruppen die Hauptakteure sind, sondern die informellen Organisati-
onen. In Rumänien trifft solche Sklerose insbesondere auf der die mittlere Hierarchie-
ebene zu. Auf hoher Hierarchieebene war aber die Bildung von Kollusionen wenig 
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wahrscheinlich, weil die Macht von Ceauşescu dadurch erhalten blieb, dass er wichtige 
Amtsträger entweder aus Familienmitgliedern rekrutierte oder sie willkürlich rotieren 
ließ.  

 

4.5 Ceauşescus Autokratie 

 

Ab 1965, dem Jahr der Machtübernahme Ceauşescus, nahmen die Zentralisierung, die 
Parteikontrolle und die autokratische Macht zu. Die Ziele waren eine schnelle Industri-
alisierung, eine autonome Außenpolitik,108 wirtschaftliche Unabhängigkeit durch die 
Abbezahlung von Schulden und die Stärkung des Nationalstaates. 

Die Stärkung der Autokratie erfolgte erstens durch die Einführung der parteilich-staatli-
chen Organisationen, die vorwiegend von Ceauşescu oder seiner Frau geleitet wurden 
(siehe 4.2); zweitens durch die willkürliche Rotation der hohen parteilichen Amts-
inhaber: So wie in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg und in der Zwischenkriegszeit die 
Könige liberale und konservative Regierungen rotieren ließen, um Machtkollusionen zu 
verhindern, ließ Ceauşescu die familienfremden Amtsinhaber rotieren (die ‚Rotation der 
Kader’). Um höhere Posten zu erlangen, waren sie gezwungen miteinander um die 
Gunst des Autokraten zu konkurrieren. Dadurch stiegen die Kosten einer Koalitionsbil-
dung gegen Ceauşescu an. Drittens besetzte Ceauşescu Schlüsselpositionen in der Par-
tei- und Staatshierarchie mit Familienmitgliedern, die seiner Politik treu waren. Die 
Amtsnachfolge Ceauşescus sollte angeblich einer seiner Söhne antreten. Georgescu 
(1988) spricht in diesem Zusammenhang von einem „dynastischen Sozialismus”.  

Eine höhere Zentralisierung bewirkte der Mitte der 1970er Jahre eingeführte Einheitli-
che Nationale Plan, welcher die Planung und Allokation der gesamten materiellen und 
humanen Ressourcen des Landes umfasste, also nicht nur des staatlichen Sektors (vgl. 
Orescu, S. 17). 1969 wurden die industriellen Zentralen (rum: centrale industriale) ein-
geführt, die formal die Dezentralisierung der Planung als Ziel hatten. Faktisch aber wa-
ren sie weitere Kontrollorganisationen, die hierarchisch zwischen den Ministerien und 
den einzelnen Betrieben lagen.  

                                            
108  1967 wurden diplomatische Beziehungen mit der Bundesrepublik Deutschland und 1973 Handels-

beziehungen mit der Europäischen Gemeinschaft aufgenommen. 1975 erhielt Rumänien die Meist-
begünstigungsklausel von den USA. Rumänien trat internationaler Organisationen und Abkommen 
bei, beispielsweise GATT (1971) sowie IWF und Weltbank (1972). 
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Um hohe Zuwachsraten in der Industrie zu erhalten, wurden in den 1970er Jahren hohe 
Auslandsschulden aufgenommen. Nach der Wirtschaftskrise Ende der 1970er wurden 
zwar zeitweise wieder positive Wachstumsraten erzielt, das Durchschnittswachstum war 
aber -0,1 Prozent.109 Ceauşescus Ziel in den 1980ern, die Auslandsschulden vor ihrer 
Laufzeit zurück zu bezahlen, konnte somit nur durch die Erhöhung der Exporte, die 
Senkung der Investitionen und der Subventionen und die noch stärkere Beschränkung 
des Konsums erreicht werden. So wurden die qualitativ schlechten Exportprodukte zu 
Dumping-Preisen angeboten und der Konsum wurde durch Preissteigerungen bei Le-
bensmittelprodukten, Lohnsenkungen und Rationierung der Lebensmittel noch stärker 
eingeschränkt. Kurzfristig wurden auch andere Maßnahmen eingeführt, wie z.B. ein ter-
ritoriales Selbstbeschaffungsprogramm. Dieses sah die Lebensmittelmengen vor, die in 
einer bestimmten Region für die Versorgung der Bevölkerung nach offiziellen Vor-
gaben ‚notwendig’ waren und beschränkte den Warenaustausch der Regionen unter-
einander. Die Mengen waren nach Regionen differenziert. Die Folgen wirkten sich stark 
auf den Lebensstandard und die Zufriedenheit der Bevölkerung aus. Eine weitere Maß-
nahme zur Erhöhung der Staatseinnahmen war die Veräußerung von Unternehmens-
aktien. Ab 1982 wurden Angestellte der staatlichen Unternehmen durch ein Gesetz dazu 
verpflichtet, Gesellschaftsaktien aus dem Unternehmen zu kaufen, damit sie ein höheres 
Interesse am Erfolg des Unternehmens hatten (vgl. Orescu, S. 19). Faktisch bedeutete es 
aber keine Veränderung der Eigentumsrechtsstruktur.  

Die Stärkung des nationalen Staates wurde durch mehrere Hebel erreicht. Erstens durch 
die Verbreitung einer national-kommunistischen Ideologie (vgl. Boia 2002a, S. 125ff.) 
mit Hilfe von Propagandamaßnahmen, z.B. der Glorifizierung der Vergangenheit, und 
der Errichtung von Statussymbolen, wie z.B. das ‚Haus des Volkes’ (das heutige Parla-
mentsgebäude in Bukarest); zweitens durch eine autonome Außenpolitik und dem Er-
langen finanzieller Unabhängigkeit und drittens durch einen forcierten Bevölkerungs-
zuwachs.110 Eine größere Bevölkerung bedeutete mehr Arbeitnehmer, ein höheres 
Bruttoinlandsprodukt, höhere Steuereinkünfte und folglich eine Stärkung der autoritären 
Macht. 

 

 

 

                                            
109  Siehe Fußnoten 80 und 81 hier im Text.  
110  Beispielsweise waren in Rumänien Abtreibung und Verhütung verboten und jeder Staatsbürger, der 

älter als 25 Jahre und kinderlos war, musste eine spezielle Staatsabgabe zahlen.  
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Die Revolution 

Die ‚Goldenen Ära’, so wie Ceauşescus Amtszeit offiziell genannt wurde, fand ihr Ende 
in der Revolution von 1989. Am 15. Dezember sammelte sich in Timişoara eine größere 
Gruppe Demonstranten, um die Verhaftung des regimekritischen protestantischen Pas-
tors Lászlo Tökes zu verhindern. Die Protestaktion wurde jedoch gewaltsam unter-
drückt, was der übrigen Bevölkerung durch die Sendungen von Radio Free Europe be-
kannt wurde. Als am 21. Dezember Ceauşescu eine Massenkundgebung in Bukarest or-
ganisierte, fingen spontan Protestrufe an, die zu einer Massendemonstration führten. Es 
folgte eine blutige Repression der Demonstranten. Die Revolution endete mit der Fest-
nahme und der Hinrichtung von Ceauşescu und seiner Frau am 25. Dezember. Bereits 
am 22. Dezember verweigerte die Armee die Befehlsdurchführung. Die neu gegründete 
Front der Nationalen Rettung (rum.: Frontul Salvării Naţionale) unter der Führung von 
Ion Iliescu, einem ehemaligen Mitglied des Zentralkomitees, übernahm die Staats-
führung. 

Der genaue Ablauf des Sturzes des autokratischen Systems ist noch umstritten. 
Cesereanu fasst alle existierenden Theorien zusammen und teilt sie in drei Kategorien 
ein. Erstens existiert die Idee der ‚reinen’ Revolution, die von den Bürgern spontan aus-
gelöst wurde, so wie oben beschrieben. Sie wird von Beteiligten an der Revolte in 
Timişoara, von einigen politischen Akteuren, die unmittelbar nach der Revolution die 
politische Macht ergriffen, sowie von einigen Historikern vertreten. Zweitens hat die 
Idee eines Staatsstreichs viele Anhänger gefunden. Einige Autoren vertreten die Idee 
eines Staatsstreiches, der von Organisationen aus dem Ausland geplant wurde, wie z.B. 
den sowjetischen und den US-amerikanischen Geheimdiensten. Andere vertreten die 
Idee eines internen Staatsstreiches, der von Mitgliedern der Securitate, der Armee und/ 
oder des Parteiapparates organisiert wurde. Schließlich gibt es die ‚hybride’ Theorie, 
welche besagt, dass die Revolution spontan entstand, gewisse Gruppen nutzten aber die 
Instabilität, um ihre eigenen Ziele zu erreichen.  

Aus der Sicht der Logik des kollektiven Handelns ist die spontane Revolution schwierig 
zu erklären (vgl. Kirsch). Kirsch formuliert mit Hilfe der Olsonschen Gruppentheorie 
eine „Theorie des Putsches“ und kommt unter anderem zu der Schlussfolgerung, dass 
Ceauşescus Sturz ein Staatsstreich war, der von mittleren Securitateoffizieren organi-
siert wurde. Nach Kirsch kann der Sturz eines Diktators nur durch eine Gruppe erfol-
gen, die den Sturz organisierten kann und will. Kirsch analysiert nun alle möglichen 
umstürzenden Gruppen eines autokratischen Machtsystems aus der Sicht der 
Olson’schen Gruppentheorie: die unteren, die oberen und die mittleren Chargen. Für die 
unteren Chargen, wäre der aus einem Regimesturz resultierende Gewinn zu klein und 
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selbst selektive Anreize wie z.B. eine Auszeichnung wären ungenügend, um die Mit-
glieder zu motivieren. Olsons Gruppentheorie besagt nämlich, dass für die Mitglieder 
einer großen Gruppe der Anreiz groß ist, sich bei der Bereitstellung eines Kollektiv-
gutes als Trittbrettfahrer zu verhalten. Das gilt nach Olson auch für den Sturz autokrati-
scher Systeme.111 Bei der Organisierung einer Revolution sind die privaten Kosten eines 
Gruppenmitglieds hoch, Gefängnisstrafe oder sogar Tod, während der private Nutzen 
gering ist. So werden die Gruppenmitglieder keinen Anreiz haben, sich an der Bereit-
stellung des Kollektivgutes Demokratie zu beteiligen. Nur unter Voraussetzung einer 
ideologischen Entschlossenheit kann davon ausgegangen werden, dass die Teilnehmer 
höhere Kosten auf sich nehmen und eine Revolution starten (North 1992, S. 107). In 
Rumänien gab es aber keine alternative klar definierte ideologische Richtung, die eine 
große Verbreitung gefunden hatte oder einen anerkannten führenden Systemgegner. Die 
Ausnahme waren die regimekritischen Sendungen von Radio Free Europe, die eine 
breite Masse erreichten, aber kein klares ideologisches Konstrukt boten und auch keine 
Führungsfunktionen übernahmen.  

Für die oberen Chargen eines autokratischen Systems gilt Olsons Theorie der kleinen 
Gruppen. Würden sie den Diktator umstürzen, so würden sie sein Erbe antreten. Trotz-
dem stürzen sie den Diktator aus folgenden Gründen nicht: Erstens haben sie bereits 
hohe Privilegien und das Risiko, das mit einer Verschwörung verbunden ist, ist sogar im 
Vergleich zu den selektiven Anreizen groß. Zweitens hätten sie Schwierigkeiten mit der 
Geheimhaltung des Planes aufgrund der Nähe zum Diktator. Für Rumänien gibt es zwei 
weitere Gründe, weshalb die obersten Amtsinhaber keinen Anreiz hatten, einen Sturz zu 
organisieren. Zum einen mussten die Amtsinhaber häufig rotieren und zum anderen wa-
ren die oberste Ränge mit Vertrauten und Familienmitglieder besetzt, welche ähnliche 
Interessen hatten wie der Diktator selbst.  

Folglich bleiben nur die mittleren Chargen als potenzielle Verschwörer im Spiel. Sie 
befinden sich hoch genug in der Hierarchie, um Macht über Soldaten zu haben und In-
formationen zu besitzen. Nach der Argumentation des kollektiven Handelns reicht eine 
kleine oder mittlere Gruppe aus, um den Sturz zu organisieren. Zudem haben die Mit-
glieder dieser Gruppe hohe positive selektive Anreize: Sie verfolgen den Sturz des 
Diktators, aber nicht der Diktatur, so dass es im Falle eines erfolgreichen Sturzes ein 
Mitglied der Verschwörergruppe die Stelle des Diktators einnehmen kann. Dadurch, 
dass sie der Bevölkerung nicht bekannt sind, kann gleich ‚ein neuer Anfang’ verkündet 
werden, obwohl das Ziel der Verschwörer eine weitere Diktatur und keine Demokratie 
ist. Wendet man diese Theorie auf die rumänische Wende 1989 an, so ist die Folgerung, 

                                            
111  Vgl. hierzu Olson 1992, S. 8ff. und Olson 1993, S. 573f.  
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dass Ceauşescu von Mitgliedern der mittleren Hierarchieebene des bürokratischen oder 
Parteiapparates112 gestürzt wurde. Die Annahme des Staatsstreiches würde auch die Tat-
sache erklären, weshalb die Armee und die Miliz die Befehlsdurchführung zur Repres-
sion der Demonstranten verweigerten und somit eine entscheidende Rolle für den Aus-
gang der Revolution gespielt haben. Die Erkenntnis von Tullock (1965, S. 53ff.), dass 
es zu einer erfolgreichen Revolution nur dann kommen kann, wenn die Armee und Poli-
zei ineffizient oder passiv sind, wird also auch hier bestätigt. 

 

4.6 Zusammenfassung 

 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das sozialistische System in Rumänien 
nicht als Folge einer pfadabhängigen Entwicklung der Gesellschaft entstand. Es war im 
ersten Schritt eine aufgezwungene Kopie des stalinistischen Modells in der Sowjetunion 
mit den typischen Institutionen des staatlichen Eigentums an die Produktionsmittel, der 
Zentralplanwirtschaft und des Parteimonopols. Somit wurde Ende der 1940er die Mehr-
heit der natürlichen und nicht-natürlichen Ressourcen des Landes verstaatlicht oder 
kollektiviert, das Handeln aller wirtschaftlichen Akteure wurde in Wirtschaftsplänen 
festgelegt und die kommunistische Partei wurde zur einzigen erlaubten Partei in Rumä-
nien. Im zweiten Schritt entwickelte das System eigene Institutionen und Organisations-
formen, welche die autokratische Macht stärkten. Beispiele hierfür sind die hohe Ent-
scheidungszentralisierung durch die Gründung der hybriden parteilich-staatlichen Orga-
nisationen und das Rotationsverfahren der parteilichen Amtsinhaber.  

Die Effekte der Institutionen des sozialistischen Systems waren die Veränderung der 
Anreizstruktur und die Veränderung der Transaktionskosten in der Gesellschaft. Die 
Ursachen der veränderten Anreizstrukturen waren die Privilegien der Bürokraten, das 
autokratische System sowie die Informationsprobleme, die innerhalb und zwischen den 
bürokratischen Akteuren und den Wirtschaftakteuren auftraten. Eine Ursache für die 
Veränderung der Transaktionskosten war das Fehlen eines Marktmechanismus. Somit 
wurde die von der Gesellschaft vorgezogene Gütermenge mit der vom Politbüro vor-
gezogenen Gütermenge substituiert. Zudem fehlten die Marktpreise, so dass die Res-
sourcen nicht gemäß den Präferenzen der Gesellschaftsmitglieder bewertet werden 
konnten.   

                                            
112  Möglich ist z.B. die Beteiligung von Mitgliedern der Armee, der Securitate und verschiedener 

Ministerien.  
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Diese Veränderungen verhinderten ein langfristiges positives Wirtschaftwachstum: zum 
einen, da sie den technologischen Fortschritt behinderten und zum andern, weil ineffi-
ziente interne Institutionen entstanden. Beispiele für ineffiziente interne Institutionen 
sind die Entstehung informeller Kollusionen, die Schattenwirtschaft, der Unterschied 
zwischen den verfassungsrechtlichen und den tatsächlichen Kompetenzen der bürokrati-
schen Akteure und die lockere Arbeitsdisziplin.  

Eine weitere Folge des sozialistischen Systems in Rumänien war die Verhinderung der 
Reformen. Während andere osteuropäische Staaten schon in den 1980ern einige Refor-
men des Systems einleiteten, konnte die Wende in Rumänien nur durch einen gewalt-
samen Sturz erfolgen. Es folgte eine Debatte bezüglich des Ablaufs des Sturzes von 
Ceauşescu. Drei Theorien der Revolution wurden aufgestellt: die erste geht von einer 
‚reinen’ Revolution aus, die zweite von einem Staatsstreich und die dritte von einer 
spontanen Revolution, von der gewisse Gruppen profitierten. Nach Anwendung der 
Theorie der Interessensgruppen durch Kirsch war der Sturz Ceauşescus ein Staats-
streich, der von mittleren Securitateoffizieren organisiert wurde, mit dem Ziel der Bil-
dung einer neuen Autokratie. 
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5 Institutioneller Wandel in der Transformationszeit 1990-2005 

 

Das Ziel dieses Kapitels ist es, die wichtigsten institutionellen Veränderungen in Rumä-
nien und deren Ursachen zwischen 1990 und 2005 zu analysieren. Dabei wird zum ei-
nen die Neugestaltung des institutionellen Rahmens und dessen Wirkung auf die wirt-
schaftliche Entwicklung analysiert und zum anderen wird die Pfadabhängigkeit der 
wirtschaftlichen Entwicklung untersucht. Die Rolle der Pfadabhängigkeit wird durch die 
Kontinuität einiger institutioneller Arrangements aus der Zeit vor 1945 und der sozia-
listischen Zeit hervorgehoben. Nach einer einleitenden Übersicht zum Thema Trans-
formation werden im ersten Abschnitt die wichtigsten innenpolitischen und im zweiten 
Abschnitt die wirtschaftlichen Veränderungen ab 1990 kurz erläutert. Der dritte 
Abschnitt analysiert die wirtschaftlichen, politischen und sozialen Akteure, die wichtig-
sten institutionellen Veränderungen seit 1990 und die wirtschaftlichen Effekte des 
neuen Institutionenrahmens. Der letzte Abschnitt fasst die wichtigsten Aussagen des 
Kapitels zusammen. 

Vom Standpunkt der Neuen Institutionenökonomie ist die Transformation von Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystemen ein Vorgang, bei dem ein gesellschaftliches Regel-
system gegen ein anderes vollständig ausgetauscht werden muss, weil das bestehende 
System durch Krieg oder Krisen aus dem Gleichgewicht geraten ist (vgl. Adamovich, S. 
26). Dabei kann sie als Grenzfall des langfristigen Wandels von Wirtschaftssystemen 
interpretiert werden: Der langfristige Wandel erfolgt graduell, die Transformation aber 
radikal (vgl. Streit, S. 3892). Es müssen sowohl der Wandel von einer Planwirtschaft zu 
einer Marktwirtschaft als auch der Übergang von einem autoritären zu einem demokra-
tischen Regierungssystem betrachtet werden.113 Ein Beweis dafür, dass die Institutionen-
ökonomie dafür geeignet ist, die Prozesse der Transformation zu untersuchen und zu 
gestalten, ist nach Stiglitz (1999, S. 3ff.) die gescheiterte Reform in den Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion. Sie sei das Ergebnis eines falschen Verständnisses der 
Grundlagen der Marktwirtschaft und des gescheiterten Anpackens der Reformen. Dabei 
ist es nicht nur wichtig den „ökonomischen Lehrbuchmodellen“ zu folgen – ins-
besondere der Neoklassik–, sondern es ist von hoher Bedeutung auch die Informations-
probleme, die Transaktionskosten und die Kultur in Betracht zu ziehen. Beispielsweise 
existierte unmittelbar nach der Wende ein Mangel an unternehmerischen Fähigkeiten, es 

                                            
113  Adamovich (S. 25) weist darauf hin, dass viele Ökonomen unter Transformation oft nur den Wandel 

von Plan- zu Marktwirtschaften verstehen, Politikwissenschaftler hingegen nur den Übergang von 
autoritären zu demokratischen Regierungssystemen. 



 

 

149

gab keine Kultur der Unternehmensgründung und die Institution des Bankrotts musste 
zunächst entstehen und muss noch als Teil des Wirtschaftswandels akzeptiert werden. 

Das Ziel der Transformation von einer Zentralplanwirtschaft zu einer Marktwirtschaft 
ist das Erreichen funktionierender Institutionen des Kapitalismus. Die wichtigsten In-
stitutionen des Kapitalismus sind nach Pejovich (1990, S. 28ff.) die privaten Verfü-
gungsrechte an produktivem Vermögen, die Vertragsfreiheit und eine konstitutionelle 
Regierung. Die Verfügungsrechte bieten Anreize für die Individuen, ihr Vermögen pro-
duktiv zu nutzen. Die Vertragsfreiheit senkt die Kosten der Identifizierung dieser An-
reize. Sie hat drei ökonomische Funktionen: Erstens verwirklicht sie die Beziehung zwi-
schen den vorherrschenden Verfügungsrechten und ihrem ökonomischen Wert, zwei-
tens ermöglicht sie die zeitverschobene Transaktion und drittens senkt sie die Transak-
tionskosten. Die Regierung in einer kapitalistischen Gesellschaft hat die Aufgaben, das 
Wirtschaftsgeschehen zu überwachen und die Regeln durchzusetzen.  

Eine ausführlichere Darstellung der Institutionen des Kapitalismus bieten Kasper und 
Streit (S. 432ff.). Danach beziehen sich die Institutionen des Kapitalismus auf Indivi-
duen, Unternehmen, die Regierung und internationale Beziehungen. Für Individuen 
müssen die bürgerlichen, wirtschaftlichen und politischen Freiheiten gesichert werden 
und die private Verantwortung festgesetzt werden. Für Unternehmen müssen zusätzlich 
die Unabhängigkeit der Entscheidungen, die Vertragsfreiheit und die Haftpflicht ge-
regelt werden. Die Regierung muss die Rechtsstaatlichkeit hüten, den Agentenopportu-
nismus eindämmen, die Subsidiarität sichern und die Umverteilung koordinieren. Auf 
internationaler Ebene muss die Wirtschaft einen hohen Öffnungsgrad erreichen. Nach 
Kasper und Streit sind die wichtigsten ökonomischen Institutionen des kapitalistischen 
Systems private und autonome Verfügungsrechte sowie die spontane Koordination ihrer 
Besitzer durch Konkurrenz (vgl. Kasper und Streit, S. 175). Obwohl das kapitalistische 
System heutzutage stark verbreitet ist, werden reine Formen in der Realität selten an-
getroffen. 

Nach der Implosion des sozialistischen Systems in Osteuropa entwickelte sich die 
Transformationsforschung rasant. Dabei ist ihr Hauptthema, auf welchem Weg die Ent-
stehung kapitalistischer Institutionen in den ehemaligen sozialistischen Staaten erreicht 
werden soll. Innerhalb kürzester Zeit kristallisierten sich die zwei wichtigen konkurrie-
renden Ansätze der Transformationsforschung heraus: die Big Bang Theorie und die 
Gradualismustheorie.   

Die Vertreter der Big Bang Theorie empfehlen als Transformationsstrategie eine 
Schocktherapie, d.h. die schnelle Durchführung von Reformen und die Sicherung ihrer 
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Irreversibilität. Im Rahmen dieser Theorie ist die Geschwindigkeit entscheidend, ob-
wohl das Risiko eines hohen politischen Widerstands besteht. Der Grund für den mögli-
chen politischen Widerstand ist die Tatsache, dass die Akteure ihren erwarteten Nutzen 
aus den institutionellen Veränderungen nicht realistisch einschätzen können.114 Die 
Theorie wurde stark von Lipton et al. (1990a und 1990b) geprägt, die eine Strategie zur 
Transformation in Polen erarbeiteten. Dabei gehen viele Transformationsforscher von 
der Annahme eines „institutionellen Vakuums“ in den Gesellschaften des ehemaligen 
Ostblocks aus (Bunce und Csanádi), welches in kürzester Zeit mit neuen Institutionen 
zu füllen sei. Aus Sicht der vorliegenden Arbeit, die der geschichtlichen Entwicklung 
der Institutionen eine große Rolle einräumt, wird aber diese Annahme verneint. Kasper 
und Streit (S. 439) plädieren ebenso für die Big Bang Theorie, da aus ihrer Sicht die 
graduelle Transformation drei wichtige Nachteile aufweist. Erstens haben alte und neue 
Interessenskoalitionen mehr Zeit, um sich zu bilden und Widerstand zu weiteren Ver-
änderungen zu leisten. Zweitens kommt es zu Verzerrungen der relativen Preise, da 
nicht alle Wirtschaftssektoren gleichzeitig liberalisiert werden. Drittens kommt es zu 
einer höheren Instabilität und zum Effektivitätsverlust in der Koordination, da die An-
ordnungen für verschiedene Sektoren miteinander inkompatibel sind.  

Die Gradualisten hingegen sehen die Schocktherapie als ‚utopisches Social Enginee-
ring’, das mit dem zwanghaften Ersetzen der demokratischen Strukturen durch autori-
täre Strukturen – wie im Falle des Sozialismus – starke Ähnlichkeit hat.115 Die Refor-
men sollten in einer gewissen Reihenfolge implementiert werden, so dass die Erfolge 
der ersten Reformen als Basis für die nächsten Reformen dienen. Die Ausgangspunkte 
für erfolgreiche Strukturreformen sollten dabei die Probleme des Sozialismus sein: die 
Informationsprobleme, die Transaktionskosten, die Kultur und die ineffiziente Anreiz-
struktur.116 Die Liberalisierung der Preise, die Privatisierung und die Wettbewerbs-
freiheit sollten daher nicht als Zweck betrachtet werden, sondern als Mittel zur Errei-
chung effizienter Anreizstrukturen und zur Beseitigung des Informationsproblems.  

Rumäniens Gesetzgeber haben eine graduelle Transformation eingeleitet und die insti-
tutionellen Reformen nur schrittweise implementiert. Weil es aber zu häufigen Regie-
rungswechseln und implizit zu häufigen Gesetzesänderungen kam, war der institutio-

                                            
114  Beiträge zur Big Bang Theorie stammen z.B. von Lipton et al. (1990a und 1990b), Balcerowicz sowie 

Boyko et al. 
115  Vgl. z.B. Stiglitz 1999, Murrell 1992 und 1995 sowie Dewatripont und Roland. Der Begriff des Social 

Engineering stammt von Popper: Die umfassende politische Konstruktion einer Gesellschaft – was er 
“utopian social engineering” nannte – würde unvermeidlich zur Tyrannei führen. Stattdessen würde 
der Fortschritt in einer liberalen Gesellschaft von Reformen abhängen, die Schritt für Schritt imple-
mentiert werden – „piecemeal social engineering” (dt.: Stückwerk-Sozialtechnik) –, wo jeder Schritt 
kritisch untersucht und verbessert werden kann.  

116  Vgl. hierzu z.B. Murrell 1995, Stiglitz 1999, Boettke und Aligică 2006. 
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nelle Rahmen nach 1990 instabil. Die Einführung der Institutionen des Kapitalismus 
wurde von den Regierungen als Zweck angesehen, so dass z.B. die Privatisierung des 
staatlichen und kollektiven Eigentums und die Liberalisierung der Preise als oberste 
Politikziele galten. Da aber die Probleme des Anreizsystems oder die Informations-
probleme nicht in Betracht gezogen wurden, kam es in vielen privatisierten Sektoren zu 
großen Produktionsrückgängen und zu Ineffizienzen, wie z.B. in der Landwirtschaft. 
Als Folge entspricht die Gestaltung des gesetzlichen Rahmens den Anforderungen an 
ein modernes kapitalistisches System, aber es existieren zwei Probleme. Zum einen ist 
die Durchsetzung der Gesetze nicht effizient gestaltet. Beispielsweise wies die EU-
Kommission in mehreren ihrer Monitoring-Berichte (vgl. Kommission 2004 und 2005) 
auf die mangelhafte Durchsetzung des Antikorruptionsgesetzes in Rumänien hin. Zum 
anderen bewirkt die ständige Veränderung der Gesetze, dass die wirtschaftlichen Ak-
teure den Anreiz haben, die Gesetze nicht zu respektieren. Unter diesen Bedingungen 
entwickelte sich die Schattenwirtschaft.  

 

5.1 Innenpolitische Entwicklung 

 

Bei der Analyse des innenpolitischen Wandels in Rumänien gehen wir von zwei wichti-
gen Annahmen aus. Erstens wurde der Sturz Ceauşescus von Mitgliedern der mittleren 
Hierarchieebene des Parteiapparates oder der Securitate organisiert, wie im Kapitel zum 
Sozialismus angenommen. Zweitens folgen wir der Annahme Olsons (1993), dass ein 
Übergang von einem autokratischen zu einem demokratischen System nur dann möglich 
ist, wenn die Gruppenmitglieder, die den Diktator gestürzt haben, keine neue Autokratie 
etablieren können. Aus den beiden Annahmen folgt zum einen, dass die politische 
Gruppe, die unmittelbar nach dem Sturz die Macht übernahm und alle Organe der ehe-
maligen Struktur sich selber unterordnete, die umstürzende Gruppe war, und zum ande-
ren, dass sie die Etablierung eines neuen autokratischen Systems verfolgte. Diese 
Gruppe bildete nach dem Sturz den politischen Zusammenschluss ‚Front der Nationa-
len Rettung’ (rum.: Frontul Salvării Naţionale, FSN) und stellte eine provisorische Re-
gierung, die bis zu den ersten demokratischen Wahlen im Frühjahr 1990 regierte, sich 
innerhalb der nächsten Monate in einer politischen Partei umorganisierte und die Mehr-
heit der Stimmen bei den ersten demokratischen Wahlen gewann. Nach mehreren Um-
benennungen und Fusionen mit anderen Parteien heißt sie seit 2001 Sozial-Demokrati-
sche Partei (rum.: Partidul Social Democrat, PSD). Ihr ursprünglicher Vorsitzender, Ion 



 

 

152

Iliescu,117 war zwischen 1990 und 2004 mit Ausnahme einer vierjährigen Unterbrechung 
(1996-2000) Staatspräsident von Rumänien und die Partei stellte ebenso lange die Re-
gierung (von 1990 bis 1996 und von 2000 bis 2004). Die Sozial-Demokratische Partei 
entwickelte sich zur stärksten politischen Gruppierung Rumäniens in der postrevolutio-
nären Zeit. Die oppositionellen Parteien waren zersplittert und konnten nur in Form von 
Allianzen aus mehreren Parteien einen Gegenpol zur Sozial-Demokratischen Partei bil-
den. Die Macht der Partei wurde durch den hohen Wählerstimmenanteil und durch un-
demokratische Mittel aufrecht erhalten wie z.B. die Beeinflussung der Medien, die ge-
waltsame Repression von Demonstrationen sowie dem Verbot der Einreise des ehe-
maligen Königs Mihai I. nach Rumänien, um die Ausrufung einer Monarchie zu verhin-
dern. Wegen Unstimmigkeiten innerhalb der Partei, zwischen dem Staatspräsidenten 
und dem Premierminister, den häufigen Regierungswechseln sowie den Abspaltungen 
von der Partei, konnte aber nach dem Sturz keine neue Autokratie entstehen. Ähnlich 
wie bei Olson (1993) war die Entstehung eines demokratischen Systems, d.h. die Ent-
monopolisierung des politischen Marktes, nach dem Sturz des Autokraten ein „Unfall“.  

Die starke Macht der Sozial-Demokratischen Partei und später der Parteiallianzen führte 
nach Barbu sowie nach Adamovich zu einer ‚Parteienherrschaft’ in Rumänien. Auf-
grund der absoluten Kontrolle, die sie im Parlament und in der Regierung haben, sind 
die Parteien die eigentlichen gesetzgebenden Organisationen. So wurde z.B. nach 1990 
häufig mit Hilfe von Notverordnungen regiert. Diese werden von der Regierung er-
lassen, treten sofort in Kraft und werden rückwirkend vom Parlament gebilligt. Das 
deutet darauf hin, dass viele politische Entscheidungen nicht die aggregierten Präferen-
zen der Gesellschaftsmitglieder widerspiegeln, sondern die Präferenzen einer kleinen 
Gruppe, welche eine bessere Zielerreichung für ihre Mitglieder verfolgt. Deswegen kam 
es mehrmals zur Abwahl der Regierungsparteien (1996, 2000 und 2004).  

Unter diesen Annahmen ist die graduelle Transformation in Rumänien weniger das Re-
sultat einer normativen wissenschaftlichen Debatte mit dem Ziel der Erstellung eines 
Konzeptes für die Reformierung der Institutionen, als vielmehr das Resultat der Ver-
handlungsprozesse der politischen Akteure und Interessensgruppen um den Erhalt von 
Macht und Renten einerseits und der Erschließung neuer Rentenquellen andererseits. 
Der Erhalt von Macht und Renten bezieht sich auf die Rentenanteile, die viele Akteure 
in der Zentralplanwirtschaft erzielten und die sie bei einer Transformation des Systems 
nicht mehr beibehalten konnten. Deswegen blockierten sie lange Zeit die Durchsetzung 

                                            
117  Ion Iliescu hat in Moskau studiert, war von 1967 bis 1971 Minister für Jugendangelegenheiten und 

anschließend für sechs Monate Sekretär des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei. Ab 1971 
stieg er jedoch in der Hierarchie ab, besetze trotzdem wichtige bürokratische Ämter (vgl. Senatul 
României). Viele andere Parteiführungskräfte haben ähnliche Biografien.  
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der Reformen. Nach Kasper und Streit (S. 440) ist der Reformwiderstand überproporti-
onal hoch, wenn plötzlich das ganze Regelsystem verändert werden soll, so wie es im 
Falle der Transformation geschieht. Die Erschließung neuer Rentenquellen erfolgt dann, 
wenn neue profitable Situationen entstehen. Für Bürokraten können z.B. eine Öffnung 
der Wirtschaft sowie der Beitritt zur Europäischen Union und zur NATO118 neue 
Rentenquellen bedeuten, die aber nur durch eine hohe Reformbereitschaft erreicht wer-
den können (vgl. Abschnitt 5.4.4). Zwischen dem Erhalt alter Interessen und der Verfol-
gung neuer Interessen besteht ein Zielkonflikt, der die wirtschaftlichen und politischen 
Kosten der Transformation erhöht. Für den Erhalt von Wählerstimmen befinden sich die 
politischen Akteure daher in einer ähnlich widersprüchlichen Situation, zwischen Re-
formbereitschaft und Reformwiderstand.  

Die Folge dieser Zielkonflikte war vor allem eine große Instabilität der Gesetzgebung. 
Die Gesetze wurden häufig geändert und ihre Durchsetzung schritt langsam voran, wie 
z.B. die Privatisierung der kollektiven und der staatlichen Verfügungsrechte. Dieser in-
stabile institutionelle Rahmen erhöhte die Unsicherheit auf dem Markt (auch auf dem 
politischen Markt), was eine politische und wirtschaftliche Instabilität in den ersten Jah-
ren nach Anbruch des Transformationsprozesses zur Folge hatte. Generell wurden die 
Jahre von 1990 bis ca. 1997 von einem starken Reformwiderstand geprägt, die Wachs-
tumsraten des Bruttoinlandproduktes waren negativ, die Inflation hoch, es kam vermehrt 
zu sozialen Unruhen aufgrund der steigenden Ungleichheit und Armut und die Refor-
men wurden nicht nachhaltig durchgesetzt. Bei den Wählern stieg folglich die Nach-
frage nach einem effizienten und stabilen institutionellen Rahmen, der ein nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum bewirkt hätte. Die Regierungen konnten jedoch kein den kollekti-
ven Präferenzen entsprechendes Angebot entgegen setzen. Da Rumänien von 1997 bis 
2000 eine tiefe Rezession durchlief, wurde der Höhepunkt der Wählerunzufriedenheit 
bei den Präsidentenwahlen 2000 erreicht. Corneliu Vadim Tudor, der Vorsitzende der 
rechtsextremen Partei Großrumänien (rum.: Partidul România Mare, PRM), gewann ge-
nug Wählerstimmen, um in der Präsidentenstichwahl gegen den Vertreter der Sozial-
Demokratischen Partei, Ion Iliescu, anzutreten. Obwohl der letztere gewann, war es ein 
Signal für die Veränderungen der Wählerpräferenzen in Richtung effizienter institutio-
neller Arrangements und eines stabilen Wirtschaftswachstums, welches sich ein Groß-
teil der Wähler durch eine radikale Änderung der regierenden Gruppe erhoffte.  

Erst Ende der 1990er gewann die Reformbereitschaft an Intensität. Trotz des Reform-
widerstands haben die politischen Akteure die Vorteile eines Beitritts zur Europäischen 

                                            
118  Rumäniens Beitritt zur NATO 2004 wurde im Land selber als Garant einer Unabhängigkeit von der 

Russischen Föderation angesehen. 
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Union erkannt. 1995 wurde das Europa-Abkommen unterzeichnet und seit 2000 wurden 
offiziell Beitrittsverhandlungen mit EU-Organisationen geführt. Der Beitrittsvertrag zur 
Europäischen Union wurde 2004 abgeschlossen; im Januar 2007 wurde Rumänien als 
Vollmitglied in die EU aufgenommen. Das Land erhielt als Beitrittskandidat und erhält 
zurzeit als Vollmitglied hohe finanzielle Beihilfen von der Europäischen Union, was 
eine neue Rentenquelle für politische und wirtschaftliche Akteure darstellt (vgl. 
Abschnitt 5.4.4). Zum einen aus diesem Grund und zum anderen wegen der Präferenz 
des Medianwählers für eine Integration in die Union, haben die Anreize einer EU-
Integration seit Beginn der Beitrittsverhandlungen zu einer erhöhten Reformbereitschaft 
der gesetzgebenden Akteure geführt, die sich in einem stabilen Wirtschaftswachstum 
und einer erhöhten politischen Stabilität in den letzten fünf Jahren widerspiegelte.  

 

5.2 Wirtschaftliche Entwicklung  

 

Die wichtigsten ökonomischen Reformen, die in der Transformationszeit durchgeführt 
wurden, sind die Veränderung der Verfügungsrechte, die Liberalisierung der Märkte 
und die Dezentralisierung. Die Durchsetzung der Reformen erfolgte aber in unregelmä-
ßigen Schritten und ohne einer langfristigen Strategie zu folgen. In den ersten zwei Jah-
ren nach der Wende wurde der Gesetzesrahmen von Grund auf verändert, z.B. durch die 
Verfassung (1991), die Privatisierung des Agrarlandes (1990), die Privatisierung der 
staatlichen Unternehmen (1991) sowie die Liberalisierung der Preise (1990). Die 
Durchsetzung dieser Gesetze erfolgte aber nur schrittweise und erstreckte sich über 
mehrere Jahre. Sie wurde zusätzlich durch häufige Veränderungen der Gesetze er-
schwert. Erst Ende der 1990er wurden die Reformen konsequenter durchgesetzt und 
neue Reformschritte eingeleitet, zum Teil aufgrund der Motivation, die ein EU-Beitritt 
für die politischen und bürokratischen Akteure darstellte. Somit wurden die Privatisie-
rungsgesetze 1997 und 2002 geändert, die Liberalisierung der Preise und des Wechsel-
kurses wurde 1999 abgeschlossen und die Verfassung wurde 2003 reformiert. Die letz-
ten relevanten Veränderungen waren die Einführung eines Einheitssteuersatzes von 16 
Prozent für Einkommen und Umsatz (2005 in Kraft getreten) sowie die Reform des 
Justizsystems und die Dezentralisierung der Verwaltung (ab 2005 eingeleitet). Die bei-
den letzten Reformen waren zur Zeit des Verfassens der vorliegenden Arbeit nicht voll-
ständig umgesetzt bzw. viele notwendige Gesetze wurden noch nicht verabschiedet.  
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Als Folge durchlief Rumänien nach 1990 – ähnlich wie die anderen Transformations-
länder – eine zeitlich uneinheitliche makroökonomische Entwicklung. Insgesamt kön-
nen vier Phasen der wirtschaftlichen Entwicklung identifiziert werden. In der ersten 
Phase – von 1990 bis 1992 – gab es eine tiefe wirtschaftliche Rezession. Das Produkti-
onsvolumen ging stark zurück, die Wachstumsraten waren negativ und die Inflationsrate 
stieg 1993 auf über 200 Prozent an.119 Eine ähnliche Krise fand in mehreren anderen 
Transformationsländern unmittelbar nach der Wende statt. Da sich diese Krise wesent-
lich von den Krisen in der Theorie der ökonomischen Fluktuation unterscheidet, spricht 
Kornai (1995b, S. 161ff.) in diesem Zusammenhang von einer „Transformations-
rezession“120 der ehemaligen sozialistischen Staaten. Als Gründe der Rezession nennt er 
den Übergang von einem Verkäufermarkt zu einem Käufermarkt (mit den dazugehöri-
gen Preis- und Einkommenseffekten wie z.B. die Inflation), die strukturelle Transfor-
mation der Wirtschaft, die Änderungen in der Koordination, die mangelhafte finanzielle 
Disziplin und die Zurückgebliebenheit des finanziellen Sektors. Aus institutionen-
ökonomischer Sicht kann die Rezession mit der Neumodellierung des institutionellen 
Rahmens begründet werden. Die Veränderung der formalen Institutionen hat starke 
Unterschiede zwischen den externen und den internen Institutionen verursacht, was zu 
hohen Transaktionskosten in der Volkswirtschaft führte. Zusätzliche Kosten wurden 
durch die Instabilität des externen institutionellen Rahmens verursacht: erstens durch 
die graduelle Implementierung der Reformen und zweitens durch die häufige Aufhe-
bung von Gesetzen durch neue Gesetze oder Notverordnungen. 

In der zweiten Phase – von 1993 bis 1996 – wurden hohe positive Wachstumsraten er-
zielt. Diese Wachstumsphase war jedoch nicht nachhaltig und es folgte eine weitere 
tiefe Rezession, so dass sie für die langfristige Betrachtung nicht relevant ist. Nach 
Aligică (2001) waren die hohen positiven Wachstumsraten den Staatsinterventionen, 
den Quersubventionen und dem staatlich gelenkten Handel zu verdanken. In der dritten 
Phase – von 1997 bis 2000 – trat die Volkswirtschaft erneut in eine tiefe Rezession ein. 
Die Tatsache, dass Rumänien nicht bereits ab 1993 den lang anhaltenden Wachstums-
pfad einschlug, hat institutionelle Gründe. Die Veränderung des Gesetzesrahmens er-
folgte zwar graduell, aber ohne einem Konzept zu folgen, in dem erfolgreiche Reformen 
den Ausgangspunkt für die Implementierung neuer Reformen bildeten und in dem An-
reizstrukturen und Transaktionskostendifferenzen berücksichtigt wurden. Gradualismus 

                                            
119  Die Arbeitslosenquote stieg von Vollbeschäftigung im Sozialismus auf 7,1 Prozent 2004 an. Die 

Inflationsrate hatte eine sehr uneinheitliche Entwicklung: In den Jahren von 1990 bis 1994 und im 
Jahre 1997 lag sie über 100 Prozent. Der Extremwert – 227,3 Prozent – wurde 1993 erreicht. Ab 1998 
sank sie kontinuierlich auf 15,8 Prozent 2004 (vgl. Eurostat). 

120  Kornai analysiert die Wachstumsraten der Volkswirtschaften zwischen den Jahren 1975 und 1992 mit 
Fokus auf die Jahre nach der Wende.  
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bedeutete in Rumänien de facto die spontane Entstehung der Institutionen infolge der 
Verhandlung rivalisierender Gruppen, es handelt sich also um einen Gradualismus im 
evolutorischen Sinne und nicht im konstruktivistischen Sinne. Deswegen kam es in den 
ersten Jahren nach der Wende zu einer Blockade der Reformen, damit die gesetz-
gebenden Gruppen ihre Renten beibehalten konnten. Einschlägige Reformen wurden 
erst ab 1997 eingeleitet, so dass die Rezession der Jahre 1997 bis 1999 als ‚zweite 
Transformationsrezession’ angesehen werden kann.  

Die Krise wurde 2000 von einem Boom abgelöst. Diese vierte Phase der wirtschaftli-
chen Entwicklung ist zur Zeit des Verfassens dieser Arbeit noch nicht beendet und öko-
nomische Indikatoren deuten auf eine weiterhin steigende Entwicklung hin (vgl. 
Eurostat 2006b). Das Wirtschaftswachstum war zwischen 2000 und 2005 trotz negati-
ven internationalen Trends positiv und stabil und erreichte 2004 über 8 Prozent;121 das 
Durchschnittswachstum zwischen 2000 und 2004 betrug 5 Prozent und die Prognosen 
für die nächsten Jahre liegen ebenfalls bei über 5 Prozent Wirtschaftswachstum (vgl. 
Eurostat 2006b). Die durchschnittliche Inflationsrate ist stark zurückgegangen, z.B. weil 
sie ab 1999 durch ein kontrolliertes Floaten der Währung122 bekämpft wurde. Es ent-
stand ein freier Wettbewerb in den meisten Wirtschaftssektoren. Der Anteil des Privat-
sektors am Bruttoinlandsprodukt stieg zwischen 1990 und 2003 auf über zwei Drittel an 
und der Beschäftigungsanteil im privaten Sektor auf über drei Viertel der Gesamt-
beschäftigten (vgl. Kommission 2004, S. 44). Trotzdem hat Rumänien erst 2005 das Ni-
veau des Bruttoinlandsprodukts von 1989 wieder erreicht (vgl. Zamfir, S. 38).123 

2004 vergab die EU-Kommission der rumänischen Volkswirtschaft den Status einer 
funktionierenden Marktwirtschaft (vgl. Kommission 2004). Der Prozess der Trans-
formation kann aber aus mehreren Gründen nicht als beendet angesehen werden. 
Erstens ist die staatliche Kontrolle weiterhin in vielen Bereichen erhalten geblieben und 
viele Unternehmen aus dem industriellen Sektor wurden noch nicht privatisiert. 
Zweitens hat Rumänien immer noch einen geringen wirtschaftlichen Offenheitsgrad und 
das Land wird als überwiegend unfrei definiert. Somit lag der Index der wirtschaftlichen 
Offenheit 2005 bei 3,19 auf einer Skala von 1 bis 5124 (vgl. Heritage Foundation), was 
dem 92. Platz im internationalen Vergleich von 161 Ländern entspricht. Drittens sind 
die Institutionen des Kapitalismus de jure erfüllt, de facto aber mangelhaft umgesetzt.  

                                            
121 Dabei waren die wichtigsten Säulen des Wachstums die Zuwächse in der Landwirtschaft von ca. 20 

Prozent, in der Industrie von ca. 6,2 Prozent und im Bauwesen von ca. 10 Prozent (vgl. Kommission 
2004). Die Zuwächse in der Landwirtschaft lassen sich durch eine Rekordernte 2004 erklären.   

122  Der Warenkorb besteht zu 25 Prozent aus dem US-Dollar und zu 75 Prozent aus dem Euro. 
123  Nach Berechnungen von Zamfir, S. 37 sowie nach eigenen Berechnungen.  
124  Je niedriger der Wert ist, desto höher ist die wirtschaftliche Freiheit des Landes.  
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Die Transformation hatte zwei bedeutende negative wirtschaftliche Folgen. Zum einen 
ist die Entwicklung einer umfangreichen Schattenwirtschaft zu nennen (vgl. Abschnitt 
5.5.2). Der durchschnittliche Anteil der informellen Wirtschaft am Bruttoinlandsprodukt 
wurde auf ungefähr einem Drittel in den Jahren 2000 bis 2002 geschätzt (vgl. Ernste). 
Eine zweite Folge der Reformen ist die steigende Subsistenzwirtschaft im ländlichen 
Bereich. In den Jahren nach der Wende wurde ein Prozess der „Reagrarisierung“ 
(Ministerul Agriculturii 1999) festgestellt. Die freigesetzten Arbeitskapazitäten aus dem 
Staatssektor wechselten größtenteils in den landwirtschaftlichen Sektor, so dass die Zahl 
der Beschäftigten in der Landwirtschaft von 27,9 Prozent 1989 auf bis zu 41,4 Prozent 
2000125 anstieg. Die Produktivität war gering, die Landbesitze stark zersplittert und die 
überproportional hohe Anzahl an Arbeitskräften führte zu einer versteckten Arbeits-
losigkeit. Der Anteil der Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt betrug nur 11,5 Pro-
zent 2005 (vgl. Capital). Deswegen bedarf es hoher Subventionen durch direkte Geld-
zahlungen, Wertgutscheine und Beihilfen aus dem Ausland. Ab 2001 begann die Zahl 
der Beschäftigten in der Landwirtschaft zu sinken, so dass sie 2003 bei 34,7 Prozent lag. 

Gleichzeitig zur Reagrarisierung fand auch eine „Deindustrialisierung“ (Zamfir, S. 37) 
statt, so dass 2005 der Anteil der industriellen Produktion am Bruttoinlandsprodukt bei 
ca. 27 Prozent lag (vgl. Capital) – ähnlich wie am Ende der Zwischenkriegszeit. Dafür 
stieg der Dienstleistungssektor auf 44 Prozent des Bruttoinlandsproduktes an, die Er-
träge aus der Landwirtschaft bildeten nur 11,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes, das 
Bauwesen 6 Prozent, während sich die restlichen 11,5 Prozent auf andere wirtschaft-
liche Aktivitäten verteilten.  

Dass die allgemeine wirtschaftliche Leistung Rumäniens nach über fünfzehn Jahren 
Transformation geringer ist als in vielen anderen osteuropäischen Ländern, lässt sich 
weniger durch die verschiedenen angewandten Transformationsstrategien erklären, son-
dern vielmehr durch die Art der Durchsetzung der Reformen. Wenn das Ziel der Trans-
formation das Erreichen effizienter kapitalistischer Institutionen darstellt, dann ist für 
die langfristige Betrachtung die Transformationsstrategie weniger relevant. Deswegen 
haben in den letzten Jahren sowohl die Länder, die eine Schocktherapie angewandt ha-
ben, als auch die Länder, die eine graduelle Transformation vorgezogen haben, hohe 
Wachstumsraten erzielt. Die Gefahr eines Scheiterns ist vielmehr dann gegeben, wenn 
der Gradualismus de facto Reformblockade bedeutet, damit bestimmte Gruppen ihre 
Renten behalten oder vergrößern können – so wie es die Entwicklung der letzten Jahre 
in der ehemaligen Sowjetunion zeigt – und wenn aufgrund von pfadabhängigen Ent-

                                            
125  Für die Beschäftigungsquoten in der Landwirtschaft vgl. Institutul Naţional de Statistică 1989, 2000 

und 2004.  
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wicklungen die Institutionen ineffizient sind. Eine detaillierte komparative Analyse der 
Transformationsergebnisse in den verschiedenen ehemaligen Ostblockstaaten sprengt 
jedoch den Rahmen dieser Arbeit.  

 

5.3 Akteure  

 

Um den Ablauf der Reformen zu verdeutlichen, werden im Folgenden die wirtschaftli-
chen, politischen und sozialen Akteure mit hoher Verhandlungsmacht in der Gestaltung 
des Gesetzesrahmens sowie deren Interessen vorgestellt. Wie in den vorigen Kapiteln 
werden wir die Kompetenzen der politischen und sozialen Akteure, die wirtschaftlichen 
Organisationen und die Interessensgruppen und die Bürokratie analysieren. Im zweiten 
Schritt werden die Reformen und deren Auswirkungen untersucht. Dabei wird nur auf 
die wichtigsten institutionellen Veränderungen eingegangen, die eine relevante Wirkung 
auf die wirtschaftliche Entwicklung nach 1990 haben. 

 

Akteure, für welche die Institutionen einen Vertragscharakter haben 

Ähnlich wie in den Kapiteln 3 und 4 betrachten wir erstens die Akteure, für welche die 
externen Regeln einen vertraglichen Charakter haben. Seit 1990 ist das politische Sys-
tem Rumäniens beschränkt präsidial und die Staatsform ist eine Republik mit einem 
Zweikammersystem. Folglich sind die wichtigsten politischen Organisationen einer De-
mokratie auch im politischen System Rumäniens anzutreffen: das Parlament, die Regie-
rung und die Judikative. Deren Vertreter und die Vertreter des Obersten Landesverteidi-
gungsrates sowie der Staatspräsident werden im Folgenden als Akteure mit Kompeten-
zen zur Gestaltung des Institutionenrahmens betrachtet. Zum anderen untersuchen wir 
die Akteure, für welche die Regeln bindend sind und nur durch Wahl, Lobbying oder 
Proteste beeinflusst werden können – in diesem Fall z.B. Interessensgruppen und Wäh-
ler.  

Das Parlament ist aus der Abgeordnetenkammer und dem Senat gebildet und wird nach 
dem Verhältnisprinzip gewählt. Von 1990 bis 2003 hatten die beiden Kammern fast die 
gleichen Kompetenzen. Infolge der Verfassungsänderung 2003 erhielt jedoch jede 
Kammer die Erstkompetenz für bestimmte Bereiche. So hat z.B. der Senat die Erst-
kompetenz in den Bereichen der Abkommen und Verträge, der Gesetze zur Organisa-
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tion der Regierung, der Minderheitengesetze und der Gesetze zur lokalen Verwaltung. 
Die Abgeordnetenkammer beschäftigt sich mit Wahlgesetzen, der Definition des Abge-
ordneten- und Senatorenstatus, der Bildung und dem Arbeitsrecht. Den repräsentativen 
Charakter der parlamentarischen Wahl stellt Preda (S. 31f.) aber in Frage und argumen-
tiert mit der Verteilung der Sitze im Parlament. Die Stimmen der Parteien, die weniger 
als 5 Prozent der Wählerstimmen erhalten haben, werden anteilig auf die im Parlament 
vertretenen Parteien verteilt. Im Rahmen der Parlamentswahlen aus dem Jahr 2000 trat 
der Fall ein, dass 20 Prozent der Gesamtstimmen der Wähler nach diesem Prinzip auf-
geteilt wurden. Folglich finden sich die Präferenzen von einem Fünftel der Wähler in 
den politischen Entscheidungen nicht wieder. Wenn die 20 Prozent der Stimmen nicht 
gleichmäßig auf die Extremen verteilt waren, bedeutet es, dass die Präferenz des Medi-
anwählers nicht ausschlaggebend für das Wahlergebnis war. Damit stellt Preda eine Pa-
rallele zur ‚Wahlprämie’ in der Zwischenkriegszeit her, als die Partei, die die meisten 
Wählerstimmen gewann, zusätzlich zu den ihr zustehenden Parlamentssitzen, die Hälfte 
der restlichen Parlamentssitze zugeteilt bekam (vgl. Kapitel 3).  

Die Regierung verfügt über die Macht der Durchsetzung der externen institutionellen 
Regelungen. Sie wird vom Parlament vereidigt und muss ihm gegenüber Rechenschaft 
über seine Aktivitäten ablegen. Ein häufig auftretendes Problem in der Transformati-
onszeit bestand darin, dass die Ergebnisse der Parlamentswahl nicht die Ergebnisse der 
Staatspräsidentenwahl widerspiegelten. Da aber die Regierung vom Staatspräsidenten 
ernannt wird, ergab sich häufig der Fall der Minderheitsregierung. Da solche Regierun-
gen nicht die parlamentarische Unterstützung erhielten, kam es zu einer hohen Regie-
rungsfluktuation. Die Ähnlichkeit mit dem demokratischen System der Zwischenkriegs-
zeit ist somit gegeben: Der König ernannte früher die von ihm vorgezogene Regierung 
und Wahlen wurden anschließend organisiert; in der Transformationszeit fanden demo-
kratische Wahlen vor der Regierungsernennung statt, der Staatspräsident ernannte trotz-
dem seinen favorisierten Premierminister. Die einzige Ausnahme hierzu war der Regie-
rung zwischen 1996 und 2000. Hier tritt der Unterschied zwischen den formalen und 
den informellen Kompetenzen des Staatsoberhauptes als ein Erbe sowohl der vorsozia-
listischen als auch der sozialistischen Zeit deutlich zu Tage. Die Zentralisierung der Re-
gierungsaufgaben wurde bis zur Reform der öffentlichen Verwaltung und des öffentli-
chen Dienstes 2004 beibehalten. Dadurch werden die Dezentralisierung, die Dekonzent-
ration und die Koordinierung der Politiken als Ziele definiert (vgl. Kommission 2004, S. 
33). Die Durchsetzung der Reform wurde zur Zeit des Verfassens der vorliegenden Ar-
beit noch nicht beendet. 

Der Oberste Landesverteidigungsrat ist ein aus Ministern strategischer Bereiche wie 
Verteidigung, innere Sicherheit, Außenpolitik, Information, Außenhandel und dem Vor-
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sitzenden des Informationsdienstes gebildetes Gremium. Hinzu kommt der Staatspräsi-
dent, der den Vorsitz führt. Dieser Rat hat die höchste Kompetenz in Sicherheits- und 
Verteidigungsfragen, jedoch sind diese Kompetenzen nicht klar definiert. Es kommt zu 
einer unklaren Abgrenzung der Kompetenzen der Regierung und des Obersten Landes-
verteidigungsrates aus zwei Gründen. Erstens sieht ein Gesetz von 2002 vor, dass alle 
Entscheidungen des Landesverteidigungsrates verpflichtend sind für alle öffentlichen 
Organisationen, d.h. auch für die Regierung. Aus diesem Grund nennt Gabanyi (1994, 
S. 141) den Landesverteidigungsrat eine „gefährliche Überregierung“. Zweitens sind die 
Mitglieder des Landesverteidigungsrates hauptsächlich Mitglieder der Regierung, also 
besteht eine Verbindung zwischen dem Rat und der Regierung, obwohl diese Tatsache 
gesetzlich nicht geregelt ist (vgl. Voinescu und Ionescu). Hier werden in der Tradition 
der sozialistischen ‚Räte’ denselben politischen Akteuren vielfältige Kompetenzen im 
Bereich der Gestaltung des institutionellen Rahmens gegeben. Diese Tatsache führt zu 
einer Verkleinerung der Mitgliederanzahl derjenigen Gruppe, für welche die Regeln ei-
nen vertraglichen Charakter haben. Es entsteht eine Konzentration der Interessen.   

Die oberste Organisation der Judikative  ist der Oberste Kassationshof. Seine Mitglieder 
wurden bis 2003 vom Staatspräsidenten für sechs Jahre ernannt. Nach der Verfassungs-
änderung 2003 werden sie auf Lebenszeit ernannt, d.h. sie sind de jure politisch unab-
hängig. De facto war die Justiz aber sowohl auf oberster Ebene als auch auf lokaler 
Ebene bis zur Einleitung der umfassenden Justizreform 2005 von politischen Akteuren 
abhängig (vgl. Kommission 2004, S. 19ff.). Beispielsweise konnten Mitglieder des 
Obersten Kassationshofs auch andere hochrangige Positionen im Justizsystem ein-
nehmen und Richter im Amt wurden politisch unter Druck gesetzt. Ab 2005 wurde je-
doch eine Reihe von Gesetzen verabschiedet, welche die Unabhängigkeit der Justiz er-
höht. Beispielsweise werden die Richter des Obersten Gerichtshofes nicht mehr von den 
Mitgliedern des Obersten Kassationshofes ernannt, sondern aufgrund bestimmter Krite-
rien ausgewählt. Ein zweites Beispiel ist die Zuteilung der Gerichtsfälle nach dem Zu-
fallsprinzip, so dass die Unparteilichkeit der Richter erhöht wird. Weitere Gesetze zur 
Erhöhung der Effektivität im Justizsystem werden zur Zeit des Verfassens dieser Arbeit 
im Parlament und in verschiedenen Ausschüssen untersucht. 

Nach Voigt (2003) fordert die mangelhafte Justizunabhängigkeit ökonomische 
Wachstumseinbußen. Er analysiert die Korrelationen zwischen der de-jure- und der de- 
facto-Justizunabhängigkeit und dem Wirtschaftswachstum in verschiedenen Ländern 
anhand von Fragebögen. Seine Schlussfolgerung ist, dass ein hoher Grad von de facto 
Justizunabhängigkeit wachstumsfördernd ist. Eine erfolgreich implementierte Reform 
des Justizsystems in Rumänien würde folglich positive Auswirkungen auf das Wirt-
schaftswachstum des Landes haben.  
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Der Staatspräsident wird direkt gewählt und hat eine hohe Machtsstellung im Staat. Er 
ist der Hüter der Verfassung und der Mediator zwischen den öffentlichen Organen so-
wie zwischen Gesellschaft und Staat. Er schlägt Kandidaten für das Amt des Minister-
präsidenten vor, ernennt die Regierung, kann auf Wunsch an Regierungssitzungen teil-
nehmen, darf das Parlament auflösen, Volksbefragungen anordnen, Richter und Staats-
anwälte ernennen und kann sich in den Gesetzgebungsprozess einschalten. Zusätzlich 
ist der Staatspräsident der Oberbefehlshaber der Streitkräfte und hat den Vorsitz des 
Obersten Landesverteidigungsrats. Diese umfangreichen Kompetenzen stellen eine 
Kontinuität zu den Kompetenzen des präsidialen Amtes in der sozialistischen Zeit dar 
und sind im Einklang mit der These, dass dem Sturz Ceauşescus eine neue Autokratie 
nachfolgen sollte (vgl. Abschnitt 5.4.1). Auf die Frage, wie es zu diesen umfangreichen 
Kompetenzen des Staatspräsidenten kam, werden wir im Rahmen der Ausführungen zur 
Entstehung der Verfassung ausführlicher eingehen.  

Die Parteienlandschaft Rumäniens hat sich nach der Wende bedeutend verändert. Die 
Kommunistische Partei wurde für „tot erklärt“ aber nie offiziell aufgelöst oder verboten 
(Gabanyi 1994, S. 133).126 Ab 1990 wurde eine Vielzahl politischer Parteien gegründet. 
So traten z.B. fünfundsechzig Parteien bei der Senatswahl 1992 an. Aufgrund der suk-
zessiven rechtlichen Restriktionen waren es 2004 nur noch fünfundzwanzig Parteien 
(vgl. Preda, S. 113). Die Parteien werden in vier politische Familien eingeteilt, die seit 
1990 eine bedeutende Rolle im politischen Leben gespielt haben: die Sozialdemokraten, 
die Liberalen, die Christ-Demokraten und die ethnischen Minderheiten (vgl. Preda, S. 
37ff.). Die restlichen Gruppierungen, wie z.B. die ökologische Bewegung, die extreme 
Linke, die Agrarparteien, die Mitte-Rechts-Parteien und die National-Populistischen 
Bewegungen vertreten wenig verbreitete soziale Interessen. Sie erreichten während der 
analysierten Zeit einen geringen – oder wie im Falle der National-Bäuerlichen Partei 
einen stark schwankenden – Wählerstimmenanteil. Eine Besonderheit der rumänischen 
Politik sind die Allianzen politischer Parteien, wie z.B. die von 1996 bis 2000 regie-
rende ‚Rumänische Demokratische Konvention’ (rum.: Convenţia Democratică din 
România, CDR) und die ab 2004 regierende Allianz ‚Gerechtigkeit und Wahrheit’ 
(rum.: Dreptate şi Adevăr, DA). Dabei handelt es sich nicht um egalitäre Allianzen – 
beide hatten ein dominierendes Mitglied. In der Parteienallianz ‚Demokratische Kon-
vention’, die von 1996 bis 2000 regierte war die National Bäuerliche Partei die dominie-
rende Partei; in der Allianz ‚Gerechtigkeit und Wahrheit’ ist die Aufteilung zwei zu eins 
zugunsten der Liberalen Partei. Die Ziele der Parteiallianzen waren die Bildung eines 

                                            
126  2003 wurde die Neue Rumänische Kommunistische Partei (rum.: Noul Partid Comunist Român) 

gegründet. Eine Neugründung der Rumänischen Kommunistischen Partei wird immer noch in un-
organisierten Gruppen und Foren diskutiert.  
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Gegenpols zur Sozial-Demokratischen Partei und das Erreichen der absoluten Mehrheit 
im Parlament. Es handelte sich also nicht um eine ideologische, sondern um eine strate-
gische Allianz. Die im rumänischen Parlament vertretenen Parteien sind seit Ende 2004 
die Sozialdemokratische Partei, die Nationalliberale Partei, der Demokratische Verband 
der Ungarn in Rumänien, die Demokratische Partei sowie die Partei Großrumänien. 

Die wichtigsten Bürokratiemitglieder auf höchster hierarchischer Ebene sind die Regie-
rungsmitglieder und deren Vertreter auf lokaler Ebene, die Mitglieder des Obersten 
Landesverteidigungsrats und die Judikative. Allgemein sind sie mit einer hohen Ver-
handlungsmacht versehen. Die bürokratischen Akteure auf den niedrigeren hierarchi-
schen Ebenen sind von der rechtlichen Unsicherheit, der undurchsichtigen Gesetzge-
bung, der hohen Staatsabhängigkeit sowie von einem niedrigen Lohnniveau betroffen. 
Diese suboptimale Anreizstruktur führt zu hohen Ineffizienzen und zu Korruption. Ein 
typisches Beispiel dafür ist die langsame und präferenzielle Durchsetzung der Privati-
sierung (darauf wird im Abschnitt 5.4.2 näher eingegangen). 

Die Nachfolgeorganisation der Securitate ist der Rumänische Informationsdienst (rum.: 
Serviciul Român de Informaţii, SRI). Die Rolle des Informationsdienstes in der Trans-
formationszeit und die Interessen seiner Mitglieder sind ein umstrittenes Thema. Einige 
Akteure sind der Meinung, dass viele Mitglieder der Securitate weiterhin in dieser Or-
ganisation über hohe Entscheidungskompetenzen verfügen und somit den freien Zugang 
zu Informationen über Mitglieder der Securitate verhindern (vgl. Olaru sowie 
Pîrvulescu). Da wir im Rahmen dieser Arbeit von der Annahme ausgehen, dass die Re-
volution auch von Offizieren der Securitate organisiert wurde, wird dadurch die o.g. 
These bestätigt. Die politische Rolle des Geheimdienstes ist aber von geringerer Be-
deutung als im sozialistischen System. Deshalb werden wir uns nicht weiter damit 
beschäftigen.  

Zur Zeit des Entstehens dieser Arbeit werden unter den politischen Akteuren Diskussio-
nen über eine Verfassungsänderung geführt. Dabei stehen die Umwandlung des parla-
mentarischen Systems in ein Einkammersystem sowie die staatliche Organisationsform 
– parlamentarische oder präsidiale Republik –  zur Debatte. Zudem wird diskutiert, ob 
personalisierte Wahlen eingeführt werden sollten, inwiefern eine Möglichkeit des An-
fechtens der Entscheidungen der Verfassungsgerichts geschaffen werden kann und wie 
die Dezentralisierung der Verwaltungskompetenzen durchgeführt werden könnte. 
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Akteure, für welche die Institutionen bindend sind 

Zur Kategorie der Akteure, die nur durch Wahl, Proteste oder Lobbying einen Einfluss 
auf die Gestaltung des institutionellen Rahmens haben, gehören die organisierten und 
die unorganisierten Interessensgruppen. Organisierte Gruppen können zum einen die 
Gewerkschaftsbewegungen, Verbände sowie andere Interessensgruppen sein, und zum 
anderen können Mitarbeiter einzelner staatlicher Unternehmen eine verhandlungs-
mächtige Gruppe bilden.  

Die Verhandlungen zwischen Regierung, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 
erfolgen in gemeinsamen Ausschüssen. Die fünf Gewerkschaftsbewegungen in Rumä-
nien haben eine bedeutend größere Verhandlungsmacht als in der sozialistischen Zeit 
und haben die Möglichkeit, durch Ausrufung von Streiks127 höhere Renten für ihre Mit-
glieder in Form von Sicherung der Arbeitsplätze oder Lohnerhöhungen zu erzielen. Bei-
spielsweise kann die hohe Inflation der vergangenen Jahre zum Teil durch die verhan-
delten Lohnerhöhungen erklärt werden. Die Zersplitterung und die ineffiziente Organi-
sation der Interessensgruppen führen aber dazu, dass sie ein geringes Medienecho haben 
und nur in vereinzelten Fällen Renten erzielen, wie z.B. in der Kohleindustrie oder im 
Transportwesen. Es existiert ein Pakt für soziale Stabilität zwischen Regierung und 
Gewerkschaften, in dem z.B. der Mindestlohn, der Rentenbeitrag und soziale Hilfe für 
Staatsangestellte festgelegt sind. Die zwölf Arbeitgeberverbände sind aufgrund der ho-
hen Zersplitterung ebenfalls wenig verhandlungsmächtig.  

Die relative Verhandlungsmacht der Mitarbeitergruppen staatlicher Unternehmen beruht 
auf der Verlagerung der Präferenzen des Medianwählers infolge einer Unternehmens-
restrukturierung. Wenn die Regierung z.B. die Veräußerung eines staatlichen Unter-
nehmens beschließt, dann sehen sich die Beschäftigten des Betriebes mit der Gefahr der 
Arbeitslosigkeit konfrontiert. Die Präferenzen der Arbeitnehmer aus dem betroffenen 
Betrieb verschieben sich in Richtung Reformwiderstand. Aber auch die Arbeitnehmer 
anderer staatlichen Betriebe erkennen die Gefahr, dass in Zukunft ihr Unternehmen pri-
vatisiert werden könnte. Somit verschieben sich die Präferenzen aller Wähler, die sich 
in einer ähnlichen Situation befinden, in Richtung Reformwiderstand und folglich auch 
die Präferenzen des Medianwählers. Die Konsequenz ist die direkte und indirekte Sub-
ventionierung ineffizienter Unternehmen, um die Gunst der Wähler zu erhalten. Bei-
spiele für indirekte Subventionen sind die Nicht-Eintreibung von Rechnungen, der 
Schuldenerlass und die Bereitstellung von Energie zu nicht kostendeckenden Preisen. 

                                            
127  Der Streik als Verhandlungsinstrument ist in der Verfassung festgelegt, wichtige Kategorien der 

Arbeitnehmer sind aber davon ausgeschlossen. 
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Die staatlichen Finanzierungsforderungen an diese Unternehmen betrugen 2,8 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts 2003 (vgl. Kommission 2004, S. 42).  

Ein anderes Beispiel von organisierten Mitarbeitergruppen aus staatlichen Unternehmen 
sind die Bergleute aus dem Jiu-Tal, die durch Proteste und Gewaltanwendung einen 
starken Einfluss auf die innenpolitischen Geschehnisse in den 1990ern hatten. So kam 
es zwischen Januar 1990 und September 1991 mehrmals zur gewaltsamen Unter-
drückung der Demonstrationen gegen die Regierung. Eine organisierte Gruppe von 
Bergleuten aus dem Bergwerk im Jiu-Tal fuhr hierfür gezielt nach Bukarest. Infolge der 
Streitigkeiten zwischen dem Staatspräsidenten und dem Premierminister kam es im 
September 1991 sogar zu einem Regierungssturz. Zwischen Januar 1990 und Januar 
1999 gab es insgesamt sechs ‚Rebellionen’ der Bergleute. Es war die größte sichtbare 
soziale Bewegung in Rumänien nach 1989. Faktisch sind die Verbindungen der Berg-
leute zu den politischen Akteuren in Bukarest im Sinne der bewussten Steuerung der 
Gruppe der Bergleute, um die Macht der Regierung oder des Staatspräsidenten vor den 
friedlichen Straßendemonstranten zu beschützen, noch umstritten. Nach Vasi waren die 
Bewegungen jedoch keine politische Verschwörung oder die Folge relativer 
Einkommens- und Vermögensverluste, sondern hauptsächlich die Folge von gut ausge-
bauten sozialen Netzwerken. Aus Sicht der ökonomischen Theorie der Interessens-
gruppen – hier kommen die Überlegungen zur Interessenslage in einer großen Gruppe 
zur Anwendung – sind der spontane Zusammenschluss der Bergleute und der Fahrt-
antritt nach Bukarest, um friedliche Oppositionsdemonstrationen gewaltsam zu be-
enden, nicht zu erklären.  

Auch die nichtorganisierten Gruppen haben in der Transformationszeit eine höhere 
Verhandlungsmacht als im Sozialismus. Erstens haben die sozialen Gruppen wie z.B. 
Bauern, Arbeiter, Manager, Konsumenten und Unternehmer die Option, das System 
durch Abwanderung oder Widerspruch zu sanktionieren. Trotz der hohen Mobilitäts-
kosten fand unmittelbar nach der Wende eine große Auswanderungswelle in den Wes-
ten statt. Die Arbeitskräftemigration der niedrig qualifizierten und der sehr gut ausge-
bildeten Arbeitkräfte hat wegen der niedrigen Vergütung stark zugenommen und hat als 
positiven Effekt einen starken Kapitalzufluss aus dem Ausland durch die Geldtransfers 
der Ausgewanderten an die Familienangehörigen.128 Da aber die Faktoren Technologie 
und Bevölkerung einen entscheidenden Einfluss auf das Wirtschaftswachstum haben, 
entstehen durch die stagnierende Bevölkerungsanzahl und das Auswandern hoch quali-
fizierter Arbeitskräfte Wachstumseinbußen.  

                                            
128  Nach Schätzungen von SAR arbeiteten im Jahr 2004 ca. zwei Millionen rumänische Staatsbürger 

temporär im Ausland (vgl. SAR 2004).  
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Zweitens wird die Macht der Wähler als Gruppe darin ersichtlich, dass die sozialen 
Kosten der Transformation sich schnell in politische Kosten umwandeln, was die politi-
schen Akteure zu einer höheren Vorsicht zwingt. Drittens können die Konsumenten 
gemäß ihrer Präferenzen entscheiden, was sich in einer effizienteren Allokation der 
Ressourcen widerspiegelt. Viertens haben die Beschäftigten in der Industrie eine hohe 
Verhandlungsmacht, da sie in Gewerkschaften organisiert sind. Im Vergleich dazu ha-
ben die Beschäftigten in der Landwirtschaft aufgrund der Zersplitterung des Eigentums 
und des geringen Organisationsgrades nur eine geringe Verhandlungsmacht. 

Nichtorganisierte Gruppen aus dem Ausland haben weiterhin eine geringe Verhand-
lungsmacht und begrenzte Rechte. Beispielsweise dürfen Ausländer keine Verfügungs-
rechte an landwirtschaftlichem Boden erwerben. Der Erwerb von Boden durch auslän-
dische Bürger der Europäischen Union wird nach dem EU-Beitritt Rumäniens durch 
zwei Übergangsregelungen eingeschränkt: Fünf Jahre lang ab dem Beitritt dürfen EU-
Ausländer keine Grundstücke für Zweitwohnsitze erwerben und sieben Jahre lang ab 
dem Beitritt keinen land- und forstwirtschaftlichen Boden. Zudem dürfen Ausländer 
keine Sparkonten in der rumänischen Währung haben und Unternehmen können nur 
dann gegründet werden, wenn deren Hauptsitz in Rumänien angesiedelt ist. Diese Tat-
sache stellt ein Hindernis für die freie Entwicklung des Unternehmertums dar. Im öf-
fentlichen Beschaffungswesen gab es bis 2004 eine vorgesehene Präferenzspanne für 
einheimische Waren und Dienstleistungen, so dass ausländische Anbieter dadurch be-
nachteiligt wurden.  

 

5.4 Institutionelle Neuerungen der Transformationszeit 

 

Wie im einführenden Abschnitt dieses Kapitels erläutert, sind die wichtigsten Institutio-
nen des Kapitalismus private Verfügungsrechte, die Vertragsfreiheit und eine konstitu-
tionelle Regierung. In Rumänien wurden diese Rahmenbedingungen durch die Verfas-
sung aus dem Jahr 1991 festgelegt und durch entsprechende Gesetze schrittweise 
durchgesetzt. Im Folgenden werden wir die wichtigsten institutionellen Veränderungen 
der Transformation analysieren: die Privatisierung der Verfügungsrechte, die Liberali-
sierung der Märkte und Preise, die Dezentralisierung, die Verfassungsregeln sowie die 
Auswirkungen des zukünftigen Beitritts in die Europäische Union auf die rumänische 
Gesetzgebung.  
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5.4.1 Demokratische Verfassung  

 

Die heutige Verfassung Rumäniens wurde Ende 1991 nach dem Modell der französi-
schen Verfassung konzipiert und vom Parlament verabschiedet und im Oktober 2003 
infolge eines Referendums verändert. Rumänien ist demnach ein unabhängiger Natio-
nalstaat, ein unteilbarer Einheitsstaat sowie ein demokratischer und sozialer Rechtsstaat. 
In der Verfassung ist die Republik mit einem Zweikammersystem als Staatsform fest-
gelegt. Das politische System ist semipräsidial. Bis zur Verfassungsänderung 2003 wur-
den die Parlamentskammern gleichzeitig mit dem Staatspräsident alle vier Jahre ge-
wählt, nach der Änderung wurde die Wahl des Staatspräsidenten von der Parlaments-
wahl entkoppelt.  

Die Entstehung der Verfassung von 1991 hat viele Gemeinsamkeiten mit der Ent-
stehung der Verfassung in anderen ehemaligen sozialistischen Staaten Osteuropas (vgl. 
Adamovich, S. 213f.). Bei einer vergleichenden Analyse identifiziert Adamovich fünf 
Auffälligkeiten. Erstens war die Dauer der Verhandlungen zwischen den politischen 
Akteuren kurz und der Zeitpunkt der Verfassungsgebung im regionalen Kontext früh. 
Zweitens war die Verhandlungsmacht der regierenden Gruppe im Vergleich zur Oppo-
sition groß, so dass sie sich Vorteile verschaffen konnte. Drittens war die Zersplitterung 
im Parlament gering, was zu einer problemlosen Verabschiedung der Verfassung führte. 
Viertens waren nicht alle relevanten Gruppen der Gesellschaft an der Verfassungs-
gebung beteiligt und fünftens existiert eine positive Korrelation zwischen der 
Verhandlungsdauer und der Länge der Verfassung. Adamovich folgert daraus, dass die 
Verfassungen nicht von wohlwollenden politischen Akteuren geformt wurden, sondern 
dass sie ein Spiegel der Interessen der Verfassungsgeber waren (vgl. Adamovich, S. 
289). 

Die Entstehung und die Inhalte der rumänischen Verfassung von 1991 sind in dieser 
Hinsicht keine Ausnahme. Nach den ersten demokratischen Wahlen in Mai 1990 erhielt 
die Gruppierung um Ion Iliescu – die Front der Nationalen Rettung – 69 Prozent der 
Wählerstimmen und somit die nötige Zweidrittelmehrheit für die Verabschiedung einer 
Verfassung. Im September 1991 wurde die Verfassung mit 81 Prozent der Stimmen im 
Parlament verabschiedet. Die Kommission, die mit der Ausarbeitung des Verfassungs-
entwurfs beauftragt war, bestand nur aus FSN-Mitgliedern. Sie passten die Inhalte der 
Verfassung an die Interessen der regierenden Gruppe an (vgl. Adamovich, S. 211ff.): 
Das Präsidentenamt hatte weitgehende Kompetenzen und seine Amtsdauer war unklar 
geregelt, eine Verfassungsänderung wurde an hohen Hürden gekoppelt und die vom 
Verfassungsgericht als verfassungswidrig eingestuften Gesetze konnten trotzdem gelten, 
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wenn sie nach der Entscheidung des Verfassungsgerichts mit einer Zweidrittelmehrheit 
von Parlament bestätigt wurden. Nach Adamovich wurde das politische System mit 
Blick auf eine (Ein-)Parteienherrschaft entworfen (vgl. Abschnitt 5.1). Zum Beispiel 
wurde das Prinzip der Gewaltentrennung nicht in der Verfassung festgeschrieben und 
die Kompetenzen des Staatspräsidenten und des Ministerpräsidenten nicht klar vonein-
ander abgegrenzt.  

Die einzige Verfassungsänderung erfolgte 2003, zu einer Zeit als die Sozial-Demokrati-
sche Partei, die Nachfolgepartei der verfassungsgebenden FSN, die stärkste politische 
Partei war und keinen ähnlich mächtigen Opponenten hatte. Die restlichen Parteien 
konnten den Änderungsprozess nicht beeinflussen, da sie stark zersplittert waren. Zu-
dem fand das Referendum zur Verfassungsänderung zu einem Zeitpunkt statt, als die 
Beeinflussung der Massenmedien durch die Regierung hoch war. Die wichtigsten Ver-
fassungsänderungen beziehen sich auf die Arbeitsweise des Parlaments, die Regelung 
für Notverordnungen und die Wahl des Staatspräsidenten. Jeweils eine Parlaments-
kammer erhielt die Erstkompetenz für bestimmte Bereiche. Da keine Vermittlungs-
verfahren und gemeinsame Sitzungen mehr nötig sind, wurden dadurch die Kosten der 
Entscheidungsfindung gesenkt. Die Anzahl der Notverordnungen sollte durch die 
sprachliche Änderung im Gesetzestext von ‚Ausnahmefälle’ zu ‚außerordentliche Um-
stände’ reduziert werden (vgl. Kommission 2004), was in der Praxis nicht geschah. Die 
Entkoppelung der Staatspräsidentenwahl von der Parlamentswahl wurde dadurch er-
möglicht, dass die Wahl des Staatspräsidenten seit 2004 alle fünf Jahre erfolgt. Das 
kann mit dem Bestreben des damaligen Premierministers Adrian Năstase erklärt werden 
– dessen Chancen, das Amt des Staatspräsidenten zu besetzen, zum Zeitpunkt der Ver-
fassungsänderung als hoch eingestuft wurden – in den Genuss einer möglichst langen 
Amtszeit zu kommen. Eine Unabhängigkeit der Wahl des Staatspräsidenten von der 
Wahl des Parlaments verstärkt die Personalisierung der Präsidentenwahl.  

 

5.4.2 Privatisierung der Verfügungsrechte 

 

In der Analyse der Privatisierung werden wir uns auf die Verfügungsrechte an Land-
besitz und die Privatisierung der staatlichen Unternehmen konzentrieren. Weitere As-
pekte, wie z.B. die langsame Durchsetzung der Privatisierung der Rechte an Immobilien 
oder die Rückgabe von Liegenschaften verschiedener Religionsgemeinschaften werden 
aufgrund ihrer geringeren Bedeutung für die vorliegende Analyse ausgeblendet. 
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Verfügungsrechte über Landbesitz 

Da nach dem Sturz des kommunistischen Regimes die erwarteten individuellen Ge-
winne aus privaten Verfügungsrechten höher waren als die erwarteten Gewinne aus 
kollektiven oder staatlichen Verfügungsrechten, entschieden sich die Akteure für eine 
Privatisierung der kollektiven und der verstaatlichten landwirtschaftlichen Nutzflächen. 
Die Rückübertragung der Verfügungsrechte über den Landbesitz an die Eigentümer vor 
1948 erfolgte nach zwei verschiedenen Konzepten. Das eine Konzept sah die Auflösung 
der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und die Rückgabe des kollekti-
vierten Bodens an die ehemaligen Eigentümer vor. Ein zweites Konzept diente der Pri-
vatisierung der staatlichen Betriebe. Davor, 1990, wurden alle Schulden im landwirt-
schaftlichen Sektor erlassen, um eine Belastung der neuen Eigentümer zu vermeiden. 

Der kollektivierte Boden unterlag dem Gesetz zur Privatisierung des land- und forst-
wirtschaftlichen Bodens von 1991, welches die Auflösung der Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften und die vollständige und kostenlose Rückübertragung der 
Verfügungsrechte über den Boden an die ehemaligen Eigentümern vorsah. Der Status 
quo 1948 bezog sich auf die Lage nach der Reform von 1945, infolge derer ca. drei 
Viertel der Bauernhöfe weniger als fünf Hektar Land besaßen. Folglich kam es nach der 
Privatisierung zu einer homogenen Verteilung des Landbesitzes nach 1991 (vgl. Brooks 
und Meurs), die Verfügungsrechtsstruktur war aber zersplitterter als nach den Reformen 
von 1921 und 1945 (vgl. Hobbs et al., S. 126f.). Mit folgenden Ausnahmen sollte der 
Status quo 1948 wieder hergestellt werden (vgl. Verdery, S. 133ff.):  

� Kein Eigentümer sollte weniger als 0,5 Hektar oder mehr als 10 Hektar erhalten 
(1997 wurde diese Obergrenze auf 50 Hektar angehoben und 2002 wurde sie 
vollkommen aufgehoben), 

� diejenigen, deren Besitz im Bereich einer staatlichen Farm war, erhielten Divi-
dende und 

� an Orten, an denen der Erhalt des Bodens in der ursprünglichen Lage aufgrund 
von z.B. Bauten nicht möglich war, erhielten die ehemaligen Eigentümer äqui-
valente Parzellen an einem anderen Ort. 

Der Status quo 1948 war aus mehreren Gründen schwierig zu rekonstruieren. Erstens 
hatten viele Eigentümer vor der Kollektivierung weniger Boden angegeben, als sie tat-
sächlich besaßen (siehe Kapitel 4), teilweise fehlten die Grundbücher und es gab viele 
Erbschaftsstreitigkeiten (vgl. Verdery, S. 155ff.). Grundbücher wurden bis zur Kollekti-
vierung kontinuierlich nur in Transsilvanien, Banat und Bukowina geführt und einheit-
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liche Bestimmungen über das Grundbuchrecht wurden erst 1996 neu erlassen. Hier wird 
deutlich, dass eine unklare Definition der Verfügungsrechte in der Vorkriegszeit zu In-
effizienzen im sozialistischen System und zu Ineffizienzen in der Transformation führte. 
Die asymmetrische Information der ehemaligen Besitzer gegenüber den Bürokraten 
wird in diesem Fall in der entgegengesetzten Richtung genutzt: nicht um hohe Abgaben 
oder Produktionszielen zu umgehen, sondern um die Verfügungsrechte an möglich viel 
Land zu erhalten. Die Ermittlung der tatsächlichen Besitzer verursacht hohe Transakti-
onskosten. In diesem Fall sind auch die Opportunitätskosten der Nutzung des Bodens 
hoch – in vielen Fällen bleibt der Boden bis zur Klärung der Verfügungsrechtsstruktur 
unbebaut. Zweitens waren die physischen Eingrenzungen der Parzellen mangelhaft (vgl. 
Verdery, S. 155ff.). Auch hier verursachte die klare Zuordnung des Landes zu seinem 
tatsächlichen Besitzer hohe Transaktionskosten: Man musste alle Beteiligten befragen, 
die betroffenen Grundstücke vermessen und es gab oft juristische Streitigkeiten. Aus 
diesen Gründen erfolgte die Durchsetzung des Gesetzes langsam, so dass im Juli 2004, 
nach über dreizehn Jahren, die Rückübertragung erst zu 96,1 Prozent vollendet war (vgl. 
Kommission 2004, S. 28).129 Zudem war die Verpachtung des Bodens bis 1994 verbo-
ten, der Erwerb und die Veräußerung des Bodens bis 1998.  

Die weitgehend ungeklärte Verfügungsrechtsstruktur, die Einschränkung der Verfü-
gungsrechte sowie die hohen Abstimmungs- und Organisationskosten der neuen Ei-
gentümer führten zu einer ineffizienten Nutzung der Produktionsmittel in der Landwirt-
schaft, was allgemein zu Wohlfahrtseinbußen führte. Solange die Verfügungsrechts-
struktur nicht geklärt war, hatten die Wirtschaftsakteure keinen Anreiz oder keine Er-
laubnis, die landwirtschaftlichen Flächen zu bebauen oder die Produktionsmittel der 
ehemaligen CAP effizient zu nutzen. Auch nach der Klärung der Verfügungsrechts-
struktur waren die Akteure aufgrund der Zersplitterung der Verfügungsrechtsstruktur 
mit hohen Abstimmungs- und Organisationskosten konfrontiert, so dass viele Ressour-
cen wenig oder gar nicht genutzt wurden. Ein klassisch gewordenes Beispiel hierfür 
sind die Bewässerungsanlagen, die vor 1989 mit großem Aufwand für eine große land-
wirtschaftliche Fläche aufgebaut wurden. Im Jahr 2000 funktionierten nur noch weniger 
als ein Drittel dieser Anlagen (vgl. Ministerul Agriculturii 2001, S. 2), die restlichen 
waren zerstört, nicht mehr betriebsfähig oder wurden einfach nicht mehr eingesetzt. Es 
handelt sich hier also um ein typisches Problem der „tragedy of the anticommons“ (vgl. 
Abschnitt 2.2.2). 

                                            
129  Die anteilige Wertschöpfung privater Bauernhöfe in der Landwirtschaft betrug 99 Prozent im Jahr 

2003 (vgl. Kommission 2004, S. 44).  
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Nach Aligică und Dabu (S. 53f.) beruhte das Konzept des Privatisierungsgesetzes auf 
zwei Grundideen: Erstens war die Landrückgabe als Kompensation für den Schaden 
gedacht, den die Landbevölkerung während der Kollektivierung erleiden musste. Zwei-
tens wurden nach der Rückgabe des Landes die gemeinschaftlichen Organisations-
formen gegenüber der Einzelproduktion weiterhin bevorzugt. Folglich bedeutete die 
Bodenreform eine grundsätzliche Veränderung in der Struktur der Verfügungsrechte, 
aber keine wesentliche Änderung in der Organisationsform der landwirtschaftlichen 
Produktion. Die Genossenschaften, ab 1991 Landwirtschaftliche Gesellschaften (rum.: 
societăţi agricole) genannt, wurden vom Gesetz bevorzugt: Zum Beispiel durfte das fixe 
Vermögen der ehemaligen Genossenschaften nur dann versteigert werden, wenn der 
Käufer damit keine neue Gesellschaft gründen wollte. Ein weiteres Beispiel ist die Tat-
sache, dass nach einer Verordnung von 2001 nur große Farmen in den Genuss aller 
Subventionsmöglichkeiten kommen können, was eine hohe Inkompatibilität mit der 
gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union darstellt (vgl. Csaki und Kray). Da-
durch wurde und wird die Entstehung neuer und wettbewerbsfähiger Organisations-
einheiten behindert. Die Gründe für diese Veräußerungsbedingung waren nach mehre-
ren Autoren die asymmetrische Information zugunsten der Manager und das risiko-
averse Verhalten der neuen Eigentümer.130 Durch die Informationsasymmetrie hatten die 
Manager der alten Genossenschaften einen Vorteil, weil sie die Funktionsweise der Ge-
nossenschaften kannten. Sie konnten mit geringen Kosten eine neue Genossenschaft 
gründen und von dem neuen Gesetz profitieren. Das risikoaverse Verhalten derjenigen 
Eigentümer, deren Landbesitz und Wohnsitz nicht in derselben Ortschaft lag, führte 
dazu, dass sie eher an einer gemeinschaftlichen Organisationsform interessiert waren. 
Dieses wurde zu einem Vorteil der ehemaligen Manager, da sich fast die Hälfte der Ei-
gentümer in dieser Situation befand.131 Somit konnten die Manager der ehemaligen Pro-
duktionsgenossenschaften einen Teil der früheren Renten beibehalten.  

Die Privatisierung der staatlichen Landwirtschaftsbetriebe erfolgte ab 1991 nach den 
Prinzipien der Privatisierung der staatlich kontrollierten Unternehmen. Die Betriebe 
wurden in staatlichen Handelsgesellschaften (rum.: societate comercială de stat) 
umgewandelt und wurden durch ‚Management and Employee Buyouts’ (MEBO) und 
Veräußerung schrittweise privatisiert. Ab 1996 wurde die Privatisierung durch die 
Herausgabe neuer Eigentumstitel beschleunigt, so dass bis 2004 ca. 40 Prozent der Un-
ternehmen privatisiert wurden.132  

                                            
130  Vgl. hierzu die Beiträge von Brooks und Meurs, Mathjis und Swinnen sowie Aligică und Dabu. 
131  Nach Schätzungen von Aligică und Dabu waren es ungefähr 40 bis 45 Prozent. 
132  Davon befinden sich aber ca. 50 Prozent in Konkurs- oder in gerichtlichen Reorganisationsverfahren 

(vgl. Kommission 2004, S. 45).  
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Auch diese Art von Privatisierung bot den Managern Vorteile, da sie aufgrund der 
asymmetrischen Information die profitableren Unternehmen erwerben konnten. Eine 
ähnliche Wirkung hatte auch das Pachtgesetz. Es legte die Mindestpachtdauer auf fünf 
Jahre fest, regelte jedoch den Anteil von Geld und Naturalien an der Bezahlung des Ei-
gentümers nicht. Die Pacht entwickelte sich zu einer Möglichkeit, dass Aktionäre einer 
staatlichen Farm volle Verfügungsrechte an dem gepachteten Boden erhalten konnten. 
Dafür musste der Aktionärstatus in einem Pächterstatus umgewandelt werden. Nach 
fünf Jahren war der Pächter berechtigt, den Boden zu erwerben. Dieser Insidervorteil 
kann eine Erklärung dafür sein, warum der staatliche Boden anderen Rückgaberegeln 
als der kollektivierte unterlag. Individuen, die über mehr Informationen bezüglich der 
Funktionsweise eines landwirtschaftlichen Betriebs hatten und über die notwendigen 
monetären Ressourcen verfügten, konnten zu geringen relativen Preisen Land erwerben. 
Angesichts der in den letzten Jahren rasant steigenden relativen Landpreisen, hatten die 
Manager der staatlichen Farmen dadurch die Möglichkeit, ihre früheren Rentenquellen 
zu ersetzen. Dass sich 2004 ca. die Hälfte der privatisierten Unternehmen in Konkurs- 
oder gerichtlichen Reorganisationsverfahren (vgl. Kommission 2004, S. 45) befanden, 
zeigt aber auch, dass die Insiderinformationen und die institutionellen Rahmenbedin-
gungen allein nicht immer geholfen haben: Es fehlte das Management-Know-how unter 
den Bedingungen einer freien Marktwirtschaft. Gleichzeitig stiegen die Staatseinnah-
men durch die Einnahmen aus der Veräußerung des Landes und folglich die Renten-
quellen für Bürokraten.  

Die Reformen führten also wider Erwarten nicht zu einer steigenden Produktivität und 
zum Entstehen eines funktionierenden Marktes im landwirtschaftlichen Sektor. Obwohl 
der landwirtschaftliche Output konstant im Vergleich zum Jahr 1989 geblieben ist (mit 
Ausnahme des Jahres unmittelbar nach der Auflösung der CAP und einiger Dürre- oder 
Überschwemmungsjahre), erfolgte ein Sinken der Produktivität (vgl. Csaki und Kray, S. 
1ff.). Die Gründe hierzu waren erstens die langsame Durchsetzung der Reformen, 
zweitens die Tatsache, dass die neuen Eigentümer ungenügend Human- und Sachkapital 
besaßen, um eine effiziente Produktion zu starten und drittens die Tatsache, dass die 
Beibehaltung alter Organisationsformen höhere Erträge für die Eigentümer einbrachte – 
aber auch höhere Renten für besser Informierte. Weitere Gründe waren der Mangel an 
Führungsqualifikationen und die geringe Ausbildung der ländlichen Bevölkerung, was 
hohe Organisations- und Transaktionskosten verursachte, das Betrachten der Privatisie-
rung als Ziel und nicht als Mittel zum Erreichen eines effizienten Anreizsystems in der 
Landwirtschaft, das Ignorieren des Problems der Informationsasymmetrie sowie die Be-
günstigung der kooperativen und staatlichen Organisationsform. 
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Die Folgen waren ein Sinken der Produktivität, der Ausstattung mit Sachkapital sowie 
hohe staatliche Subventionen bis Ende 1997, um den Bankrott vieler staatlicher Betriebe 
zu vermeiden. Trotz der gesetzlichen Bevorzugung des kollektiven Eigentums sank im 
Laufe der Zeit die Anzahl der formalen und informellen Vereinigungen133 und die Zahl 
der selbstständigen Bauernhöfe stieg an. 2002 waren ca. 39 Prozent des privaten Land-
besitzes von Bauernhöfen bewirtschaftet, die eine ‚Semisubsistenzwirtschaft’ führten, 
und 40 Prozent von Bauernhöfen, die eine Autarkiewirtschaft führten (vgl. SAR Mai 
2005, S. 16). Das lässt sich auf die hohen Organisations- und Informationskosten unter 
den neuen marktwirtschaftlichen Bedingungen zurückführen. 

Die langfristige Entwicklung in der Landwirtschaft wird von den Auswirkungen der 
gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union abhängen. Beim Kopenhagener 
Ratsgipfel der Europäischen Union 2002 wurde beschlossen, dass landwirtschaftliche 
Direkthilfen in Rumänien sofort nach dem Beitritt gewährt werden, allerdings nur in 
Höhe von 25 Prozent von den Direkthilfen der EU-15 Staaten. Bis 2013 sollen die Di-
rekthilfen graduell angepasst werden. Zu erwarten ist, dass diese Beihilfen eine Effi-
zienzsteigerung bewirken werden, und dadurch die Gründe für die wenig wettbewerbs-
fähige Landwirtschaft beseitigen.134 Zu den Gründen für die geringe Wettbewerbsfähig-
keit der Landwirtschaft in den osteuropäischen Ländern zählen nach Knorr und Žigová 
folgende Aspekte: 

� Die weit verbreitete Subsistenz- und Semisubsistenzwirtschaft führen dazu, dass 
in der Landwirtschaft die Kosten eines Marktaustritts hoch oder prohibitiv sind 
und Größenvorteile der Produktion nicht realisiert werden können.  

� Die kleinen Betriebe und die noch nicht völlig geklärten Verfügungsrechte ma-
chen Produktivitätssteigerungen durch eine Umstellung auf eine kapitalintensi-
vere Produktion nur begrenzt möglich.  

� Die unterentwickelte Nutzung produktivitätssteigender Inputs (z.B. Pestizide, In-
sektizide und Kraftfutter) führt auch zu einer mangelnden Effizienz. 

� Die niedrige Qualität und die oft unzureichenden sanitären Standards führen zu 
einer Minderung der Absatzchancen auf dem EU-Markt.  

 

                                            
133  Das Gesetz erlaubte auch informelle Vereinigungsformen, die auf mündlichen oder schriftlichen 

Vereinbarungen basierten. Konstanterweise war die Anzahl der informellen Organisationen zwei- bis 
dreimal höher als die der formalen (vgl. Aligicǎ und Dabu, S. 57). 

134  Eine ausführliche Darstellung der gemeinsamen Agrarpolitik und der Unterschiede zwischen den 
mittel- und osteuropäischen Ländern und der EU-15 ist bei Knorr und Žigová zu finden.  
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Privatisierung der staatlichen Unternehmen 

Die Privatisierung der staatlichen Unternehmen wurde 1991 durch ein Gesetz zur Mas-
senprivatisierung eingeleitet. Innerhalb von sieben Jahren sollten ca. sechstausend 
staatliche Unternehmen durch die kostenlose Verteilung von Eigentumszertifikaten an 
die Bevölkerung sowie durch Veräußerung, Management und Employee Buyouts und 
Auktion privatisiert werden. Zu diesem Zweck teilte man die staatlichen Unternehmen 
in Handelsgesellschaften und Regii autonome auf. Die Handelsgesellschaften werden in 
der Rechtsform einer Aktiengesellschaft (S.A.) geführt. Die Regii autonome sind unab-
hängige öffentliche Betriebe, die wirtschaftlich strategisch sind und die nicht in der 
Rechtsform einer Aktiengesellschaft geführt werden. Sie waren bis 2002 von einer völ-
ligen Privatisierung ausgeschlossen. Da der Privatisierungsprozess nur langsam voran-
schritt, wurde das Privatisierungsgesetz seit 1991 mehrmals geändert.   

Eine erste Privatisierungsmöglichkeit begann mit der Herausgabe von 
Eigentumszertifikaten (rum.: certificate de proprietate) im Wert von 30 Prozent des 
Nominalkapitals jeder Handelsgesellschaft und die kostenlose Austeilung dieser an die 
Bevölkerung durch die Nationale Agentur für Privatisierung (rum.: Agenţia Naţională a 
Privatizării, ANP). Nach frühestens einem Jahr waren die Eigentümer der Zertifikate 
berechtigt, Aktien oder Anteile der Unternehmen zu erwerben. Das so entstandene Port-
folio wurde von fünf Privateigentumsfonds (rum.: Fondul Proprietăţii Private, FPP) 
verwaltet, so dass die Anteilseigner nicht über die Aktien verfügen konnten, sondern 
diese zwanghaft dem Management der Privateigentumsfonds überlassen mussten. Hier 
liegt die Hauptkritik an dieser Eigentumsform, da nach der Prinzipal-Agent-Theorie die 
Verwalter die eigenen Interessen und nicht notwendigerweise die der Anteilseigner ver-
folgen (vgl. Zaman, S. 49ff.). Dadurch, dass die Anteilseigner die Verwalter der Fonds 
nicht kontrollieren oder über die Veräußerung der Aktien entscheiden konnten, war es 
für die Fondsmanager möglich, in ihrem eigenen Interesse zu handeln. Die restlichen 
Aktien und Anteile wurden vom Staatseigentumsfonds (rum.: Fondul Proprietăţii de 
Stat, FPS) verwaltet, welcher sich zum verhandlungsmächtigsten Akteur im Privatisie-
rungsprozess entwickelte. Durch seine Verwaltungskompetenzen konnte er z.B. über 
Auktionsgewinner im Privatisierungsprozess entscheiden. Ein Gesetz aus dem Jahr 
1995 beschleunigte den Privatisierungsprozess, indem 60 Prozent der Kapitalanteile der 
Handelsgesellschaften bis April 1996 über eine neue Ausgabe von Zertifikaten an die 
Bevölkerung verteilt werden sollten. Zudem nahm 1995 die rumänische Wertpapier-
börse ihre Tätigkeit wieder auf, so dass schrittweise die Aktien auch gehandelt werden 
konnten. Bei den Regii autonome behielt der Staat bis 2002 weiterhin die Mehrheits-
anteile.  
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Eine zweite Privatisierungsoption war die Veräußerung der staatlichen Unternehmens-
anteile durch MEBO. Bis ca. 1998 war es die Hauptprivatisierungsmethode, mehr als 
die Hälfte der Unternehmen wurden durch dieses Verfahren privatisiert (vgl. Thompson 
und Vălşan, S. 52). Die Begründung liegt einerseits darin, dass kein großes externes In-
teresse an den Unternehmen existierte, da eine große Kapitalmobilität und kosten-
günstige Informationsmöglichkeiten nicht gegeben waren und andererseits in dem Um-
stand, dass die Verkaufsverhandlungen zwischen Kaufinteressenten und dem Staats-
eigentumsfonds mit wenig transparenten Regeln geführt wurden. Aufgrund der Infor-
mationsasymmetrie konnten Insider zu geringen Kosten Informationen über die Unter-
nehmen gewinnen und die Mehrheit an den effizienteren Unternehmen erwerben. Die 
Frage ist aber bislang umstritten, ob die externen Kaufinteressenten – im Sinne von In-
teressenten, die nicht in dem betreffenden Unternehmen tätig waren – die Residual-
käufer waren. Thompson und Vălşan zeigen, dass in den meisten Fällen, bei denen der 
externe Kaufinteressent einen höheren Preis als der interne Kaufinteressent bot, das 
Unternehmen an den externen Anbieter veräußert wurde. Dies widerlegt die Schluss-
folgerung von Earle und Estrin, dass die externen Anbieter die Residualkäufer waren. 
Insider konnten in vielen Fällen ihren Informationsvorsprung nutzen. Nach dem Erwerb 
durch Angestellte wurden die Unternehmen nicht effizient geleitet, weil die Insider – 
jetzt Aktionäre – aufgrund der prohibitiven externen Finanzierung – hohe Zinsen und 
hohe Inflationsraten – keine Investitionsoptionen wahrgenommen haben. Sie waren an 
Arbeitsplatzsicherheit, Lohnerhöhungen und an anderen Einnahmen aus dem bereits 
existierenden Vermögen interessiert (vgl. Thompson und Vălşan, S. 39). Ein anderer 
Kritikpunkt an das MEBO ist der, dass den Unternehmen keine zusätzlichen externen 
Ressourcen zukommen, wie z.B. Innovationen oder Kapital (vgl. Lipton et al. 1990a 
und 1990b).   

Die dritte Privatisierungsoption war die Veräußerung durch Auktion oder Neuemissio-
nen, welche ab 1996 immer häufiger genutzt wurde. Die Auktionen verliefen jedoch aus 
zwei Gründen kompliziert. Erstens musste der Anbieter zusätzlich zum Preisangebot 
auch einen Business Plan, Angaben über geplante Investitionen, Entwicklung der Be-
schäftigtenzahlen sowie andere Indikatoren vorlegen. Zweitens waren die Entscheidun-
gen des Staatseigentumsfonds wenig transparent und boten eine gute Ausgangslage für 
Korruptionsfälle. Das Rent Seeking Verhalten der Bürokraten führt zur Annahme von 
Bestechungsgeld und zur Bildung von Kollusionen mit den Managern, um sich Teile 
des Vermögens der Unternehmen vor der Privatisierung zu sichern (vgl. Earle und 
Telegdy, S. 12f.).  

Ab 2001 beschleunigte sich die Privatisierung unter anderem aufgrund des politischen 
Drucks der Europäischen Kommission. Um die staatlichen Unternehmen für Investoren 
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attraktiver zu machen, wurden z.B. der Erlass der Steuerschulden und die Stundung der 
Staatsschulden geregelt und die Umwandlung der Verbindlichkeiten in Aktien sowie der 
Verkauf der Unternehmen zu einem symbolischen Preis von umgerechnet einem Euro 
erlaubt. 2002 wurde die Privatisierung der Regii autonome freigegeben. Als Folge 
wurden insbesondere von 2003 bis 2005 vor allem große Unternehmen privatisiert. So 
wurden im Bankensektor viele Unternehmen privatisiert, zusammengeschlossen oder 
Teile davon an ausländischen Interessenten veräußert. Die Privatisierung schritt auch im 
Telekommunikationssektor, im Versicherungsbereich sowie im Energiesektor schnell 
voran.  

Der Verlauf der Privatisierung der Staatsunternehmen verlief bis ca. 2002 langsam und 
ineffizient. Ein Grund dafür sind die Rent Seeking Probleme auf oberster bürokratischer 
Ebene. Somit kämpften mehrere Behörden um Privatisierungskompetenzen. Verschie-
dene Ministerien verfügten über ihre eigenen Strategie- und Privatisierungsbereiche, die 
mit den Privatisierungsfonds und der Nationalen Agentur für Privatisierung unzu-
reichend koordiniert waren. Zusätzlich wurde 1994 die Agentur für Restrukturierung 
(rum.: Agenţia de Restructurare) gegründet, welche die Kompetenzen der Nationalen 
Agentur für Privatisierung zusätzlich schwächte (vgl. Negulescu, S. 182). Im April 2004 
hörte die Nationale Agentur für Privatisierung auf zu existieren und ihre Kompetenzen 
wurden von der Rumänischen Treuhandgesellschaft (rum.: Agenţia Naţională de Valori-
ficare a Activelor Statului, AVAS) übernommen. Weitere Gründe für den langsamen 
Verlauf der Privatisierung waren die indirekten Subventionen und hohen Schulden der 
Staatsunternehmen.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Privatisierung mit mehreren effizienz-
mindernden Erscheinungen einherging. Erstens hatten die Insider einen klaren Informa-
tionsvorteil beim Erweb der effizienteren Unternehmen, was den Wettbewerb zwischen 
Interessenten hinderte. Zweitens wurden hohe staatliche Subventionen weiterhin an 
verlustbringende ehemalige staatliche Unternehmen gezahlt, um sie vor dem Bankrott 
zu retten. Dadurch wollten die Politiker die ‚zweite Transformationsrezession’ zeitlich 
verschieben und somit die Wählerstimmen der Beschäftigten erhalten. Gleichzeitig 
konnten sie auch ihre eigenen Renten dadurch steigern, da viele Politiker auch unter-
nehmerisch tätig wurden und in den Genuss der Subventionen kamen. Drittens wirkte 
sich der Kampf zwischen den Behörden um Privatisierungskompetenzen ebenfalls 
wachstumshemmend aus.  

Die Privatisierung hatte aber auch effizienzfördernde Auswirkungen, die sich insbeson-
dere nach 2000 bemerkbar machten. So stieg der Wettbewerb auf dem Binnenmarkt an, 
das Unternehmertum wurde gefördert, ausländische Ressourcen wurden eingesetzt und 
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als Folge wurden rumänische Güter und Dienstleistungen auch auf dem internationalen 
Markt konkurrenzfähig.  

 

5.4.3 Liberalisierung und Dezentralisierung 

 

Ein wichtiger Grund für die Ineffizienz des sozialistischen Systems war das staatliche 
Preismonopol in allen Wirtschaftssektoren. Dadurch konnten sich die Preise nicht in 
Abhängigkeit von Angebot und Nachfrage auf den jeweiligen Märkten bilden und folg-
lich spiegelten sie nicht die Knappheit der Ressourcen in der Gesellschaft wider. Dies 
wurde in der Transformationszeit durch die Liberalisierung der Preise aufgehoben.  

Generell wird zwischen einer Liberalisierung des Binnenmarkts und einer Liberalisie-
rung des externen Marktes unterschieden (vgl. de Melo et al.). Bei der ersten Form han-
delt es sich um die Liberalisierung der Binnenpreise und die Aufhebung der staatlichen 
Handelsmonopole. Die zweite Form bezieht sich auf die Liberalisierung der Außen-
handelsbeziehungen, die freie Konvertierbarkeit der Währung, die Aufhebung von Ex-
portkontrollen und -zöllen sowie die Substitution der niedrigen Importzölle für be-
stimmte Quoten und die Substitution der Importtarife.  

Die Aufhebung des Monopols für Binnenpreise erfolgte graduell zwischen 1990 und 
1999. Die wichtigsten Schritte waren die Liberalisierung der Preise für die Endprodukte 
im November 1990 sowie die Liberalisierung der Lebensmittelpreise im April 1991. 
1999 erfolgte die Liberalisierung des Devisenmarktes. Die Preise sind zurzeit in den 
meisten Sektoren frei, mit Ausnahme von wenigen Bereichen, wie z.B. Energie und 
Gas. Diese werden vom Staat schrittweise angepasst, um ein kostendeckendes Niveau 
zu erreichen. Bislang hatten sie die Wirkung einer indirekten Subvention für die 
Verbraucher und für staatliche Unternehmen. Ein wichtiger Kritikpunkt der Europäi-
schen Kommission in der Analyse der wirtschaftlichen Fortschritte Rumäniens auf dem 
Weg zum Beitritt zur Europäischen Union stellt die Subventionierung der Energiepreise 
dar. Da aber Preiserhöhungen in den staatlich geregelten Sektoren mit einem Verlust an 
Wählerstimmen gekoppelt sind, erfolgen sie nur graduell.  

Die Effekte der Liberalisierung waren hohe Inflationsraten in den ersten Jahren nach der 
Wende. Der Grund dafür war, dass die Preise für die Endprodukte liberalisiert wurden, 
die der Rohstoffe jedoch nicht. Deswegen kam es zu Verzerrungen der relativen Preise, 
die nicht die relative Wichtigkeit der Ressourcen widerspiegeln (vgl. Kasper und Streit, 
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S. 439). Das führte zu einer scheinbaren Effizienzsteigerung der staatlichen Unterneh-
men und zu einem Anstieg des Preisindexes. Mit der Liberalisierung der Preise für Roh-
stoffe milderte sich jedoch dieser Effekt. 

Dass das Niveau der Preisliberalisierung allgemein eine wachstumsfördernde Wirkung 
auf die Transformationsländer hatte, ist unumstritten. Inwiefern aber die Geschwindig-
keit der Liberalisierung der Preise einen Einfluss auf das Wirtschaftswachstum hat, ist 
noch umstritten. Viele Studien versuchen empirisch eine Korrelation zwischen den bei-
den Größen zu finden, wie z.B. de Melo et al., die eine positive Korrelation beweisen 
oder Ålsund et al., die keine Korrelation finden. Heybey und Murrell beweisen z.B. für 
die Transformationsländer, dass für das Wirtschaftswachstum in den ersten vier Jahren 
nach der Wende die ursprünglichen Bedingungen, unter denen die Liberalisierung ein-
geführt wurde, wichtiger waren als die wirtschaftspolitischen Entscheidungen. Das 
Wirtschaftswachstum der ersten Transformationsjahre hat einen starken Einfluss auf die 
Geschwindigkeit der Liberalisierung und nicht umgekehrt.  

Ein weiterer wichtiger Liberalisierungsschritt war der Wegfall der Wirtschaftspläne auf 
mikro- und makroökonomischer Ebene 1990. Dadurch wurden alle Kontroll- und 
Überwachungsmechanismen der staatlichen Unternehmen eliminiert und durch markt-
wirtschaftliche Mechanismen ersetzt, beispielsweise durch Vorstände sowie private und 
staatliche Eigentumsfonds. Dies war nach Zamfir (S. 41) einer der wichtigsten Gründe, 
weshalb der staatliche Sektor einstürzte. Insbesondere in der Industrie war das 
Produktionsvolumen 2003 nur wenig höher als die Hälfte des Produktionsvolumens des 
Jahres 1989.135 Zamfir (S. 37) spricht in diesem Kontext von einem Prozess der 
„Deindustrialisierung“ der rumänischen Volkswirtschaft.  

Zamfirs Erklärung kann durch den Einbezug der Anreizstrukturen erweitert werden. Die 
Manager der sozialistischen Untenehmen hatten neben dem Anreiz, ihren privaten Nut-
zen zu maximieren, auch den Anreiz, den Produktionsplan zu erfüllen. Die Mitglieder 
der Vorstände und der Eigentumsfonds in der Transformationszeit hatten jedoch den 
planwirtschaftlichen Anreiz nicht mehr. Gleichzeitig fehlte weiterhin der Anreiz der 
Gewinnmaximierung aufgrund von zwei Tatsachen. Zum einen wurden die meisten 
Unternehmen erst spät privatisiert und die Institution der weichen Budgetrestriktion 
blieb in einer veränderten Form erhalten: Die Unternehmen erhielten Darlehen, die sel-
ten zurückgezahlt wurden, und hatten hohe Schulden gegenüber anderen staatlichen 

                                            
135  Die Industrieproduktion, die bis 1989 fast vollständig in staatlichen Unternehmen organisiert war, 

sank von 1989 bis 1992 auf ca. 46 Prozent des Produktionsvolumens des Jahres 1989. 2003 war be-
trug es 52,4 Prozent des Wertes von 1989 (vgl. Zamfir, S. 38, basierend auf Daten des Rumänischen 
Nationalen Statistikamtes).  
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Unternehmen wie z.B. Energieversorgern. Es entstanden Anreize für eine ex post Ver-
tragsverhandlung aufgrund der hohen Kosten, um von einem Schuldner die Rück-
zahlung zu erreichen (vgl. Roland). Eine zweite Möglichkeit, durch welche die weiche 
Budgetrestriktion erhalten blieb ist der Schuldenerlass für staatliche Unternehmen. 
Viele Insolvenz- oder Konkursverfahren wurden dadurch vermieden, dass für große 
staatliche Unternehmen die Schulden gegenüber anderen staatlichen Organisationen 
(Steuerbeiträge, Sozialversicherungsbeiträge, staatliche Krankenversicherungsbeiträge, 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung) einfach gestrichen wurden. Solche Fälle sind 
auch zur Zeit des Entstehens dieser Arbeit noch anzutreffen. Ist es nach diesem Muster 
möglich, Verträge ex post zu verhandeln, dann haben die Manager der staatlichen Un-
ternehmen keinen Anreiz, durch Restrukturierung die Gewinne der Unternehmen zu 
steigern bzw. Verluste zu vermeiden. Vielmehr haben sie den Anreiz, ihren persönli-
chen Nutzen zu maximieren: zum einen durch das Managergehalt und zum anderen 
durch die (Mit)Gründung privater Unternehmen, an denen die staatlichen Unternehmen 
zu ihrem Ungunsten Aufträge vergaben. Auf diese Weise werden solange Wohlfahrts-
verluste entstehen, bis die Opportunitätskosten der Regierung sich verändern, bei-
spielsweise durch Erhöhung des Grenznutzens aus Investitionen in Infrastruktur (vgl. 
Maskin und Xu, S. 10). 

Zum anderen wurde die Privatisierung der Unternehmen an bestimmten Bedingungen 
gekoppelt, die z.B. Investitionen und Businesspläne. Bei einer Nicht-Einhaltung dieser 
Bedingungen, wurde der Privatisierungsvertrag rückgängig gemacht. Die Folge war, 
dass bis 2005 über 13 Prozent der Privatisierungsverträge rückgängig gemacht worden 
sind (vgl. Tinteanu und Pandele). Die Unternehmen traten erneut in das Portfolio der 
Treuhandgesellschaft ein und genossen weiterhin die Vorteile der weichen Budget-
restriktion. Das führte dazu, dass die neuen Manager keinen Anreiz zur Gewinnmaxi-
mierung hatten, da der Bankrott der Unternehmen durch diese Regelung ausgeschlossen 
war. Anhand dieses Beispiels wird auch deutlich, wie wichtig die ex post Merkmale des 
Vertrages (im Sinne von Williamson) bei Privatisierungsverträgen ist.  

 

5.4.4 Institutionelle Kriterien für den Beitritt zur Europäischen Union 

 

Nach Alesina et al. (S. 2) sind Unionen Zusammenschlüsse von Ländern, die gemein-
sam über die Bereitstellung von bestimmten Kollektivgütern entscheiden, die alle 
betreffen. Unter Kollektivgütern sind nicht nur die traditionellen Kollektivgüter wie z.B. 
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Verteidigung, sondern auch verschiedene Aspekte der Wirtschaftspolitik wie z.B. eine 
gemeinsame Währung zu verstehen. Für eine erfolgreiche Integration in die Europäi-
sche Union muss ein Beitrittsland bestimmte institutionelle und wirtschaftliche Krite-
rien erfüllen. Die Integration hat sowohl für das betreffende Land als auch für die ge-
samte Union bedeutende politische und wirtschaftliche Folgen. In diesem Rahmen ist 
die Zielsetzung des vorliegenden Abschnittes zum einen die Darstellung der institutio-
nellen Veränderungen in Rumänien, die als Folge der schrittweisen Integration in die 
EU entstanden sind, und zum anderen die Darstellung der ökonomischen Effekte dieser 
Veränderungen. 

Das Konzept der Integration eines Landes in die Europäische Union wird in der Litera-
tur unter den Aspekten der politischen und der wirtschaftlichen Integration betrachtet. In 
diesem Abschnitt werden wir beide Problemstellungen beleuchten, da aus Sicht der 
vorliegenden Arbeit sowohl der politische als auch der wirtschaftliche Hintergrund für 
die institutionelle Entwicklung von Bedeutung sind. Es folgt eine Beschreibung des In-
tegrationsgrades von Rumänien in die EU im Jahr 2005. Abschließend werden die poli-
tischen und ökonomischen Folgen der Integration für Rumänien und für die EU 
dargestellt.  

 

Politische Integration in die Europäische Union 

Auf politischer Ebene wurden die Integrationstheorien lange Zeit von einer Konkurrenz 
zwischen den Vertretern des Neofunktionalismus und den Vertretern des Inter-
gouvernementalismus geprägt. Zwei Hauptvertreter des Neofunktionalismus sind Haas 
sowie Lindberg (1963 und 1971).136 Haas geht insbesondere auf das Verhältnis zwischen 
den europäischen Institutionen137 und den nationalen Akteuren ein. Er betont die 
Verschiebung der Erwartungen, Aktivitäten und Loyalitäten der nationalen Akteure weg 
von den bestehenden Nationalstaaten hin zu den europäischen Institutionen.138 Als End-
zustand der politischen Integration bezeichnet Haas die Entstehung einer den National-
staaten übergeordneten politischen Gemeinschaft. Lindberg (1963) hingegen schließt 
die Loyalitäten als wichtige Elemente der politischen Integration aus und bezieht sich 
nur auf die Verschiebung der Erwartungen und Aktivitäten. Für ihn sind der Aufbau ei-

                                            
136  Für diesen Überblick über die wichtigsten Ansätze des Neofunktionalismus vgl. Eising 2003. 
137  Unter ‚Europäische Institutionen’ werden im Allgemeinen die wichtigsten politischen Organisations-

gebilde der Europäischen Union verstanden wie z.B. das Europäische Parlament, die Europäische 
Kommission und der Europäische Rat. Der Begriff der ‚Institution’ weicht also in diesem Kontext von 
der in dieser Arbeit verwendeten Definition. 

138  Unter ‚Loyalitäten’ werden intellektuell unreflektierte Zugehörigkeiten zu einer Gemeinschaft 
verstanden.  
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nes internationalen Entscheidungsgefüges und die Versuche der Mitgliedstaaten, ge-
meinsame Entscheidungen zu formulieren, gleichberechtigte Definitionselemente der 
politischen Integration. In einer späteren Arbeit reduziert Lindberg (1971) sein Konzept 
auf den Aufbau und die Entwicklung eines internationalen kollektiven Entscheidungs-
gefüges. Obwohl diese drei Definitionen unterschiedlich sind, ist für die vorliegende 
Arbeit deren Überschneidungsmenge von Bedeutung: die Tatsache, dass bei der Integ-
ration eines Landes in die Europäische Union nationale Akteure politische Kompeten-
zen an ein supranationales Gebilde abgeben müssen.  

Der Ansatz des Intergouvernementalismus wurde von Hoffmann geprägt und stellt die 
zwischenstaatlichen Verhandlungen in den Mittelpunkt der Analyse. Politische Integra-
tion bedeutet aus Sicht dieser Theorie die Summe aller internationalen Verhandlungen, 
infolge derer Kompetenzverlagerungen stattfinden. Dabei werden nur diejenigen Kom-
petenzen an die supranationalen Behörden abgetreten, mit denen die Mehrheit der be-
teiligten Staaten einverstanden ist. Wie Jachtenfuchs und Kohler-Koch hervorheben, 
sind die beiden Lager (Neofunktionalismus und Intergouvernementalismus) in den 
letzten Jahren einander nahe gekommen, obwohl sie immer noch richtungsweisend für 
die Europaforschung sind. Dabei hat sich jedoch die Diskussion stark in Richtung einer 
zwischenstaatlichen Institutionenbildung in der EU entwickelt (vgl. Pollack).  

In den letzten Jahren hat die Politische Ökonomie neue Erklärungsansätze zur politi-
schen Integration in die Europäischen Union geboten.139 So vertreten manche Autoren 
die Theorie, dass die gestiegene Mobilität der Unternehmen die Regierungen dazu 
zwingt, die Regulierung der Wirtschaftstätigkeit international zu koordinieren. So 
könnte eine Abwärtsspirale, an deren Ende alle Staaten ein niedriges Regulierungs-
niveau implementiert hätten, vermieden werden (vgl. Scharpf).  

Ein zweiter politökonomischer Ansatz untersucht die Gründe für die ineffiziente Al-
lokation der Kompetenzen zwischen den nationalen Regierungen und der supranationa-
len Behörde. Alesina et al. begründen die ineffiziente Allokation mit der Tatsache, dass 
die Bürokraten ihr Prestige von der Größenordnung ihres Einflusses in verschiedenen 
Politikbereichen ableiten (vgl. Niskanen). Deswegen werden sie untereinander konkur-
rieren, um so viele Kompetenzen wie möglich zu erhalten. Das führt einerseits zu einer 
Überzentralisierung der Bereiche, die an die Union delegiert werden, andererseits zu 
einem Widerstand der nationalen Bürokratien, wenn es um die Delegierung neuer Kom-
petenzbereiche an die supranationale Behörde geht (Alesina et al., S. 4). In ihrer Ana-
lyse beweisen Alesina et al., dass die Allokation der Kompetenzen nicht immer effizient 

                                            
139  Zu dieser Zusammenfassung der politökonomischen Ansätze vgl. Plümper.  
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ist, d.h. dass die EU Kompetenzen in Bereichen hat, in denen die Skaleneffekte gering 
sind oder in denen die Heterogenität der Präferenzen groß ist. Gleichzeitig haben natio-
nale Staaten Kompetenzen in Bereichen, in denen hohe Skaleneffekte erzielt werden 
können oder die Präferenzen der Unionsmitglieder wenig heterogen sind. Diese Ineffi-
zienz kann auch auf die freiwillige institutionelle Selbstbindung der Politiker zurück-
geführt werden. Zum Beispiel vertritt Martin die Meinung, dass Politiker Entschei-
dungsbefugnisse freiwillig abgeben, um den langfristigen, Effizienz senkenden Miss-
brauch politischer Instrumente aus wahltaktischen Gründen zu unterbinden. Ein Beispiel 
hierfür stellt der Vertrag von Maastricht dar, der die Kriterien der makroökonomischen 
Stabilität definiert. Nach Ansicht von Martin wurden diese Kriterien von denjenigen 
Regierungen entworfen, die einen höheren Nutzen von einer gemeinsamen Währung in 
der EU erwarteten. So konnten sich diese Regierungen einfacher dem Lobbying und den 
Interessensgruppen aus dem Inland widersetzen. Ein Vergleich zwischen den Vorteilen 
der Zentralisierung und der Dezentralisierung der Entscheidungskompetenzen in der 
Europäischen Union ist für Rumänien erst nach dem Beitritt zur Union von hoher 
Wichtigkeit. Bis dahin werden die institutionellen Veränderungen als Folge der Ver-
handlungen interner Akteure implementiert und nicht als Folge supranationaler Ver-
handlungen. Die Beitrittsverhandlungen mit der EU haben lediglich die Funktion, die 
Anreizstruktur der Bürokraten so zu beeinflussen, dass sie die notwendigen institutio-
nellen Veränderungen vornehmen.   

Ein dritter politökonomischer Ansatz untersucht die Europäische Union aus der Per-
spektive der Theorie der Klubs (vgl. z.B. Baldwin 1993). Nach dieser Theorie hängt die 
Aufnahme neuer Mitglieder in einer politischen Union von dem Erreichen der optima-
len Anzahl der Mitglieder ab (vgl. Plümper, S. 16). Es existieren zwei Gründe, weshalb 
die optimale Mitgliederanzahl unter der Anzahl der möglichen Mitglieder liegen kann. 
Zum einen kann der Nutzen der Mitgliedschaft relativ zur Nicht-Mitgliedschaft in einer 
politischen Union mit der Anzahl der Mitglieder abnehmen, so dass für Außenseiter ab 
einer bestimmten Mitgliederanzahl kein Anreiz zum Beitritt mehr besteht. Zum anderen 
kann der individuelle Nutzen der Altmitglieder durch die Aufnahme neuer Mitglieder 
sinken. In diesem Fall wird die Union keine neuen Mitglieder aufnehmen. Wenn der 
Klub für Nicht-Mitglieder einen positiven Nettonutzen generiert, die Gründung eines 
neuen Klubs die Aufnahmekosten übersteigt und falls kein neuer Klub das Klubgut zu 
vergleichbar günstigen Bedingungen produzieren kann, dann werden Nicht-Mitglieder 
eine Mitgliedschaft in der Union anstreben. Solange die optimale Anzahl der Klub-
mitglieder nicht erreichet wird, haben auch alte Klubmitglieder den Anreiz, neue Mit-
glieder in den Klub aufzunehmen. 
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Wirtschaftliche Integration in die Europäische Union 

Unter wirtschaftlicher Integration wird nach Balassa entweder ein Prozess oder ein 
Status quo verstanden. Die wirtschaftliche Integration als Prozess umfasst alle Maß-
nahmen, die dazu dienen, die Diskriminierung von Wirtschaftseinheiten verschiedener 
Nationalstaaten aufzuheben. Unter dem Status-quo-Aspekt bedeutet wirtschaftliche In-
tegration die Abwesenheit bestimmter Diskriminierungsformen zwischen nationalen 
Volkswirtschaften (vgl. Balassa, S. 1). Für Pelkmans (2001, S. 2) bedeutet die wirt-
schaftliche Integration eine Eliminierung von wirtschaftlichen Barrieren zwischen zwei 
oder mehreren Ländern. Unter einer wirtschaftlichen Barriere versteht er eine 
Demarkation, welche eine geringe aktuelle oder potenzielle Mobilität der Güter, 
Dienstleistungen, Produktionsfaktoren und Kommunikationsflüsse erlaubt. Dabei ist die 
grundlegende Bedeutung der wirtschaftlichen Integration das Erhöhen der aktuellen und 
potenziellen Wettbewerbsfähigkeit, was zu niedrigeren Preisen für ähnliche Güter und 
Dienstleistungen, zu einer erhöhten Qualität und Diversifizierung sowie zu einer Moti-
vation für Veränderungen führt (Pelkmans 2001, S. 3).  

Wirtschaftliche Integration bezieht sich auf zwei wichtige Aspekte: die Marktintegra-
tion und die Integration der verschiedenen Bereiche der Wirtschaftspolitik (vgl. 
Pelkmans 2001, S. 6). Die Marktintegration als wichtigster Aspekt setzt voraus, dass die 
Aktivitäten aller Marktteilnehmer auf die Angebot-und-Nachfrage-Bedingungen der 
gesamten Union abgestimmt sind. Hingegen ist auf wirtschaftspolitischer Ebene die In-
tegration weniger präzise, da sie mehrere Bereiche und Instrumente umfassen kann. Zu-
dem kann der Grad der Bindung unterschiedlich sein: von Beratung und Kooperation 
bis hin zu Zentralisierung. Eine weitere Problematik der Integration der Wirtschafts-
politik ist die Höhe des Selbstbestimmungsgrades. Somit sind manche Wirtschafts-
bereiche zentral reguliert, während andere von den jeweiligen Staaten selbst bestimmt 
werden.  

Die Effekte der wirtschaftlichen Integration sind für die beiden oben genannten Aspekte 
der Marktintegration und der Wirtschaftspolitik unterschiedlich. Während die Markt-
integration allgemein wohlfahrtssteigernde Effekte hervorruft, ist diese Tatsache für die 
Integration der wirtschaftpolitischen Bereiche noch umstritten.  

Je nach Tiefe der Integration unterscheiden Blank et al. verschiedene Integrations-
formen: die Präferenzzonen, die Freihandelszonen, die Zollunionen, die gemeinsamen 
Märkte und die Wirtschaftsunionen. Die einzelnen Staaten der EU und die Beitritts-
kandidaten befinden sich auf unterschiedlichen Integrationsstufen. Während sich inner-
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halb der EU-15140 die meisten Länder auf der Stufe einer Wirtschafts- und Währungs-
union befinden, gilt für die 2004 neu hinzugekommenen zehn Mitgliedsländer zurzeit 
eine restriktive Faktormobilität. Der Beitritt zur Währungsunion wird erst nach Erfüllen 
der Stabilitätskriterien erfolgen. Nach Pelkmans können bislang zwei wichtige Schritte 
der wirtschaftlichen Integration der mittel- und osteuropäischen Staaten identifiziert 
werden: die Unterzeichnung der Europa-Abkommen und der Beitritt der Länder zur Eu-
ropäischen Union. Beide Aspekte sind auch für die Analyse des Integrationsstatus Ru-
mäniens in die Europäische Union relevant. Durch das Europa-Abkommen wurde der 
Handel mit der EU weitgehend liberalisiert. Der zukünftige Beitritt zur Union bedeutet 
einen kompletten Wegfall der Handelsbarrieren. Das Erreichen der Wirtschaft- und 
Währungsunion als höchste Integrationsstufe wird jedoch voraussichtlich erst einige 
Jahre nach dem Beitritt erfolgen. 

Das Europa-Abkommen ist ein Assoziationsabkommen zwischen der Europäischen 
Union und einem Drittland, welches den Beitritt zur Union anstrebt. Das Abkommen ist 
ein Rahmen für verschiedene Arten von wirtschaftlicher Zusammenarbeit (vgl. 
Pelkmans 2001). Es legt fest, dass der Außenhandel zwischen der EU und dem Bei-
trittskandidat weitgehend liberalisiert wird und dass die Union dem Beitrittskandidat 
technische Hilfe sowie Unterstützung im Bereich der Infrastruktur gewährt. Zudem be-
zieht sich das Abkommen auf Kooperationen im industriellen Bereich und auf die För-
derung von Direktinvestitionen. Dadurch soll das Land wirtschaftlich auf einen Beitritt 
zur Union vorbereitet werden.  

Der Beitritt zur EU als Vollmitglied ist an die Erfüllung der 1993 in Kopenhagen fest-
gelegten politischen und wirtschaftlichen Kriterien gekoppelt sowie an die Übernahme 
des gemeinschaftlichen Besitzstands (Acquis communautaire). Die politischen Kriterien 
sind die institutionelle Stabilität als Garantie für die demokratische und rechtsstaatliche 
Ordnung, die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und der Schutz der 
Minderheiten. Die wirtschaftlichen Kriterien setzen eine funktionierende Markt-
wirtschaft voraus sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften 
innerhalb der Union standzuhalten (vgl. Kommission 2006). Der gemeinschaftliche Be-
sitzstand enthält die institutionellen Regelungen – Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
– der Europäischen Union, die für alle Mitgliedstaaten verbindlich sind. Dabei handelt 
es sich nicht nur um das Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne, sondern auch um alle 
Rechtsakte der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, der Bereiche Justiz und 
Inneres sowie die gemeinsamen Ziele der Union, die in den Verträgen festgelegt wur-

                                            
140  Unter dem Begriff ‚EU-15’ werden die Mitglieder der Europäischen Union bis zum 1. Mai 2004 

verstanden: Belgien, Deutschland, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden und Spanien.   



 

 

184

den. Es handelt sich dabei um festgelegte Regeln, die sich aber im Laufe der Zeit dyna-
misch entwickeln. Das Aquis communautaire umfasst: 

� den Inhalt, die Grundsätze und die politischen Ziele der Gründungsverträge der 
Union;  

� die Rechtsvorschriften, welche in Anwendung der Verträge erlassen werden;  

� die Rechtsakte der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie der Berei-
che Justiz und Inneres;  

� die Rechtssprechung des Europäischen Gerichtshofes;  

� Erklärungen und Entschließungen, welche im Rahmen der Union angenomme-
nen wurden;  

� internationale Abkommen, die von der Gemeinschaft geschlossenen wurden, so-
wie Abkommen, welche die Mitgliedstaaten untereinander in Bereichen schlie-
ßen, die in die Kompetenz der Union fallen (vgl. Streinz). 

Diese Beitrittskriterien erhöhten den Wettbewerb zwischen den Beitrittskandidaten ins-
besondere vor der Osterweiterung der Union 2004 (vgl. König und Bräuninger).  

Wie im Abschnitt 5.1 dargestellt, unterzeichnete Rumänien 1993 das Europa-Abkom-
men. Zwei Jahre später trat das Abkommen in Kraft, und seit 2000 werden offiziell 
Beitrittsverhandlungen zwischen der Regierung Rumäniens und den EU-Organisationen 
geführt. Als Beitrittskandidat musste Rumänien den Acquis communautaire akzeptieren 
und übernehmen, bevor das Land der Europäischen Union beitrat. Dabei prüften Mit-
glieder der Europäischen Kommission in Zusammenarbeit mit der rumänischen Regie-
rung ständig, wie die nationalen Rechtsvorschriften an den gemeinschaftlichen Besitz-
stand angepasst werden konnten. Die Fortschritte in der Übernahme der Regelungen 
wurden von der Europäischen Kommission jährlich anhand von neunundzwanzig Ver-
handlungskapitel bewertet, welche die institutionellen Veränderungen und deren Effekte 
im wirtschaftlichen und politischen Bereich untersuchten.141 Die Verhandlungen der 

                                            
141  Die neunundzwanzig Verhandlungskapitel sind folgende: freier Warenverkehr, Freizügigkeit, freier 

Dienstleistungsverkehr, freier Kapitalverkehr, Gesellschaftsrecht, Wettbewerbspolitik, Landwirt-
schaft, Fischerei, Verkehrspolitik, Steuern, Wirtschafts- und Währungsunion, Statistik, Sozialpolitik 
und Beschäftigung, Energie, Industriepolitik, kleine und mittlere Unternehmen, Wissenschaft und 
Forschung, allgemeine berufliche Bildung, Telekommunikation und Informationstechnologien, Kultur 
und audiovisuelle Medien, Regionalpolitik und Koordinierung strukturpolitischer Instrumente, Um-
weltschutz, Verbraucher- und Gesundheitsschutz, Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres, 
Zollunion, auswärtige Angelegenheiten, gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, Finanzkontrolle, 
Finanz- und Haushaltsbestimmungen.  
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einzelnen Kapitel des Acquis communautaire wurden für Rumänien im Dezember 2004 
abgeschlossen. Im Anschluss an die Verhandlungen wurde der EU-Beitrittsvertrag un-
terzeichnet; Rumänien trat am 1. Januar 2007 der Union als Vollmitglied bei.  

 

Pfadabhängigkeit und Integration  

Einen wesentlichen Einfluss auf den Ablauf des Integrationsprozesses in die Europäi-
sche Union hat die wirtschaftliche Entwicklung vor der Transformation. Wir werden 
hier auf drei wichtige Aspekte in diesem Zusammenhang fokussieren: den Reform-
widerstand als Folge der Präferenzen von Politikern und Wählern, die Entwicklung des 
Agrarsektors und die Wettbewerbspolitik.  

Die Analyse der Europapolitik Rumäniens zeigt einerseits, dass fast alle politischen, 
bürokratischen und sozialen Akteure ein hohes Interesse an einer Integration des Landes 
in die EU zeigten.142 Die Integration in die Europäische Union bedarf aber einer großen 
Anpassung des Regelwerks, d.h. einer hohen Anzahl von Reformen. Andererseits hat 
der Reformwiderstand die vollständige Übernahme und Durchsetzung des Acquis com-
munautaire lange Zeit verhindert. Der Reformwiderstand lässt sich in der Literatur da-
mit erklären, dass es für die Akteure von hoher Bedeutung ist, wie die Gewinne und 
Verluste einer Reform innerhalb der Gesellschaft aufgeteilt werden (vgl. Fernandez und 
Rodrik). Aus Sicht der Theorie der Interessensgruppen hat die kleine regierende 
Gruppe, die aus dem Status quo Gewinne erwirtschaftet, höhere Chancen, einen Re-
formwiderstand zu organisieren, als die größere Oppositionsgruppe. Die Oppositionel-
len sind nämlich aufgrund ihrer großen Anzahl mit dem Trittbrettfahrerproblem kon-
frontiert.  

Die Akteure, für welche die externen Institutionen einen Vertragscharakter haben, be-
fanden sich folglich in einem Zielkonflikt. Zum einen würde ein erfolgreicher Reform-
widerstand den Erhalt der alten Rentenquellen bewirken, zum anderen würde der Status 
Rumäniens als Beitrittskandidat und späteres Vollmitglied eine Möglichkeit darstellen, 
neue Rentenquellen zu erschließen, die sich aus den finanziellen Transfers der Union 
ergeben. Die neuen Rentenquellen ergeben sich aus folgenden Situationen:  

� Erstens sind aufgrund der asymmetrischen Information Bürokraten eher in der 
Lage, in den Genuss dieser Hilfen zu kommen, da wegen der hohen Informati-

                                            
142  Eine Ausnahme bilden die national-populistischen Parteien wie z.B. die Partei Großrumänien (PRM).  
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onskosten eine hohe Informationsasymmetrie über das Antragsverfahren für die 
finanziellen Hilfen herrscht.  

� Zweitens wird die Vorauswahl der finanzierten Projekte von den nationalen oder 
lokalen Behörden getroffen, so dass sowohl gesetzgebende Akteure (durch ihren 
Einfluss auf die Behörden) als auch Bürokratiemitglieder auf nationaler oder lo-
kaler Ebene eher in den Genuss von Finanzhilfen der Union kommen als die 
restlichen Unternehmer. So hat die EU-Kommission Unregelmäßigkeiten in der 
Zuteilung von Hilfsmitteln identifiziert (vgl. Kommission 2004). Das bedeutet 
also, dass die politischen und bürokratischen Akteure in beiden Situationen Ge-
winner sind – solange sie regieren oder staatliche Ämter besetzen.  

� Drittens bedeuten die Beihilfen für den öffentlichen Sektor größere Budgets für 
die Bürokraten, was zu höheren privaten Renten führt.  

Aus Sicht der Theorie der Demokratie führen die Konsequenzen der Reformen für die 
Vermögensverteilung dazu, dass sich der Medianwähler für den Erhalt des Status quo 
entscheidet.143 Im analysierten Fall ist der private Nutzen des Medianwählers infolge 
eines Beitritts zur Europäischen Union primär mit der freien Mobilität verbunden. Wie 
Kemmerling mit Hilfe des Heckscher-Ohlin-Theorems beweist, erfolgt nach der Integ-
ration – unter der Annahme, dass reiche Länder reich an Kapital, während arme Länder 
reich an Arbeitskraft sind – ein Kapitalzufluss in die ehemaligen Ostblockstaaten und 
eine Arbeitskräftemigration in die kapitalreichen Staaten. Wenn uneingeschränkte Ar-
beitsmigration oder uneingeschränktes Reisen aus Rumänien erlaubt wird, danken das 
die Wähler der Regierung durch eine steigende Stimmenanzahl. Die notwendigen Re-
formen bringen aber nicht immer einen unmittelbaren Nutzen für den Medianwähler, 
beispielsweise ist die Dezentralisierung und Privatisierung mit dem Verlust von Ar-
beitsplätzen verbunden. Daraus folgt, dass der Medianwähler für den Beitritt zur Euro-
päischen Union, aber gegen radikale Reformen war. Um die Stimme des Medianwählers 
zu sichern, versprachen die Parteien nur moderate Reformen, obwohl sie eine pro-euro-
päische Politik verkündeten. Diejenige Regierung, welche zwischen 1996 und 2000 die 
Privatisierung stark vorantrieb, wurde im darauf folgenden Wahlgang abgewählt.  

Neben der Auswirkung der freien Faktormobilität auf die Interessen der Wählergruppen 
gehören auch die Kapitalzuflüsse aus den reichen Ländern zu den Vorteilen der Integra-
tion (vgl. Kemmerling, S. 13). Es entstehen Zinseffekte: Wenn das Kapital in Rumänien 

                                            
143  Für Fernandez und Rodrik spielt die Unsicherheit bezüglich der Identität der Gewinner die entschei-

dende Rolle für den Reformwiderstand: Wenn die Gewinner und Verlierer vor einer Reform nicht 
identifiziert werden können, besteht die Tendenz zur Beibehaltung des Status quo.  
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knapp ist, dann führen Kapitalimporte zu einer Senkung des Zinsniveaus. Lobby-
gruppen dagegen verlieren an Verhandlungsmacht und kürzen ihre Wahlkampfhilfen. Je 
nachdem wie die Summe dieser Komponenten sich auswirkt, wird der Beitritt innen-
politisch als positiv oder negativ bewertet. Für Rumänien besteht eine Gefahr darin, 
dass die Reformanstrengungen der Regierung nach dem Beitritt nicht mehr so groß sein 
werden und dass die politischen Akteure nach Renten aus der EU-Umverteilung suchen 
werden.144  

Die zweite pfadabhängige Entwicklung, die eine wichtige Rolle für den Integrations-
prozess in die Europäische Union spielt, ist die Verfügungsrechtsstruktur in der Land-
wirtschaft. Die Begründung liegt darin, dass innerhalb der Union die gemeinsame Ag-
rarpolitik eine wesentliche Rolle für die Umverteilung des Einkommens und die Han-
delsflüsse in der Union darstellt. Die starke Rolle der Landwirtschaft für die rumänische 
Wirtschaftsleistung und das relativ niedrige Pro-Kopf-Einkommensniveau im Vergleich 
zum Einkommensniveau der EU-25 sind zwei Gründe, weshalb Rumänien nach dem 
Beitritt eine „diskriminierende Mitgliedschaft“ (Plümper) haben wird. Beispielsweise 
werden die Subventionen in der Landwirtschaft pro produzierte Einheit niedriger sein 
als die Subventionen, die ein Land der EU-15 erhält. Ein anderes Beispiel ist die einge-
schränkte Faktormobilität.  

Eine Analyse der Produktivität des Agrarsektors der mittel- und osteuropäischen Länder 
vor der Erweiterungsrunde 2004 hat ergeben, dass im Zuge der Erweiterung keine große 
Handelsdifferenzierung der EU erwartet wurde, die Drittstaaten betroffen hätte. Die Be-
gründung liegt darin, dass die mittel- und osteuropäischen Länder mit einer hohen rela-
tiven Ineffizienz im diesem Sektor konfrontiert werden (vgl. Pelkmans und Casey). Die 
Bauernhöfe in diesen Staaten können nicht von Skaleneffekten profitieren, weil der 
landwirtschaftliche Besitz stark zersplittert ist. Dieses Argument lässt sich auf Rumä-
nien übertragen, wo der durchschnittliche Bauernhof klein ist. Die Bauernhöfe können 
somit nicht vom technischen Fortschritt profitieren, weil die Investitionen in diesem 
Sektor gering ausfallen und eine ‚Dekapitalisierung’ stattfindet. Zudem erzielen die 
Bauernhöfe keine technischen Effizienzgewinne aufgrund der räumlich inflexiblen 
Landwirtschaft und der langsamen Konsolidierung. Schließlich haben die Bauern nur 
geringe Exportchancen, da die Produktqualität gering ist (vgl. Pelkmans und Casey, S. 
9). Pelkmans und Casey stützen diese Aussagen auf Fakten, die auch für Rumänien zu-
treffen und die in dieser Arbeit bereits dargestellt wurden: ein hoher relativer Anteil der 

                                            
144  Die Bereiche, die zurzeit finanzielle oder technische Hilfe von der EU erhalten, sind folgende: 

Öffentliche Finanzen, Umwelt, Grenzverwaltung und Landwirtschaft, Binnenmarkt, Wettbewerb, 
Statistik, Sozialpolitik und Beschäftigung, Energie, Verkehr, Verbraucherschutz, Justiz und Inneres 
sowie audiovisuelle Medien (vgl. Kommission, S. 9). 
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Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt, eine hohe Anzahl Beschäftigter in der Land-
wirtschaft, die Dispersion der Arbeitskräfte sowie die Veräußerung und der Raub von 
Vermögensanteilen der ehemaligen Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. 
Hinzu wird auch die geringe Arbeitsproduktivität gezählt, die darauf zurückzuführen ist, 
dass die Opportunitätskosten der Beschäftigung auf einem Bauernhof (insbesondere für 
die wenig ausgebildeten und älteren Arbeitskräfte) so lange gering sein werden, bis an-
dere Beschäftigungsmöglichkeiten im ländlichen Bereich geschaffen werden. Zhou (zi-
tiert in Pelkmans und Casey) vertritt die Meinung, dass diese Tatsache dadurch er-
möglicht wird, dass die sozialen Sicherheitsnetze nicht umfassend genug sind und die 
Beschäftigten in der Landwirtschaft deswegen das Risiko nicht eingehen, ein Beschäfti-
gungsverhältnis in einem anderen Sektor anzunehmen. Die Verfügungsrechte über Land 
bedeuten Sicherheit für sie. Zusätzlich ist der Anreiz niedrig, Genossenschaften beizu-
treten, da die Gesetze und die Verfügungsrechte nicht perfekt durchgesetzt werden. Die 
Beschäftigten in der Landwirtschaft haben folglich den Anreiz, die kleine Farm als 
Möglichkeit zur individuellen Wohlfahrtsmaximierung anzusehen. Diese Tatsachen ha-
ben unter anderem als Folge eine geringe internationale Wettbewerbsfähigkeit der Pro-
dukte aus den mittel- und osteuropäischen Staaten, wobei Rumänien keine Ausnahme 
darstellt.  

Die staatlichen Eingriffe in die Wirtschaft sind ebenfalls pfadabhängig. Beispiele hier-
für sind Subventionen und der Schuldenerlass für viele staatliche Unternehmen, die zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen. Die Problematik der Wettbewerbspolitik stellt neben 
der Problematik der Korruption einen der wichtigsten Kritikpunkte der EU-Kommission 
bezüglich der Durchsetzung des gemeinsamen Besitzstandes dar. In welcher Weise 
Wettbewerbsverzerrungen von den rumänischen bürokratischen Organisationen unter-
stützt werden, wurde bereits im Abschnitt 5.4.2 dargestellt. Um die Verzerrungen zu 
minimieren, haben sich die EU-Kommission und die politischen Akteure aus Rumänien 
auf einen Kontrollmechanismus geeinigt, der darin besteht, dass jede Entscheidung des 
rumänischen Wettbewerbsrates zuerst der Kommission zur Stellungsnahme unterbreitet 
werden muss. Es handelt sich dabei um den Vorabprüfungsmechanismus, welcher im 
September 2004 eingeführt wurde (vgl. Kommission 2005, S. 100). Im Kartellbereich 
wurde ein ähnlicher Mechanismus aufgebaut. Dadurch soll die Zahlung der Beihilfen 
kontrolliert und nur im Rahmen der Vereinbarungen zugelassen werden. Dieser Mecha-
nismus, gekoppelt mit einer näheren Anbindung des Rates an die Exekutive, hat zu ei-
ner besseren Durchsetzung der Wettbewerbsregeln geführt. Trotzdem kann damit nicht 
die gesamte Aktivität der rumänischen Behörden kontrolliert werden, da manchmal die 
Auszahlungen von Beihilfen beim Wettbewerbsrat gar nicht anmeldet werden. Somit 
kommt es zu Ineffizienzen bei der Überwachung der Durchsetzung von Vereinbarun-
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gen, da die Kommission mit einer für sie nachteiligen Informationsasymmetrie im Ver-
gleich zu den rumänischen Behörden konfrontiert wird. Trotzdem können steigende Er-
folge in der Durchsetzung der Wettbewerbsregeln und in der Bereitschaft der Behörden, 
die Regeln durchzusetzen, erkannt werden. Somit wird in diesem Bereich ein Lock-in 
Effekt herbeigeführt. Darauf werden wir im Laufe dieses Abschnittes näher eingehen.   

 

Effekte der Integration 

Bei einem Beitritt zur Europäischen Union stellt sich die Frage, ob diese Entscheidung 
zu positiven oder negativen wirtschaftlichen Folgen für das betreffende Land und für 
die Union insgesamt führt. Ein Beitritt zur Europäischen Union ist für eine nationale 
Regierung mit hohen Anpassungs- und Ausstiegskosten verbunden, und folglich ist die 
Entscheidung für eine Vollmitgliedschaft von hoher Wichtigkeit. Zusätzliche unvorher-
sehbare Kosten oder Nutzen können dadurch entstehen, dass die Vollmitgliedschaft in 
der EU aus mehreren Gründen ein dynamisches Konzept ist. Erstens ist die Kapital-
marktintegration an sich ein dynamischer Prozess. Zweitens hat der gemeinschaftliche 
Besitzstand eine dynamische Natur (vgl. Kemmerling, S. 6ff.). Beispielsweise sieht der 
gemeinschaftliche Besitzstand vor, dass alle neuen Beitrittskandidaten die gemeinsame 
Währung übernehmen müssen – eine Bedingung, die für die Beitrittskandidaten der frü-
heren Erweiterungsrunden nicht galt. 

Im Folgenden werden wir die Effekte der Integration in Bezug auf den Nutzen, die 
Wachstumseffekte und den institutionellen Lock-in untersuchen. Zudem wenden wir 
uns den Effekten der Integration auf dem Agrarsektor und der Wettbewerbspolitik in 
Rumänien zu.  

Bei einer internationalen Betrachtung setzt sich die Nutzenfunktion nationaler Regierun-
gen infolge einer Integration in die Europäische Union aus mehreren Elementen zu-
sammen.145 Erstens entstehen Effizienzgewinne aus drei Quellen: aus der gemeinsamen 
Bereitstellung öffentlicher Güter dadurch, dass bei einer hohen Anzahl der Mitglieds-
länder die hohen Fixkosten auf mehrere Länder verteilt werden (Skaleneffekte), aus der 
Internalisierung der Externalitäten und aus den sinkenden Transaktions- und Handels-
kosten.146 Zweitens erfolgen nach einer Integration Umverteilungseffekte von den rei-

                                            
145  Eine gute Übersicht über die aktuelle politökonomische Literatur zum Thema EU-Integration bietet 

Kemmerling.  
146  Der letzte Punkt geht auf Persson und Tabellini (S. 137) zurück. Fast zwei Drittel des rumänischen 

Handels 2004 wurde mit der EU abgewickelt (vgl. Kommission 2005). Ein anderer Vorteil ist auch 
die Währungsstabilität.  
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chen zu den armen Ländern. Dabei ist es bewiesen, dass kleinere und ärmere Regionen 
mehr von einer Integration profitieren als reichere Regionen (vgl. Persson und Tabellini, 
S. 136). Rumänien würde als armes Land also vom Beitritt profitieren.147 Drittens 
kommt es nach einer Integration zu einem Autonomieverlust des nationalen Staates, weil 
sich auf europäischer Ebene die Position des Medianwählers vor und nach der Integra-
tion neuer Mitgliedsstaaten unterscheidet (vgl. Persson und Tabellini, S. 137). Viertens 
tritt ein Umverteilungseffekt zwischen Interessensgruppen auf (vgl. Brou und Ruta): Or-
ganisierte und unorganisierte Gruppen aus reichen und besser organisierten Ländern ha-
ben einen Vorteil von der Erweiterung der EU, weil die Integration den Wettbewerb 
zwischen ihnen verringert. Folglich haben sie eine höhere Verhandlungsmacht und kön-
nen sogar die Gesetzgebung in anderen Ländern beeinflussen. Da es in reichen Ländern 
verhandlungsmächtigere Lobbygruppen gibt, können sich z.B. die Gewerkschaften in 
Deutschland gegen eine uneingeschränkte Mobilität von Arbeit aussprechen. Dieser in-
direkte Einfluss auf die Gesetzgebung könnte eine Erklärung dafür sein, warum reiche 
Länder an einer Integration der ärmeren Länder interessiert sind.148 Abgesehen von der 
Integrationsproblematik existiert eine andere Möglichkeit des Einflusses der Interes-
sensgruppen auf die Gesetzgebung: Wenn die Interessensgruppen eine hohe Verhand-
lungsmacht auf nationaler Ebene haben, beeinflussen sie die Entscheidungen der natio-
nalen Politiker, welche ihrerseits die Arbeit in den EU-Gremien beeinflussen.149  

Wenn die Summe der Effekte der vier oben genannten Faktoren positive Gewinne er-
möglicht, dann wird eine Regierung an einer Integration in die Europäische Union inte-
ressiert sein. Der Nettogewinn wird durch die Reduktion der Heterogenitätskosten ge-
steigert, z.B. die anwachsende Mobilität der Arbeitnehmer, und durch die Anpassungs-
kosten gemindert, z.B. die Umwandlung des Acquis communautaire in nationales Recht 
und das Aufgeben der nationalen Präferenzen in bestimmten Bereichen. 

 

                                            
147  Gemessen am Pro-Kopf Bruttoinlandsprodukt ist Rumänien weiterhin ein armes Land im Vergleich zu 

den restlichen Staaten der Europäischen Union. Zum Beispiel lag das durchschnittliche Brutto-Mo-
natseinkommen 2005 bei 240 Euro (vgl. SAR Mai 2005, S. 12). Folglich gehört Rumänien zu den 
Ziel-1 Förderregionen der EU, d.h. zu den Regionen mit einem durchschnittlichen Bruttoinlands-
produkt von weniger als 75 Prozent des durchschnittlichen Bruttoinlandsprodukts in der EU (vgl. Ge-
neraldirektion für Regionalpolitik).  

148  Mit der Problematik des Einflusses der Interessensgruppen auf die Integration in die Europäische 
Union befassen sich auch Greenwood sowie Mazey und Richardson.  

149  Schneider und Baltz (2003) untersuchen vier Fälle, in denen ein Land die EU-Gesetzgebung auf diese 
Weise beeinflusst hat. 
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Bezüglich der Wachstumseffekte wird allgemein davon ausgegangen, dass die europäi-
sche Integration insbesondere für arme Länder einen positiven mittelfristigen Wachs-
tumseffekt hervorruft. Baldwin und Wyplosz (S. 184ff.) beweisen diese Schlussfolge-
rung anhand von Portugal, Spanien, Griechenland und Irland. Der Effekt wurde bereits 
1992 von Baldwin nachgewiesen, der ihn einen „mittelfristigen Wachstumsbonus“ 
nannte (vgl. Baldwin 1992). Es ist in der Literatur jedoch umstritten, worauf dieser Nut-
zen für neue Mitgliedsländer der Europäischen Union zurückzuführen ist. Zum einen 
gibt es die Sichtweise, dass diese Gewinne durch Marktschaffung und Markterweite-
rung entstehen, und zum anderen, dass sie infolge von politischen Verhandlungen in-
nerhalb des Klubs entstehen (vgl. Bornschier et al. 2003). Die erste Sichtweise beruht 
auf neoklassischen Überlegungen. Demnach führt ein größerer Markt aufgrund der 
Wachstumschancen der Unternehmen zu Effizienzgewinnen, die einen Zuwachs der 
Forschung und Entwicklung bewirken; höhere Gewinne begünstigen die Kapitalbildung 
und höhere Löhne führen eine Konsumerhöhung herbei. Schließlich werden dadurch 
höhere Wachstumsraten erzielt. Aus politökonomischer Sicht wird die Europäische 
Union als ein Tauschsystem angesehen, in dem die Wachstumseffekte aufgrund einer 
internen Umverteilung erfolgen. Die Union wird als ein Markt für Strukturhilfen ange-
sehen, um welche die einzelnen Staaten konkurrieren. Die Folgerung, dass die Wachs-
tumseffekte in der Europäischen Union aufgrund einer internen Umverteilung entstehen, 
beweisen Bornschier et al. empirisch für die früheren Erweiterungsrunden der EU. Aus 
langfristiger Perspektive ist jedoch keine eindeutige Korrelation zwischen Integration 
und Wirtschaftswachstum empirisch nachweisbar (vgl. Deardorff und Stern). 

Umgekehrt hat die Integration neuer Mitgliedsländer in die Europäische Union auch 
Effekte auf das Wirtschaftswachstum der Union. So spielt ein nachhaltig hohes Wirt-
schaftswachstum dieser Länder in den nächsten zwei bis drei Jahrzehnten eine wichtige 
Rolle für das Wirtschaftswachstum der gesamten Union (vgl. Pelkmans 2004, S. 3).150 
Jedoch gibt es auch Risiken, welche diese Entwicklung verhindern könnten, wie z.B. 
eine schlechte interne Wirtschaftspolitik, einschließlich einer schlechten Implementie-
rung des Acquis communautaire, sowie eine schwache Antwort der EU auf grenz-
überschreitende Externalitäten. Diese Faktoren könnten den Konvergenztrend der neuen 
Mitgliedsländer bzw. der Beitrittskandidaten abschwächen (vgl. Pelkmans 2004, S. 12). 

Für die vorliegende Arbeit ist im Kontext der Wachstumsproblematik die Fragestellung 
wichtig, ob Rumänien nach einer Integration in die EU ein nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum erreichen wird, welches zu einer Konvergenz des Pro-Kopf-Bruttoinlands-
produktes mit dem Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt der Union führen wird. Beide Theo-

                                            
150  In diesem Kontext wird in der englischsprachigen Literatur oft der Begriff ‚catch-up growth’ benutzt.   
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rien unterstützen die Annahme einer positiven Wachstumsentwicklung. Nach dem em-
pirischen Beweis von Baldwin (1992) kann diese Aussage nur mittelfristig uneinge-
schränkt gelten. 

 

Ein weiterer Effekt der Integration eines Landes in die Europäische Union bezieht sich 
auf den institutionellen Lock-in der Reformen. Nach Pelkmans (2001, S. 384) wurden 
die Europa-Abkommen zwischen der Europäischen Union und den Beitrittsstaaten de-
tailliert verfasst, weil die Bedingungen für eine Mitgliedschaft in die EU strenger als bei 
den Erweiterungsrunden vor 2004 festgelegt wurden. Somit erhalten die Beitrittskandi-
daten technische Unterstützung von der EU für die Implementierung des Acquis 
communautaire, eine detaillierte rechtliche Beratung für die Verfassung von Gesetzen 
sowie Subventionen für Infrastruktur, Umwelt und adäquate Institutionen der regionalen 
und Agrarpolitik. Im Gegenzug wurden eine strenge Kontrolle der Implementierung des 
in nationalem Recht umgewandelten Acquis communautaire und eine regelmäßige Be-
wertung der Leistung der exekutiven und Durchsetzungsorgane vereinbart. Dadurch 
entsteht nach Pelkmans (2001) ein „Lock-in“ der Reformen, der Wirtschaftspolitik und 
der administrativen Praktiken, die für eine erfolgreiche Transformation notwendig sind. 
Für Rumänien bedeutet dieser Lock-in, dass das Land trotz einiger noch existierenden 
Anomalien bereits einen effizienten Entwicklungspfad eingeschlagen hat, welcher die 
wirtschaftliche Entwicklung langfristig prägen wird. Eine weitere Garantie für den 
Lock-in ist die Tatsache, dass die EU-Regelungen es vermeiden, dass die Beitritts-
kandidaten nur oberflächlich ihre Wirtschaft und die Gesetze verändern (Pelkmans 
2001). Das Ziel dabei ist zu verhindern, dass nach dem Beitritt die Länder von EU-
Transfers abhängig werden, ohne dabei ein Aufholwachstum zu durchlaufen. Die von 
der EU benutzten Instrumente hierfür sind beispielsweise die regelmäßigen Berichte der 
Kommission über die Forschritte der Kandidatenländer auf dem Weg zum Beitritt sowie 
die gemeinsamen mittelfristigen Wirtschaftsstrategien, welche zwischen Kommission 
und den Beitrittskandidaten vereinbart werden. Diese beinhalten mittelfristige mikro-
ökonomische Ziele für die Transformation und für die Zeit vor dem Beitritt zur Union 
einschließlich der notwendigen Voraussetzungen bezüglich Haushalt und Investitionen, 
um wichtige interne und gemeinschaftliche Reformen durchzusetzen. Diese mittelfristi-
gen Pläne helfen nach Pelkmans (2001) den Regierungen, den Widerstand bestimmter 
opportunistischer Interessensgruppen auf interner Ebene zu brechen, die politisch gegen 
die schmerzhaften Aspekte der Reformen kämpfen würden. Zudem werden durch den 
Lock-in der Reformen auch die alten EU-Staaten vergewissert, dass der Beitritt der ost-
europäischen Staaten die Union stärken wird.  
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Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die Integration Rumäniens in die Europäi-
sche Union für das Land voraussichtlich einen positiven mittelfristigen Wachstums-
effekt sowie einen Lock-in der institutionellen Reformen hervorruft, der aus institutio-
nenökonomischer Perspektive das Einschlagen eines langfristigen Wachstumspfades 
bedeutend kann. Die Anpassung des institutionellen Rahmens an die Anforderungen der 
Europäischen Union hat sich bereits mit Ausnahme der ‚zweiten Transformationsrezes-
sion’ (1997 bis 1999) positiv auf die Wirtschaftsentwicklung ausgewirkt. Eine negative 
Folge ist die Nichteinhaltung vieler Gesetze, da die Akteure aus nicht-gesetzeskonfor-
men Verhalten höhere Gewinne erwirtschaften, als bei gesetzeskonformen Verhalten. 
Das führte zu einem starken Anstieg der Schattenwirtschaft, worauf wir im nächsten 
Kapitel näher eingehen werden.  

 

5.5 Effekte des graduellen Wandels 

 

Als Effekte der Transformation werden wir im Folgenden die Veränderung der Trans-
aktionskosten und des Anreizsystems sowie den Wandel der internen Institutionen ana-
lysieren. In Abhängigkeit von diesen Variablen kann die in dem einleitenden Abschnitt 
dieses Kapitels beschriebene wirtschaftliche Entwicklung erklärt werden.  

 

5.5.1 Transaktionskosten und Anreizeffekte  

 

Die Transformation als institutionelle Restrukturierung hat als Folge eine Veränderung 
der Transaktionskosten und des Anreizsystems in der Gesellschaft. Die Transaktions-
kosten ergeben sich aus den Unterschieden zwischen den formalen und den informellen 
Regeln: Je höher die Unterschiede zwischen den formalen und den informellen Regeln 
sind, desto höher sind die Transaktionskosten in der Gesellschaft und desto weniger er-
folgreich die Effekte der Transformation (vgl. Pejovich 2003). Die Analyse der Verän-
derung der internen Institutionen während der Transformation ist deshalb von hoher 
Bedeutung (vgl. Abschnitt 5.5.2). Um die Entwicklung der Transaktionskosten während 
der Transformationszeit abzuschätzen, ist die Analyse der Anpassung der informellen 
Institutionen an die formalen Institutionen wichtig. Die Anpassung in der Transformati-
onszeit wird nach Pejovich von zwei Faktoren bedingt: die alte regierende Gruppe und 



 

 

194

die Gruppe der über Fünfundvierzigjährigen, da ihr Verhalten die Entwicklung der in-
formellen Institutionen am meisten beeinflusst.  

Bohnet und Reichardt haben die Transaktionskosten des Transformationsprozesses 
analysiert und in zwei Kategorien aufgeteilt, die Rahmenkosten und die Anpassungs-
kosten. Die Rahmenkosten beziehen sich auf die Kosten des Einsatzes eines suboptima-
len institutionellen Rahmens und werden als Differenz zwischen dem maximalen Netto-
nutzen des realen institutionellen Rahmens und dem maximalen Nettonutzen des opti-
malen institutionellen Rahmens berechnet. Die Anpassungskosten hingegen entstehen 
dann, wenn innerhalb des realen institutionellen Rahmens nicht die optimale Transakti-
onskostenanzahl existiert. Sie werden als Differenz zwischen dem maximalen Netto-
nutzen und dem real erreichten Nettonutzen innerhalb des gegebenen institutionellen 
Rahmens berechnet. Mit Hilfe dieser Begriffe versuchen Bohnet und Reichardt die 
Strategien der Schocktherapie und des Gradualismus zu bewerten. So treten im Falle der 
Schocktherapie keine Rahmenkosten auf, dafür aber hohe Anpassungskosten. Bei der 
gradualistischen Vorgehensweise treten hingegen hohe Rahmenkosten, dafür aber ge-
ringe Anpassungskosten auf. So ist nach Bohnet und Reichardt diejenige Strategie 
optimal für ein bestimmtes Land, für die die Summe der Rahmen- und Anpassungs-
kosten minimiert wird. Nach Feldmann (1999b) ist dieser Ansatz zur Systematisierung 
der Transaktionskosten der Transformation wichtig, weil die Bedeutung der verschiede-
nen Kostenarten grob abschätzbar wird, und darauf basierend lässt sich die Vorteil-
haftigkeit verschiedener Transformationsstrategien beurteilen. Zudem ist es ein Beweis 
für die These, dass hohe Transaktionskosten den Prozess der Transformation verlang-
samen. Die Schwäche des Modells besteht darin, dass die Höhe und der zeitliche Ver-
lauf der Rahmen- und Anpassungskosten praktisch nicht festgestellt werden können. 
Dazu müssten die Kosten und der Nutzen der Gesellschaftsmitglieder gemessen werden, 
was aber unmöglich ist. Zusätzlich werden einige Aspekte außer Acht gelassen, wie z.B. 
der Entwicklungsstand der Volkswirtschaft, die Akzeptanz der Bevölkerung für die ver-
schiedenen Transformationsstrategien sowie das Eigeninteresse der Politiker, Bürokra-
ten und Interessensgruppen.  

Eine Schätzung der gesamten Transaktionskosten der mittel- und osteuropäischen Staa-
ten während der Transformationszeit finden wir bei Eissrich, der nach dem Modell von 
Wallis und North vorgeht. Er folgert, dass in den Ländern, in denen der institutionelle 
Wandel in Richtung eines marktwirtschaftlichen Systems voranschreitet, die Transakti-
onskosten ansteigen. Der Grund des Anstiegs der Transaktionskosten sind die Probleme 
bei der Aufrechterhaltung und Durchsetzung der Institutionen sowie die eingeschränkte 
Funktionsfähigkeit der Institutionen, weil die Veränderung der formalen Institutionen 
bei einer relativen Stabilität der informellen Institutionen erfolgt. Für Rumänien findet 
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er im Zeitraum von 1994 bis 1997 einen sinkenden Trend, allerdings gab es in dieser 
Zeit nur geringe institutionelle Veränderungen (vgl. Eissrich, S. 239ff.). Ist das Stadium 
einer freien Marktwirtschaft erreicht, so sind die Transaktionskosten pro Tausch be-
deutend geringer als in einer Zentralplanwirtschaft. Erstens fallen die Kosten des Plan-
entwurfs, dessen Überwachung und Kontrolle sowie die Kosten des Lügens und Be-
trügens nicht mehr an. Zweitens senken die Institutionen des Kapitalismus die relativen 
Transaktionskosten (vgl. Williamson 1985) aufgrund der Rechtssicherheit, der Vertrags-
freiheit, des Eindämmens des Agentenopportunismus und der Subsidiarität. Da aber in 
einer freien Marktwirtschaft die Informations- und Suchkosten wesentlich höher als in 
einer Zentralplanwirtschaft sind und auch die Anzahl der Transaktionen viel höher ist, 
sind die absoluten Transaktionskosten in einer freien Marktwirtschaft höher als in einem 
Zentralplansystem. Trotzdem geht das mit einer Effizienzsteigerung einher, da die 
Nettoergiebigkeit der Transaktionen steigt.  

Die Anreizstruktur in der Transformationszeit ist komplex und differenziert. Das 
Anreizsystem auf Unternehmensebene ist unterschiedlich für Angestellte und Manager 
privater und staatlicher Unternehmen. In privaten Unternehmen gelten kapitalistische 
Anreizstrukturen, da aufgrund des Wettbewerbs wirtschaftlicher Erfolg und Effizienz 
die obersten Unternehmensziele sind. In den staatlichen Unternehmen blieb zum Teil 
die Institution der weichen Budgetrestriktion erhalten. Das führt nach Roland (S. 197ff.) 
zu zwei spezifischen Problemen: Ein finanzielles Verpflichtungsproblem, weil die Wie-
derverhandlung eines Finanzplanes ex post nicht verhindert werden kann, und ein 
Problem des moralischen Risikos, welches falsche Anreize generiert. Es gibt jedoch 
zwei Unterschiede zur sozialistischen Zeit. Erstens gibt es keine Beschaffungsmängel 
mehr, so dass die Manager mehr investieren können. Folglich verdrängen sie neue Fir-
men auf dem Kreditmarkt und bauen ihre Marktstellung aus. Wegen der hohen Kosten 
der Kreditrückzahlungen, ist die Refinanzierung die optimale Lösung, was den hohen 
Verschuldungsgrad der staatlichen Unternehmen erklärt (vgl. Raiser, S. 35ff.). Zweitens 
existiert die Möglichkeit des Bankrotts. Nach Călăcean und Aligică (S. 81ff.) haben die 
Manager keinen Anreiz, die ineffizienten staatlichen Unternehmen zu restrukturieren, 
weil sie im Falle eines wirtschaftlichen Verlustes oder Bankrotts ihren Arbeitsplatz ver-
lieren würden. Stattdessen stellen sie überproportional viele Arbeitskräfte bei einer ho-
hen Vergütung ein, um politischen Druck zu erzeugen. Um die Wählerstimmen zu er-
halten, werden die politischen Akteure also Entlassungen durch Fortzahlung der Sub-
ventionen vermeiden. In den ersten Jahren nach der Wende hat die begrenzte Aus-
dehnung der Privatisierung und der Mangel an klar zugeordneten Verfügungsrechten 
dazu geführt, dass die Manager die Kontrolle über die staatlichen Unternehmen hatten. 
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Ein zweiter Effekt bezieht sich auf die Anreizstruktur für das Unternehmertum allge-
mein in Rumänien. Leeson und Coyne teilen die Unternehmer in solche, die produktive, 
unproduktive und ausweichende Tätigkeiten durchführen. Unter produktiven Tätigkei-
ten verstehen sie die Doppelaufgabe des Unternehmers zur Arbitrage und Innovation. 
Zum einen entdeckt der Unternehmer neue Gewinnopportunitäten und bringt damit die 
Volkswirtschaft von einem wirtschaftlich und technologisch ineffizienten Punkt zu ei-
nem effizienten. Zum anderen bewirkt die Innovation eine effizientere Nutzung von 
Ressourcen und verschiebt somit die Produktionsmöglichkeitenkurve nach außen (vgl. 
Kirzner). Diese Verschiebung ist der Kern des Wirtschaftswachstums – ein Zuwachs an 
Erträgen basierend auf einem Zuwachs der Produktivität. D.h. dass diese Tätigkeiten 
einen Nutzen sowohl dem Unternehmer als auch der Gesellschaft bringen. Die un-
produktiven Tätigkeiten hingegen bringen einen Nutzen dem Unternehmen, schaden 
aber der Gesellschaft. Beispiele dafür sind Verbrechen, Rent Seeking und Spekulation. 
Diese Tätigkeiten können innovativ sein, sie verschieben aber nicht die Produktions-
möglichkeitenkurve. Ausweichende Tätigkeiten haben das Ziel, die Gesetze oder die 
unproduktiven Tätigkeiten anderer Agenten zu umgehen. Die Folgen sind ebenfalls 
schädlich für die Verteilung des Wohlstands in der Gesellschaft. Beispiele hierfür sind 
Steuerhinterziehung, sowie das Bestechungsgeld, das an Bürokraten gezahlt wird, um 
die Nicht-Einhaltung eines Gesetzes zu erreichen. Die institutionelle Struktur in Rumä-
nien ermöglicht eine höhere Kapitalrentabilität bei unproduktiven und ausweichenden 
Unternehmenstätigkeiten aufgrund der exzessiven, unsicheren und sich ständig 
ändernden Regelungen. Beispielsweise ändert die Regierung die Gesetze in Rumänien 
häufig durch eine hohe Anzahl an Notverordnungen. Folglich ist es für Individuen 
kostengünstiger, die Gesetze völlig zu ignorieren. Das führt zu Korruption, zu einer 
willkürlichen und ineffektiven Durchsetzung der Regelungen und zum Entstehen einer 
informellen Wirtschaft. Während das produktive Unternehmertum stagniert, entwickeln 
sich das unproduktive und das ausweichende Unternehmertum positiv (vgl. Leeson und 
Coyne, S. 7ff.). 

Die Anreizstruktur für Bürokraten und politische Akteure hat sich im Vergleich zur so-
zialistischen Zeit bedeutend verändert. Der Zugang zu Mangelwaren und besonderen 
Dienstleistungen als Anreiz für Bürokraten und politische Akteure ist durch die freie 
Marktwirtschaft aufgehoben worden. Materielle Anreize können auf höheren Hierar-
chieebenen eine Rolle spielen wie z.B. Dienstwagen und Auslandsreisen. Die Ver-
gütung stellt ebenfalls lediglich auf der höheren hierarchischen Ebene einen Anreiz dar. 
Deshalb mussten die Bürokraten neue Rentenquellen erschließen wie z.B. durch Kor-
ruption, durch eine selektive Verteilung der öffentlichen Mittel und der Beihilfen der 
Europäischen Union, durch die selektive Vergabe öffentlicher Aufträge und durch die 
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willkürliche Durchsetzung der Privatisierungsgesetze. Ein anderes Beispiel ist die Ver-
fügung der lokalen Verwaltungsakteure über die öffentlichen Ressourcen. Durch die 
zunehmende Dezentralisierung der Verwaltungsentscheidungen verfügen Mitglieder der 
lokalen Verwaltung über viel Verhandlungsmacht in der Allokation der Ressourcen auf 
lokaler Ebene. Da sie oft einen persönlichen Nutzen daraus ziehen, wie z.B. durch Ver-
untreuung öffentlicher Mittel, Korruption und präferenzielle Vergabe öffentlicher Auf-
träge, wurde ihnen der Spitznamen ‚lokale Barone’ gegeben. Unter diesem Begriff kön-
nen aber auch einflussreiche Unternehmer verstanden werden. Die willkürliche oder 
ineffiziente Durchsetzung der Gesetze treten hier als Fortsetzung einer Verhaltensweise 
auf, die wir auch in der vorsozialistischen und in der sozialistischen Zeit angetroffen 
haben.  

 

5.5.2 Wandel der internen Institutionen 

 

Obwohl Rumänien zu den Ländern gehört, die eine graduelle Transformation vom Sozi-
alismus zum Kapitalismus durchlaufen und keine Schocktherapie angewandt haben, war 
die Veränderung der Institutionen langfristig betrachtet trotzdem diskontinuierlich. Die 
erste demokratische Verfassung wurde ein Jahr nach der Wende verabschiedet. Die 
wichtigste Reform, die Privatisierung der Verfügungsrechte an einem Großteil der Res-
sourcen, wurde ebenfalls unmittelbar nach dem Sturz konzipiert. Die externen Instituti-
onen erfuhren also eine schlagartige Veränderung, während die Normen, Konventionen 
und Verhaltensweisen der Gesellschaftsmitglieder – die internen Institutionen also – 
sich nicht genauso schnell veränderten. Die Strukturreformen der Transformationszeit 
stellten für Rumänien also formale Institutionen dar, die nicht im Einklang mit den in-
formellen Institutionen zum Zeitpunkt der Wende standen. Daraus ergaben sich hohe 
Transaktionskosten, die ein schnelles Wirtschaftswachstum in den ersten Jahren nach 
der Wende verhinderten, und die teilweise zur Zeit des Verfassens der vorliegenden Ar-
beit weiterhin in einem gewissen Maße das Wachstum behindern.  

Die wichtigsten internen Institutionen, die mit den neuen externen nicht kompatibel wa-
ren, stammten vorrangig aus der Zeit des Sozialismus. Sie wurden im vorigen Kapitel 
identifiziert:  

� die Unterschiede zwischen den formalen und den informellen Kompetenzen der 
politischen und bürokratischen Akteure,  
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� die willkürliche Durchsetzung von Gesetzen,  

� die informelle Wirtschaft,  

� die lockere Arbeitsdisziplin aufgrund des ineffizienten Anreizsystems und  

� die informellen Organisationen.  

Die Anpassung der informellen Institutionen erforderte viel Zeit, hohe Transaktions-
kosten und ist noch nicht abgeschlossen. Im Folgenden werden wir untersuchen, inwie-
fern sich die internen Institutionen aus der sozialistischen Zeit verändert haben und wir 
werden die neu entstandenen Institutionen prüfen. Auf die Rolle der Institutionen, die 
aus der vorsozialistischen Zeit erhalten geblieben sind, wird im nächsten Kapitel ein-
gegangen.  

Die Unterschiede zwischen den formalen und den informellen Kompetenzen der politi-
schen und bürokratischen Akteure existieren weiterhin, sind jedoch nicht in demselben 
Ausmaß erhalten geblieben. Beispielsweise hat die Regierung eine zusätzliche Macht 
durch die Nutzung von „Schatteninstitutionen“ (Gabanyi 1994, S. 104f.)151 wie des 
Rumänischen Sicherheitsdienstes, des Obersten Landesverteidigungsrates, der Ge-
richtsinstanzen und des staatlichen rumänischen Fernsehens. Die Beeinflussung der Ge-
richtsinstanzen durch regierende Akteure ist erhalten geblieben und stellt einen Haupt-
kritikpunkt der EU-Kommission bei der Überwachung der Übernahme des gemein-
schaftlichen Besitzstandes dar. Zum Beispiel wurden bei Berufungsverhandlungen in 30 
Prozent aller Zivilurteile Irrtümer aufgedeckt (vgl. Kommission 2004, S. 21), eine Tat-
sache, die auf die Beeinflussung der Gerichtsinstanzen und auf Korruption hindeutet. 
Ein anderes Beispiel ist die positive Korrelation zwischen der Höhe der staatlichen 
Schulden einiger Organisationen der Massenmedien und der Sendezeit, die für Vertreter 
der Regierungspartei reserviert wurde in der Zeit von 2000 bis 2004 (vgl. SAR Januar 
2005, S. 14ff.). So haben viele Fernsehsender hohe Schulden bei staatlichen Energie-
versorgern. Wenn es zu einer kurzfristigen Aufforderung der Schuldenbegleichung ge-
kommen wäre, hätten einige Sender in Insolvenz gehen müssen. Um dies zu vermeiden, 
bot man den damaligen Regierungsmitgliedern überproportional viel Sendezeit an. Im 
Zuge der Privatisierung wurden jedoch 2005 einige Energieversorger veräußert. Die 
Fortsetzung dieser Entwicklung wird die oben beschriebene Problematik vermindern.   

Der Grad der willkürlichen Durchsetzung der Gesetze hat in der Transformationszeit 
stark abgenommen. Trotzdem liegen z.B. für die Durchsetzung der Privatisierungs-

                                            
151  Hier im Sinne von Organisationen.  
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gesetze viele Klagen über Unrechtmäßigkeit vor, Beschuldigungen des Wahlbetrugs für 
die Parlamentswahlen 2004, es treten gelegentlich physische Übergriffe gegen Journa-
listen auf und es werden Unregelmäßigkeiten in der Zuteilung der öffentlichen Mitteln 
und in der Besetzung hoher Ämter gemeldet. Eine weitere interne Institution aus der 
sozialistischen Zeit, die lockere Arbeitsdisziplin, wurde in den Privatunternehmen 
größtenteils aufgegeben, ist aber noch bei Staatsangestellten, Angestellten staatlicher 
Betriebe und politischen Akteuren aufgrund der falschen Anreizstruktur anzutreffen. 
Das bewirkt, dass qualifizierte Arbeitskräfte keinen Anreiz haben, im öffentlichen 
Dienst zu arbeiten oder sich als Experten in der Unterstützung politischer Akteure zu 
engagieren. Die relevanten informellen, aber organisierten Organisationen sind im in-
formellen Sektor – Schattenwirtschaft und organisierte Verbrechen – tätig und deshalb 
bezüglich ihrer Verhandlungsmacht schwer einzuschätzen.  

Der Parteibuchwechsel hat in der Transformationszeit eine starke Verbreitung gefun-
den. SAR 2004 (S. 12) findet zwischen 2000 und 2003 eine Korrelation zwischen dem 
Parteibuchwechsel der Bürgermeister in die Regierungspartei (PSD) und den finanziel-
len Transfers von der Zentralverwaltungsstelle. Es deutet darauf hin, dass öffentliche 
Mittel für Interessen bestimmter politischer Gruppierungen veruntreut wurden. Die Re-
gierungsvertreter auf der Ebene der Landkreise (rum.: prefecţi) werden direkt von der 
Regierung ernannt und sind die Spitze der durchführenden Macht auf lokaler Ebene. In 
mehreren Fällen kontrollieren sie die lokalen Ressourcen mit Hilfe der Politik aufgrund 
der unsicheren Rechtslage, der Missbräuche bei der Landrückgabe und der Gesamtlage 
im ländlichen Bereich. In einigen Fällen kontrollieren sie die lokalen Medien durch 
Vergabe von Werbeaufträgen (vgl. SAR 2004, S. 6). 

Die informelle Wirtschaft ist während der Transformationszeit erhalten geblieben und 
hat stark zugenommen. Die Einkommen aus der informellen Wirtschaft wurden 2002 
auf ca. ein Drittel des Bruttoinlandsproduktes geschätzt (vgl. Ernste). In der Analyse der 
informellen Wirtschaft in der sozialistischen Zeit haben wir drei Arten identifiziert: die 
legale zweite Wirtschaft innerhalb der ersten Wirtschaft, die illegale zweite Wirtschaft 
innerhalb der ersten Wirtschaft und die illegale Wirtschaft parallel zur zweiten Wirt-
schaft (vgl. Abschnitt 4.4.2). Die erste Art hat während der Transformationszeit abge-
nommen, während die beiden anderen teilweise zugenommen haben. Beispiele hierfür 
sind in der Transformationszeit die Korruption, die organisierte Kriminalität, der Betrug 
und die Veruntreuung von Geldern. 

Der Grund für das Fortbestehen der Schattenwirtschaft ist ihre Anpassungsfähigkeit und 
ihre Fähigkeit zur Selbstorganisation (vgl. Kasper und Streit, S. 438). Sie wird so lange 
existieren, wie die internen Institutionen schwach sind und die Durchsetzung der Ge-
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setze nicht genügend von der Regierung unterstützt wird. Die Gründe ihrer Zunahme 
sind nach Stiglitz zum einen das Scheitern der Reformen in den ersten Jahren und zum 
anderen die Art der Durchsetzung der Reformen. Somit bot die Durchsetzungsweise der 
Regeln Anreize und Opportunitäten zu Korruption und Rent Seeking (vgl. Stiglitz 1999 
sowie Leeson und Coyne). Im Januar 2005 wurde jedoch ein Einheitssteuersatz (‚Flat 
Tax’) von 16 Prozent für Einkommens- und Gewinnsteuer eingeführt, der einer Sen-
kung der Gewinnsteuer um 9 Prozentpunkte entsprach. Dadurch sind aber die 
Steuereinnahmen des öffentlichen Haushalts bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 
konstant geblieben (vgl. SAR 2006), eine Tatsache, die darauf hindeutet, dass die 
Steuerhinterziehung für viele Akteure unrentabel geworden ist. Die Aufhebung der 
progressiven Einkommenssteuer hat innerhalb weniger Monate zu einem Zuwachs von 
2,5 Prozent der Einnahmen des öffentlichen Haushalts aus Sozialversicherungen 
geführt. Das deutet darauf hin, dass es für viele Akteure kostengünstiger ist, legal zu 
arbeiten und die Steuern zu bezahlen, als den Aufwand der Steuerhinterziehung zu 
betreiben (vgl. SAR Mai 2005, S. 11ff.).  

Von besonderem Interesse für die vorliegende Arbeit ist die Problematik der Korruption 
in Rumänien, da wir von der Annahme ausgehen, dass die Akteure des öffentlichen 
Sektors eine wesentliche Rolle in der Beibehaltung ineffizienter Entwicklungspfade ha-
ben. Deswegen folgt an dieser Stelle ein Exkurs zum Thema Korruption.  

 

Exkurs: Korruption 

Eine der ersten Definitionen des Begriffes Korruption stammt von Nye (S. 416). Er 
nennt das Phänomen ein Verhalten, welches von den formalen Verhaltensregeln ab-
weicht und die Tätigkeit von Personen mit öffentlicher Autorität im Hinblick auf private 
Interessen kanalisiert, wie z.B. Reichtum, Macht und Status. Obwohl die korrupte Tä-
tigkeit eine Abweichung von den formalen Regeln darstellt, kann sie im Einklang mit 
den informellen Regeln sein. Nach der Definition von Rose-Ackerman taucht Korrup-
tion bei der Überschneidung des öffentlichen Sektors mit dem privaten Sektor auf. 
Wenn Angestellte im öffentlichen Sektor Macht über die Verteilung von Ressourcen an 
den privaten Sektor haben, dann wird der Anreiz geschaffen, Bestechungsgeld zu zah-
len. Durch die Zahlung von Bestechungsgeld erhoffen sich die Akteure, in den Genuss 
von Vorteilen zu kommen und Kosten zu vermeiden.  

In der Analyse der Korruption haben sich Wissenschaftler auf die Identifizierung der 
Ursachen für Korruption, ihrer Konsequenzen und das Erarbeiten von Lösungen zur 
Minimierung des Korruptionsverhaltens konzentriert. Dabei werden insbesondere der 
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Prinzipal-Agent- und der Rent-Seeking-Ansatz genutzt. Nach der Prinzipal-Agent-The-
orie delegiert der Staat (Prinzipal) die Aufgabe der Ressourcenallokation seinen Ver-
waltern (Agenten). Es folgt, dass je größer der Verwaltungsapparat ist, desto mehr Kor-
ruptionsopportunitäten gefunden werden können. Becker und Stigler (1974) zeigen, 
dass hier die Anreizstruktur der Agenten wichtig ist. Wichtig ist erstens die Höhe der 
Wahrscheinlichkeit, erwischt zu werden, zweitens das Lohnniveau und drittens die 
Frage, ob die Wiederholung der Gesetzesbrechung die Durchsetzungskosten erhöhen 
wird. Der vierte wichtige Aspekt der Anreizstruktur ist die schwere Durchsetzbarkeit 
der Antikorruptionsregeln, weil sich die ‚Korruptionsopfer’ an den rechtlichen Maß-
nahmen beteiligen wollen. Becker und Stigler nehmen an, dass Korruption negative 
Wachstumseffekte verursacht. Bezüglich des Lohnniveaus haben jedoch empirische 
Untersuchungen gezeigt, dass die Korrelation zwischen dem Lohnniveau und dem Kor-
ruptionsniveau nicht immer negativ ist. Eine negative Beziehung würde die Ver-
wicklung hochrangiger Bürokraten in Korruptionsfällen mit großen Geldsummen nicht 
erklären. Eine empirische Studie hat für Rumänien gezeigt, dass in der Transformati-
onszeit die Korrelation sogar leicht positiv ist (vgl. Anderson et al.). 

Die Rent-Seeking-Theorie behandelt das Phänomen der Korruption als eine Form des 
Strebens nach Renten, ähnlich wie das Lobbying. Diejenigen Akteure, die Bestechungs-
geld zahlen, handeln demnach mit dem Ziel, höhere Renten zu erreichen. Dabei unter-
scheidet sich Korruption dadurch von Lobbying und anderen Rent-Seeking-Verhalten, 
dass sie erstens ein Verstoß gegen die Gesetzgebung und zweitens wenig transparent ist 
(vgl. Lambsdorff).  

Drei Arten von Ursachen für Korruptionsverhalten können identifiziert werden: der 
staatliche Einfluss auf die Wirtschaft, bestimmte nicht-staatliche Faktoren und der Ein-
fluss der Unternehmen auf das staatliche Handeln. Staatlich bedingte Anreize für Kor-
ruptionsverhalten sind z.B. Handelsschranken, staatliche Subventionen, Preisregulie-
rungen, Wechselkurssysteme und ein niedriges Lohnniveau der Bürokraten im Ver-
gleich zum Lohnniveau im privaten Sektor oder zum Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt. 
Zu den nicht-staatlichen Faktoren zählen z.B. die Ausstattung mit natürlichen Ressour-
cen und soziologische Faktoren (vgl. Mauro 1997a).152 Hellman et al. (2001) identifizie-
ren als weitere Ursache für Korruption den Einfluss der Unternehmen auf das staatliche 
Handeln in den Transformationsstaaten. Somit können Unternehmen durch private 
Zahlungen an öffentliche Bedienstete und Politiker die Formulierung von Regeln be-
einflussen. Hellman et al. nennen dieses Phänomen „state capture“ im Gegensatz zur 

                                            
152  Für eine ausführliche Darstellung der staatlichen Einflüsse auf die Wirtschaft und der nicht-staatlichen 

Faktoren als Korruptionsursachen vgl. Mauro (1997b) und die Referenzen dort.  
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administrativen Korruption. Diese zweite Korruptionsform bedeutet Bestechung mit 
dem Ziel, die Implementierung der existierenden Regeln zu beeinflussen. Die dritte 
Korruptionsart ist der Einfluss. Dabei haben die Akteure des privaten Sektors die Macht, 
auf die Festlegung des Gesetzesrahmens einzuwirken, ohne Bestechungsgeld zu zahlen. 
Die empirische Studie von Hellman et al. (2001) zeigt, dass Rumänien im Vergleich zu 
den anderen mittel- und osteuropäischen Staaten überdurchschnittlich korrupt ist – be-
zogen auf alle drei Korruptionsarten.  

Die Korruption hat negative Konsequenzen auf die Wohlfahrt und auf das Wirtschafts-
wachstum einer Volkswirtschaft. Durch korrupte Tätigkeiten wird ein Wohlfahrtsverlust 
herbeigeführt, weil Ressourcen verschwendet werden. Diese Aussage basiert auf der 
Tatsache, dass die meisten korrupten Handlungen Transferkosten voraussetzen. Die 
Ressourcen werden also nicht von einem Wirtschaftsakteur zu einem Bürokraten kos-
tenlos transferiert, vielmehr wird ein Teil dieser Ressourcen dafür aufgewendet, um den 
Transfer überhaupt zu ermöglichen (vgl. Lambsdorff).153 Die traditionelle Rent-Seeking-
Theorie geht davon aus, dass der Wettbewerb zwischen Rent-Seeking-Akteuren positiv 
mit den Transferkosten korreliert sei. Daraus wird gefolgert, dass die Korruption im 
Falle eines Monopols geringere Wohlfahrtsverluste als bei Wettbewerb hervorriefe. Zu-
dem sei die Höhe der Rente exogen, so dass keine Dissipation der Rente auftreten könne 
(vgl. Buchanan 1980 und Tullock 1980b). Folglich fiele die Verschwendung von Res-
sourcen bei Korruption geringer als bei Lobbying aus.  

Lambsdorff zeigt aber, dass die Höhe der Korruptionsrente in einer Gesellschaft endo-
gen bestimmt wird, d.h. sie kann durch Rent Seeking beeinflusst werden (z.B. im Falle 
der state capture). Der Wohlfahrtsverlust wird dadurch hervorgerufen, dass die Korrup-
tion den Bürokraten dafür Anreize bietet, ineffiziente Regeln beizubehalten oder neue 
ineffiziente Regeln aufzustellen. Bei verbreiteter Korruption erhöhen die Bürokraten die 
angebotenen Renten oder verändern den institutionellen Rahmen so, dass neue Renten 
entstehen. Anders als z.B. Buchanan (1980), geht Lambsdorff davon aus, dass die Höhe 
der Renten in einem positiven Abhängigkeitsverhältnis zu den Rent-Seeking-Kosten154 
stehen.155 Je weniger Rent-Seeking-Akteure auf dem Markt agieren, desto stärker ist 
diese Korrelation ausgeprägt. Der Grund hierfür ist, dass die Rente für einen Monopo-
listen ein privates Gut darstellt, für welches er bereit ist, mehr Ressourcen einzusetzen; 
im Falle vieler Akteure wird sie aber zu einem Kollektivgut. Folglich kann es zu einer 

                                            
153  Einige Analysen der Korruption als Form des Rent Seeking gehen davon aus, dass die Ressourcen 

kostenlos transferiert werden und es somit nicht zu Wohlfahrtsverlusten kommt (vgl. Krueger 1974 
und Tullock 1980).  

154  Unter Rent-Seeking-Kosten wird die Summe zwischen Bestechungsgeld und Transferkosten verstan-
den.  

155  Vgl. hierzu auch Wintrobe. 
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Dissipation der endogen bestimmten Rente kommen: Je mehr Akteure auf dem Markt 
agieren, desto langsamer steigt der Wert der angebotenen Rente.  

Bezüglich der Effekte der Korruption auf das Wirtschaftswachstum und das Wachstum 
der Investitionen gehen die meisten Wissenschaftler von einer negativen Korrelation 
aus.156 So haben empirische Befunde gezeigt, dass Korruption positiv mit der Höhe der 
unproduktiven öffentlichen Investitionen korreliert ist und negativ mit der Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts (vgl. z.B. Mauro 1995 und Wei). Nach Murphy et al. 
kommt es zu einer ineffizienten Allokation von Talent, wenn die gebotenen Anreize für 
Rent Seeking höher sind als für eine produktive Tätigkeit. Hoch qualifizierte Individuen 
werden eher nach Renten streben als am Produktionsprozess teilzunehmen, eine Tat-
sache, die einen negativen Effekt auf das Wirtschaftswachstum hat. Weitere Effekte der 
Korruption sind geringere Steuereinkommen für den Staat, eine geringere Qualität der 
öffentlichen Infrastruktur und der öffentlichen Dienstleistungen und eine suboptimale 
Struktur der öffentlichen Ausgaben (z.B. die Finanzierung eines Brückenbaus in einer 
Gegend, in welcher der Bedarf dafür gering ist) (vgl. Mauro 1997a). Zudem hat Kor-
ruption negative Effekte auf das Niveau der Armut und der Ungleichheit in einer Ge-
sellschaft (vgl. Knack und Anderson sowie Gupta et al.). 

Nach Rose-Ackerman existieren vier mögliche Lösungen für das Korruptionsproblem: 
erstens die Erhöhung der Risiken und der Kosten für Korruption, eine Tatsache, die zu 
höheren Vorteilen des Ehrlichseins führt. Beispiele hiefür sind höhere Löhne und Pen-
sionsansprüche für Bürokraten und Sanktionen bezüglich des marginalen Nutzens des 
Annehmens von Bestechungsgeld. Eine zweite Lösung ist das Reduzieren der Anreize 
für Korruption durch Liberalisierung, weil es bei fehlenden Renten auch kein Rent 
Seeking gibt. Drittens sollte die bürokratische Willkür durch Transparenz eingegrenzt 
werden, und viertens sollten multinationale Gläubiger und Unternehmen beteiligt wer-
den. Shleifer und Vishny (S. 603) hingegen sind der Ansicht, dass Sanktionen für Büro-
kraten dazu führen, dass die Korruptionspreise steigen, also sollte der Wettbewerb zwi-
schen den Bürokraten erhöht werden. 

Die Korruption ist zurzeit einer der Hauptkritikpunkte der Europäischen Kommission 
bei der Überwachung der Übernahme des Acquis communautaire (vgl. Kommission 
2004, S. 22). Obwohl die Gesetze zur Korruptionsbekämpfung gemäß dem ge-

                                            
156  Es gibt Autoren, welche die schädliche Wirkung der Korruption in Frage stellen. Nach Leff (1964) ist 

Korruption das Äquivalent zur Einführung des Marktmechanismus in politischen und Verwaltungs-
strukturen, die eigentlich nach Befehlsmechanismen funktionieren. Die Einführung des Marktmecha-
nismus bedeutet einen erhöhten Wettbewerb, so dass folglich durch Korruption die Gesamteffizienz in 
der Volkswirtschaft erhöht wird. Nach Myrdal hat das aber zur Folge, dass die Bürokraten immer 
mehr Regeln aufstellen, um mehr Bestechungsgeld zu erhalten. 
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meinschaftlichen Besitzstand konzipiert sind, werden sie nicht effizient durchgesetzt 
und zeigen nur begrenzt Wirkung. Auch die empirische Studie von Anderson et al. be-
legt die Tatsache, dass die exzessive Regelung und die schlechte Implementierung der 
Regeln in Rumänien Ursachen für das Auftreten von Korruption sind. Lor und Puşca 
sehen die Korruption nicht nur als Ergebnis von Verhaltensweisen, sondern auch als 
Ergebnis von Paradoxien, die in der Transformation auf lokaler Ebene erscheinen. 
Teilweise sind es geerbte Verhaltensweisen aus der sozialistischen Zeit, teilweise das 
Ergebnis der Transformation. Lor und Puşca identifizieren folgende Paradoxien:  

� Ein erstes Paradoxon in Rumänien ist die Beziehung zwischen den Bürgern und 
dem Staat. Einerseits bot der Staat im Sozialismus eine hohe soziale Sicherheit, 
andererseits haben die Individuen ein generell geringes Vertrauen in den Staat. 
Das führt dazu, dass dieselben Gruppen, welche demokratische und reform-
orientierte Parteien wählen, später gegen die Privatisierung protestieren. Dieses 
Paradoxon hat als Folge, dass moralisch fragliche politische Akteure an die 
Macht kommen.  

� Ein zweites Paradoxon ist, dass das tatsächliche Niveau der Korruption niedriger 
sein kann als in der öffentlichen Meinung angenommen, da in Rumänien das 
Gleichheitskonzept als Folge der sozialistischen Ideologie einen hohen Stellen-
wert hat. Folglich werden auch diejenigen Gruppen als korrupt angesehen, die 
ihren Wohlstand ehrlich verdient haben.  

� Ein drittes Paradoxon ist das gestörte Verhältnis zum Geld. Der Übergang vom 
verbreiteten Tauschhandel und der niedrigen Inflation im Sozialismus zu einer 
hohen Inflation und der Institution des Bankrotts in der Transformationszeit ist 
ein Grund zur Zunahme der Korruption und des Betrugs. Ein berühmtes Beispiel 
hierfür sind die zwischen 1990 und 1994 entstandenen Pyramidensysteme, die 
privaten Anlegern hohe Gewinne versprachen. Das berühmteste davon war 
‚Caritas’,157 welches nach dem Muster eines Clubs funktionierte: Im ersten Jahr 
nach der Gründung konnten nur Personen Geld anlegen, die ihren Wohnsitz in 
der Stadt Cluj-Napoca hatten. Danach wurde diese Restriktion aufgehoben, die 
Geldanlage erfolgte jedoch nur in der Zentrale des Unternehmens in Cluj-
Napoca und war mit hohen Wartezeiten verbunden. Diese Exklusivität erhöhte 
den Anreiz für die Bürger, genauso wie das Versprechen, in drei Monaten das 
Achtfache des Geldes zu erhalten. Die Schätzungen zum Umsatz von Caritas 
sind unterschiedlich, die virtuelle Geldmenge soll nach Verdery ähnlich hoch 

                                            
157  Verdery (S. 168ff.) hat dieses Phänomen sehr detailliert analysiert.  
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wie das Bruttoinlandsprodukt Rumäniens in den betreffenden Jahren gewesen 
sein. Nach Verdery bildete sich auch bei Caritas eine Insidergruppe, die mit ge-
ringen Wartezeiten das Geld anlegen und wieder abheben konnte. Die Mehrheit 
der restlichen Anleger verlor das eingezahlte Geld, als Caritas 1992, zwei Jahre 
nach der Gründung, Insolvenz anmeldete. Das Caritas-Phänomen ist der Aus-
druck der Ungleichgewichte auf dem Markt nach der Liberalisierung und der 
darauf folgenden hohen Inflationsraten und der ungleich verteilten Informatio-
nen zwischen den Anlegern. Für viele Bürger existierte der Anreiz, an dem Spiel 
teilzunehmen, aufgrund der „Psychologie der Warteschlange“ (Verdery), ein 
Erbe des sozialistischen Systems.  

Die Reform des Justizsystems in Rumänien, die 2005 eingeleitet wurde, ist einer der 
wichtigsten Mechanismen zur Verhinderung von Korruption. Es kann aber zurzeit noch 
keine klare Aussage darüber getroffen werden, inwiefern diese Maßnahme positive 
Auswirkungen haben wird.  

 

5.6 Zusammenfassung 

 

Betrachtet man den Transformationsprozess in Rumänien vom Standpunkt der rivalisie-
renden Transformationstheorien – der Big Bang Theorie und der Theorie des graduellen 
Wandels –, so war der Prozess in Rumänien graduell. Dabei erfolgten die wichtigsten 
Veränderungen – die Dezentralisierung, die Privatisierung, die Liberalisierung der 
Preise und die Anpassung an den institutionellen Rahmen der Europäischen Union – ad 
hoc und nicht gemäß einer Strategie. Aus langfristiger Sicht ist der Transformations-
prozess in Rumänien aber ein diskontinuierlicher Wandel der Institutionen, der inner-
halb kürzester Zeit die externen Institutionen in der Gesellschaft veränderte.  

Der Transformationsprozess in Rumänien ist zur Zeit des Verfassens der vorliegenden 
Arbeit noch nicht beendet. Die Durchsetzung der externen Institutionen wurde in vielen 
Bereichen nicht endgültig erreicht, da sie von der Wirtschaftsentwicklung vor 1990 und 
von den sich langsam ändernden internen Institutionen aus der sozialistischen Zeit be-
einflusst wird. Beispielsweise ist die Privatisierung in der Industrie noch nicht abge-
schlossen und die weiche Budgetrestriktion verursacht weiterhin Ineffizienzen. Das 
Funktionieren der Marktwirtschaft wird also von mehreren Faktoren gehemmt: erstens 
durch einen hohen staatlichen Anteil an den Industriebetrieben, insbesondere im Ener-
giesektor, zweitens durch das willkürliche Durchsetzen oder durch das Nicht-Durchset-
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zen der Gesetze und drittens durch das ausweichende Handeln der ökonomischen Ak-
teure aufgrund der Unsicherheit durch häufige Gesetzesänderungen. Das effiziente 
Funktionieren der Demokratie wird durch Vorwürfe von Wahlbetrug und einer hohen 
Korruption stark infrage gestellt. Zudem funktioniert die Gewaltenteilung innerhalb des 
Staates noch nicht einwandfrei.  

Der bedeutendste Effekt der Transformation bezieht sich auf die makroökonomische 
Entwicklung Rumäniens in dieser Zeitspanne. Das Wirtschaftswachstum war uneinheit-
lich und von zwei ‚Transformationsrezessionen’ geprägt. Anders als die meisten mittel- 
und osteuropäischen Staaten hatte Rumänien Ende der 1990er eine zweite ‚Transforma-
tionsrezession’, die größtenteils auf die Transaktionskosten zurückzuführen ist, die in-
folge der Gestaltung des institutionellen Rahmens und infolge des Anpassens der inter-
nen Institutionen an die externen Institutionen entstanden.  

In den Jahren 2000 bis 2005 erzielte Rumänien jedoch ein hohes Wirtschaftswachstum. 
Die Integration Rumäniens in die EU wird in diesem Rahmen einen zusätzlichen positi-
ven mittelfristigen Wachstumseffekt bewirken. Zudem unterliegen die institutionellen 
Veränderungen der Transformationszeit durch den Beitritt zur EU einem Lock-in, wel-
cher den institutionellen Rahmen in Rumänien auf einem effizienten – und in Abwesen-
heit diskontinuierlicher Entwicklungen auch langfristigen – Entwicklungspfad führt.  
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6 Zusammenfassung der Ergebnisse  

 

Die zentrale Fragestellung der vorliegenden Arbeit ist, inwiefern die Institutionen und 
die institutionellen Entwicklungen im Laufe der Zeit einen Einfluss auf den heutigen 
wirtschaftlichen Entwicklungsstand in Rumänien haben. Um diese Pfadabhängigkeit zu 
identifizieren, haben wir den Wandel der wichtigsten externen und internen Institutio-
nen zwischen 1866 und 2005 in drei Etappen analysiert: die kapitalistische Zeit von 
1866 bis 1944, die sozialistische Zeit von 1944 bis 1989 und die Transformationszeit 
von 1990 bis 2005. In diesem letzten Kapitel der Arbeit werden wir die Schlussfolge-
rungen hierzu zusammentragen, welche die Aussage bekräftigen, dass die zeitliche 
Entwicklung sowohl der externen als auch der internen Institutionen eine Rolle für die 
politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen in der Transformationszeit spielten. 
Zwar wurde in der Literatur der Zeitpunkt des Beginns der Transformation in den mit-
tel- und osteuropäischen Staaten als „institutionelles Vakuum“ (Bunce und Csanádi 
1992) bezeichnet, dieses Vakuum kann sich aber nur auf die externen Institutionen des 
Sozialismus beziehen, die kurzfristig außer Kraft gesetzt wurden. Die Konzeption der 
neuen externen Regeln als Prozess der Verhandlung zwischen Akteuren und die Ver-
änderung der internen Regeln wurden von früheren institutionellen Arrangements be-
einflusst. Diese Tatsachen bekräftigen Murrells (1995) Aussage „tabula non rasa“. Der 
heutige Entwicklungstand in Rumänien hängt also von der Anpassungseffizienz des In-
stitutionenrahmens im Zeitverlauf ab. Diese Tatsache ist im Hinblick auf die zukünftige 
Integration des Landes in die Europäische Union von hoher Bedeutung, weil es die 
Übernahme der Institutionen der Union beeinflussen wird.  

Bei der vorliegenden Untersuchung haben wir uns ähnlich wie Douglass C. North vor-
rangig auf die Analyse des Wandels der Verfügungsrechte, auf die staatlichen Eingriffe 
in das Wirtschaftsgeschehen und auf relevante interne Institutionen – wie Korruption, 
Schattenwirtschaft und der Unterschied zwischen den formalen und den informellen 
Kompetenzen der wirtschaftlichen, politischen und bürokratischen Akteure – konzent-
riert. Ebenso wurde auch auf die Wichtigkeit des Bevölkerungswandels und des techni-
schen Forschritts hingewiesen. Dieses abschließende Kapitel beschäftigt sich im ersten 
Abschnitt mit den Pfadabhängigkeiten, die infolge der Analyse zu identifizieren sind, 
und im zweiten Abschnitt mit einem Ausblick auf weitere Forschungsfragen in diesem 
Zusammenhang.  
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6.1 Pfadabhängigkeit 

 

Wie im Abschnitt 2.3.1 dargestellt, wird die Pfadabhängigkeit durch selbstverstärkende 
Mechanismen hervorgerufen, die zu einer Abhängigkeit der institutionellen Entwick-
lung von vergangenen Ereignissen führen. Im vorliegenden Abschnitt werden wir diese 
Mechanismen in der wirtschaftlichen Entwicklung Rumäniens untersuchen. Ihre Wir-
kung fällt jedoch geringer als im Falle einer graduellen Entwicklung aus, weil Rumä-
nien zeitweise eine diskontinuierliche institutionelle Entwicklung durchlief. Aus diesem 
Grund wird im Folgenden zuerst die Rolle der Diskontinuität des institutionellen Rah-
mens für die wirtschaftliche Entwicklung untersucht. Im zweiten Schritt wenden wir uns 
der Pfadabhängigkeit der politischen Tauschprozesse zu, die der Veränderung von ex-
ternen Institutionen zugrunde liegen. Anschließend wird die Pfadabhängigkeit der Ver-
fügungsrechte, der staatlichen Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen und der internen 
Institutionen dargestellt.  

 

Diskontinuität des institutionellen Rahmens 

Die analysierte Zeitspanne von 1866 bis 2005 weist aus langfristiger Perspektive zwei 
wichtige diskontinuierliche Veränderungen des institutionellen Rahmens auf. Sie ver-
hinderten langfristig den evolutorischen Charakter der Entstehung und des Wandels der 
Institutionen mit dem Ziel der Erhöhung der Nettoergiebigkeit von Transaktionen. Es 
handelt sich zum einen um die Einführung des sozialistischen Systems 1944 und zum 
anderen um den Beginn der Transformation 1989. Vor der ersten diskontinuierlichen 
Veränderung durchlief Rumänien eine über siebzigjährige Demokratie- und Kapitalis-
musphase, in der trotz der Systemanomalien ein kontinuierliches Wirtschaftswachstum 
erreicht wurde. 

1866 befand sich Rumänien in der Transformationsphase von feudalen politischen und 
wirtschaftlichen zu kapitalistischen und demokratischen Strukturen. Im Vergleich zu 
den westlichen Staaten wurden in Rumänien die institutionellen Arrangements des Feu-
dalismus spät durch kapitalistische Institutionen ersetzt. Die wirtschaftliche Transfor-
mation, die 1864 mit der Aufhebung der feudalen Abhängigkeitsverhältnisse begann, 
dauerte in der Landwirtschaft bis zum Ersten Weltkrieg an. Die Bildung einer freien 
Marktwirtschaft begann bereits 1829 mit der Aufhebung des Außenhandelsmonopols 
des Osmanischen Reiches, konnte aber nicht effizient funktionieren, solange der Groß-
teil des Bruttoinlandsproduktes mit Hilfe feudaler Arbeitsverhältnisse in der Land-
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wirtschaft erwirtschaftet wurde. Das lange Überleben der feudalen Strukturen verhin-
derte die Kapitalintensivierung der landwirtschaftlichen Produktion. In der Industrie er-
folgte der Prozess schneller aufgrund der staatlich festgelegten Anreize. Erst in der Zwi-
schenkriegszeit erreichten die kapitalistischen und die demokratischen Institutionen eine 
höhere Effizienz.  

Die graduelle Anpassung der Regeln gemäß den Präferenzen der Gesellschaftsmitglie-
der wurde 1944 durch die Aufhebung der kapitalistischen und demokratischen Instituti-
onen und die zwangsweise Einführung der sozialistischen Institutionen aufgehalten.158 
Diese grundlegende Änderung des Entwicklungspfades hatte exogene Ursachen (den 
Zweiten Weltkrieg) und kann somit nicht als schrittweise Anpassung des Institutionen-
rahmens, hervorgerufen z.B. von einer Änderung der relativen Preise, angesehen wer-
den. Die Einführung der Zentralplanwirtschaft als eine der wichtigsten sozialistischen 
Institutionen führte zu einer schellen Industrialisierung, die ihrerseits zu einem hohen 
Wirtschaftswachstum führte. Diese Wachstumsraten wurden jedoch nach einigen Jahren 
unregelmäßig und schließlich in den 1980ern negativ. Der Entwicklungspfad erwies 
sich also als ineffizient, z.B. aufgrund der falschen Anreizstruktur und der Informati-
onsprobleme.  

Der diskontinuierliche institutionelle Wandel, der mit dem Kollaps des Sozialismus 
1989 eintrat, annullierte viele ineffiziente Regeln des sozialistischen Systems. Dabei 
handelt es sich nicht um eine ‚Rückkehr’ zum vorsozialistischen Entwicklungspfad. Die 
neue Entwicklungsrichtung weist Einflüsse aus der vorsozialistischen Zeit und aus der 
sozialistischen Zeit auf, hat aber auch völlig neue Merkmale. Die neuen Regeln be-
wirkten in den ersten Jahren der Transformation jedoch hohe Produktivitätseinbußen 
und Phänomene wie die ‚Reagrarisierung’ und die ‚Deindustrialisierung’. Erst ca. zehn 
Jahre nach dem Sturz kam es zu einem stabilen Wirtschaftswachstum.  

Die Diskontinuität der Institutionen aus langfristiger Perspektive hatte eine wichtige ne-
gative Folge auf die Wirtschaftsleistung Rumäniens: Bei jeder Veränderung entstand 
eine Diskrepanz zwischen den externen und den internen Institutionen, die hohe Trans-
aktionskosten in der Gesellschaft verursachte und Wohlfahrtseinbußen zur Folge hatte. 
Diese Diskrepanz wird darauf zurückgeführt, dass die externen Institutionen Imitationen 
von Modellen aus anderen Ländern waren (wie z.B. die Verfassung von 1866, die 
zwangseingeführten sozialistischen Institutionen und die Übernahme des Acquis 
communautaire in der Transformationszeit) und nicht mit den lokalen Durchsetzungs-
mechanismen und internen Institutionen kompatibel waren. Die Diskontinuität im Wan-

                                            
158  Die Institutionen der Demokratie wurden bereits 1938 aufgehoben, die Diktaturen von 1938 bis 1944 

hatten aber keine langfristige Auswirkung auf die wirtschaftliche Entwicklung des Landes.  

 



 210

del der Institutionen hemmte also das langfristige wirtschaftliche Wachstum in einem 
Land, das ohnehin in der Entwicklung zurückgeblieben war – aufgrund der lang an-
haltenden feudalen Strukturen und der späten Industrialisierung.  

 

Politischer Markt   

Wie anfangs angenommen, wird oft unproduktiven Pfaden aus dem Grund gefolgt, dass 
bestimmte verhandlungsmächtige Akteure ihre Interessen verfolgen. Weil wir in der 
gesamten analysierten Zeitspanne institutionelle Ineffizienzen identifiziert haben, ist es 
an dieser Stelle angebracht, die Entwicklung der Verhandlungsprozesse aus langfristiger 
Perspektive zu betrachten.  

In der Transformationszeit werden die demokratischen Prinzipien strikter eingehalten 
als in den beiden davor analysierten Epochen, so dass die politischen Tauschprozesse 
von einer höheren Effizienz gekennzeichnet sind. Zum einen ist die Gruppe der Wahl-
berechtigten viel größer dadurch, dass die Diskriminierung bezüglich Einkommen, Bil-
dung oder Geschlecht (wie in der vorsozialistischen Zeit) aufgehoben wurde. Zum ande-
ren wurde das Parteimonopol aus der sozialistischen Zeit beseitigt. Ein Beispiel der er-
höhten politischen Effizienz ist die Tatsache, dass es in der Transformationszeit mehr-
mals dazu kam, dass die Regierungen abgewählt wurden, so 1996, 2000 und 2004, was 
in der Zeit von 1866 bis 1990 nur ein einziges Mal geschah, nämlich 1937. Trotzdem 
lassen sich mehrere Ähnlichkeiten mit der Vergangenheit identifizieren: die relative 
Verhandlungsmacht der Parteien sowie die Kompetenzen der politischen und büro-
kratischen Akteure.  

Nach Preda (S. 56ff.) existieren zwei Gründe, warum in der Analyse der politischen 
Parteien in der Transformationszeit eine Parallele zur Zwischenkriegszeit berechtigt ist. 
Erstens gibt es geschichtliche und ideologische Verbindungen zu den Parteien von da-
mals und zweitens wird das damalige politische System heute als demokratisch angese-
hen. Aus Sicht der vorliegenden Arbeit sind die wichtigsten Ähnlichkeiten der politi-
sche Pluralismus, die hohe Fluktuation der Regierungen und die ‚Wahlprämien’.159 
Letzteres stellt die Verbindung zwischen dem Wahlgesetz von 1926 und der Wahlpraxis 
in der Transformationszeit her. Das Wahlgesetz von 1926 sah vor, dass die Partei, wel-
che die meisten Wählerstimmen gewann, zusätzlich zu den ihr zustehenden Parlaments-
sitzen die Hälfte der restlichen Parlamentssitze zugeteilt bekam. In der Wahlpraxis der 
Transformationszeit kam es aufgrund der Wahlregeln zu einer hohen Anzahl von Par-

                                            
159  Vgl. Abschnitt 3.4.3.  
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teien, die zur Parlamentswahl antraten. In einem Fall kamen 20 Prozent der Wähler-
stimmen auf Parteien, welche die Mindestanforderungen für eine Vertretung im Parla-
ment nicht erfüllten. Folglich wurden diese Stimmen auf die gewinnenden Partien ver-
teilt – auch als eine Art ‚Wahlprämie’.160 Hier handelt es sich um mentale Modelle, die 
als ein selbstverstärkender Mechanismus auftreten: Da die Wahlregeln nach 1990 in-
folge von Verhandlungen zwischen politischen Akteuren entstanden sind (und nicht als 
schrittweise marginale Anpassung), können die laschen Teilnahmeregeln an der Parla-
mentswahl als Instrument zur Schwächung oppositioneller Parteien betrachtet werden.  

Die Tatsache, dass es zurzeit kein stabiles Gleichgewicht zwischen den politischen Par-
teien in Rumänien gibt, ist unter anderem das Resultat vergangener Entwicklungen. Bis 
1938 gab es auf dem politischen Markt jeweils zwei große konkurrierende Parteien, 
während die restlichen Parteien nur eine geringe Bedeutung hatten. Sie waren über die 
Präferenzen des Medianwählers informiert und versuchten entsprechende institutionelle 
Arrangements anzubieten. Dieses Machtgleichgewicht wurde aber in der sozialistischen 
Zeit durch das Monopol der kommunistischen Partei zerstört. Nach der Wende ver-
suchten die zwei wichtigsten ‚historischen Parteien’ (die Liberale Partei und die 
National-Bäuerliche Partei) den Wählerstimmenanteil aus der Zwischenkriegszeit wie-
der zu gewinnen, doch hatten sich die Präferenzen des Medianwählers verändert. Im 
Mittelpunkt stand die soziale Sicherheit, ähnlich wie in der sozialistischen Zeit, eine 
Tatsache, die den Aufstieg der Sozial-Demokraten als stärkste Partei in der post-
kommunistischen Zeit erklärt. Wie im Abschnitt 5.3 angenommen, waren die Mitglieder 
der Sozial-Demokratischen Partei anfänglich Mitglieder des ehemaligen Bürokratie- 
und Parteiapparates. Folglich hatten sie im Vergleich zu den anderen Parteien geringere 
Informationskosten über die Präferenzen des Medianwählers und geringere Werbe-
kosten, um den Wählern einen kostengünstigen Zugang zu Informationen über ihr Par-
teiprogramm zu sichern. Das erklärt ihren zehnjährigen Erfolg. Die große Verhand-
lungsmacht der Parteien im politischen Prozess berechtigt also Predas Begriff der 
‚Parteienherrschaft’.  

Stellen sie die Regierung, so verfügen die Parteien über eine noch größere Verhand-
lungsmacht. In der Bildung der Regierung ist allerdings eine weitere Ähnlichkeit zu der 
vorsozialistischen Zeit zu erkennen: In der Transformationszeit kam es häufig dazu, 
dass die Ergebnisse der Parlamentswahl nicht die Ergebnisse der Staatspräsidentenwahl 

                                            
160  Außerdem spricht Preda von einer relativ überdimensionierten Legislativen und der hohen 

Disproportionalität des politischen Systems. Er hebt aber auch die Unterschiede hervor. So wurden die 
Wahlen bis 1926 in den Provinzen unterschiedlich abgehalten und die Größe der zwei Parlaments-
kammern war verschieden. Ein weiterer Unterschied ist der, dass in der Zeitspanne von 1919 bis 1937 
keine Regierung die Wahlen verloren hat, während in der Transformationszeit die Regierungen 1996, 
2000 und 2004 abgewählt wurden (vgl. Preda, S. 33ff.).  
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widerspiegelten. Weil aber die Regierung vom Staatspräsidenten ernannt wurde, ergab 
sich häufig der Fall einer Minderheitsregierung. Da solche Regierungen nicht immer die 
parlamentarische Unterstützung erhielten, gab es eine hohe Regierungsfluktuation. Hier 
besteht die Ähnlichkeit zum demokratischen System der vorsozialistischen Zeit: Der 
König ernannte zuerst die von ihm vorgezogene Regierung und anschließend wurden 
die Parlamentswahlen organisiert; in der Transformationszeit fanden demokratische 
Wahlen vor der Regierungsernennung statt, der Staatspräsident ernannte jedoch häufig 
eine Minderheitsregierung. Die einzige Ausnahme hierzu war die Regierung zwischen 
1996 und 2000. Ein wesentlicher Unterschied zu den Jahren davor ist der, dass der 
Staatpräsident auch durch Wahlen bestimmt wird. Ein Unterschied zwischen den for-
malen und den informellen Kompetenzen des Staatsoberhauptes wie in der vorsozialisti-
schen und in der sozialistischen Zeit tritt in der Transformationszeit zwar nicht auf, die 
häufigen Minderheitsregierungen deuten jedoch auf den hohen Machtanspruch des 
Staatpräsidenten hin. Zudem ist es in der Transformationszeit – wie in der vorsozialisti-
schen Zeit – üblich, dass mit Hilfe von Notverordnungen regiert wird und Gesetze häu-
fig geändert werden. Wie im Kapitel 5 ausgeführt, sind die Folgen hiervon die geringen 
Anreize der wirtschaftlichen Akteure, die Gesetze zu respektieren.  

Dass Akteure in der Transformationszeit sich häufig nicht gemäß der externen Regeln 
verhalten, kann auf die existierende Anreizstruktur zurückgeführt werden, die unmittel-
bar mit der Funktion der Judikativen verbunden ist. Es bedeutet, dass die Kosten des 
Nicht-Befolgens der Gesetze geringer sind als die Kosten des Befolgens der Gesetze. 
Die Judikative als Überwachungsmechanismus funktionierte in der gesamten analysier-
ten Zeit nicht effizient. In der Zeit vor 1944 nutzte sie in seltenen Fällen ihre Kontroll-
kompetenz, um die Verfassungswidrigkeit der Gesetze zu überprüfen. Durch die ineffi-
ziente Anreizstruktur ihrer Mitglieder kam es zu einem starken Abhängigkeitsverhältnis 
zur Exekutiven und zur Legislativen. Die internen Institutionen ermöglichten den hie-
rarchischen Aufstieg der Mitglieder nur durch Regierungsbeschluss, so dass die Mit-
glieder der Judikativen gleiche Interessen wie die Regierungsmitglieder entwickelten 
und nicht als unabhängige dritte Agenten agierten. In der sozialistischen Zeit war die 
Judikative faktisch eine vom Parteiapparat abhängige Behörde und ihre Mitglieder wa-
ren oft gleichzeitig Parteimitglieder. In der Transformationszeit ist die Funktion der Ju-
dikativen eine der größten politischen Ineffizienzen, die insbesondere im Hinblick auf 
die Integration in die Europäische Union hohe Anpassungskosten verursacht. Die fal-
sche Anreizstruktur für die Bürokraten, die zu Korruption und einer informellen Ab-
hängigkeit von der Exekutiven führt, ist in dieser Hinsicht ein wichtiger Kritikpunkt der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften in der Beurteilung der Funktion der ru-
mänischen Justiz.  
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Verfügungsrechte  

Die vorliegende Untersuchung hat der Entwicklung der Verfügungsrechte in der Land-
wirtschaft aus zwei Gründen eine wichtige Rolle eingeräumt. Zum einen war Rumänien 
bis nach dem Zweiten Weltkrieg eine Agrarwirtschaft und zum anderen ist auch in der 
Transformationszeit ein großer Teil der Bevölkerung von landwirtschaftlichen Erträgen 
abhängig. Die Pfadabhängigkeit in der Verteilung der Verfügungsrechte der Landwirt-
schaft ist dadurch gegeben, dass die Rückgabe des kollektivierten und verstaatlichten 
Bodens in der Transformationszeit maßgeblich nach den Vorgaben der Bodenreform 
von 1945 erfolgte. Diese Tatsache kann mit den Erwartungen der Akteure erklärt wer-
den, dass private Verfügungsrechte zu höheren Erträgen führen als die kollektiven Ver-
fügungsrechte.  

In der gesamten analysierten Zeit waren in Rumänien in diesem Sektor die Verfügungs-
rechte unklar definiert und die Anreizstrukturen suboptimal. Bezüglich der Definition 
der Verfügungsrechte haben wir im Abschnitt 4.3.1 gezeigt, dass es in vielen Teilen Ru-
mäniens bis 1996 keine Grundbücher gab, so dass es zu einer ineffizienten Nutzung des 
Bodens aufgrund unklar definierter Verfügungsrechte kam. So nahm z.B. die Durch-
setzung der Agrarreformen 1864 und 1921 viel Zeit in Anspruch und verursachte Pro-
duktivitätseinbußen. Ein anderes Beispiel ist die Tatsache, dass 1948 die Bauern weni-
ger Boden anmeldeten, als sie tatsächlich besaßen, um die hohen Produktabgaben zu 
vermeiden. Dieser „versteckte Boden“ (Verdery) führte zu Produktivitätseinbußen in 
der sozialistischen Zeit. In der Transformationszeit kam es erneut zu Ineffizienzen, weil 
es kostspielig war, die richtigen Besitzer zu ermitteln und die Verfügungsrechte klar zu 
definieren. Bei diesem Beispiel handelt es sich um das Fortbestehen der Effekte der Bo-
denreform von 1945.   

Eine weitere Pfadabhängigkeit sind die ineffizienten Anreizstrukturen. Vor dem Ersten 
Weltkrieg waren die Verfügungsrechte am Großteil der landwirtschaftlichen Fläche auf 
Großgrundbesitzer konzentriert, die ihre Nutzungsrechte häufig an Pächter weitergaben. 
Nur ein kleiner Anteil der Fläche stand den vielen Bauern zur Verfügung. Die hohen 
Pachtpreise, der kostspielige Zugang zu Kapital und die geringe staatliche Unter-
stützung bedeuteten eine ineffiziente Anreizstruktur für die Mehrheit der Wirtschafts-
akteure. Die Tatsache, dass Großgrundbesitzer reich und Bauern arm waren, führte 
dazu, dass der erwartete Nutzen aus einer weniger ungleichen Verteilung der privaten 
Verfügungsrechte für den Großteil der Bevölkerung hoch war. Diese Überzeugung 
wirkte wie ein Anreiz dazu, mehr Boden auszuhandeln und führte vor dem Ersten Welt-
krieg zu Bauernrevolten, in der sozialistischen Zeit zu Widerstand gegen die Kollekti-
vierung und in der Transformationszeit zu Spekulationen beim Kauf und Verkauf von 
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Boden sowie zu zahlreichen Gerichtsverfahren zur Feststellung der Eigentümer. In der 
Zwischenkriegszeit sank die Ungleichheit in der Verteilung der Verfügungsrechte, 
jedoch gab es trotzdem geringe Anreize für den Einsatz von technologischen Innova-
tionen, so dass die Produktion arbeitsintensiv blieb. Die Wachstumsraten in der Land-
wirtschaft waren daher bis zum Zweiten Weltkrieg extensiven Methoden zu verdanken 
und nicht Produktivitätssteigerungen. In der Transformationszeit wurden erneut ineffi-
ziente Anreize geboten durch das Bevorzugen der kollektiven Eigentumsformen. Somit 
blieb die Ähnlichkeit zu dem sozialistischen System erhalten. Trotzdem stieg die Zahl 
der einzelnen Bauernhöfe, was eine klare Präferenz der Eigentümer für private Ver-
fügungsrechte darstellt. Ein weiteres Effizienzproblem war, dass für viele neue Eigen-
tümer der Zugang zu Kapital kostspielig war, eine Tatsache, welche die geringe Pro-
duktivität begünstigte. 

Ein weiterer selbstverstärkender Prozess bezieht sich auf die Überwachung und Durch-
setzung der Verfügungsrechte. Diese war häufig ineffektiv und führte zu Effizienz-
verlusten. Ein sich wiederholendes Beispiel hierfür ist die Durchsetzung der Agrar-
reformen im Laufe der Zeit: Die Aufhebung der feudalen Strukturen 1864, die Agrar-
reform 1921, die Kollektivierung 1948/1949 und die Privatisierung 1991 wurden lang-
sam umgesetzt und forderten somit hohe Kosten, die aus der unklaren Definition der 
Verfügungsrechte entstanden. Für ein Land, welches bis Mitte des 20. Jahrhunderts den 
Großteil des Einkommens aus der Landwirtschaft erwirtschaftete, bedeutete diese Ver-
zögerung hohe Kosten. Diese mangelnde Durchsetzungskraft führte zusammen mit ei-
ner falschen Anreizstruktur dazu, dass ökonomische Akteure manchmal die Gesetze 
nicht respektierten. Ein anderer Aspekt war die willkürliche Durchsetzung der Gesetze, 
die in jeder der analysierten Zeitspannen anzutreffen war. Als Beispiel hierzu kann die 
Durchsetzung der Regeln auf lokaler administrativer Ebene in der Transformationszeit 
erwähnt werden, die durch ‚lokale Barone’ beeinflusst wird (vgl. Abschnitt 5.5.1).  

 

Staatliche Eingriffe 

Die Rolle des Staates für die wirtschaftliche Entwicklung war in der gesamten analy-
sierten Zeit von hoher Wichtigkeit. So waren die staatlichen Eingriffe entscheidend für 
die Entwicklung der Industrie ab 1881 durch die protektionistische Handelspolitik und 
durch staatliche Fördermaßnahmen. Dadurch wurden die Anreize in der Gesellschaft so 
verändert, dass die erwarteten Erträge aus diesem Bereich höher waren. Der Beginn der 
Industrialisierung in Rumänien war also nicht ein Resultat von Transaktionskostendiffe-
renzen zwischen den Kosten der Überwachung der Produktion innerhalb der Unterneh-
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men und den Innovationskosten wie in den westlichen Staaten, sondern ein Effekt staat-
licher Eingriffe. Nach North stellte der Anbruch der Industrialisierung in der westlichen 
Welt den Zeitpunkt dar, als die Volkswirtschaften stark zu wachsen begannen und die-
ses Wachstum langfristig anhielt. Der kritische Punkt für die Erhöhung der Effizienz in 
der Nutzung der Ressourcen und der Steigerung der Nettoerträge der Transaktionen trat 
in Rumänien erst Ende des 19. Jahrhunderts auf. Doch blieb Rumänien bis nach dem 
Zweiten Weltkrieg vorrangig eine Agrarwirtschaft. Die von den staatlichen Maßnahmen 
bedingte Anreizstruktur begünstigte bis zum Zweiten Weltkrieg die Entwicklung der 
Industrie und hatte als Folge eine starke Zunahme der industriellen Produktion. Sie war 
aber nicht ausreichend, um die Erträge aus der Landwirtschaft zu überholen und Rumä-
nien in einen Industriestaat zu verwandeln. Zudem fehlten die richtigen Anreize zur In-
novation, so dass die Technologien importiert wurden. Trotzdem gab es mit Ausnahme 
der Weltkriege und der Weltwirtschaftskrise eine steigende Entwicklung des Brutto-
inlandsproduktes.  

Die Industrialisierung erfolgte nach dem Zweiten Weltkrieg innerhalb von wenigen 
Jahren. Die Entwicklung zur Zeit des sozialistischen Systems erfolgte „forciert“ (Kornai 
1995a), d.h. erneut durch staatliche Eingriffe. Die benutzten Instrumente waren die Ver-
staatlichung aller Betriebe und die Einführung der Zentralplanwirtschaft. Aufgrund der 
falschen Anreizstrukturen, welche z.B. keine Innovationen bevorzugten und die Exis-
tenz der weichen Budgetrestriktion zuließen, und des Informationsproblems war das 
Wachstum nicht langfristig. 

In der Transformationszeit hatte der Staat ebenfalls eine entscheidende Rolle. Erstens 
sind die Organisationen, die mit der Durchführung der Privatisierung beauftragt wurden, 
staatlich. Zweitens führen Preisregulierungen in bestimmten Wirtschaftsbereichen zu 
einer Hemmung des freien Wettbewerbs. Drittens ist die Institution der weichen Budget-
restriktion für viele staatliche Unternehmen erhalten geblieben, so dass sie in den Ge-
nuss von staatlichen Subventionen oder Schuldenerlassen kommen. Die daraus resultie-
rende Anreizstruktur führt zum einen zu Ineffizienzen, d.h. Wohlfahrtseinbußen, und 
zum anderen zu einer Wettbewerbsverzerrung. Die Institution der weichen Budget-
restriktion ist ein Beispiel für eine ineffiziente Institution, die aufgrund der Interessen 
bestimmter Akteure beibehalten wird. Dabei handelt es sich um die Interessen der poli-
tischen Akteure, ihre Wählerstimmen zu maximieren, und die Interessen der Manager, 
die dadurch ihren privaten Nutzen maximieren. Zudem spielen auch Koordinations-
effekte eine Rolle, da aufgrund von Verträgen die staatlichen Unternehmen vernetzt 
sind.  
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In der Landwirtschaft waren die staatlichen Eingriffe bis 1944 bedeutend geringer. In 
der sozialistischen Zeit aber wurden die staatlichen Eingriffe durch die Verstaatlichung 
und Kollektivierung des Großteils der privaten Verfügungsrechte und durch die Ein-
führung der Zentralplanwirtschaft erhöht.  

 

Interne Institutionen  

Die Wichtigkeit der Pfadabhängigkeit bei internen Institutionen resultiert daraus, dass 
diese sich in der Regel viel langsamer verändern als externe Institutionen (vgl. 
Williamson 2000). Für den Transformationsprozess in der Tschechischen Republik ist 
nach North der größere Erfolg der Reformen im Vergleich zu Russland damit zu er-
klären, dass die Tschechische Republik eine Menge informelle Regeln aus der Zeit vor 
dem Kommunismus geerbt hat, die eine harmonische Implementierung der Regeln in 
der Transformationszeit ermöglicht haben. Sie bildeten eine starke Basis für die effi-
ziente Funktion der neu eingeführten externen Institutionen (vgl. North 1997, S. 16).   

Auch in Rumänien finden sich viele Werte und Normen aus der Zwischenkriegszeit in 
der Transformationszeit wieder. Diese unterstützten zum Teil den Erfolg der Transfor-
mationsreformen, da es in Rumänien bis 1938 eine funktionierende Demokratie und 
Marktwirtschaft gab. Somit wurden der politische Pluralismus und die Demokratie-
regeln problemlos eingeführt und sie funktionierten viel effektiver als in der vorsozia-
listischen Zeit. Andererseits gab es viele Anomalien dieser Systeme, die vor allem auf 
die internen Institutionen zurückzuführen sind. Zu nennen ist z.B. der Unterschied zwi-
schen den formalen und den informellen Kompetenzen der politischen Akteure. Bei-
spielsweise gingen in der Zeit vor 1938 die Wahlen oft so aus, wie der König es 
wünschte. In der Transformation lässt sich diese Gewohnheit darin erkennen, dass der 
Staatspräsident oft eine Minderheitsregierung beauftragte.  

Eine andere interne Institution ist die Gewohnheit vieler Gesellschaftsmitglieder, die 
Gesetze nicht zu respektieren. Somit kam es in der vorsozialistischen und vor allem in 
der sozialistischen Zeit zu Schattenwirtschaft und Korruption, deren Ausmaß aber 
schwer messbar ist. Die Schattenwirtschaft entstand unter der Bedingung einer ineffi-
zienten Anreizstruktur, d.h. weil gesetzeswidriges Verhalten zu höheren Gewinnen 
führte und die Sanktionswahrscheinlichkeit gering war. Folglich hat die Schatten-
wirtschaft den Ursprung in einem ineffizienten institutionellen Rahmen und einer ineffi-
zienten Durchsetzung der Gesetze. In Rumänien sind beide Bedingungen – sowohl inef-
fiziente Regeln als auch die ineffiziente Durchsetzung der Regeln – in der gesamten 
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analysierten Zeitperiode anzutreffen, was auf einen selbstverstärkenden Mechanismus 
hindeutet.  

Eine weitere interne Institution, die aus der vorsozialistischen Zeit erhalten blieb, ist die 
Bereitschaft der gesetzgebenden Akteure, den institutionellen Rahmen anderer Staaten 
mit der Erwartung zu imitieren, dass auch Rumänien eine ähnliche wirtschaftliche Ent-
wicklung wie die Leitbild-Staaten haben würde. So wurde 1866 die rumänische Ver-
fassung nach dem Muster der belgischen Verfassung eingeführt, das sozialistische Sys-
tem übernahm (zwangsweise) die Regeln der Sowjetunion und in der Transformations-
zeit wurde der Acquis communautaire der Europäischen Union übernommen. Dabei 
wurden nur externe Institutionen übernommen, wobei die Prozesse der Selektion, der 
Übertragung und der Adaption, also die tatsächliche Überführung der imitierten Mo-
delle in die Praxis, nicht sofort funktionierten, weil sie nicht im Einklang mit den inter-
nen Institutionen waren. Nur im Falle der zwangsweise übernommenen Institutionen 
des sozialistischen Systems erfolgte die Übertragung der Handlungsmuster in der Praxis 
kurzfristig, in den beiden anderen Fällen blieb sie aus. Das verursachte hohe Trans-
aktionskosten, die zu Wohlfahrtseinbußen führten. Maiorescus Problematik der ‚Formen 
ohne Grundlage’ als Beschreibung der Übernahme der externen Institutionen, ohne dass 
sich die Modelle in der Praxis vollkommen wieder finden, bleibt nach über hundert-
vierzig Jahren immer noch aktuell. 

 

6.2 Ausblick  

 

Die vorliegende Arbeit hat die Wichtigkeit eines effizienten institutionellen Rahmens 
für die Wirtschaftsleistung Rumäniens hervorgehoben. Dabei haben wir uns den bishe-
rigen Erkenntnissen der Neuen Institutionenökonomie bedient. Es besteht jedoch weite-
rer Forschungsbedarf auf diesem Gebiet. Wie bereits im Kapitel 2 hervorgehoben, ist es 
den Forschern bislang noch nicht gelungen, eine einheitliche theoretische und analyti-
sche Konzeption für die Neue Institutionenökonomie zu erarbeiten, die allgemein ak-
zeptiert wird. Die Neue Institutionenökonomie zeichnet sich durch ihre Methoden-
vielfalt und Kasuistik aus. 

Bei der Analyse des institutionellen Wandels in Rumänien haben wir uns lediglich mit 
den wichtigsten externen und internen Institutionen beschäftigt, die einen Einfluss auf 
den heutigen Entwicklungsstand des Landes haben. Die hier zusammengetragenen For-
schungsergebnisse können als Grundlage für weiterführende institutionenökonomische 
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Analysen dienen. Beispielsweise kann die Wirkung der weichen Budgetrestriktion auf 
die jeweiligen industriellen Branchen analysiert werden. Eine andere offene For-
schungsfrage bezieht sich auf die detaillierte Analyse der Rolle der einzelnen Interes-
sensgruppen in der kollektiven Entscheidungsfindung. Die Ergebnisse dieser weiter-
führenden Forschungen können beispielsweise als Grundlage für eine normative 
institutionenökonomische Analyse dienen.  

Um sich ein vollständiges Bild über den Einfluss der Institutionen auf die Wirtschafts-
entwicklung in Rumänien zu machen, ist als weiterführender Forschungsansatz eine 
Messung und Operationalisierung der hier verwendeten Einflussgrößen notwendig. Der 
erste Schritt hierfür ist eine Messung des Transaktionskostensektors in Rumänien. Die-
ses Vorhaben würde die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit empirisch untermauern. 
Ein zweiter Schritt könnte die Messung der Wachstumseinbußen sein, die auf die Exis-
tenz der wettbewerbshemmenden Institutionen, der Schattenwirtschaft und der Korrup-
tion zurückzuführen sind.  

Zusätzlich würde eine vergleichende Analyse mit anderen ehemaligen sozialistischen 
Staaten aus Mittel- und Osteuropa Aufschluss darüber geben, inwiefern die institutio-
nellen Arrangements aus der Zeit vor 1944 einen Einfluss auf den Ablauf der Transfor-
mation haben. Insbesondere würde diese Analyse die länderbezogenen Unterschiede in 
der Wirtschaftsentwicklung der letzten fünfzehn Jahre erklären wie z.B. die unter-
schiedlichen Niveaus des Pro-Kopf Bruttoinlandsproduktes und der Wirtschafts-
wachstumsraten. Weiterführende Forschungen zu den Auswirkungen der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen und der politischen Beziehungen würden zusätzlich Aufschluss 
darüber geben, inwiefern die bevorstehende EU-Mitgliedschaft oder die Globalisierung 
einen Einfluss auf den institutionellen Rahmen haben.  

Eine Beobachtung der weiteren Entwicklung Rumäniens als Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union ab 2007 wird weitere Einsichten darüber bieten, ob das Wirtschafts-
wachstum der letzten sechs Jahre der Beginn eines anhaltenden effizienten Entwick-
lungspfades ist. Die zukünftige Integration Rumäniens in die EU wird zumindest mittel-
fristig einen positiven Effekt auf die wirtschaftliche Entwicklung des Landes haben. Die 
Gründe hierfür sind nicht nur die steigenden Kapital- und Einkommenstransfers, son-
dern auch der institutionelle Lock-in der Reformen. Dadurch werden die Stabilität des 
kapitalistischen Systems und die Chancen, dass Rumäniens institutioneller Rahmen 
langfristig effizient funktioniert, erhöht.  
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